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Mediale Kompetenzen

Mehr und mehr wird bei vielen Gelegenheiten der Ruf nach
journalistischen Kernkriterien laut, welche die Gewißheit nach
Wahrheitsgehalt, Faktizität und struktureller Richtigkeit
überprüf- und ermittelbar macht. Eine Quelle beispielsweise durch eine
weitere und möglichst dazu noch durch eine unabhängige Bestätigung für
eine Behauptung, für einen Bericht oder für eine Beschreibung zu
hinterfragen und zu sichern, wäre ein solches Kriterium.

Die gründliche Recherche und die Berücksichtigung von
Gegenstandpunkten gehört da selbstverständlich ebenso zum Arbeitsset
wie der Blick auf weitreichendere Zusammenhänge. Zur Überprüfung
solcher publizistischer Selbstverständlichkeiten wird schlußendlich
sogar für diesen Bewertungs- und Beurteilungszweck mit dem Gedanken an
eine entsprechende wissenschaftliche Instanz gespielt.

Selbst Fakten können jedoch auf unterschiedlichere Art erlebt,
erfahren, erlitten und bewältigt worden sein, als es eine gezielte
Lesart oder ein bestimmtes Übermittlungsinteresse zugestehen würde.

Auch die Wahrheit wäre, auf ihre sprachgeschichtliche Urfunktion
zurückgeführt, doch lediglich eine unter Umständen bevorzugte Sicht
welcher Dinge oder Ereignisse auch immer.

Wie hergeholt und konstruiert erscheint da ein Kriterienstrangulat,
das bei allgemein medialer Verarbeitung so etwas wie Gültigkeit und
Ungültigkeit in die Arena des Austausches zu bringen versucht. Es muß
schon eine große Furcht vor demokratischen Prozessen im Spiele sein,
wenn dazu übergegangen wird, eine Kapelle gegen den Wind aufzurichten,
um über diese gemauerte Fessel die freie Luft auf die eigene Seite zu
zwingen.

Schattenblick-Redaktion


9. März 2018
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ATOM/153: Halbwertzeit - und das neue Wettrüsten ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative (BI) "Kein Atommüll in Ahaus"

Natur- und Umweltschutzverein (NUG) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Pressemitteilung, 12. März 2018

30. März / Karfreitag: Auftakt der NRW-Ostermärsche in Gronau

• Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage

• Urananreicherung stoppen und Atomwaffen ächten



Am Karfreitag, 30. März, veranstaltet das Aktionsbündnis Münsterland
gegen Atomanlagen wieder einen Ostermarsch zur Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA) des internationalen Urenco-Konzerns. Die
Auftaktkundgebung beginnt um 13 Uhr am Bahnhof Gronau (Westf.),
anschließend geht es zur Urananreicherungsanlage, wo es vor dem Haupttor
eine Abschlusskundgebung gibt. Thematischer Schwerpunkt sind in diesem
Jahr Atomwaffen - und das nicht nur aufgrund der ständigen Provokationen
und dem angekündigtem Wettrüsten zwischen den USA, Nordkorea und
Russland. "Auch die Urananreicherungsanlage in Gronau und das Ahauser
Atommülllager stehen in direktem Zusammenhang mit der weltweiten
Bedrohung durch Atomwaffen," so Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Auch in diesem Jahr ist der Gronauer Ostermarsch der Auftakt der
Ostermärsche in NRW. Die Planungen erfolgen in Zusammenarbeit mit den
Friedensorganisationen, die auch den Ostermarsch Rhein-Ruhr organisieren.

Urencos Hilfe für Atomwaffenprogramme



Die Urananreicherungstechnik spielt eine wichtige Rolle bei der
Entwicklung und dem Bau von Atombomben. Das pakistanische,
nordkoreanische und auch iranische Atomprogramm basieren auf Unterlagen
des Urenco-Konzerns, die in den 1970er-Jahren bei der Schwesteranlage
der UAA Gronau in Almelo (NL) entwendet wurden.

In den letzten Jahren sind die Lieferungen von angereichertem Uran von
Gronau in die USA massiv gewachsen. Es gibt sogar Lieferverträge
zwischen Urenco und dem US-AKW-Betreiber TVA, der in zwei AKW wichtige
Spaltprodukte (Tritium) für die Instandhaltung und die von US-Präsident
Trump angekündigten Neuentwicklungen von Atomwaffen produziert. Hiermit
wird die Grenze von der zivilen Nutzung der Anreicherung zur
militärischen Nutzung klar überschritten!

Atombomben-Material im Atommülllager Ahaus



Trotz massiver Sicherheitsbedenken hält die bayrische Landesregierung an
den Plänen fest, Atommüll mit bis zu 87,5% angereichertem Uran aus dem
Garchinger Forschungsreaktor in Ahaus einzulagern. "Wenn dies passiert,
müsste das Ahauser Atommülllager zu einem militärischen
Hochsicherheitsbereich ausgebaut werden, da dieser Atommüll mit
besonders einfachen Mitteln für den Bau von Atombomben genutzt werden
kann," so Felix Ruwe von der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus".

Atomwaffen und Urananreicherung ächten



Auf dem Gronauer Ostermarsch am Karfreitag wird unter anderem ein
Vorstandsmitglied der Friedensnobelpreisträgerin ICAN sprechen. Die
Organisation hat in den vergangenen Jahren maßgeblich Einfluss auf die
Initiierung des UN-Atomwaffenverbotsvertrags gehabt. "Wir fordern mit
dem Gronauer Ostermarsch, dass die Bundesrepublik Deutschland dem
Atomwaffenverbotsvertrag beitritt und dementsprechend die
Urananreicherung, Uranexporte und die Lagerung von US-Atomwaffen in
Deutschland beendet," erklärte Peter Bastian vom Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen. Die alte Bundesregierung weigerte sich
bisher, dem UN-Vertrag beizutreten. Von der neuen Bundesregierung
fordern die Initiativen und der BBU eine rasche Kurskorrektur sowie die
Stilllegung der Urananreicherungsanlage Gronau.

Die OrganisatorInnen des Ostermarsches in Gronau hoffen auf eine rege
Beteiligung, um ein deutliches Zeichen für friedliche Konfliktlösungen
und gegen weitere Eskalationen durch deutsche Uran- und Waffenexporte zu
setzen. Auch eine Vertreterin der atomkritischen Ärzteorganisation IPPNW
wird auf dem Ostermarsch sprechen. IPPNW setzt sich seit Jahren aus
zivilen wie militärischen Gründen für einen Ausstieg aus der
Urananreicherung ein."Alle, die sich für diese Ziele einsetzen wollen,
sind herzlich zur Teilnahme am Gronauer Ostermarsch eingeladen. Neben
Rede-Beiträgen wird es auch wieder Musik des Kölner Liedermachers Gerd
Schinkel geben und die VolXküche sorgt für das leibliche Wohl," so Peter
Bastian.Zur Teilnahme an dem Gronauer Ostermarsch rufen u. a. der
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, die BI "Kein Atommüll in Ahaus", das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen, der AKU Schüttorf und der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auf.


Hintergrundinformationen:

www.ostermarsch-gronau.de 

http://www.ostermarsch-ruhr.de 

https://www.friedenskooperative.de 

https://www.icanw.de

https://www.ippnw.de 

http://www.zeit.de/2017/35/nordkorea-atomwaffen-pakistan-abdul-qadeer-khan

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2018 
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ATOM/152: Halbwertzeit - Anlaß, Grund, Gelegenheit ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 11. März 2018

Bundesweit haben zahlreiche Fukushima-Gedenk- und Protestveranstaltungen
stattgefunden 

BBU fordert den sofortigen und kompletten Atomausstig



(Bonn / Berlin, 11.03.2018) Anlässlich des 7. Jahrestages des Beginns
der Atomkatastrophe in Fukushima (Japan, 11. März 2011) haben am
Wochenende bundesweit in vielen Städten Gedenk- und
Protestveranstaltungen stattgefunden, bei denen die sofortige Stilllegung
aller Atomanlagen gefordert wurde. Auch der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) hatte zur Teilnahme aufgerufen. Nach Informationen des
BBU haben die größten Demonstrationen in Berlin und am Atomkraftwerk
Neckarwestheim stattgefunden. Der BBU betont, dass die
Fukushima-Katastrophe und ihre anhaltenden Folgen nicht in Vergessenheit
geraten dürfen. Das Mitgefühl des BBU gilt den betroffenen Menschen in
Japan. "Und in der Bundesrepublik Deutschland muss der Atomausstieg endlich
komplett vollzogen werden", fordert BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz. "
Der dreckige Kohlestrom darf dabei keine Alternative zum Atomstrom sein.
Die Zukunft der Energieversorgung gehört international der Solarenergie und
der Windkraft."

Bei den bundesweiten Anti-Atomkraft-Protesten wurde auch verstärkt die
Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen gefordert, für die es
bisher keine Laufzeitbegrenzung gibt. Beide Anlagen produzieren
Nuklearmaterial, das den Betrieb zahlreicher Atomkraftwerke in aller
Welt ermöglicht. Die zukünftige Bundesumweltministerin Svenja Schulze
ist jetzt in der Pflicht, kurzfristig einen Stilllegungsfahrplan für die
beiden umstrittenen Uranfabriken vorzulegen. In Gronau, dem Standort der
Urananreicherungsanlage, wurde am Samstag (10.03.) vom Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Gronau eine Mahnwache durchgeführt; für den Sonntag (11. März
2018) hat u. a. der Elternverein Restrisiko Emsland zur Teilnahme an einer
Schweige-Mahnwache aufgerufen. Sie beginnt um 18 Uhr (bis 18.30 Uhr) und
findet am Marktplatz vor dem Alten Rathaus statt. Diese Aktion richtet sich
besonders gegen die Uran-Brennelementefabrik in Lingen sowie gegen das
Atomkraftwerk Lingen 2.


Erfolgreicher internationaler Brückenaktionstag gegen
Atomgefahren


Am Samstag protestierten grenzüberschreitend die Bürgerinitiative
Cattenom Non Merci und der Verein RE.C.H (Verein menschliche
Kettenreaktion, Frankreich) in Kooperation mit zahlreichen weiteren
Anti-Atomkraft-Initiativen, Vereinen und Parteien mit
Anti-Atom-Kraft-Transparenten auf europäischer Ebene auf insgesamt 50
Brücken oder an einigen Kreisverkehren mit der dringlichen Forderung,
dass alle Atomanlagen sofort und unumkehrbar aus sicherheitsrelevanten
Gründen auf EU-Ebene abgeschaltet werden.

Durch diesen EU-weiten Brücken-Protest in Frankreich, Deutschland,
Luxemburg und Belgien haben Bürgerinitiativen und Umweltverbände dieser
Länder gemeinsam davor gewarnt, dass Radioaktivität nicht an Grenzen
halt macht. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass aufgrund der
zunehmenden Bedrohung und der steigenden Gefahren durch Unfälle, die auf
die überalterten Atomanlagen zurück zu führen sind, ein schwerer
Störfall jederzeit möglich ist. Solch ein schwerer Störfall könnte auch
durch einen Terrorangriff oder Flugzeugabsturz herbeigeführt werden.
Zudem wurde bei den Protesten angesichts der drohenden gefährlichen und
unsicheren Lagerung von Atommüll, der Millionen von Jahren sicher
gelagert werden muss, die Beendigung des Endlagerprojekts für atomare
Abfälle in Bure (Frankreich) eingefordert. Die Veranstalter des
Brückenaktionstages schätzen, dass die Anti-Atomkraft-Proteste mit den
Transparenten auf den Brücken international von mehr als 250.000
Menschen gesehen wurden.

Informationen über den internationalen Brückenaktionstag:

https://cattenomnonmerciorg.wordpress.com/startseite-2


Sonntag, 18. März: Proteste in Ahaus und beim Tagebau Hambach


Schon am nächsten Sonntag, am 18. März, findet in Ahaus eine weitere
überörtliche Anti-Atomkraft-Protestaktion statt. Um 14 Uhr beginnt dann
vor der Ahauser Stadthalle eine Kundgebung, mit der an Fukushima, aber
auch an den großen Castortransport von 1998 nach Ahaus (mit
Brennelementen aus den Atomkraftwerken Gundremmingen und Neckarwestheim)
erinnert wird. Die Kundgebung findet vor der Stadthalle in Ahaus statt,
ursprünglich sollte sie am "Mahner" durchgeführt werden. Organisiert
wird die Kundgebung von der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus".
Zur Teilnahme rufen auch der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen und der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auf. Informationen:

http://www.bi-ahaus.de

Ebenfalls am 18. März 2018 demonstrieren im Hambacher Forst
Anti-Kohle-und Anti-Atomkraft-Initiativen gegen Kohleabbau und
Kohleverstromung. Beginn: 11.30 Uhr, Tagebau Hambach. Weitere Informationen
dazu unter:

http://zukunft-statt-braunkohle.de


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/253: Hambacher Forst - Sägemühlen mahlen langsam ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 13. März 2018

Hambacher Wald: BUND will vors Oberverwaltungsgericht



Düsseldorf, 13. März 2018 | Der Rechtsstreit um den Schutz des Hambacher
Waldes vor dem Braunkohlentagebau geht weiter. Der nordrhein-westfälische
Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat
heute beim Verwaltungsgericht Köln beantragt, die Berufung gegen das am 24.
November 2017 verkündete Urteil (14 K 1282/15) zuzulassen. Wird dem Antrag
stattgegeben, muss das Oberverwaltungsgericht des Landes in Münster über
die BUND-Klage entscheiden.

Das Verwaltungsgericht Köln hat erst unlängst die schriftliche Begründung
für das November-Urteil vorgelegt. Gegenstand des Verfahrens waren die
Zulassungen des Hauptbetriebsplans bis 2017 und des 3. Rahmenbetriebsplans
von 2020 bis 2030. Der Hauptbetriebsplan erlaubt unter anderem die sog.
Vorfeldräumung und Waldrodung. Er erfasst Teile des Hambacher Waldes. Das
Gericht wollte der BUND-Argumentation nicht folgen, wonach im
Zulassungsverfahren eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) hätte
durchgeführt werden müssen. Daneben, so die BUND-Überzeugung, untersteht
der Hambacher Wald auch wegen des dortigen Vorkommens des Lebensraumtyps
Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwald und der Bechsteinfledermaus bzw. anderer
Arten dem Schutz eines potentiellen FFH(Flora-Fauna-Habitat)-Gebiets.

Unmittelbar nach der Klageabweisung hatte der BUND beim
Oberverwaltungsgericht (OVG) eine Zwischenverfügung für einen Rodungsstopp
im Hambacher Wald erwirkt. Das OVG sah 'gewichtige fachliche Anhaltspunkte'
für die Existenz eines FFH-Gebietes im Hambacher Wald. In der Folge hatte
das Land NRW keine neue Rodungserlaubnis erteilt.

Der BUND ist optimistisch, dass die Berufung zugelassen wird. Zum einen
bestünden ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen
Urteils. Zum anderen weise die Rechtssache besondere rechtliche
Schwierigkeiten auf und habe grundsätzliche Bedeutung. Bis zum 4. Mai hat
der BUND nun Zeit, seinen Antrag zu begründen.

Ungeachtet dessen hat die RWE Power AG bei der Bezirksregierung Arnsberg
eine neue bergrechtliche Erlaubnis beantragt. Hintergrund ist, dass die
Verlängerung der alten Hauptbetriebsplanzulassung am 31. März ausläuft. Der
BUND hat diesen Antrag angefordert, allerdings von der Bergbehörde bislang
noch nicht übermittelt bekommen.

Alle Infos zur Klage:

www.bund-nrw.de/hambach_klage

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. März 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/30 20 05-22, Fax: 0211/30 20 05-26

Redaktion: Dirk Jansen, Pressesprecher

E-Mail: dirk.jansen@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/252: Hambacher Forst - und es folgt die nächste Runde ... (Michael Zobel)


47. monatlicher Waldspaziergang im Hambacher Wald - Rote Linie am
Sonntag, 18. März

von Michael Zobel, 12. März 2018
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Quelle: Michael Zobel



Guten Tag zusammen,

Rodungsstopp bis Oktober 2018! Noch nie waren wir dem Ziel so nah, den
kleinen Rest des einstmals so stolzen Waldes retten zu können. Dazu haben
viele Menschen beigetragen, die Führungen sind ein kleiner Baustein auf dem
Weg zum großen Ziel...

Den sensationellen Rodungsstopp haben wir alle in erster Linie den nicht
nachlassenden juristischen Bemühungen des BUND NRW zu verdanken. Aber auch
der Bewegung, zu der wir mittlerweile geworden sind, unter anderem der
Petition und den vielen Menschen, die an den Rote Linien Aktionen
teilgenommen haben. Ein ganz dickes Dankeschön dafür!

Doch der Wald ist noch längst nicht sicher vor der Zerstörungswut von RWE.
Sowohl die aktuelle Landesregierung als auch die neue Bundesregierung sind
alles andere als ambitioniert in Sachen Klima Schutz und Kohleausstieg.

Auf zum nächsten Waldspaziergang - kommt mit am 18.3.2018


Die Sonntagsspaziergänge im Hambacher Wald werden fortgesetzt. Mehr als
11.900 Menschen haben in den vergangenen vier Jahren an fast 150 Führungen
teilgenommen, ein unfassbarer Erfolg!

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 18. März, 15. April, 13. Mai, 10. Juni,
15. Juli...

Sonntag, 18. März, Rote Linie- Wald statt Kohle - 47 Monate
Waldspaziergang... 

Die erste Rodungs-Verhinderungs-Saison ist zu Ende. Nach zwei schlimmen
Tagen im November ist kein weiterer Baum gefallen, zum ersten Mal seit 40
Jahren! Sorgen wir dafür, dass das so bleibt, setzen wir erneut ein Zeichen
der Unterstützung für die Waldschützer, die mit ihrer Anwesenheit eine
wertvolle Arbeit für uns alle leisten.

Frühjahr im Hambi, wir werden erneut zeigen, warum auch der kleine Rest des
ehemals stolzen Waldes unbedingt schützenswert ist.

Sonntag, 18. März, 47. Waldspaziergang im Hambacher Wald - Rote Linie -
es ist wieder so weit

Zwischen Morschenich, den Baggern und dem Hambacher Wald werden wir erneut
ein eindrucksvolles Zeichen setzen. Rot gekleidet, mit roten Transparenten
und Bannern sagen wir "bis hierher und nicht weiter", wie 2016 und 2017
werden viele Menschen im und um den Wald unterwegs sein, rot, unüberseh-
und unüberhörbar. Bitte ab sofort rote Kleidung, rote Banner, rote
Utensilien zurechtlegen, am 18. März ab 11.30 Uhr werden wir sie brauchen.

Kommt um 11:30 Uhr nach Morschenich. Jede/r Einzelne von Euch war und ist
wichtig und wir freuen uns auf ein Wiedersehen oder erstes Kennenlernen,
denn

Wir haben was zu FEIERN....

• Die erste erfolgreiche Rodungsverhinderungssaison seit 40 Jahren [1]

• Über 67.000 Petitionsunterzeichner*innen für den Erhalt des
Hambacher Waldes [2]

• Über 12.000 Teilnehmer*innen bei fast 150 Waldspaziergängen in 4
Jahren und über 5.000 Teilnehmer*innen bei der Roten Linien am Hambacher
Wald [3]

• 'Welcome back, bats!' Bechsteinfledermäuse & Co dürfen bleiben [4]

• Sensationelle 6 Jahre Waldbesetzung [5]

 ... und sagen DANKE!

Wir freuen uns, Euch am Sonntag, am Hambacher Wald in roter Kleidung, mit
roten Kopfbedeckungen und Accessoires und festem Schuhwerk begrüßen zu
dürfen. Sitzunterlage und Geschirr fürs Picknick nicht vergessen.

Treffpunkt ist die Unterstrasse in Morschenich (52399 Merzenich) in
Richtung Tagebaukante. Dort werden Euch liebe Menschen freudig erwarten und
den Weg weisen.

S-Bahn Haltestelle: Buir, von dort verkehrt ein Shuttlebus

Veranstalter: Michael Zobel und Eva Töller + Bündnis gegen Braunkohle +
Initiative Buirer für Buir

#SeidieRoteLinie #betheredline #endcoal #hambibleibt #hambacherforst

Sagt es weiter! Verbreitet es weiter! Seid dabei!

Danke für die großartige Unterstützung auf unserem gemeinsamen Weg in eine
kohlefreie und gerechtere Zukunft.

Mit freundlichen Grüßen, bis Sonntag,

Michael Zobel, Eva Töller, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele weitere
Menschen, die sich für das Ende der Braunkohleverstromung und die Rettung
des Hambacher Forstes einsetzen

Anmeldung und weitere Infos bei Michael Zobel per Mail info@zobel-natur.de.

Weitere Informationen:

Das MobiVideo:

https://vimeo.com/257992910

Und mehr: 

https://www.facebook.com/events/605830509749492/

http://bündnis-gegen-braunkohle.de/rote-linien/rote-linie-gegen-kohle-18-03-2018/

http://www.buirerfuerbuir.de/

Verweise:

[1] https://www.bund-nrw.de/themen/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/bund-klage-gegen-hambach/

[2] https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

[3] https://www.youtube.com/watch?v=seW1mUtXnlo

[4] https://www.youtube.com/watch?v=oyyfcHzVwqA

[5] https://hambacherforst.org/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 12. März 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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WALD/251: Hambacher Forst - Frühjahrsputz ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 11. März 2018

Hambacher Wald putzmunter - 70 Unterstützerinnen befreien Wald vom
Wohlstandsmüll vieler Jahre



Als Zeichen der Unterstützung und als Beleg für unsere Hoffnungen und
Wünsche, dass der jetzt noch bestehende Teil des einst so großen Hambacher
Waldes für die Nachwelt erhalten bleibt, haben über 70 Menschen aus der
Waldbesetzung, der Initiative Buirer für Buir sowie aus regionalen
Unterstützergruppen gemeinsam am Freitag, den 09.03.2018 und Samstag, den
10.03.2018 den Hambacher Forst von dem Müll gereinigt, der über viele Jahre
hinweg entlang der alten A4 und der L276 achtlos in den Wald geworfen
wurde.

Die Idee existierte schon lange, denn immer wieder gab es Fragen, zum
Beispiel von den bisher über 11.000 TeilnehmerInnen der monatlichen
Waldspaziergänge, warum es soviel Müll entlang der Fahrwege im Hambacher
Wald gäbe. "Jetzt war der Zeitpunkt für einen Frühjahrsputz im Hambacher
Wald gekommen", so Anja Georg von der Initative Buirer für Buir. "Sofort
war die Bereitschaft vieler Menschen groß, mit anzupacken und dafür zu
sorgen, dass der Wald wieder seine Würde zurückerhält, denn neben dem
achtlos weggeworfenen Müll entlang der ehemaligen Verkehrswege haben viele
Anrainer Stellen entlang der Straße als wilde Müllkippe genutzt."

Vor allem der "Wohlstandsmüll" war Ziel der gemeinsamen Aktion. So wurden
säckeweise Plastik- und Glasflaschen, Dosen, Folien und Tüten entlang der
ehemaligen Autobahntrasse der A4 sowie entlang der L276 gesammelt - Müll,
der wie vielerorts auch achtlos aus dem Fenster der Autos geworfen wurde.
"Es war eine nette und, wie am Ergebnis der vielen vollen Müllsäcke
abzulesen ist, erfolgreiche Aktion" so Franz Ridderbecks aus Buir. Die
Aktion war eingebettet in die zeitgleich in Kerpen stattfindende Aktion
"Kerpen macht sauber".

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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GEFAHR/032: Brandsatz Fukushima - menschengefährdende Verschleierungsmanöver ... (SB)
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Brandsatz Fukushima 

Grafik: © 2013 by Schattenblick



Die Menschen, die im Erdölfördergebiet des Nigerdeltas leben, haben
ein schwerwiegendes Problem: Die Ölverseuchung ihrer Umwelt ist
umfassend. Hängen sie ihre Wäsche zum Trocknen raus, setzen sich
ölige Rußpartikel darauf ab; ziehen sie Salate und Gemüse im eigenen
Garten auf, schmecken die daraus zubereiteten Speisen ölig; der
Fisch, den sie aus einem der vielen Seitenarme des weitverzweigten
Flußsystems des Niger fangen, riecht und schmeckt ebenfalls nach
Erdöl. Eine treffende Kenngröße, die das Leiden der Menschen in
Nigeria auf abstrakte Weise ausdrückt: Die Lebenserwartung der
Bewohnerinnen und Bewohner des Nigerdeltas liegt mit 41 Jahren ganze
zehn Jahre unter dem Durchschnitt des übrigen Landes.

Es soll kein Trost sein, nicht einmal ein schwacher, doch in einer
Hinsicht können sich die Menschen aus dem Nigerdelta glücklich
schätzen: Sie sehen, schmecken, riechen und fühlen die verseuchte
Umwelt. Das gilt für die Menschen, die in die Sperrzone rund um das
am 11. März 2011 havarierte japanische Atomkraftwerk Fukushima
Daiichi zurückkehren sollen und einer ganz anderen, akuten Gefahr für
Leib und Leben ausgesetzt sein werden, nicht. Die Strahlengefahr ist
allgegenwärtig.

Menschen haben offenbar kein Sinnesorgan für Radioaktivität, sie wird
von ihnen nicht wahrgenommen. Sofern sie nicht so extrem hoch ist,
daß sie augenblicklich zu schwersten gesundheitlichen
Beeinträchtigungen führt, kann ionisierende Strahlung nur mit
technischen Hilfsmitteln erfahrbar gemacht werden. Wir haben nichts
anderes, und doch sind die Instrumente in vielerlei Hinsicht
unzureichend, wenn es darum geht, das Ausmaß einer Strahlengefahr zu
detektieren, geschweige denn, ihre tatsächliche biologische Wirkung
zu erfassen.

Zu den technisch-physikalischen Schwierigkeiten der Strahlenanalyse
gesellt sich das Problem der politischen Bewertung der Gefährlichkeit
von Strahlung und somit der Festlegung von Grenzwerten. Vorweg
geschickt: Diese wären ohne eine Nutzung der Kernenergie gar nicht
erforderlich. Am weitreichendsten wären Menschen vor ionisierender
Strahlung geschützt, wenn es überhaupt keine künstlichen radioaktiven
Quellen gäbe.

Die behördliche Festlegung von Grenzwerten bedeutet nicht, daß einer
Person, die stets unterhalb des Grenzwerts bleibt, deshalb kein
Schaden zugefügt würde. Auch sehr schwache ionisierende Strahlung
unterhalb der gültigen Grenzwerte kann zu Zellveränderungen und
daraufhin Immunschwäche, Krebs und anderen Krankheiten führen. Darum
sind Grenzwerte politische Größen. Mit ihnen wird festgelegt, wie
viele Menschen die gesellschaftlichen Entscheidungsträger willens
sind, unter Beibehaltung der vorherrschenden Produktionsverhältnisse
zu opfern.

Aus gesundheitlichen Gründen wäre, wie gesagt, eine Nullösung am
besten. Legt man die potentielle Strahlenbelastung - fachsprachlich
Äquivalentdosis - einer Person auf 1 Millisievert pro Jahr (mSv/y)
fest, wie es in Deutschland und vielen anderen Ländern üblich ist,
läßt sich abschätzen, wie viele Menschen aufgrund dieses Grenzwerts
erkranken oder frühzeitig sterben werden. Was sie bei einer Nullösung
eben nicht würden.

Legte man jedoch den Grenzwert von 1 mSv/y pauschal für sämtliche
Berufsgruppen fest, gäbe es wahrscheinlich weder Atomkraftwerke noch
Langzeitflüge, vielleicht nicht einmal Strahlenmedizin, denn niemand
dürfte langfristig die Meiler, Flugzeuge und strahlenmedizinischen
Geräte bedienen, da er noch innerhalb eines Jahres die zulässige
Höchstmenge an Radioaktivität erreicht hätte. Darum hat die Politik
für Berufsgruppen in diesen Bereichen die Grenzwerte um das 20fache
auf 20 mSv/y hochgesetzt. Die zu erwartende höhere Erkrankungsrate in
den genannten Berufsgruppen wird von der Regierung einkalkuliert. Das
heißt, zum vermeintlichen Wohl der Gesellschaft erkranken oder
sterben Menschen vorzeitig.

Diese grundsätzlichen Ausführungen zur Grenzwertdiskussion
vorweggeschickt lassen sich die Meßergebnisse besser einordnen, die
die Umweltorganisation Greenpeace Japan in ihrem aktuellen Report
"Reflections in Fukushima: The Fukushima Daiichi Accident - Seven
Years On", Untertitel "Radiation investigations in the exclusion zone
of Namie and open areas of Namie and Iitate", präsentiert. [1]

Der Bericht hätte durchaus die Brisanz, in Japan eine
gesellschaftliche Debatte über den menschenverachtenden Umgang der
Administration Premierminister Shinzo Abes mit den Evakuierten
anzuregen. Eben deshalb, so steht zu befürchten, wird der Konter der
Regierung, der für das Akw Fukushima Daiichi verantwortlichen
Betreibergesellschaft TEPCO und weiterer Lobbyisten der Atomenergie
darin bestehen, die Studie zu ignorieren und totzuschweigen.

Wie der Schattenblick im ersten Teil seines Brennpunkts "Brandsatz
Fukushima" aus Anlaß der Veröffentlichung der Greenpeace-Studie
berichtete [2] und hier nicht noch einmal im Detail wiederholt werden
soll, wurden in den Städten Iitate und Namie sowie deren Umgebung
teils extrem hohe Strahlenwerte gemessen, daß sie, träten sie im
Innern eines Kernkaftwerks auf, den Alarm und eine
Evakuierungsanordnung auslösen würden.

Bei Iitate und Namie dagegen verhält es sich genau umgekehrt. Die
japanische Regierung hat im März 2017 die Evakuierungsanordnung für
einige Flächen, die nach dem dreifachen GAU im AKW Fukushima Daiichi
gesperrt worden waren, aufgehoben und arbeitet an dem Ziel, bis zum
Jahr 2023 weitere Inseln innerhalb der hochgradig strahlenbelasteten
Gebiete - euphemistisch "Schwierig-zurückzukehren-Zone", bzw.
englisch "difficult to return zone" genannt - freizugeben. Die
Menschen sollen zurückkehren, so daß der Eindruck von Normalität
entsteht. Einen Rotalarm wie in einem Akw wird es genau nicht geben,
obschon er aufgrund der potentiellen Strahlenbelastung gerechtfertigt
wäre.

In dem Greenpeace-Bericht wird darauf hingewiesen, daß die Regierung
den angestrebten Grenzwert der zu dekontaminierenden Gebiete von 0,23
Mikrosievert pro Stunde (µSv/h), der aufgerechnet einer Jahresdosis
von 1 mSv entspricht, auf jene 20 mSv anheben will, die, wie weiter
oben beschrieben, normalerweise nur für besonders strahlenexponierte
Berufsgruppen gelten. Einen entsprechenden Vorschlag habe der
Vorsitzende der Atomaufsichtsbehörde (Nuclear Regulation Authority -
NRA) im Januar dieses Jahres mit der Begründung unterbreitet, daß die
gegenwärtige Zielvorgabe "ein Hindernis für die Rückkehr der
Evakuierten" darstellt.

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen wird klar, was das
bedeutet: Der NRA-Vorsitzende hat vorgeschlagen, ein paar Menschen
mehr aufgrund der höheren Belastung mit ionisierender Strahlung über
die Klinge springen zu lassen - um es unverblümt zu sagen. Mit seinem
Vorstoß lotet er anscheinend schon mal die Stimmung in Regierung und
Gesellschaft aus, wie diese das in letzter Konsequenz unabweisliche
Todesurteil gegen einige Menschen, deren Namen und Gesichter man zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht kennen kann, aufnehmen werden.

Sowohl die Messung ionisierender Strahlung als auch die Beurteilung,
was die ermittelten Werte bedeuten, ist kompliziert. Es kann einen
entscheidenden Unterschied machen, wo, wie und was gemessen wird.
Beispielsweise hat Alphastrahlung nur eine Reichweite von ein bis
zehn Zentimetern, würde also unter Umständen gar nicht registriert,
wenn nicht das Meßgerät in die unmittelbare Nähe gebracht wird.
Alphastrahlung ist aber sehr gefährlich, falls so ein
Strahlenpartikel mit der Atmung oder Speise inkorporiert wird und in
unmittelbaren Kontakt zu menschlichen Zellen gelangt.

Schwer vorstellbar, daß die angeblich dekontaminierten Flächen von
Iitate und Namie so gründlich abgescannt wurden, daß dabei jeder
einzelne Alphastrahler entdeckt und beseitigt wurde. Und selbst wenn
man behaupten wollte, das Vorhaben sei gelungen, könnte eine Fläche
im unmittelbaren Anschluß an die Messung erneut kontaminiert worden
sein. Denn 70 bis 80 Prozent der Region sind bewaldet. Die
Waldflächen wurden jedoch nicht dekontaminiert, sie sind ein
ständiger Quell für radioaktiven Staub aus dem ursprünglichen
Fallout, aber auch aus organischem Material, das zerfällt und mit
Wind und Wetter weite Strecken zurücklegen kann.

Sollten die Dekontaminationsarbeiter ein Dosimeter beispielsweise am
Band um den Hals oder am Gürtel tragen, würden womöglich weder Alpha-
noch Betastrahler erfaßt. Letztere haben, je nach Energiegehalt, eine
Reichweite von wenigen Zentimetern bis einigen Metern. Wenn nun
Menschen in die von der Regierung freigegebenen Gebiete zurückkehren,
werden sie sich permanent in einem Flickenteppich von harmlosen,
leicht gefährlichen und sehr gefährlichen Gebieten bewegen müssen.
Mehr noch, dieser Flickenteppich erwiese sich als dynamisch. Was
heute als okay gemessen wurde, kann schon morgen wieder verstrahlt
sein.

Bis jetzt sind nur wenige Prozent der ursprünglichen Bevölkerung von
Iitate und Namie zurückgekehrt. Besonders gefährlich ist das für
Kinder, denn der heranwachsende Organismus reagiert empfindlich auf
ionisierende Strahlung. Es werden daher, wenn überhaupt, vor allem
ältere Menschen die schwere Entscheidung treffen - vielleicht
aufgrund eines ökonomischen Drucks, da die Regierung ihnen die
finanzielle Unterstützung entzogen hat oder noch entziehen wird -,
und nach Iitate oder Namie zurückkehren. Das kommt der Regierung
entgegen, denn wenn ein Mensch älter ist und dann beispielsweise an
Krebs erkrankt oder einen Herzinfarkt erleidet, könnte das immer auf
"natürliche" Alterserscheinung abgeschoben werden.

Die Greenpeace-Studie zeigt am Beispiel zahlreicher Meßpunkte, aber
auch anhand von Messungen, die laufend mit einem durch die Region
fahrenden Auto vorgenommen wurden, die Verantwortungslosigkeit der
Regierung gegenüber der Bevölkerung. Weder können die bereits
freigegebenen Gebiete in Iitate und Namie als "sicher" (im Sinne des
Grenzwerts von 1 mSv/y) angesehen werden, noch besteht die Aussicht,
daß die bis 2023 zur Dekontamination vorgesehenen Flächen in den
folgenden Jahrzehnten auch nur in die Nähe einer als unbedenklich zu
bezeichnenden Radioaktivität gelangen werden.


Fußnoten:

[1] http://www.greenpeace.org/japan/Global/japan/pdf/RefFksm_EN.pdf

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/brenn/ubge0031.html

10. März 2018
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BERICHT/044: Netzwerk FEDORA - am Beispiel Theater ... (SB)




Kultur ohne Geld? Europäisches Netzwerk FEDORA geht neue Wege zur
Finanzierung von Opern- und Ballettproduktionen - Magdeburger
Podiumsdiskussion

von Christiane Baumann, März 2018



Ein Ticket für den Besuch einer Theateraufführung würde derzeit ohne
Subventionen rund 200 bis 250 Euro kosten. In Zeiten immer knapper
werdender öffentlicher Ressourcen kann es somit nicht schaden, wenn
Bühnen den Blick auf alternative ergänzende Finanzierungsmöglichkeiten
richten, was jedoch keineswegs dazu führen sollte, dass sich die
öffentliche Hand weiter aus der Förderung der Theater- und
Kultureinrichtungen zurückzieht. Die Theaterlandschaft in Deutschland
ist trotz Sparmaßnahmen und Kürzungen (noch) einzigartig. Schauspiel,
Oper und Ballett sind Kultur- und Bildungsangebote, die allen
Bevölkerungsschichten offenstehen und bezahlbar sein müssen. Dass das
schon jetzt nicht mehr der Fall ist, zeigen Patenprojekte, auch am
Theater Magdeburg, die Kindern aus sozial schwachen Familien den
Theaterbesuch erst ermöglichen.

Fundraising und Kultur - was ist möglich, was notwendig, was
wünschenswert? Zu diesen Fragen diskutierten Experten und
Interessierte im Rahmen einer Podiumsdiskussion, zu der das Theater
Magdeburg eingeladen hatte. Anlass bot ein innovatives Magdeburger
Opernprojekt, das vom europäischen Opern- und Ballettfördernetzwerk
FEDORA - The European Circle of Philanthropists of Opera and Ballet unterstützt wird. Das Theater
Magdeburg ist seit 2015 Mitglied in diesem zunächst in Paris in
privater Initiative gegründeten Netzwerk, das inzwischen mit einer
Internet-Plattform FEDORA (www.fedora-platform.com) gestartet
und auf europäischem Kurs ist. Ziel ist es, Oper und Ballett neue,
innovative Impulse zu geben sowie Kunst und Geld zusammenzubringen.
Dass das erfolgreich geht, zeigen Projekte, die Plattformen wie
betterplace.org oder artness.net managen. Entscheidend für das Kultur-
Fundraising sind Engagement und Kreativität sowie Transparenz, wie die
Diskussion zeigte.




[image: Ankündigungsplakat der Podiumsdiskussion - Foto: © 2018 by Christiane Baumann]

FEDORA Netzwerk

Foto: © 2018 by Christiane Baumann



Firmen interessiert vor allem der "Return on Investment", wie David
Jackson von THE ART OF BUISNESS hervorhob, wenngleich sich der
Gewinn nicht in harten Zahlen messen lässt, sondern vor allem in der
Profilierung und in der Imagepflege liegt. Dass ein lebendiges
Kulturleben, zu dem auch eine bunte freie Kulturszene gehört, auf den
Wirtschaftsstandort positiv zurückwirkt, darin bestand Einigkeit.
Helmut Herdt von den Städtischen Werken Magdeburg wies denn auch auf
die "Dividende auf der Softskillseite". In diesem Kontext wurde
insbesondere die Bewerbung Magdeburgs als Kulturhauptstadt Europas
2025 hervorgehoben, die eine Stadt als Wirtschaftsstandort attraktiv
macht und stärkt. Katja Mittag, die für Betterplace tätig ist
und weltweit für Kulturprojekte Spenden einwirbt, wies darauf hin,
dass der Erfolg von Crowdfunding maßgeblich von der Konkretheit des
Projektes abhängt. Gespendet wird dann, wenn man weiß, was genau mit
dem Geld passiert. Wird beispielsweise einem Kind der Theaterbesuch
oder die Inanspruchnahme theaterpädagogischer Angebote ermöglicht,
wird damit ein Quadratmeter des Foyers, eine Treppenstufe usw.
erneuert? Zur Transparenz gehört es auch, die Ergebnisse sichtbar zu
machen.




[image: Foto: © 2018 by Christiane Baumann]

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Podiusdiskussion

Foto: © 2018 by Christiane Baumann



Das Theater Magdeburg hat sich in Kooperation mit dem Puppentheater
Magdeburg auf der FEDORA Platform mit dem innovativen
Kammeropernprojekt The True Story of King Kong um Unterstützung
beworben und es im Wettbewerb um den Publikumspreis, der mit einem
Online-Voting verbunden war, mit 4019 Stimmen auf Platz eins der
Vorauswahl geschafft. Nun geht es in die zweite Phase, mit der das
Crowdfunding beginnt und in der es um den mit 150.000 Euro dotierten
FEDORA GENERALI Prize for Opera 2018 für moderne Opernprojekte
geht. Auf der Plattform kann verfolgt werden, wie sich die
Unterstützung für das Magdeburger Opernvorhaben weiter gestaltet.

Den Kompositionsauftrag für The True Story of King Kong vergab
das Theater Magdeburg an die deutsche Librettistin und Regisseurin
Roischa A. Säidow und an den auf den Philippinen geborenen
chinesisch-britischen Komponisten Jeffrey Ching. Im Mittelpunkt steht
einer der zentralen Mythen des 20. Jahrhunderts. Konzipiert ist das
Werk für Sänger, Puppenspieler und Orchester. Es bündelt und verknüpft
somit Ressourcen zweier unterschiedlicher Bühnenformen und wartet
zudem mit einer internationalen Besetzung auf. Die Premiere ist für
den 16. März 2019 terminiert. Das Theater Magdeburg machte bereits
2015 europaweit von sich reden, als es den FEDORA - ROLF LIEBERMANN
PRIZE FOR OPERA für die Kinder-Mitmach-Oper Milo, Maya und die
Reise um die Welt erhielt.

Das Netzwerk FEDORA - The European Circle of Philanthropists of
Opera and Ballet hat mit der Internet-Plattform ein europäisches
Gütesiegel etabliert, das seit dem vergangenen Jahr von der
Europäischen Kommission im Rahmen des Programms Kreatives
Europa gefördert wird. 19 Theater aus 13 Ländern Europas sind Teil
dieser Plattform, die innovative Opern- und Ballettprojekte, junge
Künstlerinnen und Künstler unterstützen und langfristig europäische
Fundraising-Strukturen etablieren will. In Deutschland gehören neben
dem Magdeburger Theater das Nationaltheater Mannheim und die Freunde
und Förderer der Staatsoper Unter den Linden der Plattform an.

Mehr Informationen unter www.fedora-platform.com

13. März 2018
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AKTION/7130: Alfter bei Bonn - Alaunus Hochschule Kunst und Wissenschaft, offene Tür 23. und 24.05.18


Augen.Blick.Mal

Tage der offenen Tür an der Alaunus Hochschule Kunst und
Wissenschaft erleben 



Am 23. und 24. März lädt die Alanus Hochschule für Kunst und
Gesellschaft in Alfter bei Bonn unter dem Motto "Augen.Blick.Mal" zu
zwei Tagen voller Kultur- und Informationsveranstaltungen ein.
Ausstellungen, Atelierführungen, Schauspiel- und Tanzaufführungen,
Workshops und Vorträge geben Einblicke in das breite künstlerische und
wissenschaftliche Spektrum der Hochschule. Zu allen Studiengängen
finden zudem Informations- und Beratungsveranstaltungen statt.

Kunst pur erwartet die Besucher auf dem Campus Johannishof. Die
Studenten der Bildenden Kunst und Kunstpädagogik öffnen ihre Ateliers
und zeigen Skulpturen und Objekte, Installationen, Malerei, Fotografie
und Videoarbeiten. Wer sich zurücklehnen und eine Aufführung genießen
möchte, hat die freie Wahl: Schauspielstudenten zeigen Monologe des
zeitgenössischen Theaters und die Inszenierung des Romans "1984" von
George Orwell. Eurythmie-Studenten bieten am Freitagabend ein breites
Spektrum an Tanzperformances und am Samstag eine märchenhafte
Tanzaufführung für Kinder. Die jüngeren Gäste sind eingeladen, im
Kinderatelier mit Kunstpädagogik-Studenten zum Künstler zu werden oder
in einem Modellbauworkshop der Architekten ihr erstes Haus zu bauen.

Am zweiten Standort der Hochschule, dem Campus II an der Villestraße,
präsentieren Studenten der Architektur mit Modellen und Skizzen ihre
aktuellen Studienprojekte. Auch die Kunsttherapeuten öffnen ihre
Ateliers. In Kurzvorlesungen geben Philosophen und Pädagogen Einblicke
in zentrale Fragen ihrer Fächer zum Beispiel zum Thema "Was ist ein
guter Lehrer?" oder "Freie Menschen oder Marionetten? Zur
gegenwärtigen Diskussion der Willensfreiheit." Zudem können die
Besucher in zahlreichen Workshops und Informationsveranstaltungen die
Studiengänge BWL, Kindheitspädagogik, Lehramt Kunst, Heilpädagogik,
Waldorfpädagogik und Philosophie kennen lernen.

Das Alanus Werkhaus präsentiert sein umfangreiches
Weiterbildungsangebot von Kunstkursen für Anfänger bis hin zu
beruflichen Qualifizierungen. Das komplette Programm ist ab Ende
Februar unter www.alanus.edu/augenblickmal zu finden.

Freitag, 23. März und Samstag, 24. März, jeweils ab 11.00 Uhr - bis
21.00 Uhr

Weitere Informationen:

http://www.alanus.edu/augenblickmal

Veranstaltungsort:

Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft

Campus I: Johannishof

Campus II: Villestraße

53347 Alfter bei Bonn

Nordrhein-Westfalen

Zielgruppe: Lehrer/Schüler, jedermann

Die Veranstaltung ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis

Informationsdienst Wissenschaft e. V.

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2018 
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AKTION/7129: Berlin - design akademie berlin, Probestudium am 22. und 23.03.18


design akademie berlin - SRH Hochschule für Kommunikation und Design
GmbH

2 Tage kostenlos zur Probe studieren | try B.A. Probestudium



Strategie oder Kreation? Zeig uns Deine Talente und finde heraus,
welcher Kreativ-Studiengang am besten zu Dir passt.

- B.A. Film + Motion Design

- B.A. Fotografie (ab WiSe 2018 auch englisch)

- B.A. Illustration (d/e)

- B.A. Kommunikationsdesign

- B.A. Marketingkommunikation

- B.A. Web Development (jetzt neu: dual)

Informiere Dich persönlich bei Professoren und Lehrenden und treffe
unsere Studierenden an der design akademie berlin.

Melde Dich an zu unserem kostenlosen try B.A. Probestudium unter:

www.design-akademie-berlin.de/infoveranstaltungen/tryba

Weitere Informationen:

https://www.design-akademie-berlin.de/infoveranstaltungen/tryba.html

Termin:

22.03.2018 ab 10:00 - 23.03.2018 17:30

Veranstaltungsort:

design akademie berlin, SRH Hochschule für Kommunikation und Design, 
 
Aufbaus Haus am Moritzplatz, Prinzenstr. 84.1, Foyer 1.OG, 10969 Berlin

Zielgruppe: Lehrer/Schüler, jedermann

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis

Informationsdienst Wissenschaft e. V.

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4943: Bielefeld - "Türkisch für Einsteiger", 12 Termine ab 19.3.2018


Türkisch für Einsteiger



Bielefeld (bi). Grundkenntnisse der türkischen Sprache vermittelt ab
Montag, 19. März, ein Kurs der Volkshochschule im
Carl-Severing-Berufskolleg. An zwölf Abenden, immer montags von 18 bis
19.30 Uhr, lernen die Teilnehmer hilfreiche Redewendungen und
Strukturen für typische Urlaubssituationen und erfahren gleichzeitig
Wissenswertes über Land und Leute. Infos und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 68 10.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4021: Kassel - "Alles ginge besser, wenn man mehr ginge" am 18. März 2018


Alles ginge besser, wenn man mehr ginge ...

Lesung am 18. März im Stadtmuseum



"Alles ginge besser, wenn man mehr ginge." Vom Gehen - Wandern -
Flanieren und Pilgern in der nordhessischen Region" lautet der Titel
einer Lesung mit Karl Waldeck im Vortragssaal des Stadtmuseums am
Sonntag, 18. März, ab 11.30 Uhr.

Karl Waldeck, Direktor der Evangelischen Akademie Hofgeismar und
selbst passionierter Wanderer, hat ein lesenswertes Buch über das
Pilgern und Wandern in der nordhessischen Region herausgegeben.

Es geht um vielfältige Erfahrungen mit dem Gehen, Wandern und Pilgern
in Geschichte und Gegenwart und um historische und aktuelle
Pilger- und Wanderwege. Lassen Sie sich auch begeistern von der
Spaziergangswissenschaft von Lucius Burckhardt und den Berichten des
"Berlin-Moskau"-Wanderers Wolfgang Büscher über seine Jugend in
Nordhessen und die Motivation zum Wandern.

Der Wander- und Kulturführer verweist auf Schätze in der Region und
lädt nicht nur den bekennenden Nordhessen dazu ein, ganz praktisch für
sich selbst herauszufinden, ob alles besser ginge, wenn man mehr ginge
Bei seiner unterhaltsamen Lesung macht Karl Waldeck schnell Lust, sich
selbst auf die Wanderstrecken und Pilgerwegen dieser Region zu
begeben.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/4020: Wiesbaden - »Balzac« - Lesung und Diskussion am 15. März im Foyer


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Balzac« - Lesung und Diskussion 

mit Rudolf von Bitter, Harald Eggebrecht und Intendant Uwe Eric Laufenberg



Am Donnerstag, den 15. März 2018, um 19.30 Uhr findet im Foyer des
Hessischen Staatstheaters Wiesbaden die Lesung und Diskussion »Balzac -
Von Edelfedern, Phrasendreschern und Schmierfinken« statt.

Zu satirischen Zwecken hat der Dichter Honoré de Balzac aus den
schrägen Vögeln der Journaille eine Typologie entworfen, die Rudolf
von Bitter nun neu übersetzt hat. In dieser Veranstaltung lesen der
Kritiker und Publizist Harald Eggebrecht und von Bitter aus dem
kürzlich erschienenen Buch mit dem gleichnamigen Titel.

In einem zweiten Teil diskutiert Intendant Uwe Eric Laufenberg mit
Kritikern von heute darüber, ob sich die Medienlandschaft seit Balzacs
Zeiten zum Besseren gewendet hat.

Lesung und Diskussion »Balzac«

Donnerstag, 15. März 2018

19.30 Uhr Foyer Großes Haus

Eintritt 5 Euro

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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VORTRAG/8301: Bielefeld - "Lesbos - Trauminsel in der Ägäis nicht nur für Vogelfreunde", 19.3.2018


Lesbos

Trauminsel in der Ägäis nicht nur für Vogelfreunde

Der Referent Herr Bader, Mitglied im NABU, schreibt dazu:



Lesbos, die drittgrößte Insel Griechenlands, liegt in der östlichen
Ägäis nur wenige Kilometer von der türkischen Küste entfernt. Die
Insel ist in den letzten Jahren in den Medien vor allem bekannt
geworden als Anlaufstelle und Aufenthaltsort von Flüchtlingen, die vom
türkischen Festland kamen und auch weiterhin kommen. Eine große
Belastung für die Insel und ihre Bewohner mit negativen Auswirkungen
auch auf den Tourismus, auch wenn nur kleine Bereiche der Insel im
Osten davon betroffen sind.

Dabei bietet Lesbos Besuchern interessante Städte, Klöster,
beeindruckende Landschaften und verschiedenartige Strände.

Ort: Ravensberger Spinnerei / VHS

Ravensberger Park 1, 33607 Bielefeld

Rubrik: Vorträge/Führungen/Lesungen

Veranstalter: Deutsch-Griechische Gesellschaft

Termine: 19.03.2018, 19:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/878: SIPRI - Deutschland verdoppelt Waffenexporte in den Nahen Osten (Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel)


Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel

Pressemitteilung vom 13. März 2018

SIPRI: Deutschland verdoppelt Waffenexporte in den Nahen Osten



"Deutschland gehört weiterhin zu den größten Waffenexporteuren der Welt und
befeuert mit seiner Rüstungsexportpolitik Aufrüstungsdynamiken in den
Krisenregionen dieser Welt. Im Zeitraum 2013 bis 2017 wurden doppelt so
viele deutsche Waffen in den Nahen Osten geliefert als im 
Fünf-Jahres-Zeitraum davor. Dies zeigt einmal mehr, dass auch deutsche Rüstungsgüter
die Krisen und Konflikte in dieser Region nähren", kommentiert Charlotte
Kehne, Referentin für Rüstungsexportkontrolle bei Ohne Rüstung Leben, die
aktuellen Zahlen des schwedischen Friedensforschungsinstitutes SIPRI. Die
Sprecherin der "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel" fordert die
neue Bundesregierung auf, endlich konsequent zu handeln und einen Schritt
über die im Koalitionsvertrag getroffenen Vereinbarungen hinauszugehen:


	Rüstungsexporte an kriegführende und menschenrechtsverletzende Staaten dürfen in keinem Fall genehmigt werden!

	Sämtliche Rüstungsexporte an alle im Jemen-Krieg involvierten Parteien müssen sofort gestoppt und bereits erteilte Genehmigungen zurückgenommen werden!



pax christi Generalsekretärin und Kampagnen-Sprecherin Christine Hoffmann
betont: "Der weltweit um 10 Prozent gestiegene Waffenhandel hat massiven
Anteil an der Bedrohung von Frieden und Sicherheit. Deutsche Rüstungsfirmen
verdienen am Krieg. Munition und Waffen aus Deutschland befeuern die
Konflikte und Kriege auf der Welt. Der aktuelle Bericht der schwedischen
Friedensforschung im SIPRI-Institut erinnert mal wieder an diese bittere
Wahrheit. Laut den neuen SIPRI-Zahlen ist Deutschland viertgrößter
Waffenhändler der Welt nach den USA, Russland und Frankreich - und das
obwohl jeder Export von Kriegswaffen in Deutschland von der Bundesregierung
genehmigt werden muss. Meine Konsequenz: Deutschland braucht ein
Rüstungsexportkontrollgesetz, das dem Parlament Kontrollrechte einräumt und
uns friedensbewegten Gruppen ein Klagerecht gegen
Rüstungsexportgenehmigungen ermöglicht."


Hintergrund:

Der weltweite Waffenhandel wächst. Dies berichtet das schwedische
Friedensforschungsinstitut SIPRI in seinem neusten Bericht. In den
vergangenen fünf Jahren nahm der weltweite Handel mit Großwaffen demnach um
zehn Prozent zu. Laut SIPRI-Bericht gelangte im Untersuchungszeitraum 
(2013-2017) fast jede dritte verkaufte Waffe in den Nahen Osten. Die meisten
Länder dieser Region waren nach Aussage von SIPRI direkt in gewalttätige
Konflikte involviert. Trotzdem lieferte auch Deutschland weiterhin Waffen
in die Region. Im Berichtszeitraum nimmt Deutschland Platz vier unter den
weltweit größten Rüstungsexporteuren ein. Insgesamt gingen die deutschen
Verkäufe im Vergleich zum Zeitraum 2008 - 2012 um 14 Prozent zurück, die
deutschen Waffenlieferungen in den Nahen Osten haben sich jedoch mehr als
verdoppelt - der Wert in den Nahen Osten exportierter deutscher Waffen
stieg um 109 Prozent.


Trägerorganisationen der Kampagne: Aktionsgemeinschaft Dienst für den
Frieden e.V. (AGDF) · aktion hoffnung Rottenburg-Stuttgart e.V. ·
Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR · Brot für die Welt - Evangelisches Werk
für Diakonie und Entwicklung · Bund der Deutschen Katholischen Jugend
(BDKJ) · Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) · Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges e. V. (IPPNW) Deutschland · NaturFreunde Deutschlands ·
Internationale katholische Friedensbewegung pax christi - Deutsche Sektion
· JuristInnen gegen atomare, biologische und chemische Waffen (IALANA)
Deutsche Sektion · Ohne Rüstung Leben (ORL) · Provinzleitung der Deutschen
Franziskaner und Kommission Gerechtigkeit - Frieden - Bewahrung der
Schöpfung · RüstungsInformationsBüro (RIB e.V.) · terre des hommes - Hilfe
für Kinder in Not · Werkstatt für Gewaltfreie Aktion, Baden (WfG)

Viele weitere Organisationen und Friedensinitiativen arbeiten im
Aktionsbündnis der Kampagne mit.

 * 

Quelle:

Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel

Ohne Rüstung Leben, Arndtstraße 31, 70197 Stuttgart

Telefon: 0711 62039372

E-Mail: kontakt@aufschrei-waffenhandel.de

Internet: www.aufschrei-waffenhandel.de
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STANDPUNKT/245: Afrin verteidigen bedeutet auch nicht von den Straßen zu weichen (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V. - 12.3.2018

Erklärung von NAV-DEM zu den Solidaritätsdemonstrationen mit Afrin

Afrin verteidigen bedeutet auch nicht von den Straßen zu weichen



Der Krieg in Afrin hat seine kritischste Phase erreicht. Die Stadt ist
nahezu völlig umzingelt. Hunderttausende Menschen werden aktuell durch die
türkische Armee und ihre islamistischen Partner belagert. Es drohen zivile
Massaker und eine humanitäre Krise. Bislang sind bereits seit Beginn des
Angriffskrieges auf Afrin am 20. Januar über 200 Zivilisten durch die
Luftangriffe und Bombardements der türkischen Armee ermordet worden. Die
Haltung der internationalen Staatengemeinschaft zu diesem Krieg schwankt
zwischen passiver Tatenlosigkeit und aktiver Unterstützung für den blutigen
Krieg der Türkei.

In dieser Situation heißt es für uns, dass wir nicht von den Straßen
weichen werden und unseren Protest gegen diesen schmutzigen Krieg ohne
Unterbrechung kundtun werden. Keiner sollte gegenüber den Kriegsverbrechen,
die derzeit in Afrin begangen werden, schweigen. Wir sollten uns bewusst
sein, dass in diesem Krieg auch deutsche Waffen zum Einsatz kommen. Und wir
sollten uns alle klar machen, dass die Türkei mit ihrem Krieg in Afrin
radikalislamistische Gruppen in Syrien wieder stark macht. Der Kampf gegen
den IS in Syrien musste wegen der Kriegssituation in Afrin praktisch
gestoppt werden, weswegen sich die Terrororganisation aktuell regenerieren
kann. Andere islamistische Gruppierungen, die sich zahlreicher
Kriegsverbrechen in Syrien schuldig gemacht haben, kämpfen aktuell an der
Seite der türkischen Armee und drohen bereits damit, "Ungläubige zu
köpfen". All das ist Grund genug, um sich mit dem Widerstand von Afrin zu
solidarisieren. Wir rufen deshalb die gesamte Öffentlichkeit dazu auf, die
Stimme gegen den Krieg in Afrin zu erheben und an den Protesten
teilzunehmen.

Nur mit friedlichem Protest können wir unserem Anliegen dienen


Wir möchten an dieser Stelle deutlich machen, dass wir alle Teilnehmerinnen
und Teilnehmer der Demonstrationen für Afrin dazu aufrufen, ihren Protest
auf friedliche Weise kundzutun. Keiner sollte sich auf Provokationen,
während der Demonstrationen einlassen. Auch jegliche Formen von gewaltsamen
Aktionen lehnen wir entschieden ab und verurteilen sie.

Selbstverständlich sind wir alle durch die Bilder, die uns aus Afrin
erreichen, emotional betroffen. Und selbstverständlich sind wir auch wütend
über das Schweigen der internationalen Staatengemeinschaft zu diesem
völkerrechtswidrigen Krieg. Aber unser Ziel muss es bleiben, die
Öffentlichkeit für das, was derzeit in Afrin passiert, zu sensibilisieren.
Das können wir nur erreichen, indem wir mit möglichst vielen Menschen
friedlich auf die Straßen gehen und den Druck gegen die Kriegstreiber und
ihre Unterstützer erhöhen. Deshalb lasst uns stark, laut und entschlossen
auf den Straßen bleiben.

Sicherheitsbehörden sollten von Einschränkungen beim Recht auf
Versammlungsfreiheit absehen

Wir möchten als NAV-DEM auch mit aller Deutlichkeit die Innen- und
Sicherheitsbehörden in Deutschland dazu aufrufen, von ihren Einschränkungen
in Sachen Versammlungs- und Meinungsfreiheit umgehend abzusehen. Neben den
ohnehin schändlichen Waffenexporten Deutschlands an die Türkei sorgen
Demonstrations- und Fahnenverbote, sowie Razzien bei kurdischen Vereinen,
Verlagen und Musikhäusern dafür, dass innerhalb der kurdischen
Öffentlichkeit sich der Eindruck einer aktiven Unterstützung der
Bundesregierung für den Krieg der Türkei gegen die kurdische Bevölkerung
verfestigt. In diesem Kontext ist auch das Verbot des kurdischen
Newrozfestes in Hannover am 17. März zu bewerten.

Deswegen nochmals unser Aufruf an die Bundesregierung: Beenden Sie diese
absurde Repressions- und Kriminalisierungspolitik. Heben sie das Verbot des
Newrozfestes auf. Dadurch werden Grundrechte mitten in Deutschland
verletzt. Der kurdischen Community in Deutschland wiederfahren zunehmend
dieselben Repressalien, die sie zuvor nur aus ihren Herkunftsstaaten
kannten.

NAV-DEM - Demokratisches Gesellschaftszentrum der KurdInnen in
Deutschland e. V.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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AUSSICHTEN/8214: Und morgen, den 14. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.03.2018 bis zum 15.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8214 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Letzte Wolken. letzter Regen,

von der Nässe noch der Rest,

kühler Ostwind auf den Wegen,

der Jean noch im Schlafbett läßt.
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AUSSTELLUNG/401: Cuxhaven - "Cuxhaven und der Fisch", 18.3. bis 16.9.2018


Cuxhaven und der Fisch

Sonderausstellung im Museum "Windstärke 10"



Cuxhaven und der Fisch - zwei untrennbare Begriffe! Denn wie kein
anderer Wirtschaftszweig hat die Fischindustrie die Entwicklung der
Stadt geprägt. Das Museum "Windstärke 10" widmet daher jetzt der
Geschichte der Fischverarbeitung in Cuxhaven eine große
Sonderausstellung, die vom 18. März bis zum 16. September zu sehen
ist. Die vielfältige Schau "Cuxhaven und der Fisch" wurde aus den
Mitteln des Europäischen Meeres- und Fischereifonds EMFF gefördert.

Die Ausstellung erzählt von der harten und schlecht bezahlten Arbeit
in den Fischfabriken der 1920er Jahre, dem legendären Frauenwohnheim
im Elfenweg, von "König Hering", cleveren Vermarktungsideen und einer
bis heute vielfältigen und interessanten Industrie. Sie schlägt dabei
den Bogen von den Anfängen des Seefischmarktes 1908 bis zur heutigen
Fischindustrie und zeigt anhand zahlreicher Exponate, historischen
Fotomaterials und aufwändiger Inszenierungen, welche Entwicklung die
Verarbeitung von Fisch in den letzten 110 Jahren in Cuxhaven genommen
hat.

Noch bis in die 1950er Jahre hinein wurde ein großer Teil der Arbeiten
von Hand ausgeführt. Das betraf nicht nur das Ausnehmen und Filetieren
der Fische, sondern auch Tätigkeiten wie das Auffüllen von Fischdosen
mit schmackhaften Soßen. Die meist jungen Fischwerkerinnen, die vor
dem Zweiten Weltkrieg aus dem krisengeplagten Ruhrgebiet, aber auch
aus dem Magdeburger oder Leipziger Raum angeworben wurden, arbeiteten
dabei unter nicht einfachen Bedingungen. Oft war ihre Kleidung für die
kühlen und feuchten Arbeitsbedingungen wenig geeignet, Erkältungen und
rheumatische Krankheiten waren die Folge. Die Bezahlung deckte kaum
den Lebensunterhalt, bei geringeren Fischanlandungen drohte Kurzarbeit
ohne Lohnausgleich. Den anhaltenden Fischgeruch gab es als Dreingabe,
ohne dass in den Fabriken Umkleide- oder Duschmöglichkeiten zur
Verfügung gestanden hätten.

In den 1960er Jahren hatten sich diese Bedingungen deutlich
verbessert. Zahlreiche spanische und portugiesische Frauen zog es
damals zur Arbeit in die Cuxhavener Fischfabriken, die ihre Produktion
zunehmend automatisierten. In vielen Bereichen ist aber bis heute
Handarbeit unerlässlich geblieben.

"Cuxhaven und der Fisch" erzählt nicht nur von einem wichtigen Stück
Cuxhavener Wirtschaftsgeschichte. Die unterhaltsame Schau wirft zudem
einen Blick auf den Wandel von Produkt und Verpackung, zeigt auf, mit
welchen Strategien dem Verbraucher der Fisch schmackhaft gemacht wurde
und lässt an vielen Stellen die Menschen zu Wort kommen, die Anteil an
der Erfolgsgeschichte der Fischindustrie in Cuxhaven hatten.

Zur Eröffnung der Ausstellung "Cuxhaven und der Fisch" am Sonntag, 18.
März, um 11.00 Uhr lädt das Museum "Windstärke 10" alle Interessierten
herzlich ein!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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VORTRAG/712: Berlin - "Augustus - Tiberius - Varus", 23.03.2018 


Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Öffentliche Abendveranstaltung

Augustus - Tiberius - Varus

Freitag, 23.03.2018 18:00 Uhr



12 v. Chr. begann Augustus die Eroberung des rechtsrheinischen
Germaniens. Seit 7 v.Chr. bestand die Provinz Germania. Mit der
Niederlage des Varus im Teutoburger Wald schien alles verloren.
Augustus nahm sogleich die Wiedereroberung auf. Zwei Jahre nach dessen
Tod befahl sein Nachfolger Tiberius aus persönlichen Gründen den
Rückzug. Germanien war verloren, die Folgen zeigten sich Jahrhunderte
später.

Im Jahr 7 v. Chr. feierte Augustus' Stiefsohn Tiberius einen Triumph
über das rechtsrheinische Germanien - eine neue Provinz war gewonnen
und die Bedrohung der gallischen Provinzen durch germanische Angreifer
eingedämmt. Augustus begann sogleich mit der administrativen und
wirtschaftlichen Durchdringung der Provinz. Städte wurden erbaut, neue
Kulturtechniken vermittelt und Bodenschätze wie das Blei des
Sauerlandes erschlossen. Durch Varus' Niederlage 9 n. Chr. schien
alles verloren, doch Augustus ordnete sogleich die Wiedereroberung an.
Erst als sein Nachfolger Tiberius im Adoptivsohn Germanicus einen
Konkurrenten um die Macht sah, wurde die Wiedereroberung abgebrochen
und Germanien aufgegeben. Zum ersten Mal hatte Rom eine Provinz
verloren.

Werner Eck ist emeritierter Professor für Alte Geschichte an der
Universität zu Köln. Er war seit 1993 Projektleiter des
Akademienvorhabens "Prosopographia Imperii Romani" und leitet seit
2007 das Akademienvorhaben "Corpus Inscriptionum Latinarum". Seine
Hauptarbeitsgebiete sind die römische Kaiserzeit, die Spätantike und
die Provinz Judäa, für die ein multilinguales Inschriftencorpus
erarbeitet wird.

Hinweise zur Teilnahme:

Der Eintritt ist frei.

Um Anmeldung wird bis zum 19.03.2018 gebeten:

https://www2.bbaw.de/Anmeldung-Augustus

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis

Informationsdienst Wissenschaft e. V.

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WISSENSDURST/043: Klimawandel und warum - wie ist das passiert ... (SB)






[image: Ben und Stefan - Buntstiftzeichnung: © by Schattenblick]
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Stefan und Ben hatten herausgefunden, dass das Auftauen des
Permafrostbodens einen weitreichenden und schwerwiegenden Einfluss auf
das Klima ausübt und auf jeden Fall zur Beschleunigung der
Erderwärmung beiträgt. Bei ihrer Suche nach Möglichkeiten, dieser
Entwicklung Einhalt zu gebieten, wurde ihnen das Ausmaß dieses
Abtauvorganges und die Auswirkungen auf Mensch, Tier, Pflanze,
Erdreich und Atmosphäre deutlich.

Stefan: "Ben, ich habe gerade etwas Gruseliges gelesen."

Ben: "Lass hören, ich nehme an, es betrifft unsere Nachforschungen zum
Permafrostboden oder?"

Stefan: "Ja, sicher. Also, es ist nicht nur das Methan, das in großen
Mengen freigesetzt werden kann, wenn der Dauerfrostboden auftaut,
sondern dort lauern noch ganz andere Gefahren. Im Jahr 2016 ist
folgendes passiert: Im Nordwesten Sibiriens lebt ein Nomadenvolk, die
Nenzen, die mit ihren Rentierherden eng zusammenleben und von
Weidefläche zu Weidefläche ziehen.




[image: Zwei Mäntel aus braunen und hellen Rentierfellen mit bunt bestickter Verzierung - Foto: 2013, by Manfred Werner - Tsui (Own work) [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Traditionelle Kleidung der Nenzen

Foto: 2013, by Manfred Werner - Tsui (Own work) [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons



Wenn sie ein Rentier schlachten, dann essen sie nicht nur ihr Fleisch,
sondern verwerten auch ziemlich alles andere, beipsielsweise das Fell
zum Bau von Zelten oder zum Anfertigen von Kleidung. In diesem Sommer
2016 stiegen die Temperaturen in dieser Region auf völlig
außergewöhnliche 35° C plus an."

Ben: "Wahnsinn, ich dachte immer dort herrschen nur Temperaturen im
Minus-Bereich oder bestenfalls um den Nullpunkt herum."

Stefan: "Ja, eine solch krasse Hitze wirkt schon sehr bedrohlich. Und
als auf der nordsibirischen Halbinslel Jamal dann nahe dem See Jarojto
hunderte von Rentieren plötzlich starben, ging man zunächst davon aus,
dass eben diese ungewöhnliche Hitze die Ursache dafür war."

Ben: "Das ist verständlich, denn für die Tiere bedeutet so eine starke
Veränderung bestimmt Streß."




[image: Ein Rentier mit kräftigem Geweih läuft über blassgrüne Tundralandschaft - Foto: 2007, by Alexandre Buisse (Nattfodd) (self- made (https://www.alexbuisse.com/)) [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Laufendes Rentier

Foto: 2007, by Alexandre Buisse (Nattfodd) (self-made
(https://www.alexbuisse.com/)) [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons



Stefan: "Aber das Sterben der Tiere hörte nicht auf, sondern nahm noch
zu als die Temperaturen schon wieder normal waren. In einer
Nomadensiedlung an diesem See Jarojto verendeten 1500 Rentiere und
auch viele Hunde. Die Kinder erlitten dort auffällige Hautgeschwüre.
Nach Untersuchungen wurde festgestellt, dass die Tiere an Milzbrand
gestorben sind und auch die Hautgeschwüre der Kinder auf diese
Milzbranderreger zurückzuführen waren. Im Juli 2016 zählte man
bereits 2.300 tote Rentiere. Ein 12jähriger Junge verstarb an
Darmmilzbrand."

Ben: "Oh je, hat er etwa das Rentierfleisch gegessen?"

Stefan: "Na, sicher, da wusste keiner, dass die Tiere nicht an der
Hitze gestorben sind, sondern an der gefährlichen Infektion durch
Milzbranderreger, die tödlich enden kann. Jedenfalls hat man auch
noch weitere 90 Menschen ins Krankenhaus zur Untersuchung
eingeliefert, bei 23 von ihnen wurde ebenfalls der Milzbranderreger
nachgewiesen."

Ben: "Sind sie auch gestorben?"

Stefan: "Nein, es gibt wohl verschieden schwere Milzbrand-Erkrankungen
und diese Menschen konnten mit Antibiotika behandelt und gerettet
werden."

Ben: "Und wo kamen diese Erreger denn nun so plötzlich her und was ist
überhaupt Milzbrand?"

Stefan: "Genau das sollten wir herausfinden, denke ich, denn ich habe
zwar schon davon gehört, dass diese gefährlichen Erreger aus dem
aufgetauten Permafrostboden stammen, aber ich kann mir nicht recht
vorstellen, wie so etwas funktionieren kann, geschweige denn, dass ich
wüsste, was das für eine Krankheit ist."




[image: Braungrüne mit kurzem Gras bewachsene Landschaft mit vielen Wasseransammlungen, kleinen Seen ähnlich, durchzogen - Foto: 2000, by Dr. Andreas Hugentobler (Own work) [CC BY 2.0 de (http://creativecommons.org/licenses/by/2.0/de/deed.en)], via Wikimedia Commons]

Tundra in Sibirien

Foto: 2000, by Dr. Andreas Hugentobler (Own work) [CC BY 2.0 de
(http://creativecommons.org/licenses/by/2.0/de/deed.en)], via
Wikimedia Commons



Ben: "Oh, Mann, da haben wir es also nicht nur mit einer hohen
Methan-Emission zu tun, sondern auch noch mit aufgeweckten, ich meine,
aufgetauten Bakterien oder Viren oder was weiß ich?"

Stefan: "So sieht es aus. Und wenn diese Bakterien tatsächlich aus dem
aufgetauten Boden stammen, bleibt noch die Frage, wie sie dort hinein
gekommen sind, oder?"

Ben: "Also, wie gehen wir vor? Was hältst du davon, wenn wir zunächst
einmal herausfinden, was Milzbrand überhaupt ist, dann wie die
Erreger in den Boden gelangen konnten, eingefroren überlebten und nun
aufgetaut wieder aktiv werden konnten."

Stefan: "Klingt gut, danach machen wir uns auf die Suche nach
vielleicht existierenden Problemlösungen!"

Ben hockte sich vor einen Laptop, Stefan schnappte sich sein Tablet,
schien dann aber noch eine andere Idee zu haben und suchte unten im
Wohnzimmer auf den Bücherregalen seiner viel belesenen Mutter nach
Lexika oder einiger kritischer Lektüre, die irgendwie mit dem Thema zu
tun haben könnte. Es verging eine ganze Weile, die die beiden Jungs
lesend und forschend nebeneinander verbrachten.

Ben: "Zumindest habe ich etwas über Milzbrand herausgefunden. Also,
das ist eine Krankheit, die von Bakterien hervorgerufen wird, dem
Bacillus anthracis. Mit Antibiotika kann man diesen Bacillus
erfolgreich bekämpfen. Das Gefährliche an der ganzen Sache ist das
Gift, das von ihm erzeugt wird. Wenn dieses Gift sich bereits weit im
Körper eines Tieres oder eines Menschen ausgebreitet hat, führt das
meistens zum Tod. Die Krankheit tritt vorwiegend bei Huftieren auf,
also beispielsweise bei Rindern. Sie kann auch vom Tier auf den
Menschen übertragen werden. Deshalb waren früher auch Bauern,
Schlachter oder Gerber von Berufs wegen besonders in Gefahr, sich
anzustecken."

Stefan: "Und wie ist das heutzutage?"

Ben: "Hier in dem Bericht steht, dass aufgrund einer besseren Hygiene
im Stall und Tierimpfungen diese Krankheit nur noch selten auftritt.
Im Sommer 2012 sollen in Niedersachsen einige Kühe daran verendet
sein. Aber, hör' mal weiter, diese Milzbranderreger, sie werden auch
Anthrax-Erreger genannt, können Sporen ausbilden und so Jahrzehnte
lang in der Erde überdauern, wenn günstige Umweltbedingungen gegeben
sind, die da wären: Hitze, Trockenheit oder eben Dauerfrostboden. Wenn
sie wieder an die Oberfläche geraten, können sie von grasenden Rindern
oder eben von Rentieren aufgenommen werden, die Tiere erkranken und
können andere anstecken."

Stefan: "Und wie infiziert sich ein Mensch?"

Ben: "Das passiert, wenn er das Fleisch isst, die Sporen einatmet oder
durch Berührung eines kranken Tieres, also über die Haut."

Stefan: "Da war es ja fast unausweichlich, dass die Nomaden in
Sibirien, die Nenzen, sich angesteckt haben. Aber ich verstehe noch
nicht, wie diese Milzbrand-Sporen in den Permafrostboden gelangt
sind."

Ben: "Man vermutet, dass sie in den toten Körpern von Rentieren
überdauert haben, die vor ungefähr 70, 75 Jahren in den Boden
eingesunken sind. Der Boden taut in jahreszeitlichen Abständen
(Sommer) an der Oberfläche auf, die verendeten Tiere könnten dort
gelegen haben und sind dabei weiter und weiter eingesunken, dann
wieder gefroren. Erst durch diese ungewöhnliche Hitze von 2016, die
immerhin über einen Monat anhielt, war es möglich, dass diese Kadaver
auftauten und mit ihnen die Milzbrand-Sporen."

Stefan: "Okay, aber wieso sind vor 70 Jahren so viele Rentiere
gestorben, deren eingefrorene Körper nun auftauen und wieder an die
Oberfläche gelangen. Gab es damals eine Epidemie oder so etwas?"

Ben: "Lass uns mal rechnen, also vor ungefähr 70 Jahren, warte mal,
das war ungefähr 1941-1945. Moment mal, tobte da nicht noch der Zweite
Weltkrieg? Vielleicht gibt es da einen Zusammenhang?"

Stefan: "Wie kommst du darauf?"

Ben: "Als ich die Beiträge nach 'Milzbrand' durchsuchte, stieß ich auf
einen Bericht über sogenannte Anthrax-Sporen (Milzbrand-Sporen), die
bereits im Ersten Weltkrieg als biologischer Kampfstoff eingesetzt
wurden, das heißt, man infizierte absichtlich
die Tiere der Feinde und
hoffte wohl, dass auch möglichst viele Menschen dabei sterben würden."

Stefan: "Das ist ja entsetzlich!"

Ben: "Da könnte es doch sein, dass diese Waffe auch im Zweiten
Weltkrieg angewendet wurde oder? In dem Text heißt es jedenfalls
weiter, dass verschiedene Länder die Anthrax-Bakterien erforschten,
um sie im Krieg als biologische Waffe einzusetzen. 1979 soll es in der
damaligen Sowjetunion in einer Fabrik für derartige Kampfstoffe zu
einem Unfall gekommen sein, bei dem der Erreger freigesetzt worden
ist. 66 Menschen fanden dabei den Tod. Und in den USA sollen Briefe
mit einem Pulver, das Milzbrand-Bakterien enthielt, verschickt worden
sein, das war im Oktober 2001. Fünf Menschen öffneten diese Briefe und
verstarben. Das FBI ermittelte, dass die Erreger aus einem
amerikanischen Forschungslabor stammten. Also scheint es mehr als
genügend von diesen Milzbrand-Bakterien in den Labors verschiedener
Länder zu geben, um sie bei Gelegenheit als Waffe einzusetzen."

Stefan: "Und jetzt kommen diese Erreger in großen Mengen völlig
unkontrolliert aus dem Boden! Mir reicht 's, lass uns mal eine Pause
machen, ich bin ganz schön müde geworden. Ich finde, wir kümmern uns
als nächstes darum, ob es irgendwelche Ideen gibt, die dem Auftauen
des Permafrostbodens Einhalt gebieten könnten."

Ben: "Gut, das sollten wir uns vornehmen. Also, Stefan, dann mach ich
mich jetzt mal auf den Heimweg. Bis denn, Tschüss.

Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde: 

https://www.apotheken-umschau.de/Milzbrand#Wie-entsteht-Milzbrand?

Https://www.focus.de/wissen/klima/klimaerwaermung/bedrohung-durch-klimawandel-erreger-in-permafrostboden-augetaut-milzbrandepidemie-bedroht-mensch-und-tier_id_5795835.html

http://www.naju-wiki.de/index.php/Permafrost



13. März 2018
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AKTION/491: Bielefeld - Sinnes-Nachtwanderung am 17. März 2018


Stadt Bielefeld

Sinnes-Nachtwanderung - Geeignet für Familien mit Kindern ab 7
Jahre 

Für Kinder und (Groß-)Eltern



Wir wandern von der Biostation aus durch die Dämmerung bis es dunkel
wird und Eule & Co erwachen. Diese nachtaktiven Tiere sind unsere
großen Vorbilder, wenn wir bei spannenden Spielen und dem Lichterpfad
unsere Sinne schulen. Wir werden erleben, dass auch die anderen Sinne
uns bei der Orientierung helfen können, wenn wir nur wenig oder gar
nichts sehen.

Bitte mitbringen: festes Schuhwerk, Taschenlampe, Verpflegung

Leitung: Nadine Franzmeyer

Treffpunkt: Biostation GT/BI, Rieselfelder Windel

Teilnahmegebühr: 8 EUR für 2 Teilnehmer, jedes weitere Familienmitglied 3 EUR

 Anmeldung: bis zum 14.3.2018, info@biostation-gt-bi.de

Ort: Biologische Station

Niederheide 63, 33659 Bielefeld

Tel. 05209 / 980101, Fax 05209 / 980102

Rubrik: Kinder

Internet: http://www.biostation-gt-bi.de

Veranstalter: Biologische Station Gütersloh / Bielefeld e.V.

Termin: 17.03.2018, 18:30 - 20:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/787: Bielefeld - "Was krabbelt denn da?" am 18. März 2018


Stadt Bielefeld

Was krabbelt denn da?

Aus der Reihe: Mit Oma und Opa ins namu



Stubenfliege, Mücke oder Maikäfer - in der Natur kriecht und krabbelt
und wimmelt es nur so vor sich hin. Im Winter machen sich diese
Insekten rar, aber schon im Frühling fängt das Krabbeln und Fliegen
an. Insekten sind ziemlich klein. Um sie besser sehen zu können,
benutzen wir für die Beobachtung und für die Bestimmung das Binokular,
die Lupe und Insektenpräparate des namu.

Eine Rallye durch das Museum mit Quizfragen und Aufgaben führt
Großeltern und Kindern ab 7 Jahren zu den vielfach vergrößerten
Insektenmodellen der Ausstellung "Kleine Tiere ganz GROSS". Mal
schauen, wer am Ende Experte oder Expertin für Insekten ist.
 Eigene Insektenfunde dürfen gern zur näheren Betrachtung mitgebracht
werden. Bitte keine lebenden Tiere!

 Leitung: Ingo Höpfner

 Teilnahmegebühr: 9 EUR pro Person

 Treffpunkt: Museum, Kreuzstraße 20

 Anmeldung erforderlich unter Tel.: 0521/ 51- 6734

Ort: Naturkunde-Museum

Kreuzstr. 20, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 516734, Fax 0521 / 512490

Internet: http://www.namu-ev.de/

Veranstalter: Naturkunde-Museum namu

Termine: 18.03.2018, 11:00 - 13:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/786: Bielefeld - "WOW! Im Geostollen unterwegs" am 17. März 2018


WOW! Im Geostollen unterwegs

Aus der Reihe: Mit Oma und Opa ins namu



Das Naturkunde-Museum lädt Großeltern und Enkel ab 6 Jahren zu einer
Einführung in die geologische Ausstellung ein. Hier machen wir eine
Zeitreise in die Vergangenheit viele Millionen Jahre vor unserer Zeit.
Die Veranstaltung wirft auf spannende Art und Weise einen Blick in die
geologische "Unterwelt". Gemeinsam werden naturwissenschaftliche
Zusammenhänge spielerisch erfahren und untersucht. Dabei werden wir
selbst zu Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und fertigen
unseren eigenen Gipsabdruck von echten Fossilien zum Mitnehmen an.

Großeltern und Enkel sind ein starkes Team. Schenken Sie Ihren
Enkelkindern Zeit - wir bereiten Ihnen interessante gemeinsame Stunden
im namu!

 Leitung: Ingo Höpfner

 Treffpunkt: Museum, Kreuzstraße 20, 33602 Bielefeld

 Veranstaltungsorte: Museum und Verwaltung

 Teilnahmegebühr: 9 EUR pro Person 

 Anmeldung unter Tel.: 0521/ 51- 6734

Ort: Naturkunde-Museum

Kreuzstr. 20, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 516734, Fax 0521 / 512490

Internet: http://www.namu-ev.de

Veranstalter: Naturkunde-Museum namu Bielefeld

Termine: 17.03.2018, 11:00 - 13:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/785: Bielefeld - Workshop "Winterhilfe für unsere Vögel" am 17. März 2018


Stadt Bielefeld

Winterhilfe für unsere Vögel 

Workshop für Kinder ab 7 Jahren



Das Naturkunde-Museum lädt Kinder zu einem informativen und kreativen
Workshop ein. Um heimischen Singvögeln beim Überwintern zu helfen,
basteln die Kinder Hängetöpfe mit einer selbst hergestellten
Vogelfuttermischung für Balkon und Garten. Spielerisch lernen die Kids
Aussehen und Lebensweise heimischer Vogelarten kennen, um auf die
Beobachtung bei der Fütterung vorbereitet zu sein.

 Leitung: Ingo Höpfner

 Teilnahmegebühr: 12 EUR 

 Treffpunkt: Verwaltung, Adenauerplatz 2, 33602 Bielefeld

 Anmeldung erforderlich unter Tel.: 0521/ 51- 6734

Ort: Naturkunde-Museum

Kreuzstr. 20, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 516734, Fax 0521 / 512490

Internet: http://www.namu-ev.de/

Veranstalter: Naturkunde-Museum namu Bielefeld

Termine: 17.03.2018 - 14:00-16:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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THEATER/1325: Bielefeld - Show "Feuerwehrmann Sam rettet den Zirkus!" am 17.3.2018


Stadt Bielefeld

Die neue Show - Live

In Kooperation mit Van Hoorne Entertainment, Holland



Der Kinderheld Feuerwehrmann Sam kommt zurück! Erlebt Sam, sein
treues Feuerwehrauto Jupiter, Elvis, Penny, Kommandant Steele und
Norman in einer brandneuen Familienshow für jung und alt.
In Sam's neuem Abenteuer kommt der Zirkus nach Pontypandy. Das kleine
Städtchen freut sich sehr darüber, doch wie immer, wenn Norman in der
Nähe ist, geht etwas schief. Wird Sam den Zirkus retten? MANEGE FREI
FÜR FEUERWEHRMANN SAM!

Das Theater auf Tour bringt die mitreißende Bühnenshow voller Musik,
Tanz und Humor exklusiv als Erstaufführung nach Deutschland,
Österreich und die Schweiz! Kommt verkleidet!

Veranstalter: Go 2 - Convent GmbH, Ulf Steinecke

Ort: Stadthalle Bielefeld

Willy-Brandt-Platz 1, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 96360, Fax 0521 / 9636933

Termine: 17.03.2018 15:00 Karten bestellen

Preise: ausverk./ ausverk./ EUR 23,40/ EUR 20,00

Ermäßigter Preis für Kinder bis 17 Jahre, Schwerbehinderte (B) und
deren Begleitperson.

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSSTELLUNG/9405: Hamburg - Wundern über tanawo' Festival, Affenfaust Galerie 15.-24.03.2018


Affenfaust Galerie

Wundern über tanawo' Festival

15.03.2018 - 24.03.2018

Gruppenausstellung in Rahmen des internationalen und multidisziplinären Wundern über tanawo' Festival



Wundern über tanawo' eröffnet vier Tage lang Einblicke in die
zeitgenossische iranische Kunst und Kultur. Vom 15.-18. Marz
präsentieren Kunst- und Kulturschaffende aus Iran, Deutschland und
Europa ihre Arbeiten aus den Bereichen Bildende Kunst, Film, Theater
und Literatur in den Hamburger Kulturinstitutionen Elbphilharmonie
Hamburg, Kampnagel, Alabama Kino, Mono und Affenfaust Galerie.

Die Haut, das größte Organ, verwandelt sich in Mehrdad Motejallis
Fotografien in Seelenlandschaften.

INNEN/AUSSEN:ANSICHTEN

Die Gruppenausstellung im Rahmen von Wundern über tanawo' lässt die
inhaltlichen Stränge des Festivals 4 Tage lang und über den
Festivalzeitraum hinaus an einem Ort zusammenfließen. Junge
KünstlerInnen aus Iran, Afghanistan und Europa präsentieren hier ihre
Werke. In unterschiedlichen Medien fangen sie erinnerte und aktuelle
gesellschaftliche Realitäten zwischen Tradition und Moderne, zwischen
individuellem und kollektivem Gedächtnis, ein.

Wie finden diese Dichotomien in künstlerischen Arbeiten Ausdruck?
Welche Rolle spielt Kunst als Medium der Reflexion der Vergangenheit?
Spiegelt sich dabei der Einzelne in der Selbstdarstellung einer
Gesellschaft oder umgekehrt?

Hossein Ghassemis Skulpturen, bevorzugt aus Keramik, spielen auf
Migration und die dadurch bedingte Veränderung von Lebensumständen an.

Kuratiert in Kooperation mit der Affenfaust Galerie.

Vernissage: Donnerstag, 15. März 20:00

Ausstellung: Donnerstag, 15. März - Samstag, 24. März

Öffnungszeiten Festival Wochenende 16.03 - 18.03.2018

Freitag 16.03, Samstag 17.03 & Sonntag 18.03.2018,

jeweils 14:00 - 18:00 Uhr

Öffnungszeiten ab dem 19.03.2018 - 24.03.2018

Mi: & Do. 15:00 - 19:00 & Sa. 14:00 - 18:00 Uhr

Eintritt gegen Spende

Mit

Sina Choopani (Teheran)

Anahita Asadifar (Isfahan/Wien)

Siavash Naghshbandi (Teheran)

Hoda Zarbaf (Teheran/Toronto)

Omid Bazmandegan (Shiraz)

Leyla Rashidi (Teheran)

Iman Izadinia (Isfahan)

Moshtari Hilal (Hamburg)

Alidad Jalali (Teheran)

Maryam Kouhestani (Teheran)

Morteza Pourhosseini (Teheran)

Peyman Rahimi (Frankfurt)

Sadra Baniasadi (Teheran)

Mehrdad Motejalli (Teheran)

Hossein Ghassemi (Karaj)

Kaveh Kavoosi (Teheran)

Facebook-Event: https://www.facebook.com/events/1837618529644440/

Alles Infos zum Festival, Tickets und dem weiteren Programm:
https://www.tanawo-festival.org/

 * 

Quelle:

Affenfaust Galerie

Paul Roosen Straße 43

22767 Hamburg

http://www.affenfaust.org/
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AUFBAU/526: «Meine Dinger, mein Ding»?


aufbau Nr. 92, März/April 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

«Meine Dinger, mein Ding» ?



SELBSTBESTIMMUNG Als Antwort auf das Erstarken der Rechten und
Angriffe auf das Abtreibungsrecht kommt wieder mehr Bewegung in den
Frauenkampf. Die Forderung nach Selbstbestimmung ist in diesem
Kontext zentral. Unter demselben Label werden uns aber auch die neuen
Techniken der Reproduktionsmedizin verkauft. Höchste Zeit, den
Begriff der Selbstbestimmung gegen kapitalistische Vereinnahmung zu
verteidigen.


(fk) Gegen patriarchale Strukturen zu kämpfen bedeutet, für
Entscheidungsfreiheit und Unabhängigkeit von Frauen einzustehen. Zum
Beispiel im Kampf für das Recht auf Abtreibung - auch in Zürich, wo
2014 ein riesiges Transparent mit «My Body, My Choice» über der
Kalkbreite-Genossenschaft flatterte. Damit wurde gegen den (M)arsch
fürs Läbe mobilisiert. In der Schweiz konnten christliche
FundamentalistInnen dank starken Gegenmobilisierungen in den letzten
Jahren von der Strasse vertrieben werden. 2017 riefen die
OrganisatorInnen statt einem Marsch zu individuellem Beten zu Hause
auf. Das ist ein wichtiger Sieg für unsere Seite angesichts der
aktuell zunehmenden Angriffe auf das Abtreibungsrecht. Beispielsweise
in Polen, wo letztes Jahr beinahe ein umfassendes Abtreibungsverbot
erlassen wurde. Nur durch massiven Protest auf der Strasse konnte
dies verhindert werden. In Italien steigt der Anteil an ÄrztInnen,
welche aus «Gewissensgründen» keine Abtreibungen vornehmen, immer
mehr an, obwohl sie seit 1981 legal sind. Dies sind Indizien für das
sich verschärfende gesellschaftliche Klima und führt zu einem
steigenden moralischen und ökonomischen Druck auf betroffene Frauen.
Laut der WHO werden fast die Hälfte der Abtreibungen, also 25,5 Mio.
jährlich, in unsicheren Verhältnissen durchgeführt. Diese
Entwicklungen sind Ausdruck wieder zunehmender patriarchaler
Herrschaftsverhältnisse. Den Frauen wird die Entscheidungsgewalt über
ihren Körper und ihr Leben genommen. Dagegen gilt es immer wieder
unsere Selbstbestimmung zu verteidigen und einzufordern.

Das liberale Märchen der Wahlfreiheit

Das Spannungsfeld, in dem der Begriff Selbstbestimmung steht, ist
aber breit und er wird auch gerne von bürgerlicher Seite benutzt.
Dort dreht es sich vor allem um ein selbstbewusstes Konsumverhalten.
Ein überdimensionales Beispiel dafür war eine Werbekampagne der
breast Klinik am Hauptbahnhof Zürich. Mit dem Spruch «Meine Dinger,
mein Ding», wurde die Brustvergrösserung als autonome Entscheidung
starker Frauen für ein gutes Körpergefühl beworben.

Auch die neuen Möglichkeiten, die sich in der Reproduktionsmedizin
bieten, tragen das Versprechen nach mehr Selbstbestimmung in sich.
Beispielsweise gibt es die Möglichkeit, Eizellen einfrieren zu
lassen, damit sich die Frau erst einmal auf ihre Karriere
konzentrieren und das Kinderkriegen auf später verschieben kann.
Treffenderweise nennt sich dieses Verfahren Social freezing.
Leihmutterschaft und In-Vitro-Fertilisation sind weitere Beispiele
für neue Arten der biologischen Reproduktion. Das Verkaufsargument
ist überall dasselbe: Die Wahlmöglichkeiten und die Palette an
Lebensentwürfen für Frauen wird erweitert und ihre Selbstbestimmung
so gestärkt.

Konsumfreiheit versus Selbstbestimmung

Dem Freiheitsversprechen des Marktes, wonach sich JedeR frei
selbstverwirklichen kann, stehen die realen Lebensumstände gegenüber.
Es herrschen Zeiten des Sozialabbaus und der zunehmenden
Flexibilisierung unserer Arbeits- und Lebensumstände. Vom Sozialabbau
sind Frauen doppelt betroffen. Erstens fällt dadurch mehr
Gratisarbeit an und zweites sind es grösstenteils Frauen, welche im
wachsenden Care-Sektor zu miesen Löhnen arbeiten.

Der Begriff Selbstbestimmung kann gut für die kapitalistische Mär vom
autonomen Subjekt missbraucht werden. Dies hat verheerende
Auswirkungen auf die Lebensrealität von proletarischen Frauen. Die
freie Entscheidung, welche losgelöst von gesellschaftlichen
Erwartungen und Rollenbildern getroffen wird, gibt es schlicht nicht.
Dies noch weniger, je weniger ökonomische oder gesellschaftliche
Ressourcen jemandem zukommen. Es ist allem voran eine Frage der
Klassenzugehörigkeit, wie breit die jeweiligen Möglichkeiten zur
Bestimmung der Lebensentwürfe sind.

Zweitens gilt heute mehr denn je, dass die Konsequenzen von
vermeintlich individuell getroffenen Entscheidungen schliesslich
jedeR auch individuell auszubaden hat. Die einst frauenkämpferische
Forderung nach Selbstbestimmung wird modifiziert in die
kapitalistische Funktionsweise eingegliedert. Eigenverantwortung ist
dementsprechend die andere Seite der Medaille. Hast du dich dafür
entschieden Mutter zu werden? Gut, dann bist du auch alleine dafür
verantwortlich, alles perfekt auf die Reihe zu kriegen. Egal wie
vereinzelt und prekär sich dieses Muttersein in den bestehenden
gesellschaftlichen Strukturen herausstellt.

In einer Gesellschaft, in welcher Vereinzelung System hat, wirkt
diese Eigenverantwortung disziplinierend. Herrschaft muss nicht mehr
durch äusseren Zwang durchgesetzt werden, sondern wird immer stärker
verinnerlicht. Die Angst vor den Konsequenzen unangemessenen
Verhaltens ist allgegenwärtig. Du magst nicht jeden Morgen früher
aufstehen, damit du dich noch schön schminken kannst? Gut, dann muss
es dir auch egal sein, als ungepflegt zu gelten. Du hast keine Zeit
deinen Kindern ein ausgewogenes Abendessen zu kochen? Dann bist du
eine verantwortungslose Mutter, die sich nicht um die Gesundheit
ihrer Kinder kümmert.

Die Hypermedialisierung unserer Gesellschaft wirkt hier noch
verstärkend. Ständig sind wir im Fernsehen, auf Werbeplakaten oder in
den sozialen Medien mit dem Bild der perfekten Frau konfrontiert.
Sowohl in Bezug auf Körper oder Tugenden, ständig wird uns
vorgeführt, wie wir eigentlich zu sein hätten.

Unterworfen aber kämpfend zugleich

Die zunehmende Verinnerlichung gesellschaftlicher Normen konfrontiert
uns kämpfende Frauen mit einem Widerspruch. Um uns dem herrschenden
System entgegen zu setzten, benötigen wir Bewusstsein und
Selbstbestimmung. Wir versuchen, in unserer Praxis mit dem
Bestehenden zu brechen und eine Perspektive zu entwickeln. Zugleich
sind wir Teil der Gesellschaft und als solcher auch Ausdruck von ihr.
Auch wir haben Ansprüche an unseren Körper, Erwartungen an uns als
gute Mutter, Freundin oder Tochter. Diese entsprechen teilweise
gesellschaftlichen Normen. Wenn wir versuchen, diesen Ansprüchen
gerecht zu werden, bedeutet dies nicht die absolute Unterwerfung oder
dass wir als Einzelne zu wenig stark und widerständig sind. Sondern,
dass wir uns auf einem Weg befinden, aus dem Alten das Neue zu
entwickeln. Dieses Neue steht nicht am Anfang des Prozesses, sondern
ist das Ziel. Es ist wichtig, sich als Teil der Gesellschaft zu
verstehen, um Teil ihrer Veränderung sein zu können. Es ist
illusorisch zu meinen, wir könnten uns einfach vom Bestehenden
abkapseln um ein widerspruchfreies Paradies zu schaffen. Unsere
politische Praxis hat den Anspruch, eine Perspektive für Alle und
nicht nur eine Oase für Wenige zu erkämpfen. Sich zu organisieren und
solidarisch den Rücken zu halten sind dabei die Mittel, um gegen die
individuelle Unterwerfung anzukämpfen.

Selbstbestimmung ist und bleibt unser Kampfbegriff, ob angesichts
reaktionärer Angriffe oder für eine Perspektive jenseits von
Ausbeutung und Unterdrückung. Im Kontext eines proletarischen
Frauenbewusstseins kann er revolutionäres Potential entwickeln. Das
bedeutet, ihn gegen das Versprechen von formeller Freiheit im
Kapitalismus abzugrenzen und für reale Selbstbestimmung zu kämpfen.
Diese haben wir dort, wo wir kollektiv die Umstände gestalten, unter
denen wir unsere individuellen Entscheidungen treffen.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe
Arbeitskampf Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs),
Arbeitsgruppe Antifa Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel
(agkkbs), Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)
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GLEICHHEIT/6593: Deutsche Bank und Postbank vernichten weitere 6000 Stellen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Deutsche Bank und Postbank vernichten weitere 6000 Stellen

Von Marianne Arens

13. März 2018



Bis Ende 2021 soll im Privat- und Firmenkundengeschäft von Postbank und
Deutscher Bank jede fünfte Stelle wegfallen. Dies ist Teil der Fusionspläne
von Deutscher Bank und Postbank, ließ der Konzern am Wochenende über die
Welt am Sonntag bekanntmachen.

Von derzeit rund 30.000 Stellen im Privat- und Firmenkundengeschäft sollen
vier Jahre lang jährlich 1500 Stellen abgebaut werden, bis Ende 2021 also
6000 Stellen. Noch in diesem Jahr werden von insgesamt 723 Filialen 188
geschlossen, das ist mehr als jede vierte.

Die Gewerkschaften sind in die Pläne eingeweiht und tragen sie mit. Das
geht klar aus der Aussage des stellvertretenden Vorstandschefs Christian
Sewing hervor: "Konkrete Maßnahmen zum Mitarbeiterabbau kommunizieren wir
immer dann, wenn wir ein Etappenziel erreicht und es mit den
Arbeitnehmervertretern abgestimmt haben."

Die größte und einflussreichste Bankengewerkschaft ist Verdi. Doch sie als
"Arbeitnehmervertreterin" zu bezeichnen, ist blanker Hohn. Die
Dienstleistungsgewerkschaft ist fester Bestandteil des Managements und hat
die Aufgabe, die Beschlüsse durch Täuschung, Gegeneinander-Ausspielen und
Einschüchterung in der Belegschaft durchzusetzen. Die
Gewerkschaftsfunktionäre sind über hohe Gehälter, Sitzungsgelder und
sonstige Vergütungen eng in das Bankensystem eingebunden.

Der Verdi-Vorsitzende Frank Bsirske sitzt mit neun weiteren angeblichen
"Arbeitnehmervertretern" im Aufsichtsrat der Deutschen Bank. Er ist
gleichzeitig stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der Postbank,
sowie Mitglied weiterer wichtiger Führungsgremien, zum Beispiel des
Verwaltungsrats der Kreditanstalt für Wiederaufbau KfW und des
Aufsichtsrats der RWE.

Verdi organisiert nicht nur den Arbeitsplatzabbau, sie unterstützt auch die
Auszahlung von Milliarden-Boni an die Investmentbanker. So meldete die
Frankfurter Allgemeine Zeitung am Sonntag, dass die Deutsche Bank
"trotz des dritten Jahresverlusts in Folge für 2017 mehr als 2 Milliarden
Euro Boni zahlen" wird. Etwa die Hälfte davon solle an die Investmentbanker
ausgeschüttet werden.

"Die Gewerkschaft Verdi, die früher gerne gegen die Millionengehälter der
Banker gepoltert hat, stellt sich hinter die Entscheidung des Vorstands,"
berichtet die F.A.Z. weiter und zitiert Jan Duscheck, der bei Verdi für
Banken zuständig ist und im Aufsichtsrat der Deutschen Bank sitzt: "Die
Bonus-Zahlungen für die Beschäftigten sind an vertragliche Vereinbarungen
gebunden. Wenn diese erfüllt werden, steht ihnen die variable Vergütung
rechtlich zu."

Die Deutsche Bank, das älteste und größte deutsche Finanzhaus mit
Niederlassungen rund um den Globus, reagiert mit der Fusion auf eine
mehrfache Krisensituation. Ihre Schwierigkeiten gehen auf die
Spekulationsgeschäfte vor der Finanzkrise 2008 zurück und sind auch
potentielle Vorboten eines neuen drohenden Börsencrashs. Mit dem
Handelskrieg und den Spannungen zwischen den USA und Europa werden sich die
Probleme noch verschärfen.

Die Deutsche Bank hat die Postbank vor zehn Jahren, im Krisenjahr 2008,
aufgekauft. Im März 2015 gab sie bekannt, die Postbank wieder verkaufen zu
wollen. Im März 2017, also vor genau einem Jahr, kam die Deutsche Bank dann
zum Schluss, dass es für die Postbank keine Käufer gebe. So beschloss sie,
die Postbank komplett in ihr eigenes Kleinkundengeschäft zu integrieren und
dieses radikal zu dezimieren.

In den vergangenen fünf Jahren sind schon 9000 Stellen abgebaut worden. Im
Dezember 2017 sagte Vorstandschef John Cryan der Financial Times,
seiner Ansicht nach seien bei der Deutschen Bank die Hälfte der 97.000
Arbeitsplätze "überflüssig".

Kurz darauf gab der Konzern das erste "Freiwilligenprogramm" bekannt, in
dessen Rahmen tausend Mitarbeiter im Verwaltungsbereich über
Vorruhestandsregelungen und Abfindungen "freiwillig" gehen sollten. Mit dem
jüngsten Fusionsbeschluss wird der Arbeitsplatzabbau nun systematisch
ausgeweitet.

In einem Interview mit der F.A.Z. räumten im Oktober 2017 die zwei
Chefs des Kundengeschäfts, Christian Sewing und Frank Strauß, offen ein,
dass ab 2022 mit noch weit größeren Einschnitten zu rechnen sei. Ab 2022
sind betriebsbedingte Kündigungen möglich, denn Mitte 2021 läuft der
vertraglich vereinbarte Kündigungsschutz aus.

Auf die Frage, wie viele Arbeitsplätze der Zusammenschluss kosten werde,
sagt Sewing der F.A.Z.: "Dazu haben wir einen detaillierten Plan,
richtig, wir werden ab 2022 jährlich 900 Millionen Kosten einsparen."

Die Stellenstreichungen bei der Deutschen Bank und der Postbank kommen mit
Entlassungen im gesamten Bankensektor zusammen: Auch die Commerzbank hat
den Abbau von 10.000 Stellen angekündigt.

Auch sind Arbeiter in allen Wirtschaftsbereichen - im öffentlichen Dienst,
beim Paketdienst, auf den Flughäfen, in der Autoindustrie, bei Siemens,
Bombardier, etc., um nur einige zu nennen - von Entlassungen und
Lohnsenkungen bedroht.

Sie alle sind bereit, den Kampf dagegen aufzunehmen, wie schon die
Warnstreiks im Metallbereich und im öffentlichen Dienst gezeigt haben. Doch
der erste Schritt dazu muss der Bruch mit Verdi und den anderen
Gewerkschaften sein.

Die Gewerkschaften mit Verdi an der Spitze betrachten die Geschicke der
Deutschen Bank und der Postbank vollkommen aus der Perspektive der
Aktionäre. Sie stehen im Kampf um Profite, Absatzmärkte und strategischen
Einfluss auf der Seite des Unternehmertums und seiner Politiker in der
Großen Koalition - und nicht auf der Seite der Arbeiterklasse.

Im selben F.A.Z.-Interview machte Frank Strauß, Chef des
Kundengeschäfts der Deutschen Bank, sehr klar, wie unmittelbar die
Gewerkschaften in den Stellenabbau einbezogen sind. Sie haben gemeinsam mit
dem Vorstand ein sogenanntes "Eckpunktepapier" ausgearbeitet. Strauß sagte:
"Unser Eckpunktepapier mit den Gewerkschaften sieht jedenfalls auch unser
Bekenntnis zum sozialverträglichen Stellenabbau und die Möglichkeit für die
zügige Umsetzung der von uns geplanten Veränderungen vor."
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GRASWURZELREVOLUTION/1736: Wunderbare Spuren - Martin Baxmeyers Buch über Amparo Poch y Gascón


graswurzelrevolution Nr. 427, März 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Wunderbare Spuren

Martin Baxmeyers Buch über Amparo Poch y Gascón bewahrt das Leben und
Werk einer einflussreichen spanischen Anarchistin vor dem Vergessen

von Kerstin Wilhelms-Zywocki



Erneut ist im Verlag Graswurzelrevolution ein Buch erschienen, das
sich mit der Biographie und dem Werk einer beinahe vergessenen
Anarchistin auseinandersetzt. Wie schon zuvor Lou Marin mit seinem
Band zu Rirette Maîtrejean würdigt Martin Baxmeyer damit eine weitere
wichtige Persönlichkeit der anarchafeministischen Bewegung.

Der Band ist in zwei Teile gegliedert: Er beginnt mit einer
umfassenden und intensiv recherchierten Biographie der Autorin und
Anarchistin Amparo Poch y Gascón und endet mit ihrer von Martin
Baxmeyer erstmals ins Deutsche übersetzten Kurzprosa. Baxmeyer selbst -
 und ich würde ihm da zustimmen - schlägt in seinem Vorwort vor,
zuerst die literarischen Texte zu lesen und dann die Biographie, also
das Buch von hinten aufzurollen.

Zum besseren Verständnis hat Baxmeyer die Kurztexte mit hilfreichen
Fußnoten versehen, die nicht nur den historischen Kontext skizzieren
und die Andeutungen aufschlüsseln, sondern auch Vermerke zur Motivik
und zu Bezügen zu anderen literarischen Werken enthalten.

Auf diese Weise erhält der*die Leser*in eine verständliche
Kontextualisierung sowie einen guten Einblick in die erstaunlich
dichte und kraftvolle literarische Sprache dieser Autorin.


Poch y Gascón und die Mujeres Libres

Amparo Poch y Gascón war eine schillernde, widerspruchsvolle
Persönlichkeit der libertären, gewaltfreien Bewegung in Spanien.

Baxmeyer fasst das Besondere an dieser Frau in prägnanten Worten
zusammen: "Ihr ganzes Leben lang tat sie, was man nicht erwartet
hätte: Sie setzte sich unermüdlich für die Gesundheit und die Rechte
von Kindern ein, besaß aber praktisch kein eigenes Familienleben; sie
war eine revolutionäre Anarchistin, die zeitweilig im Staatsdienst
arbeitete und Mitglied einer regulären Partei war; sie gründete eine
radikalfeministische Organisation, hielt aber nichts von einer
Trennung der Geschlechter; sie war eine unerschütterliche, gewaltfreie
Aktivistin mitten in einem Bürgerkrieg und einer durchaus
gewalttätigen Revolution; eine kämpferische Feministin in einer
Bewegung voller Machos und Pantoffelhelden; eine überdurchschnittlich
begabte Schriftstellerin und Dichterin, die stets Amateurin blieb und
deren Werk winzig und bis heute fast vergessen ist; und eine
lebenslange, staatsfeindliche Umstürzlerin, nach der heute in Spanien
staatliche Einrichtungen benannt sind." (15f.)

Auf etwas mehr als hundert Seiten zeichnet Baxmeyer das Leben und
Wirken von Amparo Poch y Gascón nach: ihr Studium der Medizin, das nur
wenigen Frauen offenstand und das sie mit Bravour meisterte, ihren Weg
in den Anarchismus und insbesondere ihr spannungsreiches Verhältnis zu
den Männern in der anarchistischen Bewegung Spaniens, die leider viel
weniger von einer Gleichheit zwischen den Geschlechtern geprägt war,
als es zumeist angenommen wird. Als Reaktion darauf gründete Poch y
Gascón gemeinsam mit anderen Frauen der Bewegung die Organisation
Mujeres Libres (Freie Frauen). Baxmeyer beleuchtet die Tätigkeit
dieser Organisation während des Bürgerkriegs: "Während der sozialen
Revolution wurden die Mujeres Libres, nicht zuletzt durch Poch y
Gascóns Zutun, zu einem entscheidenden Faktor, um die weitreichenden
Ziele der anachistischen (sic) Utopie nicht unter dem Schutt des
Kriegs, des Alltags oder der Gewohnheit verschwinden zu lassen." (57)

Die radikalfeministische Organisation forderte beispielsweise die
"maternidad conciente", also die 'bewusste Mutterschaft' und stellte
damit die für das Spanien der 30er Jahre "revolutionäre Forderung"
nach sexueller Aufklärung, Verhütung, Abtreibung und Gleichheit der
Geschlechter auf. (70) Gleichzeitig wehrten sie sich gegen den Begriff
"Feminismus", der ihnen bürgerlich und mit den Zielen der
anarchistischen Bewegung unvereinbar erschien (72). Im Anhang findet
sich ein literarischer Text von Poch y Gascón, "Fürchterlicher
Fehlschlag" (126ff.), in dem sie diesen 'Feminismus' aufs Bitterste
verspottet. Der Feminismus der Mujeres Libres richtete sich
ausdrücklich nicht gegen Männer, so Baxmeyer, sondern gegen die
"dreifache Versklavung" (76) der Frauen durch ausbeuterische und
sexistische Arbeitsverhältnisse, ihre Rolle in den Familien und durch
mangelnde Bildung. Baxmeyer stellt dar, wie die Mujeres Libres diese
dreifache Versklavung bekämpfen wollten und wie schwierig sich das
Verhältnis dieser Frauenorganisation zu den von Männern dominierten
Organisationen der anarchistischen Bewegung gestaltete.


Die Zeitschrift Mujeres Libres und das literarische Schaffen
 Poch y Gascóns

Ab 1936 gaben die Mujeres Libres eine gleichnamige Zeitschrift heraus,
die schon bald zum "geistigen Rückgrat" (84) der Organisation
avancieren sollte. Obwohl unter den schweren Bedingungen des
Bürgerkriegs nur 13 Ausgaben erschienen und die Zeitschrift schon 1938
wieder eingestellt wurde, kann man, so Baxmeyer, "den Einfluss von
Mujeres Libres auf die Verbreitung anarchafeministischer Ideen in
Spanien und innerhalb der anarchistischen Bewegung gar nicht
überschätzen." (85) Es war als "'Lernmedium' für proletarische Frauen
und Mädchen konzipiert" (89) und enthielt ausschließlich von Frauen
verfasste Texte. Unter anderem eben auch jene literarischen Kurztexte,
die Amparo Poch y Gascón verfasste und die Baxmeyer im Anhang ins
Deutsche übersetzt vorlegt.

Das literarische Werk steht also in einem deutlichen politischen
Kontext und dient dazu, die theoretischen Positionen der
anarchafeministischen Utopie zu illustrieren. Doch die Prosa Poch y
Gascóns geht weit über diesen Propagandazweck hinaus. Stark wird
Baxmeyers Buch dort, wo sich Biographie und Literaturwissenschaft
treffen: Es gelingt ihm die politische Überzeugungsarbeit, die Poch y
Gascóns Texte leisten möchten, zusammenzubringen mit ihrer besonderen
literarischen Qualität, die eben gerade nicht bei diesem Zweck stehen
bleibt. Er beschreibt für Laien bestens verständlich, wie die
Literatur zum Experimentierraum für die politische Utopie wird und
zugleich die literarische Sprache zum Ort, an dem diese Utopie immer
schon Wirklichkeit ist. Baxmeyer legt wunderbare Spuren durch ein
winzig kleines literarisches Werk, das sich durch ihren
Anspielungsreichtum und ihre komplexe poetische Verfasstheit zu einem
kleinen Universum entfaltet. Diese Spuren findet er in ihrem eigenen
Lebensweg, z.B. der Tätigkeit als Medizinerin, der anarchistischen
Literatur und Theorie, aber auch in der spanischen Literatur und
Kultur: "Erasmus von Rotterdam, San Juan de la Cruz, Francisco de
Goya, Juan Ramón Jiménez und Santiago Ramón y Cajal waren für Amparo
Poch y Gascón und ihr Schreiben mindestens ebenso wichtig wie Michail
Bakunin, Peter Kropotkin oder die Mujeres Libres." (10)

Martin Baxmeyer legt mit seiner Biographie und den Übersetzungen von
Amparo Poch y Gascón ein wichtiges Buch vor, das zum einen dazu
beiträgt die Rolle und die Bedeutung von Frauen und ihren
Organisationen in der libertären Bewegung Spaniens zur Zeit des
Bürgerkriegs aufzuarbeiten. Zum anderen bewahrt er ein hochwertiges
literarisches Werk vor dem Vergessen und verdeutlicht die politische
Wirksamkeit von Literatur im historischen Kontext der sozialen
Revolution im Spanien der 1930er Jahre.



Martin Baxmeyer: Amparo Poch y Gascón. Biographie und Erzählungen aus
der spanischen Revolution. 

Verlag Graswurzelrevolution. Heidelberg 2018, 154 Seiten, 13,80 Euro,
ISBN: 978-939045-32-8
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2230: Berlin - Volksentscheid "Gesunde Krankenhäuser"


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Berlin: Volksentscheid "Gesunde Krankenhäuser"

Gesetze schreibt man am besten selbst

von Violetta Bock



Das Berliner Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus und die
Gewerkschaft Ver.di haben einen Gesetzentwurf geschrieben zur
Absicherung einer Mindestpersonalgrenze für die Pflegekräfte in den
Krankenhäusern und den dazu nötigen Investitionen durch das Land
Berlin. Darin enthalten sind auch Mindestpersonalzahlen für andere
Berufsgruppen sowie Schritte zur Einhaltung der Qualitätsanforderungen
und bei Nichterfüllung der Ziele.


Das Gesetz soll nun durch einen Volksentscheid durchgesetzt
werden, der Ende Januar gestartet wurde. Damit folgt auf die Streiks
der Charité, im Saarland und in weiteren Krankenhäusern und auf die
Gründung von Bündnissen zur Unterstützung dieser Aktionen in
verschiedensten Städten der nächste Schritt, um den öffentlichen und
politischen Druck zu erhöhen. Bis jetzt konnte auf politischer Ebene
erreicht werden, dass im GroKo-Sondierungspapier Untergrenzen für alle
bettenführenden Abteilungen angekündigt werden. Ab dem 1.1.2019 sollen
Personaluntergrenzen für "pflegeintensive" Bereiche gelten. Die
Deutsche Krankenhausgesellschaft und der Spitzenverband Bund der
Gesetzlichen Krankenversicherung wurden verpflichtet, bis Juni 2018
die Details auszuarbeiten. Doch die Pflegerinnen sind erfahren genug,
um zu wissen: Bisher sind das alles nur Absichtserklärungen und nichts
Konkretes.


Mehr Personal

Das Berliner Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus tritt für eine
bundesweite gesetzliche Regelung ein und ergreift jetzt den Schritt,
schon mal in Berlin damit anzufangen. Rechtlich ist es nämlich
durchaus möglich, dies auf Länderebene zu regeln. So wurde folgender
Antrag von der Berliner Gesundheitssenatorin Dilek Kolat auf dem
Berliner SPD-Parteitag im November 2017 eingebracht und dort
verabschiedet: "Es werden sowohl in der Krankenpflege wie in der
ambulanten und stationären Altenpflege auf Bundesebene
Personaluntergrenzen gesetzlich festgelegt. Bis dies erreicht ist,
sollen die Länder ermächtigt werden, über Landesgesetzgebung
verbindliche Personaluntergrenzen nicht nur in der Krankenpflege,
sondern auch in der stationären wie ambulanten Altenpflege
sicherzustellen. Die Refinanzierung muss über die Kranken- und
Pflegekassen garantiert werden."

Gesetzentwürfe auf Landesebene gibt es von der SPD in Hessen. Das
CDU-geführte Gesundheitsministerium im Saarland hat ebenfalls ein
Gesetz vorgelegt, mit dem Personalstandards auf Länderebene ermöglicht
werden.

In dem nun vorgelegten Berliner Gesetzesentwurf wird festgelegt, dass
eine Pflegekraft nachts für maximal 15 Patienten zuständig sein darf,
heutzutage sind es oft 25 Patienten. Zudem müssen Pausen garantiert
sein. Für die Intensivstation werden ebenfalls klare Zahlen
festgelegt, von der 1:1-Betreuung bei hochintensivem Versorgungsbedarf
bis zur 1:3-Betreuung für die Überwachung. Für die Versorgung
außerhalb der Stationen (OP, Anästhesie...) stehen ebenfalls feste
Vorgaben im Gesetzesentwurf. Auch für die Reinigungskräfte sind klare
Kriterien zur Steigerung der Hygiene und Verbesserung der
Arbeitsbedingungen vorgesehen.


Mehr Investitionen

Der zweite große Baustein sind die Investitionen. Laut amtlicher
Kostenschätzung würden Kosten in Höhe von 385 Mio. Euro entstehen.
Davon entfallen etwa 160 Mio. Euro auf den Landeshaushalt. Die Länder
schieben seit Jahren einen riesigen Investitionsstau vor sich her und
zahlen nicht einmal das, was gesetzlich vorgesehen ist. Der
Gesetzesentwurf würde das Land Berlin dazu verpflichten, seiner
bereits bestehenden gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen. Die
Investitionsquote von 8,6 Prozent der bereinigten Krankenhauskosten
wurde von der Rürup-Kommission vorgeschlagen.

Für den Fall, dass die Personaluntergrenzen nicht eingehalten werden,
ist im Gesetzesentwurf ein mehrstufiges Verfahren vorgesehen, von
Vereinbarungen mit dem Senat über die Schließung von Betten. Die
letzte Maßnahme wäre: "Erfüllt ein Krankenhaus diese Vereinbarung
nicht, so kann die für das Gesundheitswesen zuständige
Senatsverwaltung die Herausnahme des Krankenhauses oder einzelner
Abteilungen des Krankenhauses aus dem Landeskrankenhausplan verfügen."
Zur Absicherung werden Krankenhäuser und Senat dazu verpflichtet, die
Personalzahlen pro Station und Bereich halbjährlich zu
veröffentlichen.


Mehr Unterschriften

In der ersten Stufe sind 20.000 Unterstützungsunterschriften
notwendig, um ein Volksbegehren einzuleiten und einen Antrag bei der
Senatsverwaltung zu stellen. Bei Redaktionsschluss waren 1.717
Unterschriften bei Ver.di eingegangen. Gesammelt wird bis in den
Frühsommer 2018. Nach Prüfung der Unterschriften hat das
Abgeordnetenhaus vier Monate Zeit zur Beratung. Es kann den Antrag im
wesentlichen annehmen, dann ist das Volksbegehren beschlossen. Wird es
abgelehnt, kann die Durchführung eines Volksbegehrens beantragt
werden. Dann müssen innerhalb von vier Monaten mindestens 7 Prozent
der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten den Antrag unterstützen. Das
sind rund 175.000 Unterschriften. Dann kommt es zur erneuten
Abstimmung im Abgeordnetenhaus. Wenn wieder abgelehnt wird, kommt es
zur Einleitung des Volksentscheids. Das ist dann die Abstimmung, die
als Wahl durchgeführt wird und bei der 50 Prozent der Abstimmenden und
25 Prozent der Wahlberechtigten zustimmen müssen.


Für gute Pflege

Dies alles wird auf der Internetseite zum Volksentscheid beantwortet,
Übersetzungen gibt es in Englisch, Russisch, Türkisch, Arabisch und
Kurdisch. Die ersten Reaktionen waren bislang positiv. Täglich werden
Unterschriften gesammelt. Der Marburger Bund hat bereits seine
Unterstützung zugesagt, und auch die studentischen Hilfskräfte nutzen
den Streik, um Unterschriften zu sammeln.

Offensichtlich hat man aus den Mängeln der zuletzt abgeschlossenen
Tarifverträge gelernt. Der nun vorliegende Gesetzestext sichert
Entlastung, Gesundheit und zeigt, wer Gesetze schreiben sollte, damit
Krankenhäuser für Patienten da sind. Die Erfahrungen und Auswertungen
der letzten Streikjahre und der Pflegebewegung sind in den
Volksentscheid eingegangen. Und die Forderung bleibt bestehen, dass
das wettbewerbsorientierte Fallpauschalensystem abgeschafft werden
muss, um der Ökonomisierung Einhalt zu gebieten. Von der Ferne bleibt
daher zu hoffen, dass die Zahl der Unterschriften erreicht wird, in
Berlin heißt es: unterschreiben, sammeln, für mehr Personal im
Krankenhaus.

https://volksentscheid-gesunde-krankenhaeuser.de/faq/
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Internet: www.sozonline.de
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GEWERKSCHAFT/195: Tarifverhandlungen für Tageszeitungsredaktionen weiter ohne nennenswerte Fortschritte (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. März 2018

Schuss nicht gehört: Tarifverhandlungen für
Tageszeitungsredaktionen weiter ohne nennenswerte Fortschritte



Berlin - Die dritte Verhandlungsrunde für die rund 13.000
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten ist ohne Ergebnis zu
Ende gegangen. "Offenbar haben die Verleger den Schuss der
streikenden Kolleginnen und Kollegen noch nicht gehört: Sie haben ihr
vorheriges Angebot nur minimal verändert und wollen den
Reallohnverlust für weitere 30 Monate fortsetzen. Und auch wenn es
jetzt ein Angebot für eine Mindesterhöhung für
Berufseinstiegsgehälter gibt: Das ist insgesamt noch vollkommen
ungenügend und provoziert weitere Arbeitsniederlegungen",
konstatierte der Verhandlungsführer der Deutschen Journalistinnen-
und Journalisten-Union (dju) in ver.di, Matthias von Fintel.

Nach Streiks in Redaktionen in Mecklenburg-Vorpommern,
Nordrhein-Westfalen, Hessen, Baden-Württemberg und Bayern hatte der
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) eine einmalige
Mindesterhöhung von 120 Euro für Berufseinsteiger sowie einer
Erhöhung der Gehälter und Honorare um jeweils 2,6 Prozent zum 1.
August 2018 angeboten. "Nach wie vor beharrt der BDZV aber auf seiner
Forderung, Stufensprünge in der Gehaltstabelle von konkreten
Aufgabenzuweisungen mit entsprechender Qualifikation abhängig zu
machen: "Dieser Sanktionsmechanismus, den die Verleger einbauen
wollen, unterstellt, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nicht
weiterbilden wollen. Dabei ist Weiterbildung Möglichkeit und Chance
für noch bessere journalistische Arbeit. Es besteht dringender Bedarf
an Qualifizierung, den wir konkret tarifvertraglich fassen wollen.
Allerdings darf es hier keine Abhängigkeit vom Gehaltsgefüge geben.
Notwendig ist ein eigener Weiterbildungstarifvertrag, wie er auch in
anderen Branchen Gang und gäbe und zeitgemäß ist", forderte von
Fintel.

Die dju in ver.di fordert eine Erhöhung der Gehälter und Honorare um
4,5 Prozent, mindestens aber um 200 Euro sowie eine einjährige
Laufzeit des zum Ende 2017 gekündigten Gehaltstarifvertrags. Die
Verhandlungen werden am 9.April 2018 in Berlin fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/902: Digitalcourage kritisiert illegales Tracking des Verbands deutscher Zeitschriftenverleger (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 12. März 2018

Der Verband deutscher Zeitschriftenverleger trackt mit einem Brief gegen
Datenschutz illegal die Besucher seiner Website



Digitalcourage kritisiert einen Offenen Brief des Verbands deutscher
Zeitschriftenverleger, mit dem 52 Unternehmen gegen Datenschutz in der EU
appellieren. In dem Brief fordern die Unternehmen und Verbände eine
Abschwächung des EU-Datenschutzes der geplanten E-Privacy-Verordnung und
tracken illegal alle, die den Brief lesen.

Digitalcourage hat den Offenen Brief des VDZ umgeschrieben, um auf den
massiven Lobbydruck gegen Datenschutz in der EU hinzuweisen. "Wer den von
uns korrigierten Brief [1] liest, erfährt, was die Werbeindustrie wirklich
über das Privatleben von Menschen denkt", sagt Friedemann Ebelt von
Digitalcourage.

Der Verband deutscher Zeitschriftenverleger behauptet in seinem Offenen
Brief, "dass die Vertraulichkeit der elektronischen Kommunikation und der
Schutz personenbezogener Daten unbestreitbar sind." Aber auf Internetseite,
auf der der Offene Brief zu lesen ist, leitet der Verband illegal mit
Google Analytics die ungekürzten IP-Adressen von allen, die diesen Offenen
Brief lesen, an US-Server von Google weiter.

"Der VDZ hat durch dieses illegale Tracking jede Glaubwürdigkeit verloren
und sollte seine Lobbyarbeit gegen Privatsphäre beenden", sagt Friedemann
Ebelt von Digitalcourage. "Das Grundrecht auf Privatsphäre steht über der
Gier der Werbeindustire nach persönlichen Daten. Werben geht auch ohne
kommerzielle Überwachung!"

"Die politischen Entscheidungsträger in der EU, an die sich die
Werbeindustrie mit diesem Brief wendet, müssen spätestens jetzt verstanden
haben, dass sich die Datenindustrie in keiner Weise für Privatsphäre
interessiert", sagt Kerstin Demuth von Digitalcourage. "Auch, wenn sie gern
das Gegenteil behaupten."

Die deutschen Unterzeichner des Offenen Briefs sind Zalando, der
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger und Deutsche Startups (DS Media
GmbH). Digitalcourage fordert, dass der Verband deutscher
Zeitschriftenverleger sofort das illegale Tracking abstellt. Die bis dato
illegal erhobenen Daten müssten gelöscht werden, was auf Servern in den USA
schwer durchsetzbar sein wird.

Seit Jahren versuchen Unternehmen die Verhandlungen um die 
ePrivacy-Verordnung zu beeinflussen. Die ePrivacy-Verordnung wird zukünftig in allen
EU-Ländern regeln, wie tief Unternehmen in die Privatsphäre bei der
Kommunikation eingreifen können. Reguliert werden unter anderem 
WLAN-Tracking, Cookie-Walls, Datenschutzeinstellungen in Software, 
Werbe-Tracking und Standards für den Schutz der Privatsphäre und die Sicherheit
bei SMS, Telefon, WhatsApp und Video-Chats. Mit massiver Lobbyarbeit
versuchen Unternehmen starken Datenschutz in der EU zu bekämpfen. Nach
Einschätzung von Digitalcourage sind der Grund dafür Geschäftsmodelle, die
auf der Ausnutzung personenbezogener Daten basieren. Solange Unternehmen an
diesen Modellen festhalten, können sie das Recht auf informationelle
Selbstbestimmung und das Recht auf Privatsphäre nicht ernsthaft wahren.


Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.


Weiterführende Informationen:

[1] Von Digitalcourage korrigierte Version des VDZ-Briefs:

https://digitalcourage.de/blog/2018/vdz-mit-tracking-brief-gegen-datenschutz

Offener Brief: "Europa darf die Datenrevolution nicht verpassen"

https://www.vdz.de/nachricht/artikel/offener-brief-europa-darf-die-datenrevolution-nicht-verpassen/

Berichterstattung von netzpolitik.org zur ePrivacy-Verordnung und der
Lobbyarbeit der Datenindustrie:

https://netzpolitik.org/tag/eprivacy-verordnung/

Videovortrag von Ingo Dachwitz: Lobby-Schlacht um die ePrivacy-Verordnung -
Die EU hat die Wahl: Schutz von Menschen oder von Geschäftsmodellen?

https://media.ccc.de/v/34c3-9271-lobby-schlacht_um_die_eprivacy-verordnung

Digitalcourage: e-Privacy: Unsere Stellungnahme gegen die Mythen der
Industrie.

https://digitalcourage.de/blog/2017/e-privacy-mythen-der-industrie

Stefan Krempl (heise.de): Lobby-Bericht E-Privacy - Wie die Industrie
starken Datenschutz bekämpft.

https://www.heise.de/newsticker/meldung/Lobby-Bericht-E-Privacy-Wie-die-Industrie-starken-Datenschutz-bekaempft-3863245.html

Digitalcourage: ePrivacy: Surfen, chatten und telefonieren wir ab 2018
vertraulicher?

https://digitalcourage.de/blog/2017/eprivacy-surfen-chatten-und-telefonieren-wir-ab-2018-vertraulicher

Corporate Europe Observatory: Big Data is watching you - The industry lobby
battle against ePrivacy.

https://corporateeurope.org/power-lobbies/2017/10/big-data-watching-you

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 12. März 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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DOKUMENTATION/1455: WDR - Wie Hightech-Medizin den Tod verändert, 15.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Sterben verboten? Wie Hightech-Medizin den Tod verändert

Ein Film von Renate Werner

Donnerstag, 15.03.2018, 22.40 - 23.25 Uhr, WDR Fernsehen



Verhindert unser Gesundheitssystem durch falsche finanzielle Anreize
einen guten Tod?

"Ungefähr ein Drittel der Gesundheitskosten eines jeden Patienten
fallen in den letzten ein bis zwei Lebensjahren an. Das ist jährlich
ein dreistelliger Milliardenbetrag", weiß Prof. Dr. Gian Domenico
Borasio, Palliativarzt im Universitätsspital Lausanne. "Es gibt
durchaus Menschen und Firmen, die daran interessiert sind, aus dieser
Lebensphase maximalen Profit zu schlagen."

Die Medizin hat so große Fortschritte gemacht, dass heute Menschen am
Leben erhalten werden können, denen Ärzte vor einigen Jahren noch gar
nicht helfen konnten. Mit Blutwäsche, Beatmung und künstlicher
Ernährung. Verfahren, die zur Lebensrettung sinnvoll sind, werden sie
aber zur Verlängerung eines Sterbeprozesses eingesetzt, sind sie
leidvolle Übertherapie. Dabei wünschen sich die meisten Menschen, am
Lebensende nicht ins Krankenhaus zu kommen. Doch jeder Zweite stirbt
dort, oft bis zum Ende maximal therapiert.

"Wir können uns nicht vorstellen wie es ist nicht zu existieren,
deshalb setzen wir alles daran, um immer weiter am Leben zu bleiben.
Wir haben als Gesellschaft vergessen, dass Sterben zum Leben
dazugehört", meint Dr. Sylvia Klauser, Ethikreferentin der
Cellitinnen-Krankenhäuser in Köln.

Aber was ist heute ein guter Tod? Welche Entscheidungen müssen Ärzte
und Pfleger und welche Patienten und Angehörige treffen?

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. März 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2504: WDR 4 Soundtrack - Hollywood Songs und Skandalgeschichten, 15.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Hollywood Songs und Skandalgeschichten

Moderation: Manfred Behrens

WDR 4 Soundtrack

Donnerstag, 15.03.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Hollywood ist ein vielbesungener Ort, es gibt viele Songs, die die
Traumfabrik zum Thema haben. Von "Hooray for Hollywood" von Frances
Langford und "Celluloid Heroes" von The Kinks bis hin zu "Say goodbye
to Hollywood" von Ronnie Spector und "Lost in Hollywood" von der Band
System Of A Down.

Stars wie Steve McQueen wurden von Sheryl Crow besungen, James Dean
von The Eagles und der Hollywoodstar Bruce Willis wagte sogar den Song
"Down in Hollywood".

Bruce Willis versuchte sich 1987 mit seinem Debütalbum "The Return of
Bruno" im Singen - und das sehr erfolgreich.

"Soundtrack" stellt eine ganze Reihe solcher Hollywoodsongs vor,
angereichert mit Geschichten, die in der Frühzeit Hollywoods Furore
machten. Sexskandale wurden nicht erst in unserer Zeit öffentlich,
auch schon in den 20er, 30er und 40er Jahren gierte die Öffentlichkeit
nach süffigen Geschichten. Karrieren wurden zerstört, allein schon
durch Gerüchte.

Hollywood im Fokus von "Soundtrack" - am nächsten Donnerstag gibt es
Musik aus Filmen, die Hollywood zum Thema haben.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 2. März 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2503: Deutschlandfunk - Der Holzbläser Niels Klein und sein Ensemble LOOM, 15.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Feinstes Klanggewebe

Der Holzbläser Niels Klein und sein Ensemble LOOM

Von Thomas Mau

JazzFacts

Donnerstag, 15. März 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



LOOM - so nennt der Kölner Saxofonist und Klarinettist Niels Klein
sein kompositorisches Großprojekt. Es verkörpert seine Reverenz an den
orchestralen Cool Jazz, der in Gerry Mulligans Concert Jazz Band oder
in Miles Davis" Birth of the Cool seinen Ausdruck fand, aber auch in
den Arrangements von Orchesterleitern wie Gil Evans und Claus Ogerman
sowie der Kompositorik von Henri Dutilleux. Niels Klein gefällt die
Allegorie des Webstuhls (Loom) als Name für sein Projekt: "Während auf
der einen Seite feinstes Garn versponnen wird, rattern die Räder und
es knarzt ordentlich im Gebälk." Dabei geht es Klein weniger um die
dynamische Energie einer Big Band, sondern eher um die komplexen
Strukturen, die mit einer großen Besetzung möglich sind.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2502: Deutschlandfunk - Brian Ferneyhoughs "Cassandra's dream song", 14.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Der Flötist Sébastian Jacot über Brian Ferneyhoughs "Cassandra's
dream song" für Flöte solo

Spielweisen

Mittwoch, 14. März 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Lange Jahre galt "Cassandra's dream song" als unspielbar - erst vier
Jahre nach seiner Entstehung wurde das Werk uraufgeführt. "Ich hätte
nie gedacht, dass man so viele Spielanweisungen pro Quadratmillimeter
Papier unterbringen kann" - so Sébastian Jacot zur Partitur der
elfminütigen Komposition. Millimeter für Millimeter hat Jacot das
Notengebirge erkundet, und jede Aufführung ist immer wieder nur ein
neuer Annäherungsversuch. Die Grenzen des technisch Möglichen
auszuloten, gehört wie immer bei Ferneyhough auch zum ästhetischen
Konzept von "Cassandra's dream song". Im Gespräch mit Christoph
Schmitz zeigt Sébastian Jacot am Instrument, welche Herausforderungen
es zu meistern gilt, wie das Stück komponiert ist und was es zu sagen
hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1550: Deutschlandfunk - Herrchen und Frauchen haften für ihre Vierbeiner, 15.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Achtung Tierhalter: Herrchen und Frauchen haften für ihre
Vierbeiner

Am Mikrofon: Birgid Becker

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 15. März 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Herrchen und Frauchen sind immer in der Pflicht. Sei es, dass der
Kater einen Auffahrunfall provoziert, das Pony die Nachbarstochter
tritt, ja selbst, wenn der Hund den Tierarzt beißt, Tierhalter sind
stets haftbar. Nicht alles aber lässt sich mit einer
Tierhalter-Haftpflichtversicherung abfangen, und selbst bei denen
steckt die Tücke im Detail. Zuweilen sind die Deckungssummen zu
niedrig, Policen schließen Schadenereignisse aus oder
Versicherungsunternehmen weigern sich, Problemfälle abzusichern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DEMENZ/354: Tagungsrückblick - Ist eine frühe Diagnose der Demenz immer im Sinne der Betroffenen? (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 13. März 2018

Ist eine frühe Diagnose der Demenz immer im Sinne der Betroffenen? 

Fachtagung der Deutschen Alzheimer Gesellschaft und der Alzheimer Gesellschaft München

Auf der Tagung in München zeigte sich, wie groß der Bedarf an
Information und Diskussion ethischer Fragen im Zusammenhang mit Demenz
in der Praxis ist.



Berlin, 12. März 2018. Mehr als jeder dritte Deutsche hat laut einer
Befragung der DAK 2017 Angst davor irgendwann an einer Demenz zu
erkranken. Dabei ist es vor allem die Vorstellung, die Kontrolle über
sich zu verlieren, nicht mehr Herr seiner selbst zu sein und völlig
von anderen abhängig zu werden, die Angst macht. Die Scham, die mit
diesem Krankheitsbild verbunden ist, macht es auch für Ärztinnen und
Ärzte schwer ihren Patientinnen oder Patienten eine Demenz-Diagnose
mitzuteilen. Auf einer gemeinsamen Fachtagung der Deutschen Alzheimer
Gesellschaft (DAlzG) und der Alzheimer Gesellschaft München (AGM)
diskutierten Fachleute aus Medizin, Ethik und Beratung sowie Menschen
mit Demenz und Angehörige am 8. März in München über die ethischen
Aspekte einer frühzeitigen Demenz-Diagnostik.

Zur Eröffnung der Tagung begrüßte Dr. Katharina Bürger, die
Vorsitzende der AGM, insbesondere auch die Ärzte im Publikum. Ihre
Beteiligung zeige, wie groß der Bedarf an einer Auseinandersetzung mit
diesem Thema in der Praxis ist.

Sowohl Betroffene als auch Angehörige berichteten in einem
Podiumsgespräch, das Tobias Bartschinski (AGM) moderierte, dass sie
die Diagnose einerseits als schweren Schlag empfanden. Andererseits
brachte ihnen die Diagnose auch Erleichterung, weil sie nun den Grund
für die erlebten Veränderungen kannten. Sie konnten sich mit der
Krankheit auseinandersetzen und ihr Leben darauf einstellen.

Die Forschung unternimmt derzeit große Anstrengungen, eine
zuverlässige Diagnose, insbesondere der Alzheimer-Krankheit, bereits
in einem Stadium zu erreichen, das Jahre vor dem Auftreten der ersten
sichtbaren Krankheitssymptome liegt. Dies ist mit der Hoffnung
verknüpft, neue und effektive Therapieansätze zu finden, wie Prof. Dr.
Frank Jessen von der Universitätsklinik Köln ausführte.

Nicht jeder möchte aber über seine Diagnose aufgeklärt werden. Eine
Frühdiagnose zu einem Zeitpunkt, zu dem die Symptome nicht als
belastend erlebt werden, kann auch mehr Schaden als Nutzen für die
Betroffenen bringen, gab Dr. Michael Wunder vom Beratungszentrum
Alsterdorf in Hamburg zu bedenken.

Die Mitteilung der Diagnose braucht dringend einen empathischen und
geschützten Rahmen und die Ärzte brauchen dafür Zeit. Die Betroffenen
und ihre Angehörigen dürfen mit der Diagnose nicht alleine gelassen
werden. Sie müssen erfahren, wo sie Unterstützung und Beratung
bekommen, und auch die Möglichkeit haben, Fragen zu stellen, betonte
Helga Schneider-Schelte (DAlzG).

Deutlich wurde: Das Leben kann auch mit einer Demenz lebenswert sein.
Ärzte sollten den Mut haben, offen mit ihren Patienten zu sprechen, es
aber auch respektieren, wenn diese nicht über ihre Krankheit
aufgeklärt werden wollen. Um die Angst vor der Diagnose zu verringern,
ist es notwendig, dass Menschen mit Demenz ihren selbstverständlichen
Platz in der Mitte unserer Gesellschaft bekommen und nicht ausgegrenzt
werden.

Heute leben in Deutschland etwa 1,6 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60% davon leiden an einer Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz ist der
Bundesverband von derzeit 134 regionalen Alzheimer-Gesellschaften,
Angehörigengruppen und Landesverbänden. Sie nimmt zentrale Aufgaben
wahr, gibt zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und
Kongresse und unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der
Service-Nummer 01803 - 17 10 17 (9 Cent pro Minute aus dem deutschen
Festnetz) oder 030 - 259 37 95 14 (Festnetztarif).

 * 

Hintergrund:

Heute leben in Deutschland etwa 1,6 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60% davon leiden an einer Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz ist der
Bundesverband von derzeit 134 regionalen Alzheimer-Gesellschaften,
Angehörigengruppen und Landesverbänden. Sie nimmt zentrale Aufgaben
wahr, gibt zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und
Kongresse und unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der
Service-Nummer 01803 - 17 10 17 (9 Cent pro Minute aus dem deutschen
Festnetz) oder 030 - 259 37 95 14 (Festnetztarif).

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 13. März 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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HERZ/1039: Neue Patientenbroschüre informiert über Vorhofflimmern (idw)


Kompetenznetz Vorhofflimmern e.V. (AFNET) - 12.03.2018

Neue Patientenbroschüre informiert über Vorhofflimmern

Kompetenznetz Vorhofflimmern e.V. (AFNET)



Das Kompetenznetz Vorhofflimmern e.V. (AFNET) ist ein interdisziplinäres
Forschungsnetz, in dem Wissenschaftler und Ärzte aus Kliniken und Praxen
deutschlandweit zusammenarbeiten. Ziel des Netzwerks ist es, die
Behandlung und Versorgung von Patienten mit Vorhofflimmern in Deutschland,
Europa und den USA durch koordinierte Forschung zu verbessern. Dazu führt
das Kompetenznetz Vorhofflimmern e.V. wissenschaftsinitiierte klinische
Studien (investigator initiated trials = IIT) und Register auf nationaler
und internationaler Ebene durch. Der Verein ist aus dem vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderten
Kompetenznetz Vorhofflimmern hervorgegangen. Seit Januar 2015 werden
einzelne Projekte und Infrastrukturen des AFNET vom Deutschen Zentrum für
Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) gefördert.

Neue Patientenbroschüre informiert über Vorhofflimmern

Die Patientenbroschüre "Vorhofflimmern - Herz aus dem Takt" des
Kompetenznetzes Vorhofflimmern e.V. (AFNET) ist ab sofort in einer
aktualisierten Neufassung erhältlich. In der Broschüre informieren
führende deutsche Herzspezialisten patientengerecht und auf dem neuesten
Stand der Wissenschaft über die Volkskrankheit Vorhofflimmern und ihre
Behandlungsmöglichkeiten.

Vorhofflimmern ist die häufigste behandlungsbedürftige
Herzrhythmusstörung, insbesondere bei älteren Menschen. Rund zwei
Millionen Betroffene leben in Deutschland, Tendenz steigend. Die
Behandlungsmethoden sind vielfältig und werden ständig weiter entwickelt.
Trotz der beachtlichen Fortschritte in den vergangenen Jahren, sterben
aber immer noch viele Menschen an den Folgen von Vorhofflimmern. Häufig
wird die Rhythmusstörung nicht rechtzeitig bemerkt, sondern fällt erst
auf, wenn der Patient bereits einen Schlaganfall erlitten hat. Um solche
schweren Komplikationen zu verhindern, ist es entscheidend, Vorhofflimmern
frühzeitig zu erkennen und konsequent zu behandeln. Dabei soll die
Broschüre helfen.

"Durch patientengerechte Aufklärung wollen wir das Bewusstsein für diese
keineswegs harmlose Rhythmusstörung schärfen und verdeutlichen, wie
wichtig eine individuell abgestimmte Therapie ist. Neuere Studien haben
auch gezeigt, dass eine Behandlung umso erfolgreicher ist, je besser der
Patient über seine Krankheit und die Behandlungsmöglichkeiten informiert
ist. Wir hoffen, dass wir mit dieser Broschüre zu einer optimalen
Behandlung beitragen können." erklärt Prof. Andreas Goette,
Vorstandsmitglied des AFNET.

In der Broschüre wird auf mehr als 50 Seiten allgemeinverständlich
erklärt, was Betroffene über Vorhofflimmern wissen sollten: Wie erkennt
der Arzt Vorhofflimmern? Welche Gefahren birgt es? Was kann man tun, um
das Schlaganfallrisiko zu senken? Und wie lässt sich der normale
Herzrhythmus wiederherstellen? Es werden unterschiedliche
Behandlungsmöglichkeiten erläutert, wobei die Autoren auch auf aktuelle
Neuentwicklungen eingehen.

Die erste Auflage dieser Broschüre erschien im Jahr 2005, aktualisierte
Fassungen 2010 und 2013. Neue Forschungsergebnisse haben seitdem zu einem
besseren Verständnis der Rhythmusstörung beigetragen und dazu geführt,
dass die Methoden zur Diagnostik und Behandlung weiterentwickelt wurden.
So wurden beispielsweise Neuerungen bei den Blutgerinnungshemmern,
aktuelle Techniken zur mobilen Rhythmusüberwachung und ein eigenes Kapitel
zum Vorhofohrverschluss in die Broschüre aufgenommen.


Die neue Broschüre kann ab sofort in gedruckter Form zum Preis von 4,00 €
bestellt oder kostenlos als pdf-Datei heruntergeladen werden, siehe

http://www.kompetenznetz-vorhofflimmern.de/de/vorhofflimmern/broschuere-vorhofflimmern-herz-aus-dem-takt

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kompetenznetz-vorhofflimmern.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution892

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Kompetenznetz Vorhofflimmern e.V. (AFNET), Dr. Angelika Leute, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KREBS/1160: Videobotschaften - Junge Krebspatienten wollen die Chance, Eltern zu sein (idw)


Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs - 12.03.2018

Videobotschaften: Junge Krebspatienten wollen die Chance, Eltern zu sein

Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs zur Kostenübernahme
fruchtbarkeitserhaltender Maßnahmen



Berlin, 12. März 2018 - Als einen "ersten Schritt in die Zukunft"
bezeichnen junge Krebspatientinnen und -patienten Maßnahmen zur Erhaltung
ihrer Fruchtbarkeit vor Beginn der Chemo- oder Strahlentherapie. Die
Altersgruppe zwischen 18 und 39 Jahren, für die sich die Deutsche Stiftung
für junge Erwachsene mit Krebs einsetzt, kann mit einer Heilungschance von
über 80 Prozent rechnen. "Nach überstandener Krebserkrankung wollen die
jungen Frauen und Männer ein 'normales' Leben führen. Und dazu gehören
auch eigene Kinder", erklärt Prof. Dr. med. Mathias Freund,
Kuratoriumsvorsitzender der Stiftung.

Junge Patientinnen und Patienten, die Eizellen, Sperma oder
Eierstockgewebe vor ihrer Krebsbehandlung entnehmen und einfrieren ließen,
machen in Videobotschaften andere Betroffene auf diese wertvolle
Möglichkeit aufmerksam und setzen sich gemeinsam mit der Stiftung für eine
Kostenübernahme durch die Kassen ein. Die Videos sind ab sofort auf der
Website der Deutschen Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs unter
https://www.junge-erwachsene-mit-krebs.de/projekte/krebs-und-kinderwunsch/
zu sehen.

Hier finden Sie die Statements von:

Kathrin, 39 Jahre, Hodgkin-Lymphom

Sebastian, 27 Jahre, Lymphdrüsenkrebs

Antonia 31 Jahre, Gebärmutterhalskrebs

Lysanna, 25 Jahre, Morbus Hodgkin-Lymphom

Marcel, 29 Jahre, Ehemann von Lysanna

Waltraud, 63 Jahre, Mutter von Lysanna

"Nach der Diagnose bricht eine Welt zusammen", erklärt Sebastian. Er wurde
erst von einer Psychoonkologin auf die Möglichkeit der Kryokonservierung
seiner Samenzellen aufmerksam gemacht. "In kürzester Zeit müssen gleich
zwei existenzielle Dinge entschieden werden", beschreibt die Mutter von
Lysanna die Situation bei der Krebsdiagnose ihrer Tochter. Die Rentnerin
und Mutter von drei weiteren Kindern übernahm die Kosten für die Entnahme
und Befruchtung der Eizellen ihrer Tochter in Höhe von fast 4.000 Euro.
Kathrin erkrankte mit 30 Jahren an Krebs. Sie musste die Entnahme und
Kryokonservierung ihres Eierstockgewebes mit dem Sparbuch bezahlen, das
sie von ihrer Großmutter zu Weihnachten geschenkt bekommen hatte. "Ich
weiß nicht, was ich ohne die Hilfe meiner Familie gemacht hätte", fasst
Antonia die finanzielle Notsituation vieler junger krebskranker Menschen
zusammen. Nicht alle jungen Patienten haben diesen Halt und verlieren
damit eventuell die Chance auf eigene Kinder.

Dass der Erhalt der Fruchtbarkeit selbst finanziert werden muss, erfahren
die jungen Krebspatienten nach dem Schock der Diagnose. Auch in der
Öffentlichkeit und bei vielen Politikern ist dies praktisch nicht bekannt.
"Die Fruchtbarkeitserhaltung bei Krebs sollte künftig von den
Krankenkassen übernommen werden", fordern Freund und die jungen Patienten
in ihren Botschaften. Es müsste nur ein Satz im õ27 des Sozialgesetzbuchs
V angepasst werden. Einen konkreten Änderungsentwurf hat die Stiftung
gemeinsam mit der DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und
Medizinische Onkologie e. V. im November 2017 der Öffentlichkeit
vorgestellt.

Mit der Form der Video-Clips arbeitet die noch junge, bundesweit tätige
Stiftung regelmäßig. "Die jungen Patienten kommen auf uns zu. Sie wollen
sich für andere Betroffene einsetzen, ihre Erfahrungen weitergeben und
nicht zuletzt mit uns Verbesserungen erreichen. Wir setzen in allen
unseren Projekten voll und ganz auf diese unmittelbare Zusammenarbeit",
erklärt Freund. So sind authentische Filmdokumente entstanden, die einen
Einblick in die Lage junger Menschen mit Krebs mit all ihren Ecken und
Kanten geben.

Jedes Jahr erkranken in Deutschland etwa 15.000 junge Menschen im Alter
von 18 bis 39 Jahren an Krebs. Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene
mit Krebs ist im Juli 2014 von der DGHO e. V. gegründet worden. Die
Stiftungsarbeit ist als gemeinnützig anerkannt und wird ausschließlich
durch Spenden finanziert.


(Die angegebene Genderform vertritt im Text beide Geschlechter. Die
ausschließliche Nennung der Vornamen bei den Patienten hat
datenschutzrechtliche Hintergründe.)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.junge-erwachsene-mit-krebs.de/projekte/krebs-und-kinderwunsch/ 

Videobotschaften

http://www.junge-erwachsene-mit-krebs.de

Website der Stiftung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2039

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs, Frauke Frodl, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHMERZ/773: Deutscher Schmerz- und Palliativtag - "Weg vom Schmerz, hin zum Leben" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin e.V. - 11.03.2018

29. Deutscher Schmerz- und Palliativtag // Exzellenz-Symposium: 

"Weg vom Schmerz, hin zum Leben"



Einen nachdenklichen, aber unterhaltsamen Perspektivwechsel in der
Behandlung chronischer Schmerzpatienten bot das Exzellenz-Symposium am 8.
März 2018 im Rahmen des deutschen Schmerz- und Palliativtages. Unter dem
Titel "Gekommen um zu bleiben - Chronische Schmerzen meistern zwischen
Akzeptanz und neuer Hoffnung" gab PD Dr. med. habil. Volker Busch, Leiter
der wissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaft Psychosozialer Stress und
Schmerz an der Universität Regensburg, Tipps, wie Ärzte auch so genannten
"austherapierten Patienten" wieder zu einem lebenswerten Leben verhelfen
können - wissenschaftlich fundiert, mit hohem Alltags- und Praxisbezug
sowie einer humorvollen und spannenden Umsetzung.

"Sowohl Ärzte als auch Patienten sind meines Erachtens zu sehr auf
Medikamente fixiert. Immer steht die Frage im Raum, welches Mittel denn
jetzt vielleicht noch helfen könnte? Dazu verlieren Patienten ihr Leben
aus dem Blick. Sie kreisen nur noch um den Schmerz und seine mögliche
Reduktion." Schon oft hat Busch erlebt, dass Patienten alle Aktivitäten
und Pläne auf den Zeitpunkt verschieben, "wenn der Schmerz erst einmal weg
ist". Doch dabei vergessen sie ihr Leben. Fakt ist: "So unschön das auch
ist, aber wir können manchen Patienten ihre Schmerzen einfach nicht
nehmen." Was also tun?

Als Psychiater und Psychotherapeut betrachtet er Schmerzpatienten mit
anderen Augen und erkennt typische Verhaltensweisen. "Patienten erleben
durch ihr Leiden einen Kontrollverlust. Das drängt Betroffene in die
Passivität, die Lebensqualität leidet." Zwischen dem Patienten und dem,
was das Leben sein könnte, entsteht eine Mauer. "Mithilfe der
Psychotherapie können wir den Patienten dabei helfen, den Schmerz
anzunehmen und den Fokus vom Schmerz weg auf etwas Schönes zu lenken. Wir
helfen ihm dabei, sich bewusst zu machen, dass sein Leben trotz der
Schmerzen lebenswert ist." Patienten gegenüber verbildlicht er den
chronischen Schmerz gerne mit einem "Monster", das mitten auf ihrem
Lebensweg sitzt. Die Patienten können nicht umkehren, es gibt keinen Weg
um das Monster herum. Sie können das Monster auch nicht aus dem Weg
räumen. "Mein Rat lautet daher: Nehmen Sie es einfach mit."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.schmerz-und-palliativtag.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64944

Pressemeldung Schmerztag 2018_Exzellenz-Symposium Busch

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1437

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin e.V., Nicole Zeuner, 11.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEBENWIRKUNG/282: Hochdruckmedikamente nicht für Potenzstörungen verantwortlich (Deutsche Hochdruckliga)


Deutsche Hochdruckliga e.V. (DHL®)

Deutsche Gesellschaft für Hypertonie und Prävention - 12. März 2018

Hochdruckmedikamente nicht für Potenzstörungen verantwortlich



Heidelberg - Viele Männer mit Bluthochdruck leiden unter einer
erektilen Dysfunktion. Sie wird anders als häufig angenommen, im
Allgemeinen nicht durch die Medikamente ausgelöst. Die Potenzstörungen
sind nach Einschätzung der Deutschen Hochdruckliga eher Folge weiterer
Gesundheitsstörungen, zu denen bei vielen betroffenen Männern nicht
nur der Bluthochdruck gehört. Eine aktuelle Studie bestätigt diese
Vermutung.

Viele Patienten machen die Hochdruckmedikamente für ihre nachlassende
Erektionsfähigkeit verantwortlich. Tatsächlich gab es in der
Vergangenheit Berichte, nach denen einige Wirkstoffe die Potenz
vermindern. "Im Verdacht standen vor allem Betablocker und Diuretika,
aber auch für Kalziumantagonisten, ACE-Hemmer und AT1-Blocker gab es
Hinweise", berichtet DHL® Vorstandsvorsitzender Professor Dr. med.
Bernhard Krämer von der Universitätsmedizin Mannheim. Auch die
DHL® hatte auf ihren Internetseiten auf die Problematik
hingewiesen.

Inzwischen gibt es jedoch neue Erkenntnisse, die ein erfreulicheres
Bild zeichnen. "Wir sind heute zuversichtlich, dass zumindest die
Mehrzahl der Hochdruckmedikamente die männliche Potenz nicht
gefährden", so Professor Krämer. Zu der gleichen Einschätzung gelangt
eine aktuelle Analyse der HOPE-3-Studie. Die Studie hatte die
Wirksamkeit von zwei Blutdruckmedikamenten (dem AT1-Blocker
Candesartan und dem Diuretikum Hydrochlorothiazid) und einem
Cholesterinsenker (Rosuvastatin) bei mehr als 12.000 Menschen
untersucht. Diese hatten neben einem erhöhten Blutdruck noch weitere
Risikofaktoren für Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Das konnten neben
einem erhöhten Cholesterin ein gestörter Blutzuckerstoffwechsel,
Übergewicht und/oder Rauchen sein.

"Die Studie spiegelt gut wieder, was Ärzte alltäglich in der Praxis
sehen", sagt Professor Krämer, "Bei den meisten der Patienten ist
nicht nur der Blutdruck zu hoch, sondern auch Blutfette, Blutzucker
und Körpergewicht." Eine weitere Komponente dieses sogenannten
metabolischen Syndroms kann bei Männern eine erektile Dysfunktion
sein.

2153 männliche Teilnehmer der HOPE-3-Studie, die zu Beginn der Studie
durchschnittlich 61,5 Jahre alt waren und wovon 58 Prozent eine
erektile Dysfunktion aufwiesen, wurden untersucht. Die Analyse, die
kürzlich im Canadian Journal of Cardiology (2018; 34: 38-44)
veröffentlicht wurde, hatte untersucht, wie sich die Medikamente auf
die Potenz auswirken.

Weder unter der Behandlung mit den Hochdruckmedikamenten noch mit dem
Cholesterinsenker kam es häufiger zum Auftreten einer neuen erektilen
Dysfunktion als in den Vergleichsgruppen, in denen die Patienten nur
Placebos erhalten hatten. "Aufgrund der Größe der Studie und der
Behandlungsdauer von 5,6 Jahren, bestätigen die Ergebnisse unsere
Erfahrung, dass eine Blutdrucksenkung durch Hochdruckmedikamente im
Allgemeinen keine Potenzstörungen auslöst", sagt Professor
Trenkwalder, Stellvertretender DHL® Vorstandsvorsitzender. Dies
trifft insbesondere für die hier untersuchte Kombination
AT1-Blocker/Thiaziddiuretikum zu, aber aufgrund früherer
Untersuchungen wohl auch für ACE-Hemmer, andere AT1-Blocker und
Kalziumantagonisten. Ohne negative Effekte scheinen auch selektive
Betablocker und der gefäßerweiternde Betablocker Nebivolol zu sein.

Allerdings haben die Medikamente das Neuauftreten einer erektilen
Dysfunktion auch nicht verhindert. "Wir hatten natürlich gehofft, dass
eine Normalisierung von Blutdruck und Cholesterin die Patienten
genauso vor einer erektilen Dysfunktion bewahrt, wie sie vor
Herzinfarkt und Schlaganfall schützt", erklärt der Experte vom
Klinikum Starnberg.

"Das ist natürlich ein enttäuschendes Ergebnis der Studie", fährt
Professor Trenkwalder fort. Dies bedeutet jedoch nicht, dass den
Patienten mit erektiler Dysfunktion nicht geholfen werden könnte.
Viele Patienten erreichten mit Sildenafil (bekanntestes Präparat
Viagra©) und anderen Medikamenten ein befriedigendes Sexualleben.


Quellen:

Joseph P. et al. Long-term Effects of Statins, Blood
Pressure-Lowering, and Both on Erectile Function in Persons at
Intermediate Risk for Cardiovascular Disease: A Substudy of the Heart
Outcomes Prevention Evaluation-3 (HOPE-3) Randomized Controlled Trial.
Canadian Journal of Cardiology 2018; 34(1): 38-44

URL

http://www.onlinecjc.ca/article/S0828-282X(17)31091-7/fulltext

Hinweise der DHL aus 2011

https://www.hochdruckliga.de/blutdrucksenker-und-erektionsstoerungen.html

 * 

Über die Deutsche Hochdruckliga DHL® - Deutsche Gesellschaft für
Hypertonie und Prävention

Die Deutsche Hochdruckliga e.V. DHL® bündelt die Expertise zur
arteriellen Hypertonie in Deutschland. Gegründet 1974, engagiert sie
sich seitdem für eine bessere Versorgung von Menschen mit
Bluthochdruck. Weltweit bleibt Bluthochdruck die größte Gefahr für
die Gesundheit. Deshalb verfolgt die DHL® das Ziel "30-50-80": Jeder
Mensch ab 30 Jahren sollte seinen Blutdruck kennen. Ab 50 sollte der
Blutdruck bei jedem kontrolliert und gut eingestellt sein. Menschen
mit 80 sollten nicht an Folgeschäden des Bluthochdrucks wie
Schlaganfall oder Herzinfarkt leiden.

 * 

Quelle:

Deutsche Hochdruckliga e.V. (DHL®)

Deutsche Gesellschaft für Hypertonie und Prävention

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 8931-605, Fax: 0711 8931-167

E-Mail: priester@medizinkommunikation.org

Internet: www.hochdruckliga.deï»¿Betreff: Deutsche Hochdruckliga: Hochdruckmedikamente nicht f�¼r Potenzst��rungen verantwortlichVon: Datum: 12.03.2018 11:29An:
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ENTWICKLUNG/1359: Braunes Fett wird durchschaubar (idw)


Technische Universität München - 12.03.2018

Braunes Fett wird durchschaubar



Seit Braunes Fettgewebe bei Erwachsenen nachgewiesen wurde, steht es im
Fokus der Präventionsforschung. Jedoch fehlte eine Methode, seine
Wärmebildung nicht-invasiv zu messen. Einem Team der Technischen
Universität (TUM) und des Helmholtz Zentrums München ist es nun gelungen,
die Aktivität des Braunen Fettgewebes ohne Injektion von Substanzen
sichtbar zu machen.

Braunes Fettgewebe agiert in Kälte wie ein Heizorgan, dessen Aktivität
günstig für den Energiehaushalt ist. Mit zunehmendem Alter nimmt beim
Menschen diese Stoffwechselaktivität des Braunen Fettes ab. Daneben ist es
bei Diabetikern oder Adipösen weniger aktiv. Deshalb forschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an den Faktoren, die das Braune
Fett aktiv halten. Da es die Fähigkeit besitzt, Energie aus Kohlenhydraten
und Fett zu verbrennen, ist es für Therapien gegen Adipositas oder
Diabetes von großem Interesse.

Beim Messen der Aktivität des Braunen Fettes mit der herkömmlichen Methode
werden radioaktive Substanzen, so genannte Tracer injiziert, die am
Stoffwechsel teilnehmen und so den Gewebeumsatz beobachtbar werden lassen.
Ein Team von Helmholtz und TUM hat jedoch eine neue, nicht-invasive
Methode entwickelt, mit der auch erste Messungen am Menschen erfolgreich
waren.

Lasermetheode geht unter die Haut

Das Team weist eine Beziehung zwischen der lokalen metabolischen Aktivität
des Gewebes und den Veränderungen der Sauerstoffsättigung des roten
Blutfarbstoffes (Hämoglobin) nach, gemessen durch Multispektrale
Opto-Akustische Tomographie (MSOT). Professor Vasilis Ntziachristos, Leiter des
Lehrstuhls für Biologische Bildgebung und des Instituts für Biologische
und Medizinische Bildgebung am Helmholtz Zentrum München, hat MSOT
bahnbrechend weiterentwickelt und erklärt die Methode so: "Ein Laserstrahl
sendet Lichtimpulse etwa zwei bis drei Zentimeter tief ins Gewebe. Dieses
Licht wird von Geweben absorbiert, die Hämoglobin enthalten, wodurch sie
sich minimal erwärmen und vorübergehend ausdehnen. Diese Ausdehnung
erzeugt Schallwellen, die gemessen werden können."

Die Studie belegt nun einen direkten Zusammenhang zwischen der
metabolischen Aktivierung des Braunen Fettgewebes, gemessen mit
Hämoglobin-Gradienten als intrinsischen Biomarkern des Gewebestoffwechsels
und am Kalorienverbrauch der Maus nach pharmakologischer Stimulation.

Marker des aktiven Braunen Fettes: Durchblutung und Sauerstoff

"Der erhöhte Stoffwechsel des Braunen Fettgewebes wird durch eine
gesteigerte Blutzirkulation und Sauerstoffverwertung gedeckt, die im
Gewebe ebenso wie in dem venösen Abfluss durch MSOT sichtbar wird",
erklärt Professor Martin Klingenspor vom Lehrstuhl für Molekulare
Ernährungsmedizin am Else Kröner Fresenius-Zentrum der TUM. Er ist einer
der Hauptautoren der Studie, die in "Cell Metabolism" veröffentlicht
wurde. "Das bedeutet: Durchblutung und Veränderung der Sauerstoffsättigung
im Blut sind Marker für die Stoffwechselaktivität des Braunen Fettes."

Somit könne "die neue Methode zu einem Schlüsselinstrument beim Messen von
Stoffwechsel-parametern im Gewebe werden", sagt Prof. Ntziachristos - "es
kann das Verständnis von Stoffwechselvorgängen nicht nur bei Patienten,
sondern auch bei gesunden Menschen revolutionieren". Denn MSOT ermögliche
es, eine erhöhte Anzahl von Gewebsparametern zu untersuchen, die über den
Stoffwechsel hinausgehen wie etwa Entzündungen oder das Wachstum von
Blutgefäßen (Angiogenese).

Die Kombination aus sicherer nichtionisierender Strahlung und einem
tragbaren Gerät wird ihren Einsatz in ambulanten Bereichen fördern. Ein
nächster Schritt wird sein, die Genauigkeit der Technologie zu überprüfen
anhand von Medikamenten und deren Wirkweise auf den aktiven Fettanteil des
Körpers.


Publikation:

Josefine Reber, Monja Willershauser, Angelos Karlas, Korbinian Paul-Yuan,
Gael Diot, Daniela Franz, Tobias Fromme, Saak V. Ovsepian, Nicolas
Beziere, Elena Dubikovskaya, Dimitrios C. Karampinos, Christina Holzapfel,
Hans Hauner, Martin Klingenspor and Vasilis Ntziachristos: 

Non-invasive
Measurement of Brown Fat Metabolism Based on Optoacoustic Imaging of
Hemoglobin Gradients

Cell Metabolism 03/2018.
https://doi.org/10.1016/j.cmet.2018.02.002

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34520/ 

Artikel

https://www.youtube.com/watch?v=OeZ-9yNVOhI&feature=youtu.be 

Video

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/238: Sensoren sollen Stürze von Parkinson-Patienten verhindern (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 08.03.2018

Sensoren sollen Stürze von Parkinson-Patienten verhindern



Ein für Parkinson-Patienten wegweisendes Projekt des EIT Health mit dem
Titel "MoveIT" wurde jetzt unter der Federführung der Molekular-
Neurologischen Abteilung des Universitätsklinikums Erlangen in
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern der FAU und anderen europäischen
Partnern gestartet. Mit Hilfe von Sensoren im Schuh und am Oberkörper
sollen Besonderheiten im Gang und bei Stürzen von Parkinson-Patienten
telemedizinisch analysiert werden.

"Deutet ein bestimmtes Gangmuster auf einen drohenden Sturz hin, sollen
die Patienten oder Betreuer dann künftig rechtzeitig gewarnt werden",
sagte Forschungsleiter Prof. Dr. Jochen Klucken aus der Molekularen
Neurologie des Uni-Klinikums Erlangen. Die im Rahmen der telemedizinischen
Heim-Monitoring-Lösung erfassten Daten sollen auch für weitere
Forschungsprojekte zur interdisziplinären Versorgung von Parkinson-
Patienten mittels Medizintechnik genutzt werden. Das einjährige Projekt
wird mit 500.000 Euro von EIT-Health gefördert.

"MoveIT" gliedert sich erfolgreich in weitere Forschungsprojekte des
Konsortiums um Prof. Klucken aus der Molekularen Neurologie des Uni-
Klinikums Erlangen und Prof. Dr. Björn Eskofier vom Lehrstuhl für
Maschinelles Lernen und Datenanalytik (Heisenberg-Professur) der FAU
Erlangen-Nürnberg zum Thema neue digitale Versorgungskonzepte des
Parkinson-Syndroms ein. Dazu zählen zwei weitere EIT-Projekte und ein vom
Medical Valley Award unterstütztes Projekt (FallRiskPD) zum Sturzrisiko.

Das neue EIT-Health-Projekt soll eng mit dem Fraunhofer-Institut für
Integrierte Schaltungen (IIS) Erlangen unter der Leitung von Christian
Weigand verzahnt werden, um die entsprechenden IT-Infrastrukturen für eine
bessere Kommunikation zwischen Ärzten, Therapeuten, Patienten und
Technologie aufzubauen und eine optimale Patientenversorgung zu
ermöglichen. Die weiteren regionalen und europäischen Partner sind die
Universität Luxemburg , das niederländische Radboudumc
Universitätsklinikum in Nijmegen sowie Philips Research, ITTM S.A. und die
Portabiles HealthCare Technologies GmbH (HCT)"Die verschiedenen Partner
ermöglichen es uns, die Erfahrungen aus anderen EU-Ländern sowie die
industrielle Sicht auf die Entwicklungen der digitalen Medizin in unser
Projekt einzubinden", so Prof. Klucken.

Mit mehr als 140 Partnern aus 17 europäischen Ländern ist EIT Health eine
der weltweit größten Gesundheitsinitiativen. Die FAU Erlangen-Nürnberg ist
ein Core Partner im Konsortium EIT Health. Auch das Fraunhofer IIS ist als
"Associate Member" mit an Bord. Ziel von EIT Health ist es, Forschung,
Unternehmertum und Innovation in den Bereichen "Gesundes Leben und Aktives
Altern" zu fördern, um in ganz Europa die Lebensqualität, die medizinische
Versorgung und das Gesundheitswesen zu verbessern.

Im Rahmen von EIT Health werden innovative Produkte, Bildungsangebote und
Dienstleistungen entwickelt, die zur Lösung der demografischen
Herausforderungen in Europa beitragen und das europäische Gesundheitswesen
optimieren sollen. Mit einem Gesamtprojektvolumen von über 2 Milliarden
Euro, davon bis zu 700 Millionen Euro an Fördermitteln, handelt es sich
bei EIT Health um eine der weltweit größten öffentlich geförderten
Initiativen im Bereich Gesundheit. Jährlich sollen 80 Millionen Euro
Förderung für die nächsten sieben bis 15 Jahre in das Projekt fließen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, Dr. Susanne Langer, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/237: Mit Diamant die Krebsdiagnostik revolutionieren (idw)


Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik IAF - 08.03.2018

Mit Diamant die Krebsdiagnostik revolutionieren



Mit Diamanten auf der Nanometerskala soll Tumorgewebe in Zukunft schneller
erkannt und besser vom gesunden Nachbargewebe abgegrenzt werden können. Um
dieses Ziel zu erreichen, haben sich das Fraunhofer IAF, die Universität
Ulm, die Firma NVision Imaging Technologies GmbH, die Hebrew University of
Jerusalem und das Israeli Center for Advanced Diamond Technologies (ICDAT)
in dem Verbundprojekt »DiaPol« zusammengeschlossen. Die neuartige
Technologie birgt große Chancen: Extrem genaue und schnell verfügbare
Resultate machen es möglich, die Behandlung von Tumorgewebe wesentlich
effizienter auf den Patienten abzustimmen als bei bisherigen Verfahren.

Es ist die Unsicherheit, die Angst macht: Krebs. Nach einem Bericht des
Robert Koch-Instituts aus dem Jahr 2016 hat sich die absolute Zahl der
Neuerkrankungen seit Anfang der 1970er Jahre in Deutschland fast
verdoppelt. Zeit ist ein entscheidender Faktor - denn eine frühzeitige und
exakte Diagnose kann Leben retten. In den vergangenen Jahrzehnten wurden
die Verfahren, mit denen verdächtige Gewebestellen im Körper erkannt
werden können, immer genauer. Für Patienten besonders schonend und dabei
effizient ist die Magnetresonanztomographie, da sie ohne schädliche
Chemikalien oder radioaktive Substanzen auskommt und dreidimensionale,
detailreiche Schnittbilder von menschlichem Gewebe liefert.

Die klassische MRT nutzt unter anderem Magnetfelder, um hochauflösende
Bilder zu erstellen. Der Körper eines Menschen besteht zu etwa 70 Prozent
aus Wasser. Jedes Wassermolekül enthält zwei Wasserstoffatome, deren Kerne
magnetisch sind. Die Magnetfelder im Kern dieser Wasserstoffatome werden
durch Kernspins erzeugt. Mit einem so genannten Polarisator werden die
Magnetfelder der Kernspins in den Wassermolekülen verstärkt und
ausgerichtet. Das ist wichtig, denn: Je besser die Kernspins ausgerichtet
sind, desto stärker ist auch das Signal der MRT und desto genauer werden
die Ergebnisse. Unter dem Zusatz von Hochfrequenzimpulsen werden bestimmte
Atomkerne im Körper zusätzlich resonant angeregt, was als elektrisches
Signal gemessen werden kann. Ein spezielles Programm wandelt alle
Messergebnisse anschließend in hochauflösende, dreidimensionale Bilder um.

10.000-fach empfindlicher durch diamantbasierte Polarisatoren

Für das neuartige MRT-Verfahren erweitern die Forscher das klassische
Vorgehen mit einem Polarisator aus Nanodiamanten. Für den Polarisator
spielen die eingebauten Stickstoff-Fehlstellen-Zentren eine wichtige
Rolle: Die Elektronenspins in diesen Zentren erzeugen Magnetfelder, die
auf andere Kernspins übertragen werden können und diese somit ausrichten
(polarisieren). Dadurch werden die Nanodiamanten oder externen Moleküle
hyperpolarisiert. Sie können anschließend vor der MRT-Untersuchung in den
Menschen injiziert werden und so die Empfindlichkeit der Bildgebung
deutlich steigern.

Als Experte auf dem Gebiet der Diamant-Nanotechnologie ist das Fraunhofer
IAF an dieser Stelle in das Projekt involviert. »Unsere Aufgabe besteht
darin, den Diamanten auf der Nanoskala zu optimieren und die
Stickstoff-Fehlstellen-Zentren einzubauen«, erklärt Dr. Verena Zürbig vom Fraunhofer
IAF. Die Projektkoordinatorin und Gruppenleiterin für »Diamant« ist
überzeugt: »Die Polarisatoren mit den Diamanten werden die
Empfindlichkeit des MRT gegenüber dem herkömmlichen Vorgehen deutlich
steigern. «Die Firma NVision sieht in dem neuartigen Verfahren eine große
Chance: »Es kann möglich werden, den Krebs nicht nur frühzeitig zu
diagnostizieren, sondern zudem das Stadium der Krebszellen zu erkennen«.

Das Material Diamant hat dabei unschlagbare Vorteile: Die
Hyperpolarisation unter Nutzung von Diamanten findet bei Raumtemperatur
statt und ermöglicht somit eine viel schnellere und kostengünstigere
Methode im Vergleich zur Herstellung mit den bisherigen Techniken, die bei
tiefen Temperaturen stattfinden. Ein Teilziel des DiaPol-Projektes ist der
Bau von extrem kleinen, flexiblen und mobilen Diamant-Polarisatoren. Diese
Neuerung soll für sehr schnelle Auswertungszeiten sorgen und somit die
Wartezeit für Patienten auf ihre Ergebnisse von mehreren Wochen auf wenige
Tage verkürzen. Stück für Stück soll mit den genaueren Messergebnissen und
der damit besseren Behandlung der Patienten die Unsicherheit, die bei der
Krankheit für Ängste sorgt, abgebaut werden.


Begriffe kurz erklärt:

Kernspin: Der Eigendrehimpuls eines Protons um seinen eigenen Schwerpunkt
im Atomkern.

MRT: Kurz für »Magnet-Resonanz-Tomographie«.

Polarisation: Erhöht die Kernmagnetisierung und damit die Intensität des
Signals bei einem MRT.

Hyperpolarisation: Die geordnete Ausrichtung von Spins weit über das
thermische Gleichgewicht hinaus.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iaf.fraunhofer.de/de/medien/pressemitteilungen/nano-diamant.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution62

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik IAF, Laura Hau, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/205: Erklärfilm zu venösen Stents (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 13. März 2018

BVMed veröffentlicht Erklärfilm zu venösen Stents



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, informiert mit
einem neuen Erklärfilm über venöse Stents. Der BVMed-Informationsfilm
gibt einen Überblick zu Ursachen und Folgen einer
Beckenvenen-Verengung sowie zu entsprechenden Behandlungsmöglichkeiten
durch venöse Stents. Der Film kann unter 

www.bvmed.de/filme 

https://www.bvmed.de/de/bvmed/mediathek/filme 

angeschaut und zur freien Nutzung heruntergeladen werden.

Die Behandlung venöser Gefäßerkrankungen mit Hilfe speziell
entwickelter Stents ist ein wirksamer und zukunftsweisender
Therapieansatz. Von dem minimal-invasiven Eingriff könnten
deutschlandweit 8.000 bis 10.000 Patienten profitieren, so der Experte
Dr. Michael Lichtenberg, Chefarzt der Klinik für Angiologie in
Arnsberg, der im Film zu Wort kommt.

Der Direktlink zum Film lautet: 

www.bvmed.de/erklaerfilm-venoese-stents 

https://www.bvmed.de/de/bvmed/mediathek/filme/erklaerfilm-venoese-stents


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 18/18

https://www.bvmed.de/bvmed-veroeffentlicht-erklaerfilm-zu-venoesen-stents

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 18/18 vom 13. März 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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AKTION/2630: Bielefeld - "Les Brünettes - The Beatles Close-Up" am 17. März 2018


Les Brünettes - The Beatles Close-Up



Nach ihrem letzten Programm A Women Thing, einer kongenialen Hommage
an ihre musikalischen Heldinnen, hatten Les Brünettes einfach Lust
auf ein "Jungs-Ding". Und wen könnten sie sich da besser vornehmen als
die Boygroup aller Boygroups: The Beatles. Durch die Augen von vier
Frauen ist eine packende Nahaufnahme von Leben und Musik der Fab Four
entstanden. Um dem Beatles Spirit noch näher zu kommen, haben Les
Brünettes dieses Album sogar in den berühmten Abbey Road Studios in
London aufgenommen.

Es ist ein Fest, zu erleben, wie Les Brünettes ihre enormen
stimmlichen Möglichkeiten nun in den Dienst dieser zeitlosen Songs
stellen - nicht nur für eingefleischte Beatles Fans. In ihren
Arrangements lassen sich die vier von den Pilzköpfen zu kreativen,
spielerischen, manchmal frechen Höhenflügen inspirieren. Sie
entstauben die vielgehörten großen Hits, entdecken eher unbekanntere
Songs und überraschen mit Querverbindungen zwischen den Stücken. In
ihren eigenen Stücken umschreiben Les Brünettes außerdem als
Songwriterinnen das, was sie selbst an den Geschichten der Beatles
berührt - sie lesen zwischen den Zeilen der Songs, hinterfragen und
legen sie neu aus und lassen sogar Yoko Ono zu Wort kommen.

Ort: Neue Schmiede, Kultur- und Feizeitzentrum

Handwerkerstr. 7, 33617 Bielefeld

Tel. 0521 / 1443117

Internet: http://www.neue-schmiede.de

Termin: 17.03.2018, 20:00 Uhr

Karten bestellen, Preise: EUR 22,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AKTION/2629: Bielefeld - Cellist Willem Schulz »auferstehen XIV« am 20. März 2018


»auferstehen XIV« 



Der Cellist Willem Schulz zelebriert seit 2005 jährlich in der capella
hospitalis den Frühlingsanfang als musikalische Raum-Inszenierung.
Dieser Parcours ist ein jährliches Ritual, in dem das Publikum von
Station zu Station mitzieht. Die Musik und Performance ist bestimmt
durch neue Erfahrungen des vergangen Jahres: leise und still, heftig,
euphorisch, trauernd, fröhlich, visionär.

Ort: Capella Hospitalis

Teutoburger Straße 50, 33604 Bielefeld

Tel. 0521 / 875 16 23

Internet: http://www.willemschulz.de 

Veranstalter: capella hospitalis e.V. | Unterstützt durch das
Kulturamt Bielefeld

Termine: 20.03.2018, 20:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AKTION/2628: Wiesbaden - Joyce DiDonato, Galakonzert mit Preisvergabe am 24.05.2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Joyce DiDonato

Weltstar der Internationalen Maifestspiele 2018 erhält den Preis der
diesjährigen Dresdner Musikfestspiele



Das Hessische Staatstheater Wiesbaden freut sich über die Auszeichnung
der amerikanischen Mezzosopranistin Joyce DiDonato bei den
diesjährigen Dresdner Musikfestspielen. Der Weltstar ist während der
Internationalen Maifestspiele, am 24. Mai 2018, mit dem bewegenden
Programm »In War and Peace - Harmony through Music« in einem
Galakonzert im Großen Haus des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden zu
erleben. Sie wird begleitet vom mehrfachen
Echo-Klassik-Preisträgerensemble Il Pomo d'Oro.

Joyce DiDonato soll im Rahmen ihres Konzertes »In War and Peace -
Harmony Through Music« bei den diesjährigen Dresdner Musikfestspielen
für ihr Engagement in der Musikvermittlung. ausgezeichnet werden. Die
Auszeichnung ist mit 25.000 Euro dotiert und trägt den Titel
«Glashütte Original Musikfestspielpreis» von der gleichnamigen
Uhrenmanufaktur.

»Joyce DiDonato ist eine Künstlerin, die zwischen Leben und Beruf
keinen Unterschied macht. Gesellschaftliche Engagements geht sie mit
dem gleichen Enthusiasmus und der gleichen Perfektion an wie die
Vorbereitung ihrer Opernrollen und Konzerte«, erklärte
Festivalintendant Jan Vogler. Die international gefeierte Sängerin
vermittle gern übergreifende Botschaften für Frieden und Humanismus.
Jenseits der Bühne engagiert sich DiDonato seit Jahren für soziale
Projekte, sei es in der Jugendarbeit oder bei einem Konzert mit
Häftlingen im US-amerikanischen Hochsicherheitsgefängnis in Sing Sing.

Internationale Maifestspiele

Joyce Di Donato »In War and Peace - Harmony through Music«
Samstag, 24. Mai 2018, 19.30 Uhr Großes Haus
Tickets: 10 - 103 Euro

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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FOLKLORE/1339: Bielefeld - Klezmer und mehr mit dem Trio Picon am 17. März 2018


Klezmer und mehr

Konzert mit dem Trio Picon



Das Trio Picon erforscht einfühlsam und mit großer Spielfreude
Klezmer-Musik und jiddische Lieder. Das derzeitige Programm trägt den
Titel "Jiddischer Tango". Es finden sich Lieder ganz unterschiedlicher
Zeiten und Orte darin wieder: Vom Leben im Ghetto über den
schillernden Broadway und der Hoffnung in Buenos Ayres das Glück zu
finden. Ein Konzert mit dem Trio gleicht einem Theaterbesuch: Es ist
tragisch, melancholisch, komisch, erzählerisch, charmant und lässt
einen die Zeit vergessen.

Eintritt: 10 Euro, 8 Euro ermäßigt, VVK im Museum und an der
Abendkasse.

Ort: Historisches Museum

Ravensberger Park 2, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 513635, Fax 0521 / 516745

Rubrik: Musik

Termin: 17.03.2018

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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KLASSIK/10062: Bielefeld - British Symphonic Sounds mit den Bielefelder Philharmonikern am 17.3.


British Symphonic Sounds mit den Bielefelder Philharmonikern



- Sir William Walton (1902-1983): "As you like it" (1936)

- Sir Arthur Bliss (1893-1975): "Adam Zero", Ballett in 1 Scene (1946)

- Ralph Vaughan Williams (1872-1958): "Job", A Masque for Dancing (1930)

Englische Musik wird in Deutschland bedauerlicherweise sehr selten
gespielt, ist sie doch oftmals von großem kompositorischen Können und
vielen eingängigen Themen geprägt. Deshalb ist ein dringender
Nachholbedarf vorhanden. Besonders die hier an diesem Abend zu
hörenden Werke wurden in Deutschland noch nie aufgeführt. Ein wahres
Versäumnis. Dirigent Marius Beckmann und die Bielefelder
Philharmoniker möchten dieses nun gerne Nachholen und laden zu einem
musikalischen Gaumenschmaus mit Werken der bekanntesten Komponisten
des Vereinigten Königreiches ein.

Sir William Walton (1902-1983) ist neben Ralph Vaughan Williams
(1872-1958) einer der bekanntesten englischen Komponisten. Er gilt
auch als einer der Ersten (neben Sir Arthur Bliss), die sich dem Genre
"Filmmusik" widmeten, noch lange bevor Komponisten, wie Max Steiner
oder Miklós Rózsa dieses taten. So schrieb er 1936 die Musik für die
Verfilmung des Shakespeare-Klassikers "As you like it". Später
komponierte er diesen Soundtrack zu einem zusammenhängenden
Orchesterwerk um. Die Musik windet sich teils heiter- beschwingt und
energetisch, teils mystisch impressionistisch voran und findet sich
schließlich in den -für Walton typisch- interessanten Imitationen der
Renaissance-Musik wieder. Mit einem gewaltigen Marsch mit
Ohrwurm-Charakter beschließt dieses Werk, bei dem für die
Entstehungszeit untypische Instrumente, wie Cembalo oder Tabors zum
Einsatz kommen.

 Bielefelder Philharmoniker

 Dirigent: Marius Beckmann

Ort: Rudolf-Oetker-Halle

Lampingstraße 16, 33615 Bielefeld

Rubrik: Musik

Termin: 17.03.2018, 20:00

Karten bestellen

Preise: EUR 41,20/ EUR 36,80/ EUR 30,20/ EUR 23,60/ EUR 17,70

Erm. Preis für Schüler, Studenten, BI-Pass-Inhaber und Begleitpersonen
von Menschen mit Behinderung

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSLAND/8643: Aus aller Welt - 13.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Trump entläßt Außenminister Tillerson

Wegen Differenzen in zentralen außenpolitischen Fragen hat
US-Präsident Donald Trump seinen Außenminister Rex Tillerson
entlassen. Wie Trump vor Journalisten in Washington mitteilte, habe
Tillerson eine andere Denkweise vertreten als er. So habe er aus dem
Atomabkommen aussteigen wollen, Tillerson aber nicht. Nachfolger soll
demnach der als Hardliner geltende CIA-Chef Mike Pompeo werden, der
angeblich Trumps volles Vertrauen genießt. An die Spitze des
amerikanischen Auslandsgeheimdienstes tritt mit der bisherigen
Vizedirektorin Gina Haspel erstmals eine Frau. Sie stand in der
Vergangenheit wegen Folterpraktiken in einem CIA-Geheimgefängnis für
mutmaßliche Al-Kaida-Anhänger in Thailand in der Kritik.

13. März 2018
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JUSTIZ/8643: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Verfassungsrichter Müller von Sterbehilfeverfahren ausgeschlossen

Der amtierende Verfassungsrichter Peter Müller darf sich nicht an
einem der elf anhängigen Beschwerdeverfahren zur organisierten
Sterbehilfe beteiligen. Der Zweite Senat gab der Klage eines
Sterbehilfevereins statt. Dieser sieht den ehemaligen CDU-Politiker
in dem Verfahren als befangen und parteiisch an. Wie das
Bundesverfassungsgericht mitteilte, wird das Karlsruher Gremium ohne
den Richter und früheren saarländischen Ministerpräsidenten Müller
über das Verbot der geschäftsmäßigen Sterbehilfe entscheiden. Nach
Auffassung der Richter hatte sich Müller als Regierungschef in der
Frage klar positioniert und entscheidend an den nun umstrittenen
Gesetzesregelungen mitgewirkt. Ob Müller auch von den anderen
Verfahren ausgeschlossen wird, hängt unter anderem davon ab, ob
weitere Befangenheitsanträge gestellt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8639: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Türkische Armee schließt Ring um Kurdenstadt Afrin

Aus Furcht vor einem Häuserkampf versuchen Tausende Menschen die
nordsyrische Stadt Afrin zu verlassen. Doch auch die Flucht birgt
große Gefahren, da die freien Straßen von türkischen Kampfflugzeugen
bombardiert werden. Nach Informationen der Agentur Anadolu wurde die
von Kurden bewohnte Stadt inzwischen vollständig von türkischen
Streitkräften und verbündeten Milizen der Freien Syrischen Armee
(FSA) eingekesselt. Wie viele Kämpfer der kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) sich in Afrin verschanzt haben,
ist nicht bekannt. Die Türkei startete am 20. Januar eine
Militäroffensive in der Region Afrin gegen die syrische Kurdenmiliz
YPG, die sie wegen ihrer engen Verbindungen zur verbotenen
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) als Bedrohung empfindet. Seit Beginn
des Einsatzes sollen knapp 3.400 kurdische Kämpfer getötet worden
sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8641: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ex-SPD-Chef Schulz erhält Abgeordnetenbüro in Berlin

Wie sieht die politische Zukunft des gescheiterten Kanzlerkandidaten
und gestürzten SPD-Chefs Martin Schulz aus? Wie die Zeitungen des
Redaktionsnetzwerks Deutschland (RND) aus dem Umfeld des
SPD-Politikers erfuhren, will der frühere EU-Parlamentspräsident sein
Bundestagsmandat, das er im vergangenen Herbst erhalten hatte,
offenbar behalten und ein Büro im Paul-Löbe-Haus gegenüber dem
Bundeskanzleramt beziehen. Eine Entscheidung über eine mögliche
Arbeit in einem Ausschuß sei noch nicht gefallen, hieß es.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8640: Tragisches und Kurioses - 13.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Busunglück in der Türkei

Auf dem Weg von Istanbul nach Tokat ist ein Bus in der Provinz Corum
auf einen Lastwagen aufgefahren. Wie die Nachrichtenagentur Anadolu
berichtete, kamen bei dem Unfall in Nordanatolien mindestens 13
Menschen ums Leben. Weitere 20 Fahrgäste wurden verletzt. Der Bus
brannte völlig aus. Nach bisherigen Kenntnissen stand der Lkw auf dem
Seitenstreifen, als der Bus gegen ihn prallte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7725: Aus Forschung und Technik - 13.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Robert Lightfoot verläßt nach 28 Jahren die NASA

Der geschäftsführende Leiter der amerikanischen Luft- und
Raumfahrtagentur NASA, Robert Lightfoot, wird Ende April von seinem
Posten zurücktreten. Einen qualifizierten Stellvertreter gibt es
nicht. Gleichzeitig dürfte Präsident Donald Trumps designierter
Nachfolger Jim Bridenstine nicht vom Senat bestätigt werden, weil er
in einer parlamentarischen Rede den menschengemachten Klimawandel
geleugnet hatte. Kritisiert wird auch, daß der republikanische
Kongreßabgeordnete aus Oklahoma über keine naturwissenschaftliche
akademische Ausbildung verfügt. Der letzte NASA-Administrator Charles
Bolden hatte zum Amtsantritt von Trump die Agentur verlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7738: Aus aller Welt - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Angriff auf Fatah-Konvoi im Gazastreifen

Auf den Konvoi des Ministerpräsidenten Rami Hamdallah von der
Fatah-Regierung des Westjordanlands ist am Dienstag kurz nach der
Einfahrt in den nördlichen Gazastreifen möglicherweise ein Anschlag
verübt worden. In der Nähe der Fahrzeuge, in denen auch der
palästinensische Geheimdienstchef Madschid Faradsch saß, detonierte
ein Sprengsatz. Sieben Personen, jedoch nicht Hamdallah und Faradsch,
seien verletzt worden, berichtete die palästinensische
Nachrichtenagentur Maan. Der Konvoi konnte zum Auftritt Hamdallahs
bei der Einweihung einer Kläranlage weiterfahren.

Aus dem Büro von Präsident Mahmud Abbas wurden Vorwürfe laut, die von
der Hamas gestellte Regierung in Gaza sei für den Zwischenfall
verantwortlich, wie die offizielle Nachrichtenagentur Wafa meldete.
Von seiten der Hamas hieß es beim Kurznachrichtendienst Twitter, der
Angriff sei ein Versuch zur Untergrabung des Versöhnungsprozesses mit
der Fatah und zur Destabilisierung der Sicherheitslage in Gaza. Fatah
und Hamas hatten im Oktober vergangenen Jahres beschlossen, die
Verwaltung des Gazastreifens einer von der Fatah geführten,
gesamtpalästinensischen Regierung zu unterstellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7699: Medizin und Gesundheitswesen - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Lassafieber breitet sich in Westafrika aus

Infektionskrankheiten sind eine tödliche Bedrohung für die
Menschheit. Je nach Quelle sterben jedes Jahr zwischen 14 und 20
Millionen Menschen in Rahmen einer Erkrankung mit Erregern. Obgleich
Malaria, Tuberkulose und Aids besonders viele Todesopfer fordern
(zwischen zwei und drei Millionen pro Jahr), verbreiten vor allem die
hämorrhagischen Fieber ihren Schrecken. Zwar töten diese im Vergleich
zu oben genannten Zahlen deutlich seltener, doch ihre aus allen
Körperöffnungen blutenden Opfer und der hohe Anteil an tödlichen
Verläufen haben sie zum Sinnbild grausamster Todesseuchen werden
lassen. Vor dem Hintergrund des Ebolaausbruchs in Westafrika von
2014, als knapp 30.000 Menschen erkrankten und 11.300 von ihnen
starben, bereitet die Meldung, daß sich das Lassafieber nach Nigeria
nun auch in Liberia ausbreitet, nicht wenigen Experten große Sorgen.
Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, sind seit Anfang des Jahres
zwölf Menschen an der Viruserkrankung gestorben. In Nigeria hat das
Lassafieber bereits zum Tod von mindestens 64 Menschen geführt. Der
Weltgesundheitsorganisation WHO zufolge sollen bis Ende Februar 317
Erkrankungsfälle bestätigt worden sein. Wie schon berichtet, hat die
Bundesregierung ein Expertenteam in das Nachbarland Benin geschickt,
um dort beim Kampf gegen die Erkrankung zu helfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7726: Kriminalität und Rechtsprechung - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Frauen müssen sich mit generischem Maskulin in Formularen abfinden

Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe hat am Dienstag eine
Revisionsklage der Saarländerin Marlies Krämer zurückgewiesen. Diese
wollte bei ihrer Sparkasse in Sulzbach durchsetzen, daß sie auf
allgemeinen Formularen z. B. mit Kundin und Kontoinhaberin
angesprochen wird. Das Gericht befand, daß die Klägerin durch die
Verwendung generisch maskuliner Personenbezeichnungen allein keine
Benachteiligung im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
erfährt. Maßgeblich für die Beurteilung, ob die betroffene Person
eine weniger günstige Behandlung erfährt als die Vergleichsperson,
ist hier die objektive Sicht eines verständigen Dritten, nicht die
subjektive Sicht der betroffenen Person. Der BGH verweist darauf, daß
selbst in den Gesetzbüchern nicht durchgängig geschlechtsneutrale
Sprachformen verwendet werden, und daß das Gesetz prägend wie
kennzeichnend für den allgemeinen Sprachgebrauch und das sich daraus
ergebende Sprachverständnis ist. Die 80jährige frühere
SPD-Kommunalpolitikerin Krämer, die heute Parteimitglied Der Linken
ist, hatte vor der Entscheidung des Bundesgerichtshof angekündigt,
daß sie sich gegebenenfalls mit ihrem Anliegen auch an das
Bundesverfassungsgericht und den Europäischen Gerichtshof wenden
wird. In den neunziger Jahren hatte Krämer erreicht, daß Frauen in
Pässen als Inhaberin bezeichnet werden. Außerdem startete sie eine
Unterschriftensammlung zur Abschiebung geschlechtsspezifischer
Namensgebungen von Hochs und Tiefs bei der Wettervorhersage. Laut
Krämer ist Sprache der Schlüssel zur Gleichberechtigung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7652: Sprache, Kunst und Medium - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Verdener haben Störtebeker in guter Erinnerung

Zur traditionellen Lätare-Spende, die auf den Seeräuber Klaus
Störtebeker zurückgehen soll, hatten sich am Montag wie jedes Jahr
zahlreiche Gäste, Schaulustige und Touristen auf dem Verdener
Rathausplatz zum kostenlosen Heringsessen eingefunden.

Wie NDR1 Welle Nord berichtete, nahmen bei strahlendem Sonnenschein
und milden Temperaturen etwa 200 geladene Gäste an Festtafeln mit
einem reichhaltigen Fischbüfett Platz.

Der Legende nach hatten sich Klaus Störtebeker und seine Leute vor gut
400 Jahren mit ihren Schiffen von der Nordsee kommend auf der Aller zu
der Ortschaft Verden durchgeschlagen, wo sie sich angeblich längere
Zeit verbargen.

Zum Dank für die Aufnahme soll Störtebeker den Verdenern Fässer voller
Fisch und Brote geschickt und darüber hinaus versprochen haben, jedes
Jahr 1600 Heringe und 530 Brote am Montag nach Lätare (dem Sonntag
drei Wochen vor Ostern) zu schicken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7716: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Türkische Armee meldet vollständige Umzingelung von Afrin

Die türkischen Invasionsstreitkräfte haben zusammen mit Kämpfern der
aufständischen Freien Syrischen Armee nach Angaben der Militärs die
nordsyrische Stadt Afrin vollständig umzingelt und andere Gebiete in
der Region unter ihre Kontrolle gebracht. Die staatliche türkische
Nachrichtenagentur Anadolu berichtete davon. In Afrin leben laut der
in Großbritannien sitzenden Syrischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte rund 300.000 Menschen. Die Türken wollen, wie es am
Montag ihr Präsident Erdogan in einer vom Fernsehen verbreiteten Rede
formulierte, nach Afrin auch die syrischen Städte Manbidsch,
Kobane, Tal Abjad, Ras al-Ain und Kamischli von Terroristen säubern.
Mit Terroristen sind die syrisch-kurdischen
Volksverteidigungseinheiten YPG in der Demokratischen Föderation
Nordsyrien (Rojava) gemeint, die unter anderem von den USA für den
Kampf gegen die IS-Miliz instrumentalisiert wurden. Ein YPG-Sprecher
dementierte die Einkesselung Afrins als Propaganda, bestätigte aber
heftigen Beschuß aller Zufahrten zur Stadt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7730: Aus Parlament und Gesellschaft - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Finanzminister vereinbaren Transparenzgesetz

Die Finanzminister aller EU-Staaten haben am Dienstag in Brüssel
beschlossen, für Steuerberater, Buchhalter, Bankmitarbeiter und
Anwälte Offenlegungspflichten einzuführen. Die genannten
Berufsgruppen sollen die EU-Kommission informieren müssen, wenn sie
bei ihren Klienten auf Hinweise wie Überweisungen in Steuerparadiese
stoßen, was den Verdacht auf Steuerhinterziehung erregt. Als
verdächtig gelten auch Geschäfte mit Regionen, die nicht dafür
bekannt sind, gegen Geldwäsche vorzugehen. Bei Verstoß gegen die
Meldepflicht drohen Geldstrafen. Darüber hinaus wurde in Brüssel ein
automatischer Austausch der fraglichen Informationen durch die
Steuerbehörden der einzelnen Staaten verabredet. Die EU-Kommission
hatte das Transparenzgesetz im vergangenen Jahr vorgeschlagen. Es
kann in Kraft treten, wenn es jeder einzelne EU-Mitgliedsstaat
akzeptiert hat. Bis Jahresende sollen sie es in nationales Recht
überführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7702: Tragisches und Kurioses - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



In Lesotho ausgegrabener Riesen-Diamant in Antwerpen versteigert

Einer der größten jemals gefundenen Rohdiamanten ist in Antwerpen für
umgerechnet rund 37 Millionen Euro versteigert worden.

Wie MDR aktuell berichtete, ging der 910 Karat schwere Edelstein aus
einer Mine im kleinen südafrikanischen Königreich Lesotho in der
belgischen Diamanten-Stadt Antwerpen an einen neuen Besitzer.

Das börsennotierte Bergbauunternehmen Gem Diamonds, das 70 Prozent der
Anteile an der Mine besitzt, gab der Stein den Namen "Lesotho Legend".
Ihm wird eine außerordentliche Reinheit und Qualität bescheinigt. Es
soll der fünftgrößte bisher gefundene Diamant sein. Seine Größe liege
etwa zwischen einem Golf- und einem Tennisball.

Wer den Stein gekauft hat, und ob er verarbeitet werden soll, wurde
nicht bekannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7727: Arbeit, Soziales und Familie - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Zuwanderungsüberschuß 2016 lag bei einer halben Million

Im Flüchtlingsjahr 2016 ist die Zahl der in Deutschland lebenden
Menschen um rund 500.000 gestiegen. So viele und mehr Menschen müßten
Jahr für Jahr zuwandern, wenn der Arbeitsmarkt und die Sozialsysteme
bis 2050 demographisch stabil bleiben sollten. Die Zahl ergibt sich
aus einer Studie für die Bertelsmann-Stiftung von 2015. Dem
Statistischen Bundesamt zufolge zogen vor zwei Jahren mehr als 1,8 Millionen
Menschen nach Deutschland, während rund 1,3 Millionen das Land
verließen. 52 Prozent der 1,7 Millionen Zuwanderer ohne deutschem Paß
stammte aus Länder der Europäischen Union, weitere neun Prozent aus
europäischen Nicht-EU-Staaten. Die anderen Einwanderer kamen zum
größeren Teil aus Syrien, dem Irak, Afghanistan und anderen
asiatischen Ländern. Ein kleinerer Teil zog von Afrika nach Deutschland.
Die Wanderungsstatistik wird anhand der Unterlagen der Meldebehörden
erstellt. Diese wußten vor 2016 nicht, ob Personen, die ihren
Wohnsitz abmeldeten, im Land geblieben oder ins Ausland verzogen
sind. Deswegen lassen sich zurückliegende Statistiken nicht mit den
heutigen vergleichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7710: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Frühling beginnt immer früher

Nicht nur, daß die Winter immer wärmer werden und von der Temperatur
her in diesen Breitengraden kaum noch von anderen Jahreszeiten zu
unterscheiden sind, auch der Frühling setzt immer früher ein. Das
zeigt laut dpa eine Studie von Forschern um Eric Post von der
University of California in Davis. Nach dieser startet das Frühjahr in 
der Arktis heute bis zu 16 Tage früher als noch vor zehn Jahren. Dabei 
zeigt sich der Frühlingsbeginn nach der Definition dadurch, daß Bäume 
austreiben, Blumen zu blühen beginnen oder Vögel ihre Wanderung zu den 
Brutgebieten antreten. Wie sich das auf die Tier- und Pflanzenwelt 
auswirkt, ist umstritten. So warnen einige Experten, daß Zugvögel ihre 
Ankunft in der Arktis nicht mehr korrekt mit der dortigen 
Verfügbarkeit an pflanzlicher und tierischer Nahrung koordinieren 
können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7715: Märkte und Finanzen - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Eon will beim Deal mit RWE auf betriebsbedingte Kündigungen verzichten

Die Energiekonzerne Eon und RWE wollen die Märkte in Deutschland so
aufteilen, daß sie sich nicht wechselseitig ins Gehege kommen.
Vorbehaltlich der Zustimmung der Finanzaufsicht Bafin sowie der
nationalen und europäischen Kartellbehörden wird die RWE-Tochter
Innogy unter beiden Konzernen aufgeteilt. Eon bekommt Netze und
Kunden, RWE das Geschäft mit Erneuerbaren Energien. RWE übernimmt 17
Prozent der Aktien von Eon und darf das Paket weder aufstocken noch
veräußern. Der Personalbestand von RWE bleibt erhalten. Eon wird
möglichst keine betriebsbedingten Kündigungen aussprechen, aber im
Zuge der Umstrukturierung bis zu 5000 Arbeitsplätze abbauen. Die
Gewerkschaften Verdi und IG BCE stimmen den Konzernumbauten zu, gehen
von Arbeitsplatzverlusten aus, vertrauen aber darauf, daß das
Eon-Management auf betriebsbedingte Kündigungen verzichten wird.
In dieser Woche hat Eon in seiner Bilanz einen Gewinn von fast vier
Milliarden Euro für 2017 ausgewiesen. RWE verdiente unter dem Strich
1,9 Milliarden. Zu den Ergebnissen hatte die Rückzahlung der
Brennelementesteuer beigetragen.

13. März 2018
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WISSENSCHAFT/7733: Aus Forschung und Technik - 13.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Android-User mit größerer Markenloyalität

Das Smartphone-Universum und das von Apples iPhone stehen sich
diametral gegenüber. Das unterstreicht auch eine aktuelle Studie des
Marktforschungsinstituts Consumer Intelligence Research Partners
(CIRP). Wie das Magazin t3n meldete, kam eine Umfrage unter 500
Android- und iOS-Nutzern zu dem Ergebnis, daß die Bereitschaft, zu
einem anderen System zu wechseln, immer weiter abnimmt. War die
Markenloyalität früher bei iOS-Nutzern größer, gibt es seit Anfang
2014 eine Trendumkehr. In diesem Jahr überholte Googles Android
Apples iOS hinsichtlich seiner Markenloyalität. Allerdings sind die
Unterschiede nicht sehr groß. So lag die Loyalität zu Android
zwischen Januar 2016 und Dezember 2017 zwischen 89 und zuletzt 91
Prozent, während die iOS-Loyalität mit 85 bis 88 Prozent etwas
niedriger war.

13. März 2018
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MELDUNG/174: Astronomietag am 24.03.2018 mit über 190 Veranstaltungen in Deutschland, Österreich und der Schweiz (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 12.03.2018

Astronomietag am 24.03.2018 mit über 190 Veranstaltungen in Deutschland,
Österreich und der Schweiz



Der von der Vereinigung der Sternfreunde (VdS) ins Leben gerufene
Astronomietag bietet am Samstag, dem 24. März 2018 zum 16. Mal Anlass und
Gelegenheit für alle Interessierten, sich an Sternwarten, Planetarien,
Forschungsinstituten und bei engagierten Hobby-Astronomen im gesamten
deutschen Sprachraum über astronomische Themen zu informieren und selbst
einen Blick ins All zu werfen, in diesem Jahr unter dem Motto "Das geheime
Leben der Sterne".




[image: Plakat - © Vereinigung der Sternfreunde e.V. / Hintergrundbild: © Bernd Weinzierl]

Plakat zum Astronomietag 2018

© Vereinigung der Sternfreunde e.V. / Hintergrundbild: © Bernd Weinzierl



Wer ist nicht fasziniert vom Anblick des Sternhimmels? Viele Menschen
würden gerne die Sternbilder kennenlernen, mit einem Teleskop einen Blick
auf ferne Galaxien werfen oder einfach nur mehr über unser Universum
erfahren. Einmal im Jahr gibt es eine ganz besondere Gelegenheit, sich
diesen Wunsch zu erfüllen: Rund 30.000 Interessenten besuchen alljährlich
die Veranstaltungen zum Astronomietag, der seit 2003 in Deutschland
bundesweit von der Vereinigung der Sternfreunde koordiniert wird, seit
2010 gemeinsam mit der Schweizerischen Astronomischen Gesellschaft (SAG).

Über 190 astronomisch interessierte Privatpersonen, Schulen,
Volkssternwarten, amateurastronomische Vereine, Planetarien,
Forschungsinstitute und weitere Einrichtungen sind in diesem Jahr dem
Aufruf von VdS und SAG gefolgt und bieten in ganz Deutschland, Österreich
und der Schweiz am Samstag, dem 24. März 2018 ein breit gefächertes
Programm anlässlich des Astronomietags an.

Der Astronomietag 2018 steht unter dem Motto "Das geheime Leben der
Sterne". Der abendliche Sternhimmel bietet dazu Ende März zahlreiche
Himmelsobjekte, an denen man den Werdegang eines Sterns erläutern kann:
von der "Geburt" in gigantischen Gas- und Staubwolken mit dem Orionnebel
als prominentes Beispiel, hin zu den "Sternkindergärten" der offenen
Sternhaufen mit den berühmten Plejaden im Stier. Aber auch einzelne Sterne
stehen im Fokus, deren unterschiedliche Temperaturen man mit eigenem Auge
sehen kann. Und selbst das Ende eines Sterns können die Besucher im
Teleskop erfahren: mit dem "Eskimo-Nebel" in den Zwillingen als Vertreter
der Planetarischen Nebel und mit dem Krebsnebel, einem Supernova-Überrest
im Stier. Die Zeitschrift Sterne und Weltraum stellt anlässlich des
Astronomietags ausführliche Beobachtungshinweise kostenfrei bereit.

Aber nicht nur der abendliche Blick durch die Teleskope auf den
zunehmenden Mond oder andere bekannte Himmelsobjekte lockt, viele
Veranstalter bieten auch tagsüber bereits die Möglichkeit zur
Sonnenbeobachtung oder ein wetterunabhängiges Rahmenprogramm mit
Vorträgen, Planetariumsvorführungen, Planetenwegwanderungen bis hin zu
Filmpremieren an, das oftmals insbesondere auch für Kinder geeignet ist.
Alle Veranstaltungsangebote sind auf der speziell eingerichteten Webseite
www.astronomietag.de gesammelt, wo man mithilfe einer Karte oder per
Suchfunktion die nächstgelegenen Veranstaltungsorte bequem finden kann.

Jedermann, egal ob Groß oder Klein, ist herzlich eingeladen, die
vielfältigen Angebote zu nutzen und damit sein ganz persönliches "Erlebnis
Astronomie" zu haben.


Weitere Informationen unter:

http://www.astronomietag.de

- Zentrale Webseite des Astronomietags

http://www.sternfreunde.de

- Webseite der Vereinigung der Sternfreunde

http://www.spektrum.de/magazin/astronomietag-2018-das-geheime-leben-der-sterne/1536381

- Beobachtungshinweise bei Sterne und Weltraum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, Dr. Carolin Liefke, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/338: Herr der Steine - Berufsgruppe der Gesteinspräparatoren will sich in Freiberg besser vernetzen (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 12.03.2018

Herr der Steine: Berufsgruppe der Gesteinspräparatoren will sich in
Freiberg besser vernetzen



Dank moderner Analysegeräte sind heute erstaunlich genaue Einblicke in
den Aufbau von Gesteinen und Mineralen möglich. Untersucht werden aber nicht
die natürlichen Steine, sondern extra hergestellte Präparate. Ein
Speziallabor dafür gibt es am Helmholtz-Institut Freiberg für
Ressourcentechnologie (HIF), das zum Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf
gehört. Hier treffen sich vom 13. bis 14. März Gesteinspräparatoren aus
Universitäten und Forschungseinrichtungen in Deutschland, Österreich und
der Schweiz.




[image: Bild: © © HZDR / Frank Schinski]

Damit Rohstoffe analysiert werden können und ihre Geheimnisse
verraten, müssen spezielle Probenmaterialien hergestellt werden (im
Bild Körnerpräparate).

Bild: © HZDR / Frank Schinski



Die Arbeit der Gesteinspräparatoren ist extrem spezialisiert, aber für die
Rohstoffforschung und -industrie äußerst wichtig. Die Spezialisten stellen
geologische Präparate her, die dann mithilfe von Hightech-Geräten
untersucht werden. Dadurch lassen sich Lagerstätten besser bewerten,
innovative Rohstofftechnologien entwickeln oder auch neue Erkenntnisse
über den Aufbau der Erdkruste gewinnen. Bundesweit gibt es nur etwa 30
Einrichtungen, die Präparatoren beschäftigen, schätzt der Leiter des
Speziallabors am HIF, Andreas Bartzsch. Damit sich seine Berufsgruppe
besser vernetzt und der fachliche Austausch gefördert wird, hat er zu
einem Workshop eingeladen. Dabei wollen die Teilnehmer verschiedene
Probleme diskutieren und auch praktisch angehen.

Wichtig für Forschung und Industrie

Andreas Bartzsch ist ausgebildeter Geologietechniker und ein Mitgründer
der jungen Firma ERZLABOR Advanced Solutions GmbH, die kommerzielle
Probenpräparation und Rohstoffanalysen anbietet. Das Material, das ihm die
Wissenschaftler von ihren Exkursionen mitbringen oder das ihm
Forschungspartner zuschicken, kommt aus der ganzen Welt. Als analysierbare
Proben geht es wieder zu ihnen zurück. Mit seinen drei Mitarbeitern stellt
er jährlich etwa 2.000 Gesteinspräparate her.

Je nachdem, wie die Rohstoffe analysiert werden sollen, gibt es
unterschiedliche Arten: Dünnschliffe sind mit etwa 30 Mikrometern dünner
als ein menschliches Haar und so transparent, dass sie sich mit einem
Durchlichtmikroskop betrachten lassen. Ein Dickschliff ist dagegen circa
100 bis 200 Mikrometer "stark". Spezialisiert ist das HIF-Labor weiterhin
auf Körnerpräparate, bei denen die Gesteine zu feinen Körnern zermahlen,
mit Graphitpulver gemischt und anschließend in ein Spezialharz eingebettet
werden. Mittels Rasterelektronenmikroskop lassen sich Rohstoffe dann
genauestens untersuchen und beispielsweise die Menge und Verteilung von
Wertelementen bestimmen.

Vom ungeformten Stein zum perfekten Präparat

Sein Wissen hat sich Andreas Bartzsch zum größten Teil selbst beigebracht
und es bereits an zahlreiche Kollegen, Studenten und auch Schüler
weitergegeben. Auch viele seiner Berufskollegen beginnen als
Quereinsteiger, deutschlandweit gibt es nur einen Ausbildungsgang für die
Gesteinspräparatoren. "Ich habe praktisch bei null angefangen", erzählt
er. "Es gibt auch kaum verschriftlichtes Berufswissen. Die Erfahrungen,
die Tricks und Kniffe, auf die es ankommt, um aus einem natürlichen Stein
ein perfektes Präparat herzustellen, werden persönlich weitergegeben. Mit
dem Netzwerktreffen wollen wir eine Plattform für die Berufskollegen
schaffen, um uns gegenseitig kennenzulernen und auszutauschen", erklärt er
weiter.

Eine große Auswahl spezieller technischer Geräte steht im HIF-Labor zur
Verfügung. Und dennoch wird im Keller des Forschungsinstituts auch häufig
per Hand geschliffen und poliert. Wer bei Andreas Bartzsch arbeiten
möchte, den schickt er durch eine harte Schule in Präzisionsarbeit. "Für
die Schliffe brauchen wir Glasplatten als Objektträger, die wir einkaufen.
Die Oberflächen sind für unsere Zwecke aber viel zu ungleichmäßig. Wir
müssen sie solange bearbeiten, bis jede Stelle des Glases gleich dick ist.
Es geht dabei um Mikrometer, also um Tausendstel Millimeter. Normalerweise
erledigt das eine Maschine. Aber um diese verstehen und bedienen zu
können, muss jeder im Team die Arbeit auch manuell machen können",
erläutert der Präparationsfachmann.



Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den Gebieten
Energie, Gesundheit und Materie. Es ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der größten Wissenschaftsorganisation Deutschlands.
Das HZDR hat fünf Standorte (Dresden, Freiberg, Grenoble, Hamburg, Leipzig)
und beschäftigt rund 1.100 Mitarbeiter - davon etwa 500 Wissenschaftler
inklusive 150 Doktoranden.

Das Helmholtz-Institut Freiberg für Ressourcentechnologie (HIF) hat das
Ziel, innovative Technologien für die Wirtschaft zu entwickeln, um
mineralische und metallhaltige Rohstoffe effizienter bereitzustellen und
zu nutzen sowie umweltfreundlich zu recyceln. Es wurde 2011 gegründet,
gehört zum Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf und kooperiert eng mit der
TU Bergakademie Freiberg.


Weitere Informationen unter:

https://www.hzdr.de/presse/gesteinspraeparation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf, Simon Schmitt, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1460: Wie der Magnetismus ins Universum kommt (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 12.03.2018

Wie der Magnetismus ins Universum kommt



Strömungen flüssiger Metalle sind in der Lage, Magnetfelder zu
generieren. Dieser sogenannte Dynamo-Effekt lässt kosmische Magnetfelder
entstehen, wie sie bei Planeten, Monden oder auch Asteroiden vorkommen. Ein
weltweit einmaliges Experiment, in dem eine Stahltrommel mit mehreren Tonnen
flüssigem Natrium um zwei Achsen rotiert, soll diesen Effekt in den
nächsten Jahren am Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) im Labor
belegen. Eine Studie, die vor kurzem in der Fachzeitschrift "Physical
Review Letters" veröffentlicht wurde, bestätigt die Erfolgsaussichten für
das Experiment.




[image: Bild: © HZDR]

Eine präzessionsgetriebene Strömung soll im geplanten
Dynamo-Experiment am HZDR die spontane Entstehung eines Magnetfelds in einem
Flüssigmetall ermöglichen.

Bild: © HZDR



Ähnlich wie ein Fahrraddynamo Bewegung in Strom umwandelt, können bewegte
leitfähige Flüssigkeiten Magnetfelder erzeugen. Ob dabei tatsächlich ein
Magnetfeld generiert wird, darüber entscheidet vor allem die sogenannte
magnetische Reynoldszahl (das Produkt aus Strömungsgeschwindigkeit sowie
Ausdehnung und Leitfähigkeit der Flüssigkeit). Wissenschaftler im Team um
Dr. Frank Stefani vom Institut für Fluiddynamik des HZDR wollen in einem
spektakulären Experiment den kritischen Wert erreichen, der für das
Auftreten des Dynamo-Effekts erforderlich ist. Hierfür werden sich acht
Tonnen flüssiges Natrium in einem Stahlzylinder mit zwei Metern
Durchmesser bis zu zehnmal pro Sekunde um eine Achse und einmal pro
Sekunde um eine zweite, dazu geneigte Achse drehen. Der Fachbegriff für
diese Bewegung, die häufig mit einem gekippten, sich drehenden
Kinderkreisel verglichen wird, lautet Präzession.

"Unser Experiment an der neuen DRESDYN-Anlage soll den Nachweis liefern,
dass die Präzession als natürlicher Antrieb einer Strömung ausreicht, um
ein Magnetfeld zu erzeugen", sagt Dr. André Giesecke, Erstautor der
Studie. In den von ihm erstellten Simulationen sowie in begleitenden
Wasserexperimenten - die Modellanlage war im Vergleich zum großen Dynamo
um den Faktor sechs kleiner - untersuchten die Wissenschaftler die
Struktur der durch Präzession getriebenen Strömung. "Zu unserer
Überraschung konnten wir in einem gewissen Bereich der Präzessionsrate
eine symmetrische Doppelrolle beobachten, die schon bei einer magnetischen
Reynoldszahl von 430 einen Dynamo liefern sollte", so der Physiker.

Ungelöst: Die Rolle der Präzession für den Geodynamo

Das Zentrum der Erde besteht aus einem festen Kern, der von einer Schicht
aus flüssigem Eisen umgeben ist. "Das strömende Metall induziert einen
elektrischen Strom, der wiederum das Magnetfeld hervorruft", erklärt André
Giesecke. Die gängige Meinung lautet, dass auftriebsgetriebene Konvektion,
zusammen mit der Rotation der Erde, für diesen Geodynamo verantwortlich
ist. Welche Rolle die Präzession für die Entstehung des Erdmagnetfeldes
spielt, ist jedoch noch völlig ungeklärt. Die Rotationsachse der Erde ist
um etwa 23 Grad gegenüber ihrer Bahnebene geneigt. Mit einer Periode von
rund 26.000 Jahren ändert die Rotationsachse ihre Lage. Diese
Taumelbewegung im All, die Präzession, wird als eine der möglichen
Energiequellen für den Geodynamo diskutiert. Auch der Mond hatte vor
vielen Millionen Jahren ein starkes Magnetfeld. Darauf weisen
Gesteinsproben früherer Apollo-Missionen hin. Experten zufolge könnte die
Präzession hierfür die hauptsächliche Ursache gewesen sein.

2020 sollen die Experimente mit flüssigem Natrium am HZDR starten. Im
Unterschied zu früheren Laborexperimenten zum Geodynamo wird es im Inneren
der Stahltrommel keinen Propeller geben, wie er noch im ersten
erfolgreichen Dynamo-Experiment im Jahr 1999 in Riga verwendet wurde, an
dem die Wissenschaftler des HZDR maßgeblich beteiligt waren. Dieses und
weitere Experimente in Karlsruhe und Cadarache in Frankreich waren
Pionierarbeiten auf dem Weg zum besseren Verständnis des Geodynamos.

"Prinzipiell können wir für die Experimente an DRESDYN drei
unterschiedliche Parameter einstellen: Rotation, Präzession und den Winkel
zwischen den beiden Achsen", erläutert Giesecke. Er und seine Kollegen
erwarten zum einen Antworten auf die fundamentale Frage, ob Präzession
tatsächlich ein Magnetfeld in einem leitfähigen Fluid erzeugt. Zum anderen
interessieren sie sich dafür, welche Komponenten der Strömung ursächlich
für die Entstehung des Magnetfeldes sind oder wann die Sättigung eintritt.

Doppelte Rollen im Behälter

"In Simulationen hatten wir festgestellt, dass in weiten
Parameterbereichen stehende Trägheitswellen auftreten. In einem bestimmten
Bereich haben wir nun aber eine charakteristische Doppelrollenstruktur
beobachtet, die sich für den Dynamoeffekt als extrem effizient erweist.
Eine solche Geschwindigkeitsstruktur kennt man prinzipiell auch vom
französischen Dynamo-Experiment, bei dem sie allerdings durch zwei
Propeller künstlich erzeugt wird, während sie sich in unserem
Präzessionsexperiment von selbst einstellt."

Für die Vermessung der Strömungsstruktur verwendeten die HZDR-Forscher
eine spezielle Ultraschall-Technik. "Wir waren sehr überrascht, wie gut
die Daten aus Experiment und Simulation übereinstimmen. Damit haben wir
eine sehr robuste Vorhersage für das große DRESDYN-Experiment. Wir wissen
beispielsweise, bei welchen Rotationsraten der Dynamo-Effekt eintritt und
welche Magnetfeld-Strukturen wir erwarten können", sagt Giesecke.




[image: Bild: © SBS Bühnentechnik GmbH]

Das Dynamo-Experiment an der neuen DRESDYN-Anlage des HZDR wird sich
an der Grenze des technisch Machbaren bewegen. Geplanter Start ist
2020.

Bild: © SBS Bühnentechnik GmbH



Die Wissenschaftsgemeinde, die sich mit Dynamos beschäftigt, wartet
jedenfalls schon gespannt auf die Ergebnisse des geplanten Experiments,
welches sich in vielerlei Hinsicht am Rand des technisch Machbaren bewegt.
"Wir versprechen uns aber auch detaillierte Einblicke in die generelle
Dynamik von Flüssigmetall-Strömungen unter dem Einfluss von Magnetfeldern.
Damit werden Rückschlüsse auf Strömungen im industriellen Bereich möglich
sein", so Giesecke. Nicht zuletzt ist die am HZDR im Rahmen der
Dynamo-Forschung entwickelte magnetische Strömungstomographie für
unterschiedlichste Bereiche im Stahlguss und der Kristallzüchtung
interessant. Die Arbeiten wurden teilweise durch die Helmholtz-Allianz
LIMTECH gefördert.


Publikation:

André Giesecke u. a.: 

"Nonlinear large scale flow in a precessing cylinder and its ability to
drive dynamo action,

in Physical Review Letters 120, 024502

(DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.120.024502)



Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den Gebieten
Energie, Gesundheit und Materie. Folgende Fragestellungen stehen hierbei
im Fokus:


	Wie nutzt man Energie und Ressourcen effizient, sicher und nachhaltig?

	Wie können Krebserkrankungen besser visualisiert, charakterisiert und wirksam behandelt werden?

	Wie verhalten sich Materie und Materialien unter dem Einfluss hoher Felder und in kleinsten Dimensionen?



Zur Beantwortung dieser wissenschaftlichen Fragen betreibt das HZDR große
Infrastrukturen, die auch von externen Messgästen genutzt werden:
Ionenstrahlzentrum, Hochfeld-Magnetlabor Dresden und ELBE-Zentrum für
Hochleistungs-Strahlenquellen.
Das HZDR ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, hat fünf Standorte
(Dresden, Freiberg, Grenoble, Leipzig, Schenefeld bei Hamburg) und
beschäftigt mehr als 1.100 Mitarbeiter - davon etwa 500 Wissenschaftler
inklusive 150 Doktoranden.

Weitere Informationen unter:

https://www.hzdr.de/presse/dynamo

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf, Dr. Christine Bohnet, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1545: Brennstoffzelle - Katalysator mit Selbstverteidigung gegen schädlichen Sauerstoff (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 12.03.2018

Brennstoffzelle: Katalysator mit Selbstverteidigung gegen schädlichen
Sauerstoff



Schon Spuren von Sauerstoff können molekularen Katalysatoren in
Brennstoffzellen den Garaus machen. Daher sind diese der Natur
nachempfundenen Katalysatorsysteme, die hocheffizient und kostengünstig
sind, bisher kaum anwendbar. Einem Forscherteam der Ruhr-Universität
Bochum (RUB) ist es in Zusammenarbeit mit Forschern des
Max-Planck-Instituts für Energiekonversion in Mülheim und einer Gruppe des
Pacific Northwest National Laboratory in Washington, USA, gelungen, einen
solchen Katalysator mit einem Selbstverteidigungsmechanismus gegen
Sauerstoff auszustatten. Über ihre Arbeit berichten sie in Nature
Communications vom 28. Februar 2018.


Alternative für teure Materialien

Wasserstoff gilt als einer der vielversprechendsten alternativen
Energieträger zur zukünftigen Energiegewinnung. Um ihn effizient nutzen zu
können, etwa in mit Wasserstoff und Sauerstoff betriebenen
Brennstoffzellen, werden heute vorwiegend auf Edelmetallen wie Platin
basierende Katalysatoren eingesetzt, die aber nur begrenzt verfügbar und
entsprechend kostspielig sind.

Eine vielversprechende Alternative sind molekulare Katalysatorsysteme, die
der Natur nachempfunden sind: Bestimmte Enzyme, die Hydrogenasen,
enthalten in ihrem aktiven Zentrum reichlich vorhandene und kostengünstige
Metalle wie Nickel und/oder Eisen. Die Struktur molekularer
Katalysatorsysteme ist dem aktiven Zentrum der Hydrogenasen angepasst.

Sauerstoff bedroht den Katalysator

Unter diesen molekularen Katalysatoren stechen vor allem die sogenannten
DuBois-Katalysatoren heraus, deren aktiver Kern aus einem speziell
koordinierten Nickel-Zentralatom besteht: Sie weisen sehr hohe Aktivitäten
für die Wasserstoffoxidation auf, und ihre molekulare Struktur lässt sich
so anpassen, dass sie in wässrigen Systemen eingesetzt und sogar direkt an
Elektroden angebunden werden können. "Letzteres ist vor allem für die
Anwendung interessant, da die Immobilisierung solcher Katalysatoren auf
der Oberfläche einer Brennstoffzellenelektrode deren Leistung deutlich
erhöht", erklärt Prof. Dr. Wolfgang Schuhmann vom RUB-Lehrstuhl für
Analytische Chemie.

Nachteil solcher Katalysatoren ist, dass sie sehr empfindlich gegenüber
Sauerstoff sind, weswegen man sie in technologisch relevanten Anwendungen
bisher kaum einsetzen kann. Ebenfalls sauerstoffempfindliche biologische
Hydrogenasen konnten Forscher bereits mit speziell entwickelten Polymeren
vor Sauerstoff schützen. Die Polymere erlaubten es, den schädlichen
Sauerstoff zu reduzieren, bevor dieser das immobilisierte Enzym
irreversibel schädigen konnte. Das ist dem Forscherteam nun auch mit
DuBois-Katalysatoren gelungen.

Ein Polymer als Schutzschicht

Dabei setzten sie ein wasserabweisendes Polymer, das an der RUB entwickelt
wurde, als Immobilisierungsmatrix für den Nickel-Komplex-Katalysator ein.
Das erlaubt es, zwei voneinander getrennte Reaktionszonen auf der
Elektrodenoberfläche aufzubauen, die zum einen die hocheffiziente
Oxidation von Wasserstoff im Inneren direkt auf der Elektrodenoberfläche
erlaubt, und zum anderen einen Schutz gegenüber Sauerstoff an der äußeren
Grenze zwischen Polymer und dem Elektrolyten in der Brennstoffzelle
bereitstellt.

Keine Elektronen verschwenden

"Das Besondere daran ist, dass der Katalysator selbst den
Schutzmechanismus bereitstellt und Sauerstoff mit Elektronen, die aus der
Wasserstoffoxidation gewonnen werden, direkt an der äußeren Polymerschicht
reduziert und somit unschädlich macht", erklärt Wolfgang Schuhmann. Dieser
Prozess ist möglich, da das verwendete Polymer einen direkten Kontakt der
in der äußeren Schicht befindlichen Nickel-Katalysatoren mit der Elektrode
unterbindet. Somit können alle Elektronen für den Schutz gegen Sauerstoff
eingesetzt werden.

Umgekehrt verhindert das Polymer, dass die innere wasserstoffoxidierende
Schicht Elektronen an die Schutzschicht abgibt und somit die gewonnenen
Elektronen aus der Wasserstoffoxidation an die Sauerstoffreduktion
verschwendet werden.

Die so aufgebauten Elektroden zeigten eine exzellente Langzeitstabilität
und für Brennstoffzellen erwünschte hohe Stromdichten und stellen somit
eine echte Alternative für den Aufbau von nachhaltigen, stabilen und
kostengünstigen Energieumwandlungssystemen dar.


Originalveröffentlichung

Alaa A. Oughli, Adrian Ruff, Nilusha Priyadarshani Boralugodage, Patricia
Rodríguez-Maciá, Nicolas Plumeré, Wolfgang Lubitz, Wendy J. Shaw, Wolfgang
Schuhmann, Olaf Rüdiger:

Dual properties of a hydrogen oxidation Ni-catalyst entrapped within a
polymer promote self-defense against oxygen,

in: Nature Communications, 2018,

DOI: 10.1038/s41467-018-03011-7,

https://www.nature.com/articles/s41467-018-03011-7
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1243: Digitalisierung - Computer-Chips nach dem Fabrik-Prinzip (idw)


Technische Universität Braunschweig - 12.03.2018

Digitalisierung: Computer-Chips nach dem Fabrik-Prinzip



Autonomes Fahren, Industrieelektronik oder moderne Medizintechnik
verlangen eine neue Generation von Computer-Chips, um die Versprechen der
Digitalisierung einzulösen. Davon ist ein deutsch-amerikanisches
Forschungsteam aus Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der
Technischen Universitäten Braunschweig und München sowie der University of
California überzeugt. Im Rahmen des Forschungsprojektes "Information
Processing Factory" erforschen und entwickeln sie seit dem 01. Januar 2018
die Voraussetzung dafür. Mit rund 2 Million Euro wird das Projekt durch
die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die US-amerikanische
National Science Foundation (NSF) gefördert.

"Die Versprechen der Digitalisierung werden mit der aktuellen
Chip-Generation kaum technologische Realität", erklärt Professor Rolf Ernst
vom Institut für Datentechnik und Kommunikationsnetze der TU Braunschweig. "Um
den Anschluss zu bekommen, benötigen wir neue Forschungsansätze, die wir
mit unserem neuen Forschungsprojekt verfolgen", ergänzt Professor Andreas
Herkersdorf vom Lehrstuhl für Integrierte Systeme der TU München.

Mehr Leistung für die Technologien der Zukunft

Planung, Logistik und Fertigungslinien greifen ineinander und werden über
vernetzte Steuerungs- und Planungsebenen in einer Funktionshierarchie
zusammengeführt. So funktionieren modernen Fabriken, in der eine Vielzahl
komplexer Prozesse ablaufen. Dieses Prinzip überträgt das
deutsch-amerikanische Forschungs-Team aus Braunschweig, München und
Irvine/Kalifornien nun auf Computer-Chips. Wie in modernen Fabriken sollen
im Ansatz der "Information Processing Factory" eine Vielzahl an
Überwachungs- und Kontrollfunktionen hohe Zuverlässigkeit und gleichzeitig
hohe Flexibilität ermöglichen, um sich dynamisch auf Änderungen in der
Produktion und auf Ausfälle einzustellen.

Intelligente, lernende Steuerung

Allerdings müssen in den Computer-Chips alle Vorgänge autonom ablaufen,
der Chip beobachtet und steuert sich selbst. Dafür erforschen und
entwickeln die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine intelligente,
lernende Steuerung, die auf einem ständig aktualisierten Selbstbild des
Chips aufsetzt. Als Beispiele für den Einsatz ihrer "Information
Processing Factory" wollen sie Anwendungen im Bereich des autonomen
Fahrens und der Medizintechnik verwenden.

Hintergrund: Kleiner, aber nicht besser

Computer-Chips vereinen viele Milliarden Transistoren auf einer einzigen
Schaltung, die kleiner als ein Fingernagel ist. Das ist nur möglich, weil
diese Schaltungen, auch "Chips" genannt, über Jahrzehnte zu immer
kleineren physikalischen Strukturgrößen vorgestoßen sind, die nur
funktionieren, weil sie komplizierte physikalische Effekte im atomaren
Bereich nutzen. Längst erfordern diese Schaltungen komplizierte
Steuerungen, die ihre Schaltfrequenz, Energieverbrauch, und Temperatur
regeln und gegebenenfalls reagieren, wenn der Chip überlastet wird und
auszufallen droht.

Moderne Chips verfügen dazu über ein Netz von Sensoren, auf die diese
Steuerungen zugreifen. Im Laufe der Entwicklung ist eine Vielzahl
derartiger Steuerungen entstanden, die nebeneinander her, teilweise sogar
gegeneinander arbeiten. Das wird problematisch, wenn die Chips in
sicherheitskritischen oder hochzuverlässigen Anwendungen eingesetzt
werden, wo immer Sicherheitsmargen vorzusehen sind. Solche Schaltungen
werden daher sehr konservativ ausgelegt, weshalb viel Leistungspotential
der Schaltungen verschenkt werden muss.

Zur Kooperation von NSF und DFG

Mit der Förderung des Forschungsprojektes "Information Processing Factory"
gehen die DFG und die NSF einen ungewöhnlichen Weg. Denn die Mittel werden
nicht im Rahmen eines offiziell ausgeschriebenen, internationalen
Programms, sondern außerhalb aller internationalen Kooperationsprogramme
bereitgestellt. Die Initiative dafür ging von der transatlantischen Gruppe
aus und traf in beiden Förderinstitutionen auf Unterstützung. "Mit einem
solchen Schritt werden völlig neue Perspektiven einer weniger
komplizierten, flexiblen Forschungsförderung eröffnet", stellen die
Professoren fest.
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1242: Barrierefreie Webseiten und mobile Apps - Erstellen leicht gemacht (idw)


Fraunhofer-Institut für Angewandte Informationstechnik FIT - 12.03.2018

Barrierefreie Webseiten und mobile Apps: Erstellen leicht gemacht



Niedrig geschätzt müssen 44 Millionen behinderte Menschen in der EU bei
der Nutzung des Internets unnötige Barrieren überwinden. Denn bis auf
wenige behördliche Angebote sind Internetseiten zumeist nicht oder nur
unzulänglich barrierefrei gestaltet. Zur Abhilfe hat die Europäische
Kommission rund 2,1 Mio € für das Projekt WADcher bewilligt. Unter 
Leitung von Fraunhofer FIT entwickelt WADcher eine Plattform mit Werkzeugen 
für die automatische und halbautomatische Evaluation der Barrierefreiheit 
von Websites und mobilen Apps. Standardisierte Schnittstellen zu Web 
Content Management Systemen sollen zudem dafür sorgen, dass neue Angebote 
direkt barrierefrei online gehen.

Menschen mit Behinderungen sind keine kleine Minderheit. Die niedrigste
Schätzung liegt bei rund 44 Millionen(*), knapp 13 Prozent der
EU-Bevölkerung. Zählt man Menschen mit leichten oder altersbedingten
Behinderungen hinzu, verdoppelt sich die Zahl. Laut der Agentur der
Europäischen Union für Grundrechte leben in der Europäischen Union
beispielsweise rund 80 Millionen Menschen mit einer Behinderung.

Gerade vor dem Hintergrund des fortschreitenden demografischen Wandels ist
mithin ein barrierefreies Internet sowohl unter sozialen als auch
volkswirtschaftlichen Aspekten sinnvoll. Zudem sind öffentliche Stellen
und Unternehmen mit öffentlichem Auftrag durch die im Dezember 2016 in
Kraft getretenen Rechtsvorschriften der EU (Europäische
Webzugänglichkeitsrichtlinie, WAD) in der Pflicht.

Hier will das europäische Projekt »WADcher - Web Accessibility Directive
Decision Support Environment« durch die Entwicklung einer Plattform mit
Werkzeugen für die automatische und halbautomatische Evaluation von
Websites u.a. Webentwickler bei der Erstellung barrierefreier Angebote
unterstützen.

»Im ersten Schritt stellen wir automatische Prüfwerkzeuge und -komponenten
zur Verfügung, die bereits von den WADcher Projektpartnern entwickelt
wurden, etwa Web-Crawler, Web-Rendering-Engines oder Markup-Tools. Zudem
wird ein Decision Support Environment realisiert, das Webentwickler,
Designer und Experten bei manuellen Überprüfungen hilft und
Website-Betreiber bei der Erstellung, Prüfung und Bewertung der
Barrierefreiheit von Webseiten unterstützt«, so Dr. Carlos Velasco,
Projektkoordinator und Leiter des Web Compliance Centers des
Fraunhofer-Instituts für Angewandte Informationstechnik FIT.

Das Decision Support Environment aggregiert die Ergebnisse der
automatischen Bewertung und unterstützt, wo es nötig ist, bei der weiteren
manuellen Prüfung der Webseiten. Zusätzlich sollen Observatory-Tools zur
Langzeitüberwachung dynamischer Websites entwickelt werden, die die
Ergebnisse aus automatischen und manuellen Testläufen in Prüfberichten
anschaulich visualisieren.

Darüber hinaus ist die Implementierung von standardisierten Schnittstellen
in die WADcher-Plattform ein zentrales Ziel, damit sich existierende Web
Content Management Systeme leicht »anflanschen« können. So könnten mit
Entwicklungsumgebungen, mit denen heute üblicherweise Webseiten oder
mobile Apps entworfen und entwickelt werden, direkt barrierefreie Angebote
erstellt werden, ohne dass nachträglich nachgebessert werden muss.

Fraunhofer FIT koordiniert das WADcher Projektkonsortium. Weitere
Projektpartner sind: The National Microelectronics Applications Centre
Ltd. (Irland), Consiglio Nazionale Delle Ricerche (Italien),
Hilfsgemeinschaft der Blinden und Sehschwachen Österreichs (Österreich),
Agenzia per L'Italia Digitale (Italien), Dextera Consulting Limited
(Zypern), Ministry of Health (Griechenland) und Ethniko Kentro Erevnas Kai
Technologies Anaptyxis (Griechenland).



(*) Eurostat: Disability statistics - barriers to social integration (2015)
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VERKEHR/766: Umrüstung von Dieselfahrzeugen - Anton Hofreiter zu den Jahreszahlen des VW-Konzerns


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2018 

Anton Hofreiter zu den Jahreszahlen des VW-Konzerns



Zu den Jahreszahlen für 2017 des VW-Konzerns und der Diskussion um die Umrüstung von Dieselfahrzeugen erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

Heute entpuppen sich Merkel und Scheuer in der Dieselaffäre einmal mehr als Schutzpatrone der Reichen und Mächtigen. Denn die Bilanz von VW zeigt Schwarz auf Weiß, wen sie in der Dieseldebatte wirklich schützen: die Aktionäre und Manager der großen Automobilkonzerne.

Während die sich mit Rekordgewinnen und Boni die Taschen vollstopfen, soll für die Umrüstung der Dieselfahrzeuge kein Geld da sein.

Ich kann angesichts dieser Zahlen die Bundesregierung nur erneut auffordern: Die Bundesregierung darf die betroffenen Städte und die Dieselfahrer nicht länger im Regen stehen lassen. Es braucht eine verbindliche technische Nachrüstung, finanziert durch die Automobilindustrie. Und die Bundesregierung darf den Städten nicht länger die Blaue Plakette vorenthalten.
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WIRTSCHAFT/2786: Fachkräftesicherung - Bundesregierung zu ambitionslos


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2018 

Fachkräftesicherung: Bundesregierung zu ambitionslos



Zur Umfrage der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK), wonach immer mehr Betriebe Schwierigkeiten haben, ihren Fachkräftebedarf zu decken, erklärt Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Die DIHK weist zurecht darauf hin: Ohne Fachkräfte keine Innovation und kein wirtschaftlicher Erfolg. Das gilt gerade im beschleunigten Takt der Digitalisierung. Darum müssen die Alarmglocken läuten, wenn inzwischen die Hälfte aller Unternehmen Probleme hat, Fachkräfte für ihre offenen Stellen zu finden.

Die Vorhaben der schwarz-roten Bundesregierung werden daran kaum etwas ändern. Zwar hat sie im Koalitionsvertrag eine Fachkräftestrategie angekündigt. Die bleibt aber zu ambitionslos. Das wird beim geplanten Einwanderungsgesetz der Großen Koalition deutlich, dessen Wirkung von vornherein limitiert wird. Qualifizierte Zuwanderung zur Arbeitsplatzsuche ist darin nicht vorgesehen. Für einen kleinen Betrieb aus Neumünster oder anderswo wird es daher schwierig bleiben, qualifizierte Bewerber aus dem Ausland zu rekrutieren, wenn er keine einheimische Kraft finden kann. Nur mit einem intelligenten Mix aus Qualifizierung, Nutzung der einheimischen Potenziale und Zuwanderung wird die Fachkräfte-Herausforderung zu meistern sein.
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AUSSEN/1677: Null Toleranz für Erdogans Netzwerk in Deutschland


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. März 2018

Null Toleranz für Erdogans Netzwerk in Deutschland



"Die Großrazzia gegen die kriminelle Vereinigung 'Osmanen Germania' kommt spät, ist aber gleichwohl ein Schritt in die richtige Richtung. Die türkisch-nationalistische Schlägertruppe arbeitet als verlängerter Arm des türkischen Präsidenten Erdogan in Deutschland und muss angesichts der erdrückenden Faktenlage verboten werden. Ich hoffe, dies ist nur der Auftakt zur Zerschlagung des Erdogan-Netzwerks in Deutschland", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung hat viel zu lange dabei zugesehen, wie Erdogan die Osmanen als Teil seiner fünften Kolonne in Deutschland aufbaut. Mit ihrer zögerlichen Haltung hat sie den türkischen Staatschef wie dessen Schlägertrupp gestärkt und damit den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland zusätzlich gefährdet. Für Erdogans Netzwerk in der BRD aus Agenten, Kriegsvorbetern in den DITIB-Moscheen, Lobbygruppen wie dem AKP-Ableger UETD und brutalen Schlägern darf es null Toleranz geben."
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FINANZEN/1503: Kein Fortschritt im Kampf gegen Steuertricks


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. März 2018

ECOFIN: Kein Fortschritt im Kampf gegen Steuertricks



"Die Briten schützen die Super-Steueroase Jungferninseln. Die schwarze Steueroasenliste der EU ist ein schlechter Witz. Und die Meldepflicht von Steuertricks bleibt ebenfalls schwach - selbst bei Nullsteuern wird es voraussichtlich keine Meldepflicht für Steuergestaltungen geben. So ist der Kampf gegen das Steuerkartell nicht zu gewinnen", erklärt Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, zum heutigen ECOFIN-Gipfel der EU-Finanzminister, der die sogenannten Hurricane-Staaten der Karibik hinsichtlich der schwarzen Steueroasenliste bewertet und eine Entscheidung zur Meldepflicht und zum automatischen Informationsaustausch von Steuergestaltungsmodellen anstrebt. De Masi weiter:

"Die Kanzlei Mossack Fonseca aus den Panama Papers hat die Hälfte ihres globalen Geschäfts über die Britischen Jungferninseln abgewickelt. Dort gibt es 417.000 Briefkastenfirmen bei 23.000 Einwohnern. Dank Lobbying Großbritanniens gelten die Inseln dennoch nicht als Steueroase. Die dreimonatige Schonfrist für die Hurricane-Staaten war vertretbar, aber die Kriterien für die schwarze Liste sind unseriös. Selbst mit null Prozent Unternehmensteuer ist man danach keine Steueroase. EU-Steueroasen wie die Niederlande, Malta, Luxemburg und Irland waren von der Liste ohnehin aus Prinzip ausgenommen. Wirksame Sanktionen gegen Länder auf der Liste sind nicht vorgesehen.

Das gleiche Problem ergibt sich bei der Meldepflicht von Steuergestaltungen. Großbritannien, Malta, Irland, Zypern und andere Mitgliedstaaten blockieren jeglichen Bezug zu Null- oder Niedrigststeuersätzen bei den Kriterien der Schädlichkeit und damit der Meldepflicht. Das ist grotesk und zeigt abermals, dass der Kampf gegen Steuertricks in der EU mit 28 Vetospielern nicht zu gewinnen ist. Die Bundesregierung muss endlich auf nationaler Ebene bzw. gemeinsam mit willigen EU-Mitgliedstaaten Quellensteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen erheben - auch innerhalb der EU."
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VERKEHR/485: Jahresbilanz von VW zeigt, Geld für Dieselnachrüstungen ist da


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. März 2018

Jahresbilanz von VW zeigt: Geld für Dieselnachrüstungen ist da



Die Rekordumsätze von VW müssen die Bundesregierung aus ihrem politischen Dornröschenschlaf reißen. Autokonzerne, die bewusst manipuliert und betrogen haben, müssen endlich zur Verantwortung gezogen werden, statt die Bürgerinnen und Bürger die Zeche zahlen zu lassen", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion DIE LINKE. Remmers weiter:

"Der bisher erzielte Minimalkonsens von Software-Updates ist nur eine kosmetische Reparatur und zudem die kostengünstigste Lösung für die Autoindustrie: Gut für das Portemonnaie der Konzerne, schlecht für die Millionen betroffenen Dieselfahrer und insbesondere für die Lungen aller. Eine Hardware-Nachrüstung auf Kosten der Autokonzerne ist die einzige Möglichkeit, die Emissionen von Dieselfahrzeugen auf das nötige Maß zu reduzieren. Die Jahresbilanz von VW zeigt, das Geld dafür ist da. Für DIE LINKE ist klar: Für reine Luft und Fahrverbote muss zahlen, wer das Desaster zu verantworten hat."
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BUNDESTAG/6997: Heute im Bundestag Nr. 145 - 13.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 145

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. März 2018, Redaktionsschluss: 11.31 Uhr

1. Verwendung der Software GeohuB

2. Energieeffizienz in der Landwirtschaft

3. Zahl der ELSTER-Nutzer gestiegen

4. AfD fragt erneut nach Kindergeld

5. Besteuerung von Dienstfahrzeugen



1. Verwendung der Software GeohuB

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die von der Europäischen Verteidigungsagentur in
Zusammenarbeit mit dem EU-Satellitenzentrum entwickelte Software
"GeohuB" wird nach Kenntnis der Bundesregierung durch das
Operationshauptquartier der EU-Mission "Operation Sophia" im
Mittelmeer zur Lagebildherstellung im Operationsgebiet genutzt. Dies
teilt die Regierung in ihrer Antwort (19/1118) auf eine Kleine Anfrage
der Linksfraktion (19/666) mit. Von den an der Operation beteiligten
Schiffen der Deutschen Marine werde die Software nicht benutzt. Über
"GeohuB" seien Daten des EU-Erdbeobachtungsprogramms "Copernicus"
einsehbar, die - auf den Erdboden projiziert - eine Auflösung von fünf
mal fünf Metern haben.

 * 

2. Energieeffizienz in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesprogramm zur Förderung von Maßnahmen zur
Steigerung der Energieeffizienz in Landwirtschaft und Gartenbau
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1063). Das Programm ist im November 2015 aufgelegt worden und
läuft Ende des Jahres 2018 aus. Die Abgeordneten der Linksfraktion
befürworten die Fortführung des Programms und wollen unter anderem
wissen, ob die Bundesregierung weitere ähnliche Programme speziell für
die Bereiche Landwirtschaft und Gartenbau nach Ende der laufenden
Förderperiode plant.

 * 

3. Zahl der ELSTER-Nutzer gestiegen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der Nutzer des ELSTER-System zur
elektronischen Abgabe von Steuererklärungen ist in den vergangenen
Jahren stark gestiegen. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/1058) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/773)
mitteilt, wurden 2013 15,17 Millionen Einkommensteuererklärungen auf
elektronischem Wege an die Finanzämter gesandt. 2016 waren es bereits
20,8 Millionen. Auch bei der Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer und
anderen Steuerarten nutzen die Steuerpflichtigen zunehmend den
elektronischen Weg. Die elektronische Übermittlung von
Steuererklärungen biete einen erheblich höheren Komfort als die
Verwendung des Papierformulars, erklärt die Regierung.

 * 

4. AfD fragt erneut nach Kindergeld

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Zahlung von Kindergeld an ausländische
Kindergeldberechtigte macht die AfD-Fraktion erneut zum Thema einer
Kleinen Anfrage (19/1003). Sie will von der Bundesregierung unter
anderem erfahren, wie viel Kindergeld die Bundesagentur für Arbeit
seit 2010 auf ausländische Konten überwiesen hat und wie hoch der
Zahlbetrag in diesem Zeitraum auf deutsche Konten war. Außerdem wird
nach der Zahl ausländischer Kindergeldberechtigter gefragt und nach
der Verteilung der Zahlungen auf verschiedene Länder. Diese Angabe
hatte die Bundesregierung in ihrer Antwort auf Drucksache 19/754 als
"nicht möglich" bezeichnet. Die Fraktion will nun wissen, ob ein sich
auf Daten der Bundesagentur für Arbeit berufener Pressebericht mit
detaillierten Angaben zu Zahlungen für Kinder in Ländern wie Polen und
Rumänien richtig ist und wie sich diese Angaben zur Aussage der
Regierung verhalten, dass die Wohnsitzdaten der betreffenden Kinder
nicht nach einzelnen EU-Staaten differenziert ausgewiesen würden.

 * 

5. Besteuerung von Dienstfahrzeugen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Besteuerung der privaten Nutzung von zu
mehr als 50 Prozent dienstlich genutzten Kraftfahrzeugen erkundigt
sich die Fraktion der AfD in einer Kleinen Anfrage (19/1070). Die
Regierung soll mitteilen, wie hoch die dadurch erzielten
Steuereinnahmen sind und ob es wirtschaftlicher sein könnte, als
Bemessungsgrundlage den Schwacke- beziehungsweise Fraunhofer-Wert zum
Zeitpunkt des Erwerbs des Kraftfahrzeugs zu nehmen.

 * 
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BUNDESTAG/6996: Heute im Bundestag Nr. 144 - 13.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 144

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. März 2018, Redaktionsschluss: 10.34 Uhr

1. Weiter Bedrohung durch IS-Terror

2. Umverteilung von Asylbewerbern

3. Mögliche IS-Beteiligung von Asylbewerbern

4. Zulassung als Integrationskurs-Träger

5. Mögliche Probleme mit Postdienstleister

6. AfD fragt nach Extremismus-Bekämpfung



1. Weiter Bedrohung durch IS-Terror

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bedrohung durch Anhänger des sogenannten
"Islamischen Staates" (IS) bleibt nach Einschätzung der
Bundesregierung groß. Trotz der fortschreitenden Gebietsverluste
zeigten regelmäßig wiederkehrende Attacken durch IS-nahe oder mit dem
IS sympathisierende Einzeltäter oder Gruppierungen sowie zahlreiche
Festnahmen vor geplanten Anschlägen in ganz Europa, dass Anhänger des
IS weiter aktiv seien, heißt es in der Antwort (19/1060) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/789) der AfD-Fraktion.

Der Trend zum "individuellen" Dschihad begünstige eher lose
Netzwerkstrukturen, die eine klassische Aufklärung erschwerten.
"Selbst ein totaler Gebietsverlust des IS dürfte daher nicht zu einer
signifikanten Veränderung der ohnehin bereits hohen Bedrohungslage in
Westeuropa durch den IS führen." Die Netzwerkbildung im virtuellen
Raum stelle weiter die zentrale Herausforderung für die europäischen
Sicherheitsbehörden dar.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, ist bisher kein verstärkter
Rückreisetrend in Richtung Deutschland von Syrien- oder Irak-Reisenden
des islamistischen Spektrums festzustellen.

 * 

2. Umverteilung von Asylbewerbern

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Rahmen der Umverteilung von Asylantragstellern
(Relocation) hat Deutschland nach Angaben der Bundesregierung "Italien
und Griechenland bislang mit der Aufnahme von 10.279 Personen
entlastet (Stand; 5. Februar 2018)". Davon kamen 4.908 aus Italien und
5.371 aus Griechenland, wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/883) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/559) hervorgeht.

 * 

3. Mögliche IS-Beteiligung von Asylbewerbern

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion erkundigt sich danach, ob der
Bundesregierung Kenntnisse darüber vorliegen, "dass in Deutschland
aufgenommene Asylbewerber aus Afrika sich zuvor an den Terrormilizen
Islamischer Staat oder Boko Haram beteiligt haben". Ferner verlangt
sie in einer Kleinen Anfrage (19/1074) unter anderem Auskunft darüber,
"wie viele Asylbewerber aus Afrika, die seit 2015 in dieses Land
gekommen sind", nach Kenntnis der Bundesregierung in ihren
Heimatländern vorbestraft sind oder "dort zum Zeitpunkt ihrer Flucht
eine Gefängnisstrafe verbüßen" mussten.

 * 

4. Zulassung als Integrationskurs-Träger

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, inwiefern die
Bundesregierung der Ansicht ist, dass das Verfahren zur Zulassung als
Anbieter beziehungsweise Träger von Integrationskursen "den
derzeitigen Herausforderungen gerecht wird". Ferner erkundigt sie sich
in einer Kleinen Anfrage (19/1123) unter anderem danach, welche
Maßnahmen die Bundesregierung gegebenenfalls ergreifen wird, "um auch
vor dem Hintergrund eines signifikant gestiegenen Bedarfs kurzfristig
ein ausreichendes, qualitativ hochwertiges Integrationskursangebot und
einen schnellen Kurszugang zu gewährleisten".

 * 

5. Mögliche Probleme mit Postdienstleister

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "mögliche Probleme mit externem Postdienstleister
bei Bundesbehörden und Bundesministerien" geht es in einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1065). Wie die Fraktion darin
ausführt, ist Medienberichten zufolge "die privat adressierte Post an
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Abgeordneten verschiedener
Fraktionen im Deutschen Bundestag, die Lohnsteuerbescheinigungen für
das Jahr 2017 enthielt, vom zuständigen Referat der
Bundestagsverwaltung verschickt, aber zumindest zum Teil nicht
zugestellt worden". Die externe Post des Bundestages und weiterer
Behörden des Bundes werde demnach zumindest teilweise von privaten
Dienstleistern erledigt.

Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob die Bundesregierung
Kenntnis von dem genannten Vorfall hat und welche Schlussfolgerungen
und Konsequenzen sie "aus dem Postverlust und gegebenenfalls weiteren
früheren Vorfällen und Missständen beim Postversand durch den externen
Dienstleister" zieht.

 * 

6. AfD fragt nach Extremismus-Bekämpfung

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die Vergabe
von Bundesmitteln zur Bekämpfung von Extremismus. In einer Kleinen
Anfrage (19/1069) will sie unter anderem wissen, welche
Organisationen, Personen, Verbände und Vereine seit dem Jahr 2010
Bundesmittel für Projekte zur Bekämpfung von Linksextremismus
beantragt haben und welche von ihnen Mittel in welcher Höhe erhalten
haben. Die gleichen Informationen fordert die Fraktion für die
Bereiche Bekämpfung von Rechtsextremismus und Islamismus.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1628: Pressekonferenz zur Vorstellung des Koalitionsvertrages, 12.03.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Montag, 12. März 2018

Pressekonferenz zur Vorstellung des Koalitionsvertrages

Sprecher: Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, Erster Bürgermeister
Olaf Scholz, Ministerpräsident Horst Seehofer



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt
Bundeskanzlerin Angela Merkel, den SPD-Vorsitzenden Olaf Scholz und
Ministerpräsident Horst Seehofer.

BK'in Merkel: Ich freue mich, dass wir heute bei Ihnen sind, bevor wir in
wenigen Minuten gemeinsam mit den Fraktionsvorsitzenden und
Generalsekretären der Parteien den Koalitionsvertrag unterzeichnen werden.
Wir haben uns für unsere Arbeit sehr viel vorgenommen. Ich denke, alle
haben das Gefühl, dass es Zeit ist, endlich mit der Arbeit zu beginnen. Ein
neuer Aufbruch für Europa, eine neue Dynamik für Deutschland, ein neuer
Zusammenhalt für unser Land, das haben wir uns vorgenommen. Unter diesen
Überschriften sind die einzelnen Maßnahmen verborgen.

Diese Regierung beginnt ihre Arbeit nach langer Zeit der Regierungsbildung.
Das hat sicherlich auch etwas mit dem Wahlausgang zu tun. Deshalb haben wir
versucht, in dem Koalitionsvertrag die Antworten zu finden, die die
Menschen bewegen. Wie ich finde, haben wir das auch richtig und gut
versucht. Dabei geht es vor allen Dingen darum, dass wir das
Wohlstandsversprechen, das die soziale Marktwirtschaft uns immer wieder
abverlangt, unter neuen Gegebenheiten in Zeiten der Globalisierung und der
Digitalisierung wirklich erneuern können. Das bedeutet konkret: Der
Wohlstand unseres Landes muss bei allen Menschen ankommen. Das heißt, wir
müssen die Grundlagen dafür schaffen, dass unsere Wirtschaft erfolgreich
ist, dass unsere Beschäftigungssituation so bleibt, wie sie ist, dass
Menschen in neuen Technologien auch lernen und neue Fähigkeiten erwerben
können und dass die Lebensbedingungen in allen Teilen Deutschlands
gleichwertig sind. Das ist eine große Aufgabe, da die Probleme in Stadt und
Land inzwischen sehr unterschiedlich sind.

Die Menschen wollen einen handlungsfähigen Staat. Das bedeutet, dass wir
gerade in Fragen der Sicherheit - nicht nur der sozialen Sicherheit,
sondern auch der inneren Sicherheit - unsere Aufgaben erledigen müssen. Das
bedeutet, dass wir gerade in der Frage der Integration von Flüchtlingen,
aber auch der Handlungsfähigkeit des Staates da, wo Menschen kein
Aufenthaltsrecht in Deutschland haben, zeigen müssen, dass Recht und Gesetz
eingehalten werden. Hier liegen große Aufgabenschwerpunkte.

Wenn es um Europa geht, dann merken und spüren wir alle, dass viele der
großen Probleme der Menschheit, angefangen beim Klimaschutz bis hin zu
einem fairen Handel und auch zur Bekämpfung von Fluchtursachen, nicht von
einem Land allein erledigt werden können, auch nicht von einem so großen
Land wie Deutschland, sondern dass wir dafür Europa brauchen, ein Europa,
das die gleichen Werte teilt und das gemeinsam agiert, gerade auch nach
außen. Dafür werden wir als Bundesrepublik Deutschland unseren Beitrag
leisten, sowohl wenn es um die Stabilisierung unserer Währung, des Euros,
geht, als auch wenn es um die Frage der gemeinsamen
Verteidigungsanstrengungen auch innerhalb des Bündnisses der Nato, aber
auch als europäische Verteidigungskomponente, um den Schutz unserer
Außengrenzen und vor allen Dingen auch unserer außenpolitischen Aktivitäten
im Blick auf das transatlantische Bündnis, aber auch im Blick auf die
Fragen des Verhältnisses zu Russland, zu China und zu anderen Regionen der
Welt geht.

Vor uns liegt also sehr viel Arbeit. Ich habe den Eindruck, dass wir uns in
den Verhandlungen fest vorgenommen haben, diese Arbeit auch zu erledigen.
Das schließt nicht aus, dass wir auch vor neue Herausforderungen gestellt
werden. Die jüngsten Entwicklungen zum Beispiel im Handel zeigen das ja
schon. Das hatten wir uns in der Koalitionsvereinbarung noch nicht
vorgestellt. Darauf werden wir antworten müssen. Aber ich bin optimistisch,
dass das auch gelingt.

BGM Scholz: Regieren war und ist für die SPD nie Selbstzweck. Die Übernahme
von Regierungsverantwortung muss immer gut begründet werden. Sie begründet
sich für die Sozialdemokratische Partei aus dem Willen, das Leben der
Bürgerinnen und Bürger dieses Landes besser zu machen und dafür zu sorgen,
dass es in unserem Land sozial gerechter zugeht, Schritt für Schritt, Tag
für Tag, und genau das tun wir.

Wir unterschreiben heute einen Koalitionsvertrag, der unser Land und unsere
Gesellschaft und der Europa in den kommenden Jahren voranbringen wird.
Darum, dass das gelingt, haben wir in den vergangenen Monaten mit der CDU
und der CSU hart gerungen. Für das Ergebnis hat die Führung der SPD bei den
Mitgliedern geworben, mit Erfolg. Wir werden nun mit der gebotenen
Ernsthaftigkeit, mit der notwendigen konstruktiven Haltung und dem nötigen
Optimismus an die Arbeit in der Regierung gehen. Ich denke, es ist sehr
gut, dass damit eine Phase der Verunsicherung ein Ende findet, die sich
durch die lange Zeit der Regierungsbildung in diesem Land herausgebildet
hat.

Trotz der zahlreichen nationalen und internationalen Herausforderungen -
das muss auch gesagt werden - steht unser Land ganz gut da. Wir sind eine
starke Demokratie mit einer lebendigen Gesellschaft, einer starken
Wirtschaft und einem sehr entwickelten Sozialstaat. Darauf können wir stolz
sein. Wir haben deshalb allen Grund, mit Zuversicht in die Zukunft zu
schauen.

Zwei große Herausforderungen sind vor allem zu beachten. Die eine und das
aus meiner Sicht wichtigste nationale Anliegen ist die Weiterentwicklung
der Europäischen Union. Wir müssen dafür Sorge tragen, dass das Projekt in
diesen nächsten Jahren so vorangetrieben werden kann, dass die politische
Zukunft von Demokratie und Marktwirtschaft in Europa damit gesichert werden
kann. In einer schwieriger werdenden Welt - über Zollpolitik hat die
Kanzlerin eben schon gesprochen - ist es unbedingt notwendig, dass die
Europäer zusammenhalten und für sich Wege und Methoden entwickeln, wie sie
ihre Zukunft selbst in die Hand nehmen und selbst gestalten können.

Die zweite große Frage bewegt viele Bürgerinnen und Bürger sehr stark. Sie
kommt in vielen Schlagworten der politischen Debatte immer wieder vor, aber
sie verhandelt tatsächlich ein sehr ernsthaftes Thema, nämlich die Frage,
wie wir - übrigens mitten in einem Wirtschaftsboom - damit umgehen, dass
ein größerer Teil der Bürgerinnen und Bürger unsicher ist, ob die gute
Entwicklung für sie und ihresgleichen in zehn oder 15 Jahren noch anhält.
Wir reden auch in diesem Koalitionsvertrag richtigerweise über
Digitalisierung und darüber, wie wir dafür Sorge tragen, dass Deutschland
in dieser Entwicklung vorn steht. Aber das ist ja nur die eine Seite. Die
andere Seite ist die Frage, wie wir sicherstellen können, dass diese
Veränderungen trotzdem sichere und gute Arbeitsplätze für jeden in diesem
Lande möglich machen. Das wird eine der großen Aufgaben sein, die auch in
diesem Koalitionsvertrag und vor allem in dieser Regierungstätigkeit zu
lösen sind.

Politik unterscheidet sich von Wissenschaft und Journalismus in einem
zentralen Punkt. Wir können uns nicht damit begnügen, die Realitäten zu
beschreiben und zu analysieren. Als Politikerinnen und Politiker gleich
welcher Couleur ist es unsere Aufgabe, zu handeln. Wir müssen Lösungen
finden, Entscheidungen treffen, die Zukunft gestalten, mitunter in
Situationen, in denen nicht alle Informationen verfügbar sind, mitunter in
Abstimmung mit Partnern, die von anderen Motiven geleitet sind. Warum sage
ich das hier und heute? - Weil ich den Eindruck habe, dass es gut ist, an
diese ganz besondere Aufgabe der Politik zu erinnern. Die vierte Große
Koalition in Deutschland ist nicht von Anfang an als Liebesheirat
losgegangen. Aber CDU, CSU und SPD sind, obwohl sie grundverschiedene
Parteien sind und bleiben werden, trotzdem in der Lage, konstruktiv
miteinander zusammenzuarbeiten und ordentlich zu regieren. Das ist die
Aufgabe, die wir haben, und die werden wir auch erfüllen.

MP Seehofer: Meine Damen und Herren, wir sind mit dem Koalitionsvertrag
sehr zufrieden. Die Reaktion unserer Anhänger und Mitglieder in den letzten
Tagen war ausnahmslos positiv. Wir bilden jetzt eine Große Koalition - das
ist ein sehr starker Kern dieses Koalitionsvertrags - für die kleinen Leute
- das ist übrigens die breite Mitte unserer Gesellschaft -, also für die
ganz große Mehrheit der Gesellschaft. Ich nenne nur die Stichworte
Arbeitsplatzsicherheit mit dem Versprechen der Vollbeschäftigung,
Grundrente, Mütterrente, Stabilisierung des Rentenniveaus wie der
Rentenversicherungsbeiträge, Erhöhung der Familienleistungen,
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in der Grundschule, Steuerentlastung
bei den kleineren und mittleren Einkommen - 90 Prozent der
Steuerpflichtigen werden durch die vorgesehene Abschaffung beim Soli
entlastet -, ein nationaler Kraftakt für die Bildung, Bildung als Tor zum
Leben für die jungen Leute, Verbesserung der Erwerbsminderungsrente, ein
gigantisches Sofortprogramm für Pflege - allein 8000 neue Pflegestellen und
bessere
 Bezahlungen in der Pflege in diesem Jahr -, umfangreiche Verbesserung der
Gesundheitsversorgung insbesondere für den ländlichen Raum und nicht
zuletzt eine Wohnraumoffensive für mehr bezahlbaren Wohnraum. Ich habe
etliche Koalitionsverträge mit verhandelt und kann mich nicht erinnern,
dass es jemals einen Koalitionsvertrag gab, der die soziale Dimension in
unserem Lande in dieser Breite abgebildet hat - übrigens auch eine richtige
Antwort auf das Wahlergebnis am 24. September.

Ich sehe auch, dass auf uns eine Menge Arbeit wartet. Wir als CSU werden
besonderen Wert darauf legen - aber dabei haben wir keinen Unterschied -,
dass wir bei der Arbeit Tempo machen. Wir haben einige Monate geredet,
gewartet, verhandelt. Jetzt erwartet, denke ich, die Bevölkerung mit Recht,
dass wir ein hohes Tempo bei der Umsetzung dieses Koalitionsvertrages
vorlegen. Deshalb gehen wir ab Mittwoch, Donnerstag mit aller Kraft und mit
aller Dynamik vor. Ich denke, das ist auch das beste Mittel, um wieder das
notwendige Vertrauen in der Bevölkerung herzustellen. Vertrauen durch
Leistung, das ist, denke ich, das einzige Mittel bei der Debatte, die wir
im Lande haben.

Insgesamt sind wir also in jeder Beziehung - das ist bei Bayern nicht so
selbstverständlich - sehr, sehr zufrieden.

Frage: Frau Merkel, begrüßen Sie, dass Ihnen der Koalitionsvertrag in der
Europapolitik maßgeblich auf Betreiben der SPD mehr Handlungsspielraum
eröffnet als bisher das Regieren mit Herrn Schäuble? Stichworte:
Eurozonenbudget, Milliarden gegen die Jugendarbeitslosigkeit in Südeuropa
und Schuldenvergemeinschaftung.

BK'in Merkel: Ich habe auch in der Vergangenheit den Eindruck gehabt, dass
ich den Spielraum habe, den ich für eine vernünftige Europapolitik brauche.
Die vergangenen vier Jahre sind ja auch in einer Großen Koalition
abgelaufen, und auch da haben wir uns sehr eng abgestimmt. Aber die Dinge
entwickeln sich weiter. Nachdem wir jetzt sagen können, dass die
Eurokrisensituation, die wirklich akute Krise, überwunden ist, nachdem alle
Mitgliedsstaaten des Euroraums wieder Wachstum aufweisen, nachdem überall
die Beschäftigung zunimmt, geht es jetzt darum, den Euroraum nachhaltig zu
stabilisieren. Da gibt es überhaupt keine Unterschiede, was die Frage der
Bankenunion oder der Kapitalmarktunion anbelangt. Es gibt neue
Vorstellungen, wie man weiter vorangehen kann.

Was ein Investitionsbudget anbelangt, hatte ich schon sehr früh - ich meine
2012 oder 2013 - gesagt, dass ich mir so etwas vorstellen könnte. Aber man
muss auch sagen, dass die Vorstellungen von Finnland bis Frankreich,
Italien, Irland, Deutschland noch nicht so ausgearbeitet sind. Darüber, was
genau wir wollen und wie sich das auch zu dem gesamteuropäischen Haushalt
verhält, den wir ja auch neu aufstellen müssen, müssen wir sprechen. Mit
diesen Fragen werden wir uns sehr früh und sehr rechtzeitig beschäftigen
müssen.

Dann gibt es das zweite große Thema für Europa, das aus meiner Sicht
genauso gelöst werden muss. Das ist die gemeinsame Lösung der
Migrationsproblematik. Seit Langem genießen wir alle miteinander den
Schengen-Raum, die Tatsache, dass wir uns frei bewegen können. Aber bei
Einführung dieser Freizügigkeit hat man nicht ausreichend an den
Außengrenzschutz gedacht. Das muss jetzt getan werden, genauso wie eine
neue Form der Entwicklungspolitik, die wirklich Ursachen von Flucht und
Migration bekämpft.

Was die Jugendarbeitslosigkeit anbelangt, haben wir ein Budget von 7
Millionen Euro zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in Europa gehabt.
Das Geld ist jetzt mehr oder weniger aufgebraucht. Da brauchen wir neue
Initiativen, dem stimme ich zu.

Ich würde also sagen, das Europakapitel trägt die Handschrift aller
Partner, auch der CSU. Im Übrigen gibt es ein klares Plädoyer dafür, dass
es den Stabilitäts- und Wachstumspakt gibt, dass es keine
Schuldenvergemeinschaftung gibt, sondern dass das Prinzip gilt, dass die
Haftung dort liegt, wo auch die Aktion der jeweiligen Länder möglich ist.
Wir haben trotzdem ein gemeinsames Interesse daran, dass der Euroraum als
ganzer stabil bleibt. Das führt dann eben auch zu Bankenunion,
Kapitalmarktunion und anderen Vorhaben.

Frage : Sie haben, Frau Merkel, nach der Wahl zu dem Ergebnis gesagt: Ich
sehe nicht, was wir anders machen sollten. - Gilt das auch für die neue
Bundesregierung?

Herr Seehofer, ich würde Sie in Ihrer neuen Funktion als Innenminister gern
fragen: Der Vorsitzende im Rechtsausschuss, ein AfD-Mitglied, behauptete,
in Ostdeutschland einige Mitglieder des Verfassungsschutzes zu kennen, die
kurz vor dem Eintritt in seine Partei stünden. Steht eine Mitgliedschaft in
der AfD einer Arbeit im Verfassungsschutz irgendwie im Wege?

BK'in Merkel: Ich empfehle, noch einmal die ganze Pressekonferenz nach der
Wahl nachzulesen. Darin habe ich Licht und Schatten dieses Wahlergebnisses
aufgezeigt. Auf der einen Seite hat die Union einen klaren Auftrag
erhalten, eine Regierung zu bilden. Auf der anderen Seite waren wir alles
andere als zufrieden mit diesem Wahlergebnis. Der Koalitionsvertrag
spiegelt wider, was wir aus dem Wahlergebnis gelernt zu haben glauben und
welche Aufgaben daraus erwachsen. Das hat uns alle - ich denke, das darf
ich sagen - geprägt, als wir diesen Koalitionsvertrag ausgearbeitet haben.

MP Seehofer: Ich habe zwei Grundprinzipien, erstens, personelle
Entscheidungen erst zu treffen, wenn man Minister ist und nicht nur einen
Koalitionsvertrag unterzeichnet hat, zweitens, Fragen der Beobachtung durch
den Verfassungsschutz zu allererst mit den Fachleuten im Ministerium, mit
den nachgeordneten Behörden und natürlich auch mit der Kanzlerin zu
besprechen und mir erst dann ein Urteil zu bilden.

Frage : Frau Bundeskanzlerin, eine Frage zur Russlandpolitik: Im
Koalitionsvertrag steht: "Bei Umsetzung der Minsker Vereinbarungen sind wir
zu einem Abbau der Sanktionen bereit". Wären Sie auch zu einem
schrittweisen Abbau der Sanktionen bereit, zum Beispiel im Zuge der
Verwirklichung der Blauhelmmission für den Osten der Ukraine?

Eine zweite kurze Frage: Sie schicken angeblich Bier, Radeberger Pilsner,
an den russischen Präsidenten. Zumindest behauptet er das in seinem
Interview gestern. Mich würde interessieren, ob Sie als Gegenleistung auch
etwas aus Moskau bekommen.

BK'in Merkel: Erst einmal zu den Minsker Vereinbarungen: Ich warte schon
seit Abschluss der Minsker Vereinbarungen auf den Tag, an dem wir
wenigstens einen Waffenstillstand - das ist der erste Punkt in den Minsker
Vereinbarungen - über zehn Tage schlüssig verwirklicht haben.
Glücklicherweise gibt es dazu immer wieder Anläufe. Aber dass es wirklich
zu hundert Prozent umgesetzt wird, haben wir leider noch nicht gesehen.
Deshalb wäre es mir recht, wenn wir erst einmal ein paar Schritte hätten.
Dann könnten wir auch über die Frage von Sanktionen reden. Aber es müssen
eben qualitativ wichtige Schritte sein. Über die Blauhelmmission, die ja im
Grundsatz von beiden Seiten, von der Ukraine und von Russland, befürwortet
wird, wird schon seit Monaten im UN-Sicherheitsrat verhandelt, ohne dass es
zu einem Ergebnis gekommen ist. Ich setze darauf, dass wir auch gerade nach
der Wahl in Russland am kommenden Sonntag wieder zu einem Modus kommen, in
dem wir noch einmal einen richtigen Anlauf machen und schauen können, ob
wir in dem Minsker Prozess qualit
ativ ein Stück vorankommen.

Zweitens. Es ist bekannt, dass der russische Präsident gern deutsches Bier
trinkt. Manchmal ergibt sich die Möglichkeit, dass man sich austauscht. Ich
habe schon einmal sehr guten Räucherfisch bekommen.

Frage: Frau Merkel, wie würden Sie einem Außenstehenden das
Erneuerungspotenzial beschreiben, das Sie von Herrn Seehofer an Ihrer Seite
im Kabinett erwarten?

Planen Sie, nachdem der Vertrag unterschrieben worden ist und falls Sie
gewählt werden, ein 100-Tage-Programm zum Nachweis Ihrer
Handlungsentschlossenheit? Ist mit der SPD und der CSU schon
Übereinstimmung darüber erzielt worden, was darin die zehn oder sieben oder
28 wichtigsten Punkte sind, an denen man nach hundert Tagen messen kann, ob
sie etwas taugen oder nicht?

BK'in Merkel: Wir wollen sehr zügig mit der Arbeit beginnen und werden
deshalb jetzt nicht noch einmal die nächsten zehn Tage mit der Erarbeitung
eines 100-Tage-Programms verbringen. Vielmehr werden wir, glaube ich - wir
haben das noch nicht genau abgestimmt -, relativ zügig eine Klausurtagung
des Kabinetts durchführen, wo wir uns dann unser Arbeitsprogramm für die
nächsten Monate machen. Der Koalitionsvertrag ist reich an Aufforderungen
zum Handeln, und das muss man dann auch ein bisschen ordnen. Das werden wir
relativ schnell machen.

Horst Seehofer kommt jetzt in die Regierung, nachdem er fast zehn Jahre
lang, glaube ich, Ministerpräsident in Bayern gewesen ist. Ich glaube, dass
er eine sehr eigenständige Erfahrung aus dieser Arbeit mitbringt, die für
viele Themen, die hier zu realisieren sind, von größter Bedeutung ist; denn
fast keines der Themen im Zusammenhang mit innerer Sicherheit, mit
Integration, mit der Frage der Bekämpfung von Fluchtursachen, mit der
Terrorbekämpfung kann der Bund alleine lösen. Gerade deshalb wurde das
Ministerium auch ergänzt um die Themen Zusammenhalt der Gesellschaft, um
Heimat, Bauen und Wohnen, denn das sind alles Themen, die eine Kooperation
von Bund und Länder vorsehen. Wir haben uns eine Vielzahl von Projekten
vorgenommen, in denen der Bund alleine gar nichts erreichen kann. Die
Tatsache, dass sowohl der zukünftige Vizekanzler als auch Horst Seehofer
Ländererfahrung mitbringen, kann diesem Projekt nur dienen.

Zusatzfrage: Dann sind beide Ihre Traumpartner? Man sieht das nicht so,
wenn Sie so eher griesgrämig nebeneinandersitzen.

BK'in Merkel: Es sind gute Partner für die Arbeit, die jetzt ansteht, und
wir sind schon voller Konzentration auf diese Arbeit - und auf Ihre Fragen.
Wir können aber auch gerne freundlich gucken; es fällt mir nicht schwer.

Frage : Ich würde gerne nach dem Stichwort "Aufbruch und Erneuerung"
fragen. "Aufbruch" stand ja über Ihrem Koalitionsvertrag, und alle drei
Parteien haben in der Diskussion um den Koalitionsvertrag immer angeführt,
ein Weiter so dürfe es nicht geben. Was sind jetzt genau die Projekte, die
dafür stehen? Gibt es Symbolprojekte, von denen Sie sagen: Daran kann man
das festmachen? Denn Sie drei sind nun einmal altbekannte Gesichter, daran
kann man es also noch nicht so festmachen.

An die beiden Herren: Ihre Parteien haben ja beide eine Doppelspitze. Herr
Seehofer, Sie sind hier als Parteichef, und zu Hause haben Sie noch einen
Spitzenkandidaten für den zukünftigen Ministerpräsident. Sie, Herr Scholz,
haben noch einen Parteivorsitzenden und einen Fraktionsvorsitzenden. Wer
trifft in Ihren beiden Parteien eigentlich die letztendliche Entscheidung,
wenn es darauf ankommt?

BK'in Merkel: Wir haben ja versucht, die drei Schwerpunkte zu benennen:
Aufbruch für Europa, Dynamik für Deutschland und Zusammenhalt. Damit zeigen
sich aus meiner Sicht im Grunde auch Projekte. Wenn ich jetzt wieder drei
herausgreifen sollte, dann wäre das nicht ganz einfach. Für mich ist das
Thema Sicherung von Beschäftigung mit dem Ziel der Vollbeschäftigung im
Jahr 2025 vielleicht eines, das wirklich alles umschreibt, was wir in
diesem Land erreichen wollen. Das ist angesichts von riesigen Veränderungen
nicht einfach.

Wir haben in der Bundesregierung Umstrukturierungen vorgenommen, das haben
Sie gesehen - zum Beispiel mit dem Ministerium von Horst Seehofer, aber
auch mit dem Versuch, digitale Kompetenzen zu bündeln. Auch im
Arbeitsministerium wird es einen Schwerpunkt für die Arbeit 4.0 geben. Wir
gehen vollkommen neue Wege, was die Weiterbildung - sowohl die berufliche
Bildung als auch das lebenslange Lernen - anbelangt. Wir werden auch völlig
neue Aufgaben in der gesamten Außenpolitik haben - Sie sehen alle, wie sich
die Welt verändert. Das kann aber immer nur ein Ausschnitt sein, ohne die
Bedeutung anderer Projekte jetzt schmälern zu wollen.

Ansonsten sehen Sie ja: In der CDU gibt es zum Beispiel Ursula von der
Leyen und mich, ansonsten sind alle anderen Akteure jetzt zum Teil sehr neu
im Amt und in Verantwortung. Das wird natürlich auch die Diskussionen
verändern, weil sich dadurch auch Sichtweisen verändern. Das Kabinett ist
sehr unterschiedlich von dem Kabinett, das wir die letzten vier Jahre
hatten. Ich freue mich insofern auf diese Zusammenarbeit, und die wird auch
neue Impulse mit sich bringen; das ist vollkommen klar.

BGM Scholz: Ich fange mit der zweiten Frage an: Die Zusammenarbeit zwischen
Andrea Nahles und mir ist seit Jahren sehr gut - sie wird es in den
nächsten Jahren auch bleiben - und sehr stabil. Vielleicht ist eine
Besonderheit auch, dass wir ein Thema gemeinsam haben, das ich jedenfalls
für die Zukunft unseres Landes für sehr zentral halte: Wir beide waren
einmal Arbeitsminister beziehungsweise Arbeitsministerin, und wir waren
nicht nur eine Zeit lang, sondern auch viele Jahre davor mit den Fragen
beschäftigt, die die Arbeitswelt betreffen. Da das für die meisten von uns
ein ganz zentraler Abschnitt des Lebens ist, ist die Sorge, die sich viele
um diese Zukunft machen, auch ein Thema, das für die SPD und für die
künftige Bundesregierung von großer Bedeutung bleiben wird. Wir haben uns
fest vorgenommen, an dieser Stelle sowohl die Fortschritte zu erreichen,
die in der Regierung möglich sind, als auch über die Zeit dieser Koalition
hinaus Perspektiven für das 21. Jahrhundert, für die 20er- und 30er-Jahre
zu entwickeln.

Ein Thema wurde schon genannt: Das ist die Frage der Digitalisierung. Ich
wiederhole noch einmal, was ich eingangs zu erläutern versucht habe: Aus
meiner Sicht geht es dabei nicht nur darum, dass wir es hinbekommen, den
technologischen Fortschritt gewissermaßen voll für unser Land möglich zu
machen und mitzunehmen, sondern es geht auch darum, dass das nicht
bedeutet, dass viele Bürger Angst um ihre eigene berufliche Zukunft haben
müssen. Diese Fragen sind noch nicht beantwortet, sonst würde man sich die
doch ähnlichen Wahlergebnisse in vielen Ländern, die klassische
Industriestaaten sind, nicht erklären können; sonst könnte man sich weder
den Brexit noch die Wahl amerikanischer Präsidenten, wie sie stattgefunden
hat, erklären. Die Frage, ob wir mehr können als reden und beschreiben,
nämlich auch eine Antwort geben, wird zentral sein für die
Zukunftshoffnungen der Bürgerinnen und Bürger, und das ist das, was wir
gemeinsam zu erreichen versuchen wollen.

Aus unserer Perspektive ist es eine sehr kluge Entscheidung, dass die
Partei- und Fraktionsvorsitzende ein eigenes Kraftzentrum zusammen mit der
SPD in dieser Regierungskonstellation darstellt; denn sonst würde es nicht
gelingen, über das hinaus, was im Alltagsgeschäft des Regierens zu tun ist,
Perspektiven zu entwickeln. Diese Perspektiven brauchen wir aber, wenn wir
im Wettbewerb mit anderen antreten wollen.

Was die wichtigen Fragen betrifft - eine habe ich schon angesprochen -: Ich
will noch einmal erwähnen, dass es auf diesen Wandel bezogen für uns ganz
zentral sein wird, dass wir es möglich machen, dass man, wenn man 46 oder
51 Jahre alt ist, noch einmal beruflich neu starten kann und sich keine
Sorge machen muss und darf, wie das geht und ob das geht und ob das
wirtschaftlich überhaupt vertretbar ist. Wir können aber nicht einfach
hinnehmen, dass es einen so schnellen technischen Wandel gibt, wie wir ihn
jetzt erleben, und dann jemandem suggerieren, dass er gewissermaßen
irgendwie alleine damit klarkommen muss. Das ist schon unsere
gemeinschaftliche Verantwortung, und das wird auch deshalb ein wichtiges,
bedeutendes Thema sein für das, was wir hier zu bewerkstelligen haben.

Im Übrigen freue ich mich, dass schon eingangs Horst Seehofer die vielen
Dinge, die der SPD wichtig sind, noch einmal aufgezählt hat. Das wird eine
gute Regierung.

MP Seehofer: Und eine soziale Regierung. - Die Zusammenarbeit zwischen
Markus Söder und mir wird gut sein; dafür sorgt schon die Größe
beziehungsweise die Vielfalt der Aufgaben, die wir in absehbarer Zukunft zu
bewältigen haben. Da wissen wir um unsere Verantwortung nicht nur für
Bayern, sondern für die ganze Union.

Noch einmal zur Innovation oder zur Erneuerung: Ich weise noch einmal die
soziale Dimension dieses Koalitionsvertrages hin. Eine Grundrente in
Deutschland: Wenn das keine Neuerung ist! Ein weiteres Beispiel ist der
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in der Grundschule. Mir haben
unzählige Frauen immer wieder gesagt: In Deutschland haben wir das Problem,
dass bis zum Kindergarten die Plätze da sind; dann kommt das Kind in die
Grundschule und die Betreuung ist nicht mehr gewährleistet. So könnte man
die Beispiele jetzt endlos fortsetzen.

Ich nehme jetzt einmal mein künftiges Ministerium mit der Heimat: Ich habe
das Heimatmuseum -

(Heiterkeit)

- das Heimatministerium in Bayern begründet. Das ist am Anfang immer
beschmunzelt und verspottet worden. Es ist jetzt für alle Parteien im
Bayerischen Landtag der große Renner, und auch während dieses
Landtagswahlkampfes bemächtigen sich alle dieses Themas des
Heimatministeriums.

Jetzt haben wir eine Abteilung im Innenministerium mit drei
Unterabteilungen; zwei davon sind besonders wichtig. Zum einen ist das die
Unterabteilung, die sich mit dem Zusammenhalt der Gesellschaft beschäftigt.
Es ist ja eine Erkenntnis aus dem letzten Jahr, dass es eine große Aufgabe
sein wird, die Polarisierung in der Gesellschaft zu überwinden und die
Menschen wieder zusammenzuführen. Ich habe da vor, dass man so etwas wie
ein Wertebündnis schmiedet, in dem man alle gesellschaftlich relevanten
Gruppen an den Tisch zusammenbringt, um dieses Ziel gemeinsam zu verfolgen.
Daneben gibt es die Unterabteilung, die sich mit gleichwertigen
Lebensverhältnisse in allen Regionen Deutschlands beschäftigt. Das Problem
unterschiedlicher Lebensverhältnisse gibt es in Ost wie in West. Auch das
ist eine hochspannende Aufgabe. Beides ist nur im Dialog mit der
Bevölkerung und vor allem im Dialog mit den Bundesländern zu leisten, und
da ist der Föderalismus - wenn man im Föderalismus eine gewisse Erfahrung
hat - nicht hinderlich, eher förderlich. So gibt es eine ganze Reihe von
Prozessen, die neue Wege gehen und neue Weichenstellungen beinhalten.

Frage : Frau Merkel, Herr Seehofer, Sie haben jetzt mehrfach das Thema
Digitalisierung angesprochen, auch Herr Scholz hat es angesprochen. Jetzt
ist das ganze Thema ein großes Koordinierungsthema; dessen sind Sie sich ja
offensichtlich gewahr. Jetzt hatte ich aber, nachdem Sie, Herr Seehofer,
Frau Bär vorgestellt hatten, den Eindruck, dass das Ganze danach von der
CDU gleich wieder eingefangen wurde und gesagt wurde: Ja, das macht die
Frau Bär, aber das Ganze geschieht unter Helge Braun im Kanzleramt. Da
würde ich dann doch ganz gerne verstehen: Wie wollen Sie diese große
Koordinierungsaufgabe der Digitalisierung denn jetzt konkret organisieren?
Sie ist verstreut über fast alle Ministerien; Herr Scholz hat gerade auch
noch einmal seinen Beitrag dazu geleistet, klar zu machen, wie wichtig
dabei auch das Arbeitsthema ist. Wie soll es jetzt ganz konkret passieren,
dass Sie das zusammen mit der europäischen Ebene und der Länderebene im
Kanzleramt so verheiratet bekommen, dass das Ganze auch wirklich vorangeht?
Dass der Breitbandausbau - Bestandteil vieler der letzten
Koalitionsvereinbarungen - bisher nicht so funktioniert hat, wie man das
vorgesehen hatte, ist ja allgemein bekannt und offensichtlich.

BK'in Merkel: Im Kanzleramt gibt es ja auch noch eine Bundeskanzlerin, und
die hat glücklicherweise einen Kanzleramtsamtsminister. Dem helfen
Staatsminister, und dazu gehört, als Staatsministerin Dorothee Bär
bestimmte Aufgaben zu lösen. Der andere Staatsminister in diesem
Zusammenhang ist dann erst einmal Herr Hoppenstedt, der die Kontakte zu den
Ländern und den Bundestagsfraktionen pflegen wird.

Wenn Sie sich die Regierung jetzt anschauen, dann sehen Sie, dass fast
jedes Ministerium eine wichtige digitale Aufgabe hat. Das ist im
Innenministerium zum Beispiel das Bürgerportal, das ist im
Arbeitsministerium die ganze Frage der Arbeit 4.0, wie wir das nennen, das
ist im Verkehrsministerium die Infrastruktur, das sind im Wirtschafts- und
Forschungsministerium die Plattformwirtschaft Industrie 4.0 - um nur einmal
einige Bereiche zu benennen. Wir werden also einen Staatssekretärsausschuss
haben, der erst einmal vom Kanzleramtsminister geleitet wird, und wir
werden eine Staatsministerin haben, die in diesem Staatssekretärsausschuss
natürlich ebenfalls eine zentrale Aufgabe spielen wird. Sie wird darüber
hinaus aber auch die Kontakte in die Gesellschaft pflegen, also in die
Start-up-Szene, hinsichtlich der Frage der digitalen Bildung usw., und auch
da gibt es natürlich wiederum Querschnittsaufgaben.

Wir haben das als Union übrigens auch im Regierungsprogramm so beschrieben.
Wir haben gesagt: Wir wollen Staatsminister für Digitalisierungsfragen. Wir
wollen einen Digitalisierungsrat, in dem wir Fach- und Sachverstand bündeln
- dem werde auch ich angehören; ich will ja auch etwas dazulernen und dann
die entsprechenden Umsetzungen voranbringen. So wird die Arbeit relativ
einfach zu organisieren sein. Das Ganze hängt aber natürlich davon ab, dass
in den einzelnen Ministerien die jeweiligen Aufgaben auch erledigt werden.

Der Sinn der Funktion im Kanzleramt besteht im Grunde darin, dass man da,
wo sich Konflikte aufbauen, schnell handeln kann, diese Konflikte schnell
überwinden kann und dann natürlich auch mit den Ländern sprechen kann. Wir
haben regelmäßige Ministerpräsidentenkonferenzen mit den Bundesländern und
der Bundesregierung unter meiner Leitung und natürlich der Leitung der
jeweiligen MPK-Vorsitzenden. Wenn wir einmal ein so riesiges Projekt wie
das Bürgerportal nehmen: Das liest sich so einfach, aber das bedeutet
letztendlich, dass jeder Bürger zum Schluss einen und seinen Zugang zu
allen Dienstleistungen des Landes hat, das heißt, der kommunalen Ebene, der
Landesebene und der Bundesebene. Das wird man nur über all diese Kanäle
machen können. Deshalb erfordert das ein hohes Maß an Kooperation, und da
ist das Kanzleramt zum Teil sozusagen nichts weiter als der Mediator, der
die Sache voranbringt. Wir haben ja selber im Kanzleramt keine exekutive
Arbeit; die wird ja in den Ministerien erledigt.

MP Seehofer: Ja, genau so ist das.

BGM Scholz: Der große Unterschied soll sein, dass es nicht nur Papiere
gibt, sondern auch Taten. Wenn man einmal das Thema Breitbandverkabelung
nimmt: Es gibt ja Beschlüsse, an deren Richtigkeit nichts zu kritisieren
ist, die schon viele Jahre alt sind. Aber nicht jeder erlebt, dass sich die
Kabel gewissermaßen in gleicher Weise wie die Papiere ausgebreitet haben.
Das, glaube ich, muss sich ändern. Das muss jetzt alles Realität werden.

Frage: An alle drei Parteivorsitzenden: Wäre es Ihrer Ansicht nach einmal
Zeit, dass ein Deutscher an die Spitze der Europäischen Zentralbank rückt,
vielleicht auch, um den Reputationsverlust der EZB in Deutschland, dem
bevölkerungsreichsten Mitgliedsland der Eurozone, wieder zu stärken?

BK'in Merkel: Wir werden zum gegebenen Zeitpunkt, wenn diese Personalien
alle anstehen, darüber reden. Natürlich werden wir für alle Positionen - im
nächsten Jahr wird es sehr viele Positionen im Zusammenhang mit der
Europawahl zu besetzen geben - gute Personalangebote haben, aber ich möchte
heute noch nicht spekulieren. Unabhängig davon, ob an der Spitze einer
europäischen Institution ein Deutscher ist oder kein Deutscher ist, muss
die Reputation dieser Institution möglichst gut sein, und dazu kann nicht
nur die Spitze dieser Institution beitragen, sondern dazu können alle
beitragen.

BGM Scholz: So ist es.

MP Seehofer: Für den Fall, dass man so etwas im Kopf haben sollte, wäre es
am schlechtesten, wenn man zur Unzeit öffentlich darüber redet.

Frage : Herr Scholz, Sie treten als Finanzminister in die Fußstapfen von
Wolfgang Schäuble. Deshalb die Frage: Welche Bedeutung hat für Sie generell
das Thema eines ausgeglichenen Haushalts?

Zweitens zu Ihrem künftigen Auftreten in Europa: Herr Schäuble ist in
Brüssel, glaube ich, eher als etwas von den anderen EU-Partnern hartleibig
aufgenommen worden. Werden Sie da einen anderen Akzent setzen? Wenn ja,
welchen?

BGM Scholz: Wir haben uns alle gemeinsam die schwarze Null vorgenommen; die
steht auch im Koalitionsvertrag. Das war aber kein Verhandlungserfolg von
irgendwem, vielmehr fanden das alle von selber richtig. Ich will Sie auch
gern noch einmal daran erinnern, dass wir einen so großen politischen
Konsens über diese Fragen haben, dass wir das Grundgesetz geändert haben,
um die Frage der Haushaltspolitik da zu regeln. Auch die meisten
Länderverfassungen sehen mittlerweile Neuverschuldungsverbote vor. Das ist
schon etwas, was wir in Deutschland gemeinsam richtig finden, und ein
Finanzminister wird das immer beachten müssen. Das ist unser Ziel, das wir
erreichen wollen, und das verfolge ich auch. Ich habe mit Wolfgang Schäuble
ziemlich gut zusammengearbeitet. Wir haben große Konsense erzielt, zum
Beispiel bei den Bund-Länder-Finanzen. Das zeigt, glaube ich, dass da in
den letzten Jahren schon immer eine enge Gesprächskultur bestanden hat.

Was Europa insgesamt betrifft, werden wir natürlich versuchen, den Konsens
herzustellen, der notwendig ist. Meine feste Überzeugung ist, dass
Deutschland als großes Land mitten in Europa mit einem so großen
Sozialprodukt, mit einer so großen Bevölkerung, eine Aufgabe hat, die darin
besteht, die Einigkeit mit möglich zu machen. Das ist nicht ganz, weil es
viele gibt, die vor ihren nationalen Fernsehkameras auftreten und erst
einmal sagen, was sie von den anderen halten und was sie von wem erreichen
wollen, und die dann, nachdem sie irgendwelche Konsense in Brüssel
geschmiedet haben, zurückkommen und sagen, wie alle anderen sie über den
Tisch gezogen haben. Ich glaube, dass die deutsche Politik anders sein
muss. Die Regierung, der Bundesminister der Finanzen, die Bundeskanzlerin,
der Bundestag, die Bevölkerung müssen diejenigen sein, die wissen, dass das
ein Projekt ist, das gemeinsames Handeln und Denken aus europäischer
Perspektive erfordert - und so wird es sein.

Frage : Ich habe eine Frage an die Frau Bundeskanzlerin. Es geht auch um
das Thema Heimat. Dient es Ihrer Heimat, Deutschland, wenn sich die
Fraktionsvorsitzende der AfD, Alice Weidel, in ihrer Heimat, in der
Schweiz, mit Steve Bannon, also dem ehemaligen König des Fake-News-Portals
"Breitbart News", trifft? Dient das aus Ihrer Sicht den Interessen der
Bundesrepublik Deutschland? Können Sie vielleicht sagen, inwieweit das auch
den Interessen in Bezug auf den Handelskrieg mit den USA, also auf die
Strafzölle, schadet?

Dann habe ich auch noch eine Frage an Herrn Scholz. Ich war in Hamburg beim
G20-Gipfel und habe erleben können, wie dort sozusagen der absolute
Ausnahmezustand stattfand. Das war eigentlich sehr traurig und sehr
beängstigend. Ich habe es auch ein bisschen als ein Staatsversagen erlebt,
muss ich ehrlich sagen, dass die Menschen in dem Viertel mit den
Plünderungen und den Krawallen alleingelassen wurden. Das war schon
ziemlich krass, muss ich sagen. Das war, glaube ich, auch ein Versagen des
Staates, und man hat zu lange gewartet hat, um diese Plünderer und diese
Krawallmacher dort aus dem Viertel zu drängen. Was qualifiziert Sie also
dazu, jetzt die Finanzen dieses Landes auf einen besseren Stand zu bringen,
wo es in Hamburg so schwer danebengegangen ist und wo das Ihre Heimat
Hamburg betroffen hat?

BK'in Merkel: Zu Ihrer Frage kann ich nur sagen: Diese Treffen, die Sie
angesprochen haben, zeigen ja die fundamentale Unterschiedlichkeit meiner
politischen Auffassung zu der anderer. Insofern sehe ich da nichts
Gemeinsames. Aber das ist der politische Wettbewerb. Wir - in meinem Fall
ich als CDU-Vorsitzende - wollen Menschen dafür gewinnen, die CDU wählen zu
können, und deshalb kümmern wir uns um die Lösung der Probleme, die diese
Menschen haben. Ich habe meine Vorstellungen von Heimat. Das soll ein guter
Ort für die Menschen sein, die in Deutschland wohnen, damit sie ihr Leben
gut führen können. Dazu gehört Arbeit, dazu gehört ein Auskommen. Der Ort
von Treffen interessiert mich dabei weniger; es geht um die politische
Grundausrichtung.

BGM Scholz: Ich bin jetzt seit sieben Jahren Hamburger Bürgermeister. Das
bin ich sehr gerne gewesen. Ich hätte auch noch Pläne für weitere sieben
Jahre. Aber wenn man ein bisschen Bilanz zieht, dann kann man schon sagen:
Das ist eine boomende Stadt mit vielen, zigtausend zusätzlichen
Arbeitsplätzen, die in dieser Zeit entstanden sind. Es werden irgendwann um
2019 herum 1 Million sein. Wir haben als Allererste damit angefangen, das
Thema zu bewegen, das jetzt Gegenstand des Koalitionsvertrages ist, nämlich
Wohnungen zu bauen. Wir haben das größte Wohnungsbauprogramm und das größte
Programm des sozialen Wohnungsbaus in Deutschland auf den Weg gebracht. Wir
haben schon erreicht, was sich Deutschland jetzt mit dem Koalitionsvertrag
vorgenommen hat, nämlich flächendeckende Angebote an gebührenfreien Krippen
und Kitas, Ganztagsangebote an allen Schulen und Oberstufen, die
Möglichkeit, dort Abschlüsse zu machen, einen guten Übergang in die
Berufsausbildung, gebührenfreie Universitäten und einen ganz stark
ausgeweiteten Wissenschafts- und Forschungsstandort. Das sind viele
Erfolge, die da in den letzten Jahren stattgefunden haben, und deshalb
blicke ich auf die Bilanz dieser Regierungstätigkeit sehr gerne zurück.

Ich habe mich sehr bewusst dafür eingesetzt, dass auch internationale
Treffen in der Stadt stattfinden. Die Polizei hat dort eine sehr schwierige
Arbeit geleistet, und zwar mit großer Kompetenz angesichts der
Gewaltbereitschaft einiger sowie sogar mit großem persönlichem Einsatz. Ich
bin den Polizistinnen und Polizisten, die aus ganz Deutschland gekommen
sind, sehr dankbar für ihre gute Tätigkeit, die sie dort geleistet haben.

Ich glaube, dass es angesichts der Tatsache, dass wir in Hamburg seit
mehreren Jahren Haushaltsüberschüsse haben und ich mich so viel mit
Finanzen beschäftigt habe, niemanden gibt, der die Frage hat, was ich da
wohl bewirken könnte. Ich glaube, dass das eine gute Zeit sein wird, und
werde mir alle Mühe geben, dass wir zum einen die Aufgaben in Deutschland
voranbringen können, was das Wachstum betrifft, was einen ausgeglichenen
Haushalt betrifft und was den sozialen Zusammenhalt betrifft. Wenn wir
nämlich den sozialen Wohnungsbau in Deutschland ausbauen wollen, wenn wir
Krippen und Kitas in Deutschland gebührenfrei machen wollen, wenn wir die
Ganztagsbetreuung einführen wollen, wenn wir die Infrastruktur ausbauen
wollen und wenn wir die Forschung weiterentwickeln wollen, dann geht das ja
nur, wenn wir die Haushaltsvoraussetzungen dafür schaffen. Gleichzeitig
wird es eine ganz, ganz zentrale Aufgabe sein, dafür zu sorgen, dass Europa
zusammenhält und weiter zusammenwächst; denn das ist die wichtigste Frage
für unsere Zukunft.

Frage : Frau Bundeskanzlerin, ich muss noch einmal ganz kurz zur
Euro-Politik zurückkommen. Da war ja von Ihnen für den nächsten Gipfel im
März eigentlich eine gemeinsame Positionierung mit Herrn Macron angekündigt
worden. Das ist ja jetzt offenbar verschoben worden. Können Sie noch einmal
ganz kurz sagen, was die Hintergründe dieser Verschiebung sind? Wo hakt es
jetzt eigentlich genau? Ist es so, dass zwischen Ihnen und Herrn Macron
noch keine Einigkeit herrscht, innerhalb der gesamten EU oder vielleicht
auch zwischen Ihnen und Herrn Scholz?

Herr Scholz, was ist eigentlich Ihre Position zu dem Thema? Hätten Sie
jetzt schon gerne gesehen, dass sich Deutschland dazu positioniert? Liegen
Sie bei diesem Thema auf einer Linie mit der Bundeskanzlerin? Die SPD war
ja den Vorschlägen von Herrn Macron gegenüber immer etwas offener.

Dann noch ganz kurz, Frau Bundeskanzlerin, zu diesem Deal zwischen RWE und
E.ON vom Wochenende: Fürchten Sie, dass das zu einer noch größeren
Monopolisierung auf dem Energiemarkt führt? Fürchten Sie auch steigende
Strompreise für die Verbraucher?

BK'in Merkel: Sie haben in Ihrer Frage danach, was wir jetzt beim
Europäischen Rat im März als gemeinsame Position Frankreichs und
Deutschlands haben wollen, ja das Wort "offenbar" untergebracht. Ich habe
mit Interesse gelesen, dass irgendetwas verschoben wurde. Ich habe mich nie
zu einer Verschiebung geäußert. Wir werden sicherlich noch nicht die letzte
Frage geklärt haben, aber wir werden mehr sagen können, als wir im Dezember
sagen konnten, und das ist das, was wir den Menschen versprochen haben.

Es wird sehr schnell eine Reise des Finanzministers nach Paris geben. Es
wird eine Reise von mir nach Paris geben, nämlich zum Antrittsbesuch bei
Emmanuel Macron, und dabei werden wir auch diesen Europäischen Rat
vorbereiten. Es wäre sicherlich zu viel, jetzt schon jede Facette der
Eurozone für die nächsten 20 Jahre auszubuchstabieren, aber da wird sich
schon einiges klären, was wir uns als nächste Etappe vorstellen können.
Genauso hat sich einiges geklärt oder wird sich einiges klären im
Zusammenhang mit der Migrationspolitik, die wir gemeinsam vertreten, und
der Verteidigungspolitik. Das alles sind ja drei wesentliche Elemente, und
dann kommt noch der ganze Bereich der Forschung hinzu. Das sind wesentliche
Elemente, die zwischen Deutschland und Frankreich vorangebracht werden
sollen.

Wir haben uns bereits dazu verpflichtet, dass wir einen neuen
Élysée-Vertrag ausarbeiten werden, der natürlich auch im Hinblick auf die
europäische Rolle Deutschlands und Frankreichs eine Funktion hat. Das haben
ja auch die Parlamente beschlossen. Außerdem werden wir das Thema - das
kommt auch im Koalitionsvertrag vor - der gemeinschaftlichen
Bemessungsgrundlage bezüglich der Unternehmenssteuerreform noch einmal ganz
konkret aufrufen, auch mit Blick auf die neue Steuerreform der Vereinigten
Staaten von Amerika. Das beflügelt uns eher. Insofern wird es auch
innerhalb relativ überschaubarer Zeit einmal ein Treffen der im
Zusammenhang mit der deutsch-französischen Zusammenarbeit wichtigen
Ministerien geben. Ich sehe also gar keinen Grund für Verschiebungen,
sondern glaube, wir kommen Schritt für Schritt voran.

BGM Scholz: Wir müssen vorankommen. Wenn man sich überlegt, woher die
Skepsis vieler Bürgerinnen und Bürger im Hinblick auf Europa rührt, dann
geht es ganz sicherlich weniger um die Frage, dass sie sich darüber
beschweren, was Europa kann, als darum, was Europa nicht kann. Deshalb
werden wir dort, wo es um echte Politik geht, Fortschritte im Bereich der
Außenpolitik, der Sicherheitspolitik, unserer gemeinsamen Grenzen, der
Fragen von Flucht und Migration und natürlich auch all der Fragestellungen,
die anstehen, wenn es darum geht, wie wir zum Beispiel den ganzen Bereich
der Wirtschaft und Finanzen organisieren, machen müssen.

Ich finde es gut, dass Präsident Macron mit Vorschlägen vorangegangen ist;
denn es ist ja vielleicht etwas Neues in der politischen Debatte Europas,
dass man das Risiko eingeht, einen Vorschlag zu machen, von dem man weiß,
dass davon viel kommen kann, aber vielleicht nicht alles eins zu eins und
so, wie man es einmal gesagt hat. Aber meine feste Überzeugung ist: Wir
müssen alle in dieser Hinsicht ein bisschen mutig sein, gewissermaßen
"outspoken" werden und das sagen, was wir als Perspektive erreichen wollen,
damit daraus dann ein Konsens erreicht werden kann.

Meine Vorstellung ist, dass das in enger Abstimmung und in enger
Partnerschaft mit Frankreich passieren muss. Deshalb sind auch die von der
Kanzlerin eben genannten Treffen bereits alle vorbereitet worden, und das
wird auch so sein. Das geht nur, wenn wir uns gewissermaßen verpflichten,
Schritte voranzugehen, damit das als gemeinschaftliche Handlung in Europa
funktionieren kann. Die deutsch-französische Zusammenarbeit ist dabei
jedenfalls für mich und für die Bundesregierung von allergrößter Bedeutung.

Wir haben uns schon mehrfach über diese Themen unterhalten und werden es
auch weiterhin tun, weil es ja am Ende darauf hinauslaufen muss, dass
Deutschland mit den anderen Ländern der Europäischen Union einen Konsens
erzielt. Das können wir und werden wir als Regierung insgesamt schaffen.
Dass die SPD dabei eine ganz klar proeuropäische Haltung verfolgt, ist
nicht neu. Der Koalitionsvertrag ist aber für gemeinsames Handeln eine sehr
gute Grundlage.

MP Seehofer: Auch wir vertreten eine proeuropäische Haltung, wollen aber
schon darauf hinweisen, dass wir im Koalitionsvertrag Leitplanken für die
Freizügigkeit, die Sicherheit, die Reformen, die Subsidiarität sowie für
die Währung und die Stabilität gesetzt haben. Die CSU wird sehr darauf
achten, dass diese Stabilitätskriterien und die Stabilitätspolitik
fortgesetzt werden. Wir sind auch dafür, dass das nationale Parlament mit
diesen Fragen immer rechtzeitig befasst wird. Wir wollen also gegenüber der
deutschen Bevölkerung schon klarmachen, dass die Stabilitätskultur ein ganz
wichtiger Punkt bleibt.

BK'in Merkel: Ich habe die RWE/E.ON-Frage nicht beantwortet. Deshalb möchte
ich gerne noch darauf zurückkommen. Ich habe heute mit Interesse von diesen
Plänen gelesen. Die Bundeswirtschaftsministerin, Frau Zypries, hat auch
erklärt, dass sie das im Grundsatz für gut und begrüßenswert hält. Die
Details muss man sich anschauen. Aber ich habe Vertrauen in unsere
Energieunternehmen, dass sie auf jeden Fall die beste Variante dafür
suchen, wie sie die Energiewende und die nachhaltige Energieversorgung
wirklich schaffen können.

Die Tatsache, dass wir dem Thema des Ausbaus der Energieleitungen eine
große Wichtigkeit einräumen, will ich an dieser Stelle noch erwähnen. Im
Augenblick ist sozusagen der Flaschenhals nämlich eigentlich, dass wir die
großen Trassen nicht schnell genug gebaut haben. Deshalb spielt das bei uns
beziehungsweise in der Koalitionsvereinbarung eine große Rolle; sonst wird
die Energiewende nicht gelingen.

Vielleicht noch ganz kurz zu dem Thema, wie wir vorankommen: Nehmen wir
einmal das Thema der Bankenunion. Da können wir die Überschrift "Wir wollen
die Bankenunion" alle sofort unterschreiben. Trotzdem müssen wir dann ja in
die Details gehen, weil da die Wahrheit sehr konkret ist: Ab wann können
wir denn auch einen Letztmechanismus in Europa einführen? Was bedeutet das
für die Kredite, die nicht so gut laufen? - Da muss man sich natürlich sehr
detailliert Vorstellungen davon machen, wann die Risikoreduzierung so weit
fortgeschritten ist, dass man einen nächsten Schritt einleiten kann. Dass
darüber geredet wird, ist ja nun das Normalste von der Welt; das macht man
auch zuhause, wenn man sich eine Bank anschaut. Insofern ist das nicht
irgendein Ausweichmanöver, sondern das ist dann die konkrete Arbeit an
einem Werkstück, das Bankenunion heißt.

Genauso ist es bei der Kapitalmarktunion, also dass es endlich möglich sein
muss, dass Kredite auch über die Landesgrenzen hinweg vergeben werden. Es
ist ja ein seltsamer Zustand, dass sozusagen deutsche Banken für den
italienischen Mittelstand und italienische Banken für den deutschen
Mittelstand längst nicht so viele Kredite miteinander ausmachen wie
Menschen die Grenze überqueren. Das sind sinnvolle Vorhaben, aber die
müssen gut vorbereitet sein und eben in diese Leitplanken hineinpassen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Herr Scholz, diese Regierung hat jetzt so viel
Geld zur Verfügung wie nie eine andere zuvor. Das beruht ja auf der
Annahme, dass das Wachstum einfach immer weitergeht. Meine Frage ist: Wie
realistisch ist diese Annahme angesichts der Tatsache, dass wir jetzt schon
seit neun Jahren einen Aufschwung haben? Geht der noch einmal vier Jahre
weiter?

Herr Scholz, was machen Sie, wenn der Konjunkturzyklus dann vielleicht
einmal einbricht, wobei Sie die schwarze Null gut finden und
Steuererhöhungen ja auch ausgeschlossen sind? Fangen Sie dann an zu sparen?
Wie sieht der Plan B für den ja nicht ganz so unwahrscheinlichen Fall aus,
dass die Konjunktur nicht mehr ewig so weiterläuft?

BK'in Merkel: Erst einmal haben wir in der Koalitionsvereinbarung darauf
geachtet, dass wir die Maßnahmen so ausrichten, dass wir die
Wahrscheinlichkeit dafür erhöhen, dass es vernünftig weitergeht. Wir haben
doch erlebt, dass die günstige steuerliche Situation im Augenblick daraus
resultiert, dass die Binnennachfrage gestiegen ist. Das hat sehr viel mit
der Tatsache zu tun, dass noch nie so viele Menschen in Deutschland Arbeit
hatten, wie es im Augenblick der Fall ist. Deshalb setzen wir genau an
diesem Thema an, für die, die schon sehr lange langzeitarbeitslos sind,
auch mit neuen Methoden zu versuchen, Brücken in den Arbeitsmarkt zu bauen,
so durch Qualifizierung und die Möglichkeit, auch für Ältere, was Herr
Scholz eben gesagt hat, die Berufsperspektiven zu verbessern. Das ist der
Beitrag, den wir leisten können, im Übrigen auch mit dem Vorhaben, dass wir
mehr investieren wollen und dass wir festgestellt haben, dass im Augenblick
Geld da ist, aber die Investitionen gar nicht stattfinden, weil manches zu
langsam läuft. Das heißt, das Thema Geschwindigkeit und auch die Frage, wie
schnell man Genehmigungen erteilen kann, spielen in unserem
Koalitionsvertrag auch eine große Rolle. Das sind die Dinge, die wir
beeinflussen können und mit denen wir dafür Sorge tragen wollen, dass
dieser Aufschwung weitergeht.

BGM Scholz: Wenn Sie sich die Vereinbarung der künftigen Regierung genau
anschauen, dann sehen Sie, dass wir sehr seriös vorgegangen sind. Wir haben
nicht alle Möglichkeiten genutzt, mögliche Haushaltsperspektiven und
Einnahmenzuwächse zu kalkulieren, sondern sind bei denen, die man plausibel
errechnen kann, geblieben und haben darüber dann Entscheidungen getroffen.
Ganz bewusst haben wir nicht alles ausgereizt, was man sich denken könnte,
weil man dann wirklich in einer schwierigen Situation wäre, wenn es mit der
Konjunktur einmal eine Zeit lang anders laufen sollte als jetzt. Trotzdem
ist es mir wichtig, an dieser Stelle zu sagen: Es sieht alles danach aus,
dass es, was die konjunkturelle Entwicklung der nächsten Jahre betrifft,
eher besser werden wird, als es bisher gewesen ist, und das ist ja auch
eine gute Botschaft.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie hatten eingangs ganz kurz auch den Handel
erwähnt. Im Koalitionspapier steht, dass Deutschland zwei zentrale Ziele
verfolge: Europa müsse international eigenständiger und handlungsfähiger
werden, gleichzeitig wolle Deutschland die Bindung an die USA festigen. Im
Lichte der Äußerungen von Donald Trump am vergangenen Wochenende, in denen
er gezielt auch über deutsche Autohersteller gesprochen hat, frage ich:
Verändert sich das Klima jetzt schon? Das klingt ja jetzt schon nach einem
etwas widersprüchlichen Ziel.

BK'in Merkel: Das Ziel bleibt ja unsererseits erhalten; daran hat sich ja
nichts geändert. Die Umstände sind vielleicht etwas komplizierter geworden,
und deshalb werden das Thema Handel und die Frage der fairen
Handelsbedingungen sicherlich beim kommenden Europäischen Rat eine Rolle
spielen, bei dem wir dann mit der Kommission darüber diskutieren werden.
Ich begrüße es sehr, dass die Europäische Kommission jetzt Gespräche führt.
Das werden wir auch von unserer Seite aus tun, wenn die neue Regierung im
Amt ist. Denn solche unterschiedlichen Auffassungen darüber, ob es gerechte
Situationen gibt oder nicht, müssen ja nach meiner Vorstellung
gesprächsweise gelöst werden, nicht, wenn es irgendwie zu vermeiden ist,
über einseitige Aktionen. Wenn aber diese einseitigen Aktionen nicht zu
vermeiden sind, dann müssen wir natürlich auch überlegen, wie wir in
reziproker Weise darauf antworten können. Aber ich setze jetzt erst einmal
noch auf Gespräche, und dazu wird es vielerlei Gelegenheit geben.

Zusatzfrage: Ich habe auch noch eine Frage an Herrn Seehofer und Herrn
Scholz. Herr Seehofer, Sie verstehen sich ja auch als einen Brückenbauer,
gerade zu Herrn Orbán. Es gibt da jetzt eine sehr tief greifende
Freundschaft. Hat Deutschland einen Orbán-Versteher als Innenminister?
Inwieweit wird sich denn die deutsche Innenpolitik gerade im Hinblick auf
Flüchtlinge eher in Richtung Ungarn öffnen? Wie viel Öffnung erwarten Sie
von der ungarischen Seite in Richtung der deutschen Politik, die ja auf
europäischer Ebene immer noch gerade diese Solidarität einfordert?

Herr Scholz, eine kurze Frage: Die Sozialdemokraten sind ja jetzt durch
diesen Regierungseintritt einem geradezu europäischen Trend des
Bedeutungsverlustes von sozialdemokratischen Parteien entgangen. Wie muss
sich denn der Regierungsstil in dieser GroKo ändern, damit Sie sagen, dass
Sie in dieser Vernunftsehe bleiben?

MP Seehofer: Wir haben in der Koalition eine wirklich erstklassige
Vereinbarung zur Migrationspolitik getroffen, sehr klar und alle Felder
umfassend, von den Fluchtursachen bis zur Integration bis hin zur
Begrenzung. Deshalb werde ich mich sehr stark auch in der Umsetzung auf
diesen Koalitionsvertrag berufen und auch darauf setzen.

Wenn ich von Tempo sprach, dann ist das Tempo deshalb möglich, weil wir
klare Vereinbarungen haben. Allerdings muss man immer hinzufügen: Dieses
Thema der Sicherheitspolitik ist nur in einer Verantwortungsgemeinschaft
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Bundesländern zu erreichen.

Zweitens: Ich habe mich in meiner ganzen politischen Laufbahn immer um
vernünftige bilaterale Beziehungen zu den Staaten auf dieser Erde bemüht.
Das gilt als bayerischer Ministerpräsident ganz besonders für Beziehungen
zu den Staaten in Mittel- und Osteuropa. Wir haben nach 40 Jahren die
Spannungen zwischen Tschechien und Bayern beendet; mehr als 40 Jahre lang
war kein Ministerpräsident in Bayern oder umgekehrt in Prag. Darauf bin ich
sehr stolz. Dabei haben uns auch die Sudetendeutschen sehr geholfen. So
habe ich mich mit Bulgarien, mit Rumänien, mit Polen, mit Ungarn, mit
Österreich und mit allen Staaten um eine vernünftige bilaterale Beziehung
gekümmert, und das wird auch künftig der Fall sein. Aber das ist jetzt
keine Nebenaußenpolitik durch den Bundesinnenminister.

BGM Scholz: Man könnte es etwas flapsig beantworten: Lesen Sie mein Buch!
Es heißt "Hoffnungsland". Falls es Ihnen zu lang ist, beschränken Sie sich
auf das letzte Kapitel. Darin stehen alle Antworten auf Ihre Frage.

Aber ernsthaft: Ihre Frage zeigt, dass es eine strukturelle Herausforderung
gibt. Deshalb ist es gar kein Zufall, dass ich in der Bundespressekonferenz
und bei vielen anderen Gelegenheiten immer wieder darauf hingewiesen habe:
Da ist wirklich etwas los in der Welt! Wenn wir uns die Wahl von Herrn
Trump in den USA anschauen, wenn wir uns die Brexit-Entscheidung anschauen,
wenn wir uns die Erfolge rechtspopulistischer Parteien in verschiedenen
Ländern Europas anschauen, wenn wir sehen, was zum Beispiel mit den
klassischen sozialdemokratischen Parteien geschieht, dann sehen wir, dass
es offenbar die Notwendigkeit für etwas anderes und für neuen Antworten auf
die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gibt.

Ich hoffe, dass ich das noch einmal sagen darf: Die SPD ist eine Partei,
die mit der Industrialisierung entstanden ist. Was wir jetzt haben, ist,
wie es ein Bestseller genannt hat, das "second machine age", also eine
Zeit, in der durch die Digitalisierung und durch den technischen Wandel
viele Fragen anders werden, als sie bisher sind. Es ist, verdammt noch
einmal, unsere Pflicht, dass nicht nur zu beschreiben und bedeutungsvoll zu
schauen, sondern es ist unsere Pflicht, dass wir eine Antwort darauf haben.
Ich habe dafür sehr konkrete Vorstellungen. Die werden unsere
Regierungsarbeit hier beeinflussen, weil wir da etwas erreichen wollen, und
sie werden - das ist die Aufgabe von Frau Nahles und der
Sozialdemokratischen Partei - darüber hinaus bedeuten, dass wir diese
Antworten auch politisch weit über die nächsten vier Jahre hinaus mit
entwickeln. Ich glaube schon, dass die deutsche sozialdemokratische Partei -
 vielleicht als die Erfinderin der Idee von Sozialdemokratie in Europa -
dabei auch die Aufgabe übernehmen muss, diese Antworten mit zu entwickeln -
für sich, aber natürlich auch als etwas, das dann, wenn diese Analyse
stimmt, auch woanders gilt. Ich halte das schon für eine große
Herausforderung, und die politischen Führerrinnen und Führer der SPD in
Deutschland dürfen sich dieser Aufgabe nicht verweigern. Wir werden das
tun.

BK'in Merkel: Ich will vielleicht nur sagen, dass das ja für alle Parteien
gilt, insbesondere für die, die auch den Anspruch haben, Volksparteien zu
sein. Wir leben in einem Wandel, der die Welt wahrscheinlich in etwa so
verändern wird wie der Wandel von der Agrargesellschaft zur
Industriegesellschaft. Das ist ja, wenn man mitten in diesem
Wandlungsprozess steckt, nicht ganz einfach. Herr Scholz hat ja am Anfang
darauf hingewiesen, dass wir an Problemen arbeiten, deren Auswirkungen wir
noch nicht vollkommen kennen. Jetzt müssen wir sozusagen Projektionen in
die Zukunft vornehmen: Was bedeutet das? Was bedeutet das für die Art der
Bildung?

Wir alle, die wir hier im Raum sitzen, erleben doch aus unserer
Perspektive, was das für die Medien bedeutet. Plötzlich ist jeder Bürger
auch potenziell ein Medienschaffender. Er kann ein Blog schreiben, er kann
sich einbringen, er ist Partizipant in den sozialen Netzwerken. Das
revolutioniert doch unsere Art der Kommunikation, aber auch der
Datenerfassung, der Faktenerfassung und der Einordnung dieser Fakten
vollkommen. In Bezug darauf, was diese Revolution einmal im Hinblick auf
die Frage bedeuten wird, wem ich glaube, wo Nachrichten falsch sind und wie
die Kontexte sind, bildet sich doch auch in der medialen Landschaft zurzeit
eine völlig neue Welt heraus. Es gibt Leute, die etwas überprüfen, die
plötzlich über andere schreiben. Wenn Sie das mit dem Zustand von vor 15
Jahren vergleichen, dann ist das doch eine ganz neue Welt.

So ist es auch bei uns. So werden auch Parteimitgliedschaften ganz neu
wahrgenommen. Warum binde ich mich? Binde ich mich noch ein ganzes Leben
lang, wenn die Welt so im Wandel ist, an eine einzige Partei? - Wir würden,
glaube ich, die Lösungen nicht gut finden, wenn wir so täten, als würde
sich so gut wie nichts ändern und wir könnten einfach einmal so
weitermachen, sondern wir müssen viele Dinge - bis hin zu unseren
Steuersystemen und wahrscheinlich bis hin zu unseren sozialen
Sicherungssystemen, weil sich die Arbeitswelt massiv ändert - vollkommen
neu denken.

Wenn wir gut arbeiten, dann werden wir dafür in den nächsten vier Jahren
einige neue Lösungen finden. Aber zu Ende werden wir mit der Arbeit
wahrscheinlich nach diesen Jahren nicht gekommen sein, weil sich die
Technologie parallel weiterentwickelt.

Frage: Frau Merkel, mein Thema sind die Beziehungen mit der Türkei. Es gab
große Spannungen zwischen Deutschland und der Türkei, zwischen Europa und
der Türkei. In den letzten Tagen gibt es sehr große Spannungen zwischen
Griechenland und der Türkei, was Zypern und das östliche Mittelmeer angeht.
Die Türkei hat vor zehn Tagen zwei griechische Soldaten verhaftet. Diese
Soldaten schützen auch die europäische Grenze. Was sagen Sie dazu? Haben
Sie über dieses Thema mit Tsipras gesprochen? Was sagen Sie ganz generell?
Wie sind die Beziehungen zur Türkei im Moment? Was planen Sie für die
Zukunft?

BK'in Merkel: Wir haben uns ja auch im Koalitionsvertrag sehr intensiv mit
den Beziehungen zur Türkei beschäftigt, weil die Türkei ein Nachbar der
Europäischen Union ist und weil die Türkei Beitrittsverhandlungen führt,
aber weil sich aus unserer Sicht auch Verschlechterungen der
Menschenrechtssituation in der Türkei ergeben haben. Wir haben darüber
immer wieder mit den türkischen Verantwortlichen gesprochen und werden das
auch als neue Bundesregierung tun. Deshalb sehen wir zurzeit auch keine
Grundlage, um zum Beispiel die Zollunion zu vertiefen.

Demnächst, während der bulgarischen Präsidentschaft, wird es ein Treffen
zwischen den Institutionen Europas, also dem Kommissionspräsidenten und dem
Ratspräsidenten, und dem türkischen Präsidenten geben. Ich begrüße sehr,
dass sich Bulgarien sehr für den Abbau von Spannungen und auch für gute
Beziehungen zu den Ländern des westlichen Balkans, in denen die Türkei auch
eine große Rolle spielt, einsetzt. Hier gilt das, was immer gilt: Wir
müssen Gespräche suchen. Wir dürfen mit Meinungsunterschieden nicht hinter
dem Berg halten, aber die Gesprächsfähigkeit muss weiter da sein, weil wir
auch voneinander abhängen.

Die Türkei hat Großartiges im Zusammenhang mit den vielen
Bürgerkriegsflüchtlingen aus Syrien geleistet. Sie hat drei Millionen
Flüchtlinge aufgenommen. Auf der anderen Seite wollen wir auch unser
Abkommen mit der Türkei einhalten. Das betrifft auch die zweite Tranche,
was die drei Milliarden Euro zur Unterstützung der Arbeit mit den
Flüchtlingen anbelangt. Trotzdem haben wir in verschiedenen Fragen auch
unterschiedliche Meinungen. Das alles kann nur immer wieder durch Gespräch,
manchmal auch kontroverses Gespräch, vorangebracht werden.

Gerade in den Fällen, die Sie genannt haben, werden ja Gespräche geführt.
Der türkische Präsident war in Griechenland. Das war lange Zeit nicht der
Fall. Ich bin sehr froh, dass Alexis Tsipras sehr viele Kontakte mit der
Türkei hat, auch wenn sie spannungsgeladen sind. Aber wir haben
Riesenprobleme auch mit Blick auf Zypern. Ich arbeite seit Jahren daran,
dass wir endlich eine Lösung für das Zypernproblem finden. Wir haben sie
bis heute nicht. Dabei spielt die Türkei natürlich auch eine sehr große
Rolle.

Frage: Ich möchte zur inneren Sicherheit fragen. Daher richtet sich meine
Frage an meinen Landsmann, an Herrn Seehofer. Die Zahl der Angriffe auf
Flüchtlingsheime und Moscheen ist in Deutschland erschreckend gestiegen.
Welchen Masterplan haben Sie, um diese Angriffe einzudämmen?

MP Seehofer: Mit mir gilt - das haben Sie am Wochenende gehört - in jeder
Richtung null Toleranz gegenüber Straftaten und Gewalt, ganz gleich ob
diese Gewalt gegen Flüchtlingsheime stattfindet, was absolut zu verurteilen
ist, oder ob es sich um den Wohnungseinbruch handelt. Das ist mein
Grundprinzip. Das ist schwer genug. Wir können nicht alle Straftaten
verhindern. Wir haben dieses Versprechen als Staat auch nie abgegeben. Aber
wir müssen der Bevölkerung immer sagen können: Das Menschenmögliche zum
Schutz der Bürger, die bei uns im Lande leben, ist getan.

Wir haben viele Verbesserungen vereinbart, was nicht heißt, dass das, was
heute ist, schlecht ist, sondern man macht Zusätzliches, um das, was gut
ist, auch gut zu halten, um das auch einmal deutlich zu sagen. Die
Ausbildung und Einstellung von 7500 Bundespolizisten ist eine der
Maßnahmen, die wichtig sind, weil nach meiner persönlichen Erfahrung die
Präsenz der Polizei, gerade wenn es um Flüchtlingsheime geht, genauso
wichtig ist wie wirksame Paragrafen. Beides brauchen wir.

Nehmen Sie also bitte mit: Auch da gilt null Toleranz. Wo immer wir etwas
verbessern können - auch hier wieder in Zusammenarbeit mit den
Bundesländern -, werden wir das hier in Deutschland tun, ohne Ansehen der
Herkunft oder der Nationalität. Darauf können Sie sich verlassen.

Frage: Herr Seehofer, inwieweit kann das bayerische Heimatministerium
Blaupause für das Bundesministerium sein, gerade auch vor dem Hintergrund,
dass der große Fördertopf für ländliche Entwicklung im
Landwirtschaftsministerium verbleibt?

In Bayern ist das Heimatministerin zur Stärkung strukturschwacher Regionen
verlagert. Inwiefern planen Sie das auf Bundesebene, zum Beispiel durch
eine Verlagerung nach Ostdeutschland?

MP Seehofer: Zu Ihrer zweiten Frage: Bevor ich überhaupt begonnen habe,
kann ich Ihnen noch gar nichts sagen. Es ginge ja auch nicht ohne die
Bundesregierung insgesamt.

Zu Ihrer ersten Frage: Ich habe das Heimatministerium in Bayern gegründet.
Dieses Ministerium wird jedenfalls nach meiner Vorstellung hier in Berlin
genauso geführt, wie es in Bayern geführt wurde. Man hat in Bayern aus
keinem einzigen Ministerium eine Kompetenz abgezogen. Markus Söder hat
jetzt also nicht Kompetenzen des Wirtschaftsministers oder des
Innenministers bekommen. Es war vielmehr seine Aufgabe, konzeptionell
Vorstellungen dafür zu entwickeln.

Ich habe jetzt irgendwo, ich hätte ein Weisungsrecht beansprucht. Dazu sage
ich: Nein, das muss immer im Kabinett behandelt werden, damit auch alle
Kabinettsmitglieder hinter einer Strategie, hinter einem Konzept stehen. Es
bleibt in der Eigenverantwortung jedes Fachministers, jeder Fachministerin,
innerhalb des Gesamtkonzepts sozusagen diese Strategie zu realisieren.
Etwas anderes ist schlechterdings unmöglich. Es ist eine
Kooperationsaufgabe und eine konzeptionelle Aufgabe, und das ist das
gleiche Strickmuster wie in Bayern.

Es gibt im bayerischen Finanzministerium eine Kompetenz, die indirekt
diesem Ziel dient, nämlich in Bezug auf die Infrastruktur für das schnelle
Internet, also die Förderung für die Gemeinden, die dafür sorgen soll, dass
überall in Bayern schnelles Internet entsteht. Das haben wir mehr aus
finanztechnischen Gründen im Finanzministerium angesiedelt. Es hat
natürlich Auswirkungen, wenn überall im Lande das schnelle Internet zur
Verfügung steht, aber die Infrastruktur ist gut im Verkehrsministerium
aufgehoben.

Insofern will ich heute gerne noch einmal die Gelegenheit wahrnehmen, zu
sagen: Es war nie die Absicht - auch in keinem Gespräch zwischen der
Kanzlerin und mir -, aus irgendeinem Ministerium etwas an Kompetenz
abzuziehen. Dann müsste ich ja sagen: Warum nicht Wissenschaft und Bildung?
Denn das ist für die Struktur vor Ort ungeheuer wichtig. Wir haben die
Erfahrung gemacht: Wenn Man in Bildung und Wissenschaft vor Ort
Einrichtungen schafft, hat dies große strukturelle, positive Auswirkungen
in Bezug auf die Wirtschaft.

Das war also nie die Absicht, aber die Behauptung, dass das doch meine
Absicht war, wird jetzt wahrscheinlich einige Monate lang nicht auszutreten
sein. Es bleibt also bei den Zuständigkeiten der Fachminister. Ich habe
eine Konzeption zu entwickeln - auch vor dem Hintergrund der demografischen
Entwicklung in unserem Lande, denn diese führt ja auch oft zu einer
Auszehrung des flachen Landes. Wenn diese Konzeption entwickelt ist, werde
ich dem Kabinett einen Vorschlag machen, und dann wird diese Politik in der
Abteilung Heimat koordiniert. Deshalb wird diese Abteilung eine ganze Reihe
von Spiegelreferaten bekommen, und auf Deinen Vorschlag hin, Angela, auch
eine Geschäftsstelle, die das alles dann koordiniert. Das soll und wird
dann im Ergebnis zunehmend zu gleichwertigen Lebensverhältnissen in
Deutschland und auch zu einem stärkeren gesellschaftlichen Zusammenhalt
führen. Denn unser Ziel ist ja, diese Geborgenheit, den Halt, den die
Menschen suchen, durch diese Heimatstrategie zu gewährleisten.

Frage: Ich hätte an Sie drei zwei Fragen zu Ihrer Zusammenarbeit.

Im Koalitionsvertrag heißt es bereits in der Präambel, dass Sie in der
Debatte die Unterschiede sichtbar werden lassen wollen. Heißt das, Sie und
Ihre Parteien wollen sich demnächst auf offener Bühne streiten?

Zweite Frage: Gehen Sie nach jetzigem Stand also sicher davon aus, dass
diese Koalition tatsächlich bis zur nächsten offiziell vorgesehenen Wahl
halten wird?

BK'in Merkel: Ich gehe davon aus.

Was die Frage der Definition anbelangt, was Streit ist, habe ich eine sehr
eigene Auffassung. Wir haben zum Beispiel in den Koalitionsverhandlungen
sehr gut gemerkt, dass SPD, CDU und auch CSU durchaus unterschiedliche
Parteien sind. Wer einmal dabeisitzt, der würde keine Sorge mehr haben,
dass die Unterschiede zwischen den Parteien verschwimmen; vielmehr gibt es
da sehr unterschiedliche Vorstellungen. Aber die Fähigkeit in einer
Demokratie, trotzdem handeln zu können, besteht doch darin, aus den
unterschiedlichen Positionen Kompromisse zu schmieden. Nur wenn man den
Kompromiss als solchen auch achtet, weil er das Ergebnis sehr vieler
Anstrengungen ist, wird man in der Lage sein, gleichermaßen zu sagen: Das
waren die Ausgangspositionen. Die waren unterschiedlich, aber das ist das
Ergebnis, und das lässt uns wieder handeln. Es geht darum, vielleicht
sichtbarer zu machen, wo ich herkomme und wo ich hingegangen bin, ohne dass
dieser Weg immer als Streit betrachtet wird und damit negativ konnotiert
ist. Eine gute Debattenkultur ist also eigentlich das, was mir vorschwebt.
Damit werden dann Wege sichtbar, wie ein Resultat entsteht. Dabei müssen
wir auch einmal aushalten, dass das manch einer "Streit" nennt. Das gehört
aber zur Sache dazu, ohne dass wir alle morgens früh aufstehen und zu einem
Thema wie zum Beispiel die Steuerreform sofort alle die gleiche Meinung
haben. Das ist schier unmöglich. Das passiert noch nicht einmal in meiner
Partei, bei den anderen wahrscheinlich noch weniger. Aber unter den
Parteien wird es gar nicht passieren.

BGM Scholz: Auch ich bin fest davon überzeugt, dass die Koalition die volle
Legislaturperiode halten wird. Das ist gut verhandelt - etwas sorgfältig,
muss man dazu sagen. Es ist sogar einmal ein Vorlauf mit anderen
Koalitionspartnern gemacht worden. Insofern ist das, glaube ich, schon fest
gestrickt.

Zweitens. Es wird eine konstruktive Zusammenarbeit sein müssen. Das steht
den Bürgerinnen und Bürgern zu, und das haben wir als die Regierenden auch
so zu leisten.

Drittens bin ich allerdings fest davon überzeugt, dass wir einen Beitrag
dazu leisten müssen, dass Politik nicht so daherkommt, wie sie immer
beschrieben wird: als ob sich eigentlich alle einig sind, und dann wird ab
und zu einmal so getan, als sei man unterschiedlicher Meinung. Das stimmt
ja nicht. Ich will für mich noch einmal wiederholen, was ich während der
Koalitionsverhandlungen hinterher immer gesagt habe: Ich wusste jeden Abend
genau, warum ich mit 17 in die SPD eingetreten bin. Nie wurde mir das so
klar wie während der Koalitionsverhandlungen. Es gibt reale Unterschiede.
Dass am Ende Verhandlungserfolge als gemeinsame Ergebnisse aufgezählt
werden, ist schon in Ordnung. Trotzdem weiß man ja, wofür man sich
eingesetzt hat und was dabei herausgekommen ist. Ich bin allerdings fest
davon überzeugt, dass die demokratische Politik es schaffen muss, das, was
sie bewegt, was ihre Motive, was ihre Zielperspektiven sind, zu
formulieren.

Es wäre, glaube ich, ganz gut, wenn auch unter Ihnen, wenn ich das so sagen
darf, nicht jeder vom anderen abschriebe, dass die Parteien sich immer
ähnlicher werden. Das ist eigentlich ein antidemokratischer Diskurs, der
nicht stimmt, der bestenfalls mit einer romantischen Illusion über die Idee
zu tun hat, dass das 19. Jahrhundert die Themen des 21. bestimmen würde und
wenn wir uns nicht um die gleichen Fragen wie 1890 streiten, dann sind wir
alle gleich. Das ist aber Quatsch. Man leistet mit diesem Argument auch ein
bisschen dem Vorschub, was man dann als Skepsis gegenüber der Politik
beschreibt. Eigentlich müssten wir doch akzeptieren, dass es eine
großartige Sache ist, dass wir Parteien haben. Zum Beispiel diejenigen, die
hier miteinander die Koalition eingehen, links der Mitte, rechts der Mitte,
die sehr wohl kompromissfähig sind, was man sein muss, die sehr wohl zu
Konsensen fähig sind, zum gemeinsamen Regieren - jetzt das vierte Mal in
einer Großen Koalition in Deutschland -, die aber gleichwohl
unterschiedlich sind.

Ich will Ihnen gegenüber gar nicht verhehlen, dass ich jedes Mal, wenn ich
das in einer Zeitung lese oder in einer Fernsehsendung höre und sehe,
unglaubliche emotionale Probleme damit habe, weil ich glaube, dass es in
Wahrheit einem antidemokratischen Bild entspricht, so etwas zu sagen. Es
würde schon viel helfen, wenn man akzeptierte, dass man zusammenarbeiten
kann, obwohl man unterschiedlich ist, und wenn man diese Unterschiede, die
natürlich kleiner als früher sind, die anders sind und um andere Frage
gehen, auch versteht.

Ansonsten würde auch noch helfen, wenn das Kompromisseschließen nicht nur
als gute Sache begriffen wird, sondern man dann auch weiß: Das heißt, dass
einer oder eine mal "Das ist meine Perspektive" gesagt hat und, wenn man
mit 60 Prozent von 100 herauskommt, nicht irgendwer auf die Idee kommt, das
sei ein Misserfolg. 60 Prozent von 100 sind ganz schön viel.

Der letzte Rat an uns alle ist: John Wayne ist kein Vorbild für die
Politik. Wir müssen uns schon irgendwie miteinander arrangieren.

MP Seehofer: Die Koalition ist eindeutig auf vier Jahre angelegt.

Zweitens. Die Debatte gehört für mich dazu, auch innerhalb eines Kabinetts
und innerhalb einer Koalition. Nicht jede Debatte ist ein Streit, auch wenn
er so empfunden wird.

Drittens darf ich einmal zu den letzten Wochen sagen: Zwischen SPD und
CDU/CSU waren das, so wie ich es jedenfalls empfunden habe, wirklich
Debatten um richtige Lösungen. Das war nicht von persönlichen
Herabsetzungen getragen, sondern von der Suche nach der richtigen Lösung,
vom gegenseitigen Respekt und vom Interessenausgleich. Es hat mir sehr
gefallen, auch jetzt bei den schwierigen Dingen wie Ressortverteilungen und
Ähnlichem, dass man immer Verständnis für die jeweiligen Argumente hatte
und sich ehrlich bemüht hat, diese unterschiedlichen Interessen
auszugleichen. Das war angenehm. Das war manchmal sehr schwierig. Warum
sollte man das bestreiten? Aber das gehört auch dazu, weil die Themen oft
schwierig sind und sich die Interessen oft hart im Raum stoßen. Aber es ist
immer mit einem ganz hohen Maß an menschlichem Verständnis gelöst worden.
Das hat mir ausgesprochen gut gefallen.

Frage: Zwei Fragen an Frau Merkel. Frau Bundeskanzlerin, es ist ja bekannt,
dass Sie nicht so gerne über Gefühle sprechen. Vielleicht können Sie uns
doch noch sagen, wie es Ihnen jetzt damit geht, dass Sie es doch noch ohne
Neuwahlen geschafft haben, eine Regierung zu zimmern.

Die zweite Frage: Wollen Sie an Ihrem Führungsstil etwas ändern? Denn Ihre
bisherige Methode, sehr lange zuzuschauen und dann irgendwann moderierend
einzugreifen, hat ja bei den Sondierungsverhandlungen für Jamaika erkennbar
nicht geklappt.

BK'in Merkel: Ich freue mich vor allen Dingen für die Menschen in
Deutschland, dass wir aus dem, was sie uns mit der Wahl aufgegeben haben,
auch das gemacht haben, was sie, glaube ich, mit der Abgabe Ihrer Stimme
erwartet haben, nämlich dass daraus eine Regierung gebildet wird. Das ist
jetzt gelungen.

Zweitens. Allein die Worte "moderierend eingreifen" bieten ein gewisses
Spannungsverhältnis. Ich glaube, es ist richtig, dass, wenn zum Beispiel
Konflikte zwischen Ressorts geklärt werden müssen, die Ressorts erst einmal
eine Weile ihre eigene Position miteinander austauschen und dass meine
Aufgabe dann darin besteht - wir haben über Kompromisse gesprochen -,
wieder einen fairen Kompromiss zu finden. Eingreifen heißt, sich dann darum
zu bemühen. Dass aber dann jeder zu Gehör kommt und jeder auch seine
Sichtweise darstellen kann, das ist doch ganz selbstverständlich.

Ansonsten hatte ich in meinem bisherigen politischen Wirken, auch als
Bundeskanzlerin, hinreichend viele Momente, in denen ich ziemlich schnell
entscheiden musste. Meistens wird dann auch das beklagt, dass das nicht
richtig war.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Scholz. Frau Schwesig hat sich am
Wochenende geäußert - das war ein neuer Ton in der Führungsriege -, und
zwar in Sachen Flüchtlingspolitik. Die SPD hat einen etwas unklaren Kurs,
wenn man die Basis in Ostdeutschland sieht, wenn man Herrn Stegner sieht.
Das sind doch schon sehr entgegengesetzte Meinungen. Es ist klar, dass mit
Blick auf die bayerische Landtagswahl in dem Bereich sehr schnell
gesetzmäßig etwas kommen wird. Wird die SPD dort ihre Position in der
Führung Richtung härterer Kurs etwas korrigieren?

BGM Scholz: Unser Kurs ist pragmatisch-humanitär.

Zusatzfrage: Mehr haben Sie dazu nicht zu sagen? Ist das nur eine
Meinungsäußerung von Frau Schwesig gewesen?

BGM Scholz: Sie unterschätzen, wie weit wir uns in diesem Kurs, den ich
eben beschrieben habe, einig sind. Das hat unser Verhalten in den letzten
Jahren bestimmt. Viele von uns haben als Ministerpräsidentin und
Ministerpräsident ganz pragmatische Arbeit, haben Integrationsaufgaben
gelöst und gleichzeitig auch die Anforderung, die Recht und Gesetz
vorgeben, mit erfüllt, und zwar aus tiefer innerer Überzeugung. Insofern
sehe ich gar nicht, was Ihre Frage unterstellt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Herr Scholz, Sie haben schon einmal den
Fahrplan für Ihr Regierungshandeln der nächsten Jahre skizziert. Ich würde
trotzdem noch einmal für diejenigen fragen, die heute Abend quasi als
Wähler und Zuschauer die Zusammenfassung des heutigen Tages und die
Zusammenfassung Ihres Regierungshandelns und der Prioritäten sehen: Was
muss Ihrer Meinung nach als Allererstes angegangen werden?

BK'in Merkel: Ich glaube, jeder Minister wird eine erste Aufgabe haben. Was
den Finanzminister angeht, wartet neben den europäischen Aufgaben
eigentlich alles auf einen neuen Haushalt für dieses Jahr. Darüber haben
wir auch schon gesprochen. Denn so lange kein neuer Haushalt vorliegt,
können bestimmte Projekte, die wir uns vorgenommen haben, gar nicht
begonnen werden.

Horst Seehofer hat zum Beispiel gesagt, was für ihn ganz wichtig ist, denn
gerade die Fragen der Ordnung und der Steuerung der Zuwanderung, die Fragen
der Umsetzung von dem, was wir schon als Recht und Gesetz haben, sind sehr,
sehr wichtig.

Jedes Ministerium hat seine eigenen Prioritäten. Diese dann zu einem
Gesamtbild zusammenwachsen zu lassen, wird sehr schnell geschehen. Ich habe
ja darüber gesprochen, dass wir in absehbarer Zeit eine Klausurtagung
abhalten werden. Dort wird jeder Minister dann sein erstes Projekt
beziehungsweise seine ersten Projekte vorstellen. Ich muss sagen:
Eigentlich drängt fast alles, was wir uns vorgenommen haben - vom
Wohnungsbau bis zur Weiterbildung und der Umsetzung unserer
Haushaltsaktivitäten und der Europaaktivitäten. Wir haben jetzt fast ein
halbes Jahr eine Regierung gebildet. Da ist viel Arbeit aufgelaufen. Ich
bin nicht bereit, jetzt die Projekte der Koalition zu wichten. Das
Parlament wird eine Menge zu tun bekommen.

Montag, 12. März 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz zur Vorstellung des Koalitionsvertrages, 12. März 2018
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BAYERN/4885: Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss vernimmt die politisch verantwortlichen Minister (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 13. März 2018

Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss vernimmt die politisch verantwortlichen Minister Scharf und Huber

SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn und Inge Aures werden sie mit Falschaussagen und Versagen konfrontieren



Im Untersuchungsausschuss zum Bayern-Ei-Skandal steht am Mittwoch (ab 13.30 Uhr) mit den Vernehmungen der beiden verantwortlichen Minister Ulrike Scharf und Marcel Huber ein Höhepunkt an. Der SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn kündigt an, die beiden CSU-Politiker nicht mit billigen Ausflüchten davon kommen zu lassen:

"Das Ergebnis der Salmonellen-Infektionen aus Niederbayern ist ja leider klar: Hunderte Erkrankte in ganz Europa und mindestens ein Todesfall. Zuständig für den Schutz der Verbraucher wären die beiden Minister gewesen, auch das ist unstrittig. Insofern ist das politische Versagen offensichtlich. Sie hatten und haben ihren Laden nicht im Griff. Doch statt dazu zu stehen, behaupten die Minister, keine Fehler gemacht zu haben und versuchen sich im Tricksen und Täuschen."

Die SPD-Abgeordnete und Vizepräsidentin des Landtags, Inge Aures erinnert: "Sie haben mehrfach die Unwahrheit gesagt über angebliche Rückrufe von verseuchten Eiern. Aus ihren Behörden heraus gab es sogar Versuche, die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft zu beeinflussen. Und die Untersuchungen von verdächtigen Proben dauerten zum Teil sieben Wochen - da waren die Eier längst verzehrt." Von Brunn betont: "Wie man da noch, wie Frau Scharf, behaupten kann, dass es keine Gefahr für die Bevölkerung gegeben habe, ist wohl jedem unverständlich."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion
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HAMBURG/4308: Massiv mehr Arbeitszeit-Verstöße - Was ist in Hamburgs Betrieben los? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. März 2018

Massiv mehr Arbeitszeit-Verstöße: Was ist in Hamburgs Betrieben los?



Die festgestellten Verstöße gegen das Arbeitszeitgesetz haben 2017 in Hamburg um fast 150 Prozent zugenommen. 262 Verstöße wurden offiziell beanstandet, 21-mal wurden Verwarnungen oder Bußgelder verhängt. Zugleich hat Hamburg seit 2010 die Zahl der Kontrolleur_innen massiv von 68 auf 49 abgebaut, seit drei Jahren geht auch die Zahl der Arbeitsschutz-Kontrollen zurück. Das ergibt die Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linksfraktion im Bundestag (BT-Drs. 19/420). "Es ist davon auszugehen, dass das nur der sichtbare Gipfel des Problems ist - umso dramatischer ist der Personalabbau im Arbeitsschutz", erklärt dazu Deniz Celik, gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Das Arbeitszeitgesetz ist ein wichtiges und zentrales Schutzgesetz. Der Senat hat die Pflicht, es umzusetzen und alle dazu nötigen Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Stichprobenartige wie auch anlassbezogene Kontrollen sind zwingend notwendig. Daher ist es unverantwortlich, dass die Stellen in der Behörde abgebaut wurden."

Die für den Arbeitsschutz zuständige Senatorin Prüfer-Storcks sollte ihr Augenmerk angesichts dieser Entwicklung auf das Arbeitsschutzamt richten, fordert Celik: "Sie muss den Beschäftigten dort alle Möglichkeiten geben, ihrer Arbeit nachzukommen. Ein Stellenaufbau ist meiner Meinung nach dringend erforderlich und unausweichlich."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. März 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3115: Bundesmittel für sozialen Wohnraum sachgerecht im Haushalt verankert (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 13. März 2018

Bundesmittel für sozialen Wohnraum sachgerecht im Haushalt verankert



Nachdem der Bundestagsabgeordneten Rehberg behauptete, dass 52 Mio. Euro Bundesmittel nicht ausgegeben und auch nicht im Haushalt des Landes zu finden seien, erklärt der finanzpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Tilo Gundlack:

"Ich möchte klar stellen, dass der Landtag mit dem Doppelhaushalt 2018/2019 die bisher nicht ausgegebenen Mittel veranschlagt hat. Die zweckgebundenen Bundesmittel sind also nicht weg. Ich hätte von einem Haushälter erwartet, dass er einen Haushalt auch lesen kann. Dass die Bundesmittel nicht ausgegeben wurden lag schlicht daran, dass die Planungsleistungen noch nicht fortgeschritten waren, um tatsächlich zu bauen. Im Moment haben wir in M-V das "Luxusproblem", dass die Investitionen aus Kapazitätsmangel an Planungs- und Bauleistungen nicht abgerufen werden. Daher hat der Landtag im laufenden Haushalt die nicht verausgaben Mittel weiter verplant und einen Korridor bis 2021 eingeräumt, damit alle Mittel zweckentsprechend eingesetzt werden können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





NORDRHEIN-WESTFALEN/2319: Das Diesel-Urteil und die Folgen (Li)


Landtag intern 2/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Das Diesel-Urteil und die Folgen

Landtag debattiert über mögliche Fahrverbote in NRW-Städten

von Thomas Becker, Susanne Ellert und Michael Zabka



28. Februar 2018 - Drohen Diesel-Besitzern Fahrverbote in
nordrhein-westfälischen Städten? Mit dieser Frage befasste sich der
Landtag in einer Aktuellen Stunde. Nur einen Tag zuvor hatte das
Bundesverwaltungsgericht in Ausnahmefällen solche Fahrverbote zur
Verbesserung der Luft erlaubt.


Der Aktuellen Stunde lagen Anträge der AFD-Fraktion
(Drs. 17/2026) und der Grünen-Fraktion (Drs. 17/2027) zugrunde.

Dr. Christian Blex (AfD) kritisierte die Gerichtsentscheidung:
"Was wir gestern erleben durften, war Staatsversagen mit Ansage." Das
Urteil basiere auf einer "völlig unreflektierten Übernahme" von
Grenzwertempfehlungen der Weltgesundheitsorganisation für die
Feinstaubbelastung. Der Grenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter
(µg/³) für Stickstoffdioxide sei als "ökoradikales Planziel" vom
Gesetzgeber für gültig erklärt worden; diese Interpretation sei
allerdings "ganz bewusst falsch". Zudem seien Messcontainer - etwa in
Düsseldorf - direkt an Hauptverkehrsstraßen errichtet worden, um die
gewünschten Ergebnisse zu liefern.

Arndt Klocke (Grüne) wies darauf hin, dass die Bundesregierung
bislang keine notwendigen Maßnahmen ergriffen habe, um Fahrverbote zu
vermeiden. In "Kumpanei" mit der Autoindustrie sei in der
Vergangenheit "geschummelt und getrickst" worden, um Messwerte von
Dieselfahrzeugen zu manipulieren - mit eklatanten Folgen für die
Gesundheit. Es brauche deshalb ein "verbindliches Hardwareupdate" in
betroffenen Fahrzeugen. Die Kosten dafür müsse die Autoindustrie
tragen. "Und zwar zu 100 Prozent." Nötig sei außerdem die bundesweite
Einführung einer blauen Plakette, um schadstoffarme Fahrzeuge zu
kennzeichnen.

Das Bundesverwaltungsgericht habe eine abstrakte Rechtsfrage
beantwortet, aber nicht darüber geurteilt, ob Fahrverbote in den
betroffenen Kommunen einzuführen sind, sagte Klaus Voussem
(CDU). Die Entscheidung, ob diese verhältnismäßig seien, obliege den
Bezirksregierungen. "Ziel der NRW-Koalition ist und bleibt es daher,
Fahrverbote generell zu vermeiden. Auch der blauen Plakette erteilen
wir weiterhin eine Absage", erklärte Voussem. Fahrverbote würden einen
schweren wirtschaftlichen Schaden verursachen. Ziel sei es, die
Feinstaubbelastung weiter zu senken, dafür stünden eine ganze Reihe
anderer Maßnahmen zur Verfügung.



"Kommunen unterstützen"





Bisher habe die Landesregierung "sprachlos, untätig und
orientierungslos" reagiert, sagte Sven Wolf (SPD). Das Problem
könne nicht von den Kommunen allein gelöst werden. Es sei nun an der
Landesregierung, einen Maßnahmenkatalog zu erstellen. Nur so könnten
bei einem möglichen Fahrverbot ein Verkehrschaos verhindert und die
Ziele der Gesundheit und des Umweltschutzes erreicht werden. Es
brauche Instrumente, die Klarheit schafften. Die blaue Plakette könne
eines davon sein. "Dieselgate ist in den Städten angekommen", sagte
Wolf und forderte die Landesregierung auf, die Kommunen mit
Förderprogrammen zu unterstützen.

Aus Sicht der FDP-Fraktion seien Fahrverbote eine "unzumutbare
Einschränkung individueller Mobilität", sagte Bodo Middeldorf. Sie
vernichteten Vermögen und seien "auch wirtschafts- und
stadtentwicklungspolitisch der vollkommen falsche Weg". Die FDP werde
alles daran setzen, Fahrverbote für Dieselfahrzeuge zu vermeiden. Das
Bundesverwaltungsgericht habe Fahrverbote an den Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit geknüpft und damit ein "kluges, abgewogenes
Urteil" gefällt. Wichtig sei, die Automobilhersteller in die Pflicht
zu nehmen. Sie müssten ältere Dieselfahrzeuge auf eigene Kosten
nachrüsten.

Man habe sich "willkürlich" auf einen von vielen Grenzwerten
fokussiert, sagte Marcus Pretzell (fraktionslos). Er empfahl, die
Grenzwerte bei der Schadstoffbelastung zu verändern. Dies sei die
"einzige realistische Möglichkeit".


Fahrverbote seien nur dann zulässig, wenn sie sich als einzige
geeignete Maßnahme erweisen, die Grenzwerte einzuhalten, sagte
Umweltministerin Christina Schulze Föcking (CDU). Fahrverbote
seien damit eine "Ultima-Ratio-Option". Dies habe das Gericht deutlich
gemacht. Zudem seien Übergangsfristen und Ausnahmeregelungen
erforderlich. Die Landesregierung sei zuversichtlich, die Einhaltung
der Grenzwerte auch ohne Fahrverbote zu erreichen. Die Ministerin sah
auch die Autobranche in der Pflicht: Alle Möglichkeiten der
Nachrüstung müssten geprüft werden - "zeitnah und nicht auf Kosten der
Autofahrer und Steuerzahler".

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4744: Kultursommer 2018 legt richtige Schwerpunkte (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.03.2018

Industrie-Kultur, Genossenschaften und Karl Marx: Kultursommer 2018
legt richtige Schwerpunkte



Anlässlich der heutigen Vorstellung des Programms des Kultursommers
2018 erklärt die kulturpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion,
Giorgina Kazungu-Haß: "Der Kultursommer steht dieses Jahr unter dem
Motto "Industrie-Kultur". Damit wurde ein Motiv gewählt, das zum einen
die Dynamik unserer Zeit, den Wandel durch Digitalisierung und
künstliche Intelligenz, dokumentiert und zum anderen für die
Geschichte von Ideen und Schaffenskraft steht. Hierzu passen auch die
großen Ausstellungen zu Karl Marx in Trier und der 200. Geburtstag von
Friedrich Wilhelm Raiffeisen, dem Gründervater des
Genossenschaftswesens. Mit einem dreitätigen Kulturfest in Neuwied zu
Raiffeisen wird der Kultursommer starten. Dieses Jubiläum ist ein
guter Anlass, um die weiterhin sehr aktuelle Idee von Friedrich
Wilhelm Raiffeisen in die Welt zu tragen: In Zeiten von
Globalisierung, Digitalisierung und Individualisierung bleibt die
Genossenschaftsidee das Modell schlechthin, um gesellschaftliche
Herausforderungen solidarisch und gerecht anzugehen."

Kazungu-Haß sagt weiter: "Die über 200 Veranstaltungen im Rahmen des
Kultursommers finden in allen Teilen des Landes, in den Städten und
auf dem Land, statt. Der Kultursommer belegt, dass die Kultur-Szene in
Rheinland-Pfalz lebendig, kreativ, spannend, qualitativ hochwertig und
breitenwirksam ist."

Zum Hintergrund: Dieses Jahr findet der 27. Kultursommer in
Rheinland-Pfalz statt. Über 200 Kulturprojekte werden im Rahmen der
Veranstaltungsreihe zwischen Mai und Oktober stattfinden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. März 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4743: Weitere Aushöhlung der Tariflöhne bei der Post AG müssen gestoppt werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
12.03.2018

Weitere Aushöhlung der Tariflöhne bei der Post AG müssen gestoppt
werden



In der Zeitung "Die Welt" ist heute berichtet, dass die Deutsche Post
AG offenbar vorhat, durch einen Konzernumbau die Zusteller der
Tochterfirmen "Delivery" zu einem Betrieb mit den Zustellern des
Mutterkonzerns zusammenzuführen. Hierzu erklärt die
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Dr. Tanja
Machalet: "Die neuen Pläne der Post AG sind irritierend und
besorgniserregend. Offenbar plant die Post AG zum 1. Mai 2018 eine
bereits im Jahr 2015 begonnene Entwicklung fortzusetzen: Damals sind
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 49 Regionalgesellschaften
ausgelagert worden. Damit einher ging eine Aushöhlung solider
Beschäftigungsverhältnisse mit einer angemessenen Vergütung, stabile
Mitbestimmungsstrukturen und weitreichende Schutzrechte für die
Beschäftigten. Nun ist offenbar geplant, dass die 2015 ausgelagerten
Jobs der Post-Firma "Delivery" wieder umgegliedert werden. Dies soll
offensichtlich geschehen, um Druck auf die Lohnentwicklung im
Mutterkonzern aufzubauen."

Machalet sagt weiter: "Das Unternehmen muss einen neuen Weg
einschlagen. Es muss seiner gesellschaftspolitischen Verantwortung
gerecht werden und gemeinsam mit den Beschäftigten und
Arbeitnehmervertretern und Arbeitnehmervertreterinnen eine Lösung
finden, wie alle gemeinsam von dem wirtschaftlichen Erfolg des
Unternehmens profitieren können. Für uns als SPD-Fraktion ist klar:
Eine weitere Flucht aus tarifvertraglichen Vereinbarungen muss
verhindert werden."

 * 
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LATEINAMERIKA/1762: Costa Rica vor der Stichwahl am 1. April (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica vor der Stichwahl am 1. April

Von Markus Plate



(Mexiko-Stadt, 12. März 2018, npla) - Costa Rica könnte am
Ostersonntag einen erzkonservativen, evangelikalen Präsidenten
bekommen. Das Land, das sich Jahrzehnte lang rühmte, mit das politisch
liberalste Land auf dem Subkontinent zu sein. Doch so liberal ist
Costa Rica nicht: Laut Verfassung nicht laizistisch, sondern
katholisch. Abtreibungen sind komplett verboten. Innerfamiliäre Gewalt
gegen Kinder, zahllose Vergewaltigungen von Frauen, die - auch wegen
der Gerichte - meist ungestraft bleiben. Weit über 10.000
minderjährige Schwangere, längst nicht nur in der Provinz. Auch weil
gegen Sexualkundeunterricht seit Jahren Tausende Eltern entrüstet
Sturm gelaufen sind - und laufen. Das Recht auf künstliche Befruchtung
mussten sich kinderlose Eltern vor dem Interamerikanischen Gerichtshof
für Menschenrechte erkämpfen.

Fabricio Alvarado, der evangelikale Kandidat, will auch das wenige
Erreichte zurücknehmen. Dafür ist er sogar bereit, internationale
Institutionen wie den Menschenrechtshof zu verlassen. Der ist
pikanterweise in San José, Costa Rica. Internationaler Ansehensverlust
und wirtschaftliche Verwerfungen scheinen garantiert. Und das nur,
weil eben dieser Gerichtshof im Januar Costa Rica dazu aufforderte,
homosexuelle Partnerschaften den heterosexuellen gleichzustellen.
Homos verdienen den Tod, kreischen evangelikale Mütter vor
öffentlichen Schulen, und das meinen sie wohl fast wörtlich: Hunderte
schwule Jugendliche werden jedes Jahr von ihren Eltern auf die Straße
gesetzt und sogar aus Dörfern vertrieben, Frauen mit alternativem
Erscheinungsbild inzwischen in aller Öffentlichkeit von rechtgläubigen
Rentnerinnen beschimpft.


Sehnsucht nach den alten Zeiten

Ist das kleine Tropenparadies, das Jahr für Jahr Hunderttausende, auch
schwul-lesbische Touristen anlockt, denn wirklich so reaktionär? Zum
Teil: Ja! Aber das evangelikale Votum entspringt oft der Sehnsucht
nach dem alten, sicheren Costa Rica und dem Gefühl des Verlassenseins.
Viele fühlen sich durch Freihandel und Globalisierung an die Wand
gedrückt. Das ländliche Costa Rica sieht sich von der alles
dominierenden Hauptstadtregion abgehängt, ignoriert. Evangelikale
Gemeinden sind überall präsent und ihre Mitglieder fühlen sich dort
wahrgenommen, zugehörig und begleitet. Gerade weil die Evangelikalen
und ihr Kandidat mit Klauen und Zähnen die Familie verteidigt. Aber es
ist ein Familienbild aus dem 19. Jahrhundert. Elternfreizeit,
Verbesserung der immer mieseren Arbeitsbedingungen, staatlich
finanzierte Kindertagesstätten, bezahlbare und gute Schulen, alles das
ist in Fabricio Alvarados Wahlkampf kein Thema.

Natürlich gibt es Schwule, Lesben, Trans*personen, alleinerziehende
Mütter, nicht-prügelnde Männer, an anderen Ländern interessierte und
aufgeschlossene Menschen, liberale katholische wie evangelikale
Kirchenmitglieder. Aber sie laufen Gefahr, ihr Land, ihr Leben, so wie
sie es leben wollen, an einen radikalreligiösen und erzkonservativen
Eiferer zu verlieren. Ticos und Ticas werden sich, ihr Recht und ihr
Leben zu verteidigen wissen. Damit würde Costa Rica ein Ende des so
friedlichen Miteinanders drohen; auch so ein Image, dass Costa Rica so
gerne pflegt. Noch bleiben knapp zwei Wochen, Unentschlossene und
Fabricio-Sympathisant*innen von den Gefahren eines evangelikalen
Hardliners als Präsidenten zu überzeugen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/costa-rica-vor-der-stichwahl-am-1-april/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.
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BERUF/1864: Digitale Lehre macht niemand alleine (idw)


HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule
Hildesheim/Holzminden/Göttingen - 12.03.2018

Digitale Lehre macht niemand alleine

Tagung Digitale Lernszenarien zur Sicherung wohnortnaher dualer
Berufsausbildung an der HAWK in Holzminden



Mit rund 120 Teilnehmenden verwandelte sich die HAWK in Holzminden jetzt
zu einem Think Tank: Expertinnen und Experten aus der beruflichen Bildung,
Wirtschaft, Politik und den zuständigen Ministerien und Schulbehörden
haben zwei Tage daran gearbeitet, duale Berufsausbildung durch die
Integration digitaler Lernszenarien auch in Zukunft attraktiv zu
gestalten.

Ziel war, Einblicke in technische Optionen digitaler Lehre zu geben, für
die großen didaktischen Möglichkeiten, aber auch Anforderungen
verlässlicher und dauerhafter Etablierung digitaler Lernszenarien zu
sensibilisieren, die Erfahrungen unterschiedlicher Projekte aus den
Perspektiven aller Beteiligter vorzustellen, zur Diskussion einzuladen und
organisatorische Rahmenbedingungen und Voraussetzungen zu erläutern.
Ganz im Sinne der Verknüpfung von Theorie und Praxis startete die
Konferenz mit Workshops des praktischen Tuns: In den HAWK PC-Pools zeigten
Daniela Blanke und Dr. Christine Brunn, die Referentinnen des Instituts
für Lerndienstleistungen der FH Lübeck, was möglich ist, technisch und
didaktisch und alle konnten ausprobieren und den Transfer in die eigene
Alltagslehre erproben.

Gerrit Klinge, BBS Duderstadt, und Michael Schindewolf von der Georg von
Langen Schule in Holzminden hatten sogar Schülerinnen und Schüler
mitgebracht: Gemeinsam gaben sie Einblicke in ihren Alltag digitaler
Lernsequenzen in der Ausbildung des Groß- und Außenhandels.

Schüler/innen sind bereit für Digitalisierung

Prof. Dr. Alexandra Engel fasste die Erfahrungen aus dem laufenden
Kooperationsprojekt am Zukunftszentrum Holzminden-Höxter (ZZHH) zusammen:
Gerade aus Sicht ländlicher Räume ist die Sicherung flächendeckender
Angebote berufsbildender Schulen als Inkubatoren der Wirtschaft und
Innovationszentren im demografischen Wandel elementar. Schon heute können
die meisten Schülerinnen und Schüler die beruflichen Schulen nur mit dem
Auto erreichen. Die Schülerinnen und Schüler sind bereit und kompetent für
Digitalisierung: Sie wünschen sich jedoch ausdrücklich keine zeitliche
Flexibilisierung, sondern Lernen zu normalen Schulzeiten. Aber sie können
sich vorstellen, von zuhause aus zu lernen. Wie das Lernen im Betrieb
funktionieren kann, muss noch weiter erforscht werden. Digitales Lernen im
Präsenzunterricht fördert die Motivation durch eine stärkere Vielfalt der
Lernangebote. Das Lernen in der E-Learning Phase sehen die Schülerinnen
und Schüler als Training des Zeitmanagements und der Selbstverantwortung.
In der Onlinephase wird vor allem der soziale Lernprozess, das
gegenseitige Helfen, die Kommunikation in Foren als qualitätssteigernd
wahrgenommen.

Lehrerinnen und Lehrer haben hohe didaktische Anforderung: Sie möchten,
dass der Unterricht durch digitale Lernszenarien besser wird. Das stellt
hohe Anforderungen, die in der zur Verfügung stehenden Zeit alleine nicht
geleistet werden können.

Schüler/innen produzieren Lernmaterialien

Thomas Roth von den beruflichen Schulen Waren/Müritz setzt digitale
Lernszenarien ein, um die Handlungsorientierung in ihrer Lehre zu erhöhen,
aber auch um standort- und ausbildungsübergreifende Kommunikation zu
unterstützen - für Schülerinnen und Schüler wie auch für das Kollegium.
Sie nutzten digitale Lernszenarien in der Ausbildung zur Kaufmann/-frau im
Einzelhandel und anderen Berufen des Verkaufs. Schülerinnen und Schülern
werden unter anderem in der Gestaltung von Filmen und Podcasts zu
Produzenten von Lernmaterialien. Die Schule erarbeitet in diesem Kontext
einen eigenen Medienbildungsplan.

Zentraler IT-Service notwendig

Das BBZ Rendsburg-Eckernförde gehört zu den gut ausgestatteten Schulen mit
vielen Erfahrungen in digitaler Lehre. Die Forderung des Schulleiters
Jürgen Erwin, dass berufliche Schulen einen zentralen IT-Service
benötigen, wird nicht nur durch einschlägige Studien, sondern auch von den
anwesenden Expertinnen und Experten beruflicher Bildung uneingeschränkt
geteilt. Multiprofessionelle Teams müssen in der beruflichen Bildung
deutlich stärker Einzug halten können als bislang, in Arbeitsteilung und
in Unterstützung der Lehrerinnen und Lehrer. In Rendsburg-Eckernförde
lernen die Kaufleute für Marketingkommunikation digital, aber auch die
Fachoberschule Wirtschaft als Abendschule soll mit digitalen Lernszenarien
besser zugänglich sein. Denn auch hier verhindern sonst weite Anfahrtswege
Bildungsprozesse. Die Möglichkeit direkter und detaillierter Feedbacks
wird von den Lehrern Tore Indigner und Brüdger Knothe als Vorteil erlebt,
ebenso wie positive Rückmeldungen der Dualpartner. Perspektivisch möchte
die Schule digitale Lehre bei der Bewältigung von Inklusionsaufgaben und
Sprachförderung sowie im Projektunterricht stärker nutzen.

Am Ende des ersten Konferenztages wird deutlich, dass einzelne Schulen mit
Einzelmaßnahmen Digitalisierungsprozesse in der Lehre nur begrenzt
umsetzen können. Alle Akteure äußern den Wunsch nach Zusammenarbeit und
arbeitsteiliger Entwicklung digitaler Lernszenarien. Denn der Zeitaufwand
und die Rahmeninfrastruktur digitaler Lehre sind in einer einzelnen Schule
über Modellprojekte hinaus nicht dauerhaft leistbar.

Schulverbund zur Digitalisierung von Lernfeldern

Prof. Dr. Rolf Granow von der FH Lübeck gibt daher einen Überblick über
die Gründung des Verbunds virtueller Fachhochschulen und schlägt vor, ein
ähnliches Modell auch in der beruflichen Bildung zu etablieren: Schulen
schließen sich in einem Verbund zusammen und vereinbaren die Zuständigkeit
der Digitalisierung von Lernfeldern, die sie sich gegenseitig zur Nutzung
zur Verfügung stellen.

Auf dem Weg dahin sind jedoch etliche Sachfragen zu klären: Julia Herbst,
Referentin für Schulrecht im zuständigen Ministerium
Mecklenburg-Vorpommern, informiert über die rechtlichen Rahmenbedingungen
digitaler Lehre, Markus Deimann von der FH Lübeck über die didaktischen
Anforderungen, Madeline Sprock und Christian Höke von Madeye-Films zeigen
auf, wie mit Video der Betriebsalltag in den Schulalltag wandern kann.

Aus Perspektive der Schülerinnen und Schüler ist eine duale Ausbildung
nochmal attraktiver, wenn die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten im
Sinne lebenslangen Lernens klar sind: In diesem Sinne diskutiert eine
Arbeitsgruppe unter Leitung von Prof. Dr. Jens Langholz, FH Kiel, Fragen
der Übergänge in berufsbegleitende Studienangebote. Aus den
weiterführenden Diskussionen wird sehr deutlich, dass auch die digitale
Weiterbildung eine attraktive Perspektive darstellt, die vor allem auch
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von KMU - kleinen und mittelständischen
Unternehmen - stärker eröffnet werden sollte. Die abschließende
Podiumsdiskussion griff die Diskurse der beiden Tage auf: Digitale Lehre
macht niemand alleine. Aber wie kann eine Kooperation aussehen?

Gemeinsame Lernplattform

Arne Welsch vom Institut für Lerndienstleistungen der FH Lübeck
systematisierte die Anforderungen an Rahmenbedingungen für gelingende
digitale Lehre: Basis ist die Auseinandersetzung damit, was das Ziel der
digitalen Lehre ist, was besser oder anders werden soll als im bislang
normalen Schulalltag. Darauf aufbauend müssten dann Texte verfasst werden,
deren Urheberrechte eindeutig geklärt sind. Hier ist das Fachwissen von
Lehrerinnen und Lehrern unverzichtbar, denn sie verstehen es, die
gesetzten Ziele organisatorisch wie didaktisch mit dem zu vermittelnden
Wissen zu verbinden. Die medientechnische und mediengestalterische
Ausarbeitung eines Lernfeldes muss jedoch darauf aufbauend von Fachkräften
übernommen werden. Das Ergebnis fließt dann in eine geeignete
Lernplattform ein, die leicht verständlich und benutzerfreundlich
gestaltet sein sollte und in deren Benutzung Lehrerinnen und Lehrer wie
auch Schülerinnen und Schüler fortgebildet werden müssten.

Wirtschaft fordert Digitale Lernszenarien

Prof. Dr. Günter Hirth von der IHK Hannover, in dieser Forderung auch von
den Vertretern der Handwerkskammer unterstützt, bekräftigte sehr deutlich
die dringende Notwendigkeit der Etablierung digitaler Lernszenarien aus
Sicht der Wirtschaft. Neben der Chance des Erhalts flächendeckender
beruflicher Bildung sieht er vor allem den Nutzen in der Stärkung der
Eigenständigkeit und Selbstverantwortung der Auszubildenden. Denn digitale
Lehre habe nicht nur organisatorische Vorteile, sondern die Wirtschaft
brauche Auszubildende mit guter Methodenkompetenz und Routine in digitaler
Informationsverarbeitung sehr dringend.

Landesbeauftragte führt Netzwerke zusammen

Die Landesbeauftragte für regionale Landesentwicklung Leine-Weser Heike
Fliess betont in diesem Zusammenhang das vernetzte Denken: Gemeinsames
Entwickeln, auch mit digitalen Methoden, aber vor allem im Dialog sieht
sie als Maßnahme für Zukunftsfähigkeit beruflicher Bildung in ländlichen
Regionen. Die Rolle des von ihr geführten Landesamts für regionale
Entwicklung sieht sie darin, diese Netzwerke zusammen zu führen und über
konkrete Fördermöglichkeiten zu beraten. Sie geht davon aus, dass
Digitalisierung alte Steuerungsstrukturen aufbrechen wird und daher neue
Wege initiiert werden müssen.

Kultusministerium: individuelle Konzepte im Verbund

Die zuständige Abteilungsleiterin im Kultusministerium, Cornelia Frerichs,
beschäftigt sich intensiv mit den Optionen der Gestaltung und Organisation
digitaler Lehre in Schulen und hebt das kooperative Modellprojekt am ZZHH
als ein Beispiel für wichtige Erfahrungsräume hervor, um die konkrete
Ausgestaltung digitaler Lehre diskutieren zu können. Sie sieht die Rolle
des Ministeriums darin, gute Rahmenbedingungen zu entwickeln, die
dauerhaft belastbar und nicht aktionistisch sind, fordert aber auch die
Schulleitungen zu gemeinsamem Handeln auf und unterstützt die Bildung
eines Netzwerks, um individuelle Konzepte im Verbund zu entwickeln.

Zusammenfassend wird deutlich: Lehrerinnen und Lehrer in den
berufsbildenden Schulen sind schon längst die Motoren digitaler
Lernszenarien. Ihr Wunsch ist, eine größere Wirkung entfalten zu können,
indem auf Basis einer gemeinsam genutzten professionellen Lernplattform
für berufliche Bildung didaktisch wie technisch aufbereitetes, rechtlich
sauber erarbeitetes Material gemeinsam genutzt werden kann. Dazu leisten
sie gerne ihren fachlichen Beitrag, fordern aber auch ein, dass die Schule
sich verändert und die politischen Rahmenbedingungen für
multiprofessionelle Teams und gute digitale Ausstattung von Schulen
bereitgestellt werden.

Wer für die Koordination eines solchen Netzwerks zuständig ist und wie die
geforderte Arbeitsteilung finanziert und organisiert werden kann, wird im
Rahmen weiterer Veranstaltungen konkret gemeinsam zu klären sein. Prof.
Dr. Alexandra Engel von der HAWK und Direktorin des Zukunftszentrums
Holzminden-Höxter sowie Arne Welsch vom Institut für Lerndienstleistungen
der FH Lübeck versprechen, dran zu bleiben und werden wieder zum nächsten
"Think Tank" einladen, denn Digitalisierung in der beruflichen Ausbildung
zu etablieren wird ein Marathonlauf sein. Die allgemeine Stimmung der
Tagungsteilnehmenden verspricht Konstanz und Durchhaltekraft: "Also ich
wäre dabei, das war in der Quintessenz eine tolle Veranstaltung", so eine
Tagungsteilnehmerin im Abschlussresumée.


Weitere Informationen unter:

http://www.hawk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution231

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst,

Fachhochschule Hildesheim/Holzminden/Göttingen, Sabine zu Klampen, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BERUF/1863: Neues Kooperationsabkommen mit Südkorea unterzeichnet (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 12.03.2018

BIBB und KRIVET vertiefen Zusammenarbeit

Neues Kooperationsabkommen mit Südkorea unterzeichnet



Eine vertiefte Zusammenarbeit auf dem Gebiet von Forschung und
Entwicklung zur beruflichen Bildung sowie ein regelmäßiger Informations- und
Erfahrungsaustausch insbesondere zum Thema "Digitalisierung der
Arbeitswelt" sind Gegenstand einer neuen Kooperationsvereinbarung zwischen
dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und dem Korea Research
Institute for Vocational Education and Training (KRIVET).

Unterzeichnet wurde das Abkommen von BIBB-Forschungsdirektor Prof. Dr.
Hubert Ertl anlässlich des Besuchs einer südkoreanischen
Regierungsdelegation im BIBB in Bonn. Die seit dem Jahr 2000 bestehende
Zusammenarbeit zwischen beiden Partnerinstituten wird damit gestärkt und
in Richtung der vergleichenden Forschung und des bildungspolitischen
Fachdialogs ausgeweitet.

Im neuen Kooperationsabkommen ist unter anderem eine Beteiligung des
KRIVET am BIBB-Forschungsprojekt "Berufliche Tätigkeiten und Anforderungen
im internationalen Vergleich - Analysen nationaler und internationaler
Datensätze" vereinbart. Die Analyse ist insbesondere mit Blick auf die
Auswirkungen der Digitalisierung von Interesse.

"Die Berufsbildungsforschung bildet auch in der internationalen
Zusammenarbeit eine wichtige Grundlage für den bildungspolitischen Dialog
und die Weiterentwicklung der Berufsbildung. Südkorea ist eine
leistungsstarke und technologisch führende Volkswirtschaft und der
Austausch zu Fragen und Herausforderungen im Kontext der Digitalisierung
der Arbeitswelt ist ein gutes Beispiel für gelungene internationale
Zusammenarbeit über europäische Grenzen hinweg", betont Forschungsdirektor
Ertl. In der Vergangenheit arbeiteten beide Institute bereits in mehreren
Projekten zur international vergleichenden Berufsbildungsforschung des
BIBB erfolgreich zusammen. Darüber hinaus ist das BIBB mit Vorträgen
regelmäßiger Gast auf Fachkonferenzen des KRIVET und bildungspolitischen
Foren in Südkorea.

Die Internationalisierung der Berufsbildung gehört zu den Kernthemen des
BIBB; als Kompetenzzentrum für die berufliche Aus- und Weiterbildung in
Deutschland agiert es als Wissenschafts- und Forschungsinstitut in einem
weltweiten Netzwerk. Derzeit unterhält das BIBB knapp 30
Kooperationsvereinbarungen mit internationalen Partnerinstitutionen.

Das Interesse an Informationen über die duale Berufsausbildung in
Deutschland aus dem europäischen und außereuropäischen Ausland ist
unvermindert groß. Dies zeigt ein Blick auf die
BIBB-Informationsveranstaltungen für Delegationen und Besuchergruppen, bei
denen Besucher/-innen aus Wissenschaft, Politik und Praxis mit
BIBB-Fachleuten über aktuelle Berufsbildungsthemen diskutieren. So hat das
BIBB im Jahr 2017 bei 116 Veranstaltungen knapp 1.600 Gäste aus 87 Ländern
informiert. Die meisten Gäste kamen dabei aus China, gefolgt von Südkorea.


Weitere Informationen im Internetangebot des BIBB:

• Zur Zusammenarbeit mit Südkorea unter

www.bibb.de/de/9420.php

• Zur Internationalisierung der Berufsbildung unter

www.bibb.de/de/50.php

• Zum Forschungsprojekt "Berufliche Tätigkeiten und Anforderungen im
internationalen Vergleich - Analysen nationaler und internationaler
Datensätze" unter

www2.bibb.de/bibbtools/de/ssl/dapro.php?proj=1.05.318

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/582: Forschungsprojekt präsentiert Online-Plattform GruppenFAIRpflegung (idw)


Hochschule Pforzheim - 12.03.2018

Forschungsprojekt der Hochschule Pforzheim präsentiert Online-Plattform
GruppenFAIRpflegung



Eine Freizeit für Kinder und Jugendliche auf die Beine stellen und die
Gruppe über mehrere Tage bekochen? Das ist eine Herausforderung für
Ehrenamtliche. Diese zu unterstützen und die Vorbereitung zu reduzieren
hat sich das Forschungsprojekt "Nachhaltige Gemeinschaftsverpflegung in
Jugendverbänden" zur Aufgabe gemacht. Auf www.gruppenfairpflegung.de wird
ein Service zur Verfügung gestellt, der den Planungs- und
Vorbereitungsprozess unterstützt. Zusammen mit den Partnern durften
Professor Dr. Jörg Woidasky und Projektmitarbeiter Christian Klinke aus
dem Wirtschaftsingenieurwesen der Hochschule Pforzheim auf der
Internationalen Grünen Woche in Berlin die Ergebnisse des Projekts
präsentieren.

Gemeinsam mit den Partnern CVJM Karlsruhe, dem CVJM Gesamtverband in
Deutschland, der CVJM Hochschule, der Evangelischen Jugend der Pfalz, dem
Evangelischen Jugendwerk in Württemberg/EJL sowie der Evangelischen
Landeskirche in Baden/BUE waren Jörg Woidasky und Christian Klinke in
Berlin zu Gast. Bei der "Sonderschau Landwirtschaft in der Mitte der
Gesellschaft" des Bundesministeriums für Landwirtschaft und Ernährung
haben sie das Projekt vorgestellt. Bei Tischgesprächen mit geladenen
Fachgästen, die durch ein ehrenamtliches Team vor Ort mit
baden-württembergischen Linsen-Spezialitäten bekocht wurden, haben sie
außerdem die Frage erörtert, wie Nachhaltige Gemeinschaftsverpflegung
bezahlbar gemacht werden kann. Das Projektteam stand außerdem in Form
einer Podiumsdiskussion für Fragen des Messepublikums zum Thema Nachhaltige
Gemeinschaftsverpflegung zur Verfügung und konnte am Messestand
Einzelgespräche mit interessierten Besuchern führen.

Das Forschungsprojekt hat es sich zum Ziel gemacht, eine nachhaltige
Beschaffung von Lebensmitteln sowie eine praxistaugliche Speisenplanung
für größere Gruppen zu ermöglichen. Mit der Online-Plattform
www.gruppenfairpflegung.de steht nun ein Service zur Verfügung, der den
gesamten Planungs- und Vorbereitungsprozess eines ehrenamtlich tätigen
Küchenteams unterstützt. Erprobte Rezepte für gruppentaugliche, gesunde
Gerichte können hier nach individuellen Wünschen online zusammengestellt
werden. Ein klarer Vorteil zu bereits bestehenden Online-Rezept-Portalen,
die willkürlich alle Rezeptzutaten auf die angegebene Personenzahl ohne
Rücksicht auf Realisierbarkeit hochrechnen. Durch wenige Klicks kann man
sich auf gruppenfairpflegung.de je nach Budget und Anforderungsprofil der
Freizeit einen kompletten Speiseplan mit Einkaufszettel und getakteten
Rezeptabfolgen für beliebig lange Freizeiten kostenlos zusammenstellen.
Auch gibt es kreative Ideen für Mitmach-Konzepte, die Kinder und
Jugendliche in die Küchenarbeit einbeziehen.

Einzelne Rezepte und dazugehörige Allergenaushänge können ausgedruckt
werden, was die tägliche Arbeit in der Küche und bei der Essensausgabe
stark erleichtert. Wer möchte, kann sich durch die Angliederung eines
Webshops alle Zutaten in Bio-Qualität direkt an den jeweiligen Freizeitort
liefern lassen. Wer durch langjährige Erfahrung in der
Freizeitorganisation bereits über bewährte Bezugsquellen für einzelne
Lebensmittelgruppen wie beispielsweise Backwaren verfügt, kann diese bei
der Bestellung ausklammern. Darüber hinaus bietet die Website den
kostenlosen Service einer E-Learning-Einheit für die Belehrung im Umgang
mit Lebensmitteln (§43 Infektionsschutzgesetz). Diese sogenannte
"Hygieneschulung" müssen alle Freizeitköche vorweisen.

Eine unter den Nutzern der Website durchgeführte Umfrage hat nachweislich
ergeben: Weniger Vorbereitungszeit, zuverlässige Kostenkalkulation und
nachhaltiger Umgang mit Lebensmitteln - das sind die Vorteile, die das
Forschungsprojekt "Nachhaltige Gemeinschaftsverpflegung in
Jugendverbänden" mit seiner Website gruppenfairpflegung.de geschaffen hat.
Aus dem Forschungsprojekt heraus, das mit der Präsentation bei der
Internationalen Grünen Woche seinen Abschluss gefunden hat, wird nun ein
gemeinnütziger Verein gegründet. Die Idee soll weiter vorangetrieben und
die Online-Plattform durch Rückmeldungen ihrer Nutzer optimiert werden, um
ehrenamtlich engagierte Menschen noch besser bei ihrer Arbeit zu
unterstützen.


Internationale Grüne Woche

Die Grüne Woche ist eine internationale Ausstellung für Ernährung,
Landwirtschaft und Gartenbau. Sie richtet sich an Verbraucher und
Fachbesucher und ist Ausgangspunkt für das Global Forum for Food and
Agriculture, bei dem sich 80 Ministerien und zahlreiche
Nahrungsmittelproduzenten aus aller Welt treffen und zeigen, was die Welt
der Nahrungs- und Genussmittel an Innovation zu bieten hat. Themen wie
nachwachsende Rohstoffe, Bio, Gartenbau und der ländliche Raum der Zukunft
standen dabei im Fokus der diesjährigen Ausstellung.

Weitere Informationen unter:

http://www.gruppenfairpflegung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution733

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Pforzheim, Annika Borchers, 12.03.2018
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VERBAND/2287: Fleischkennzeichnung muss sich am Ei orientieren (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 12. März 2018

BÖLW: Fleischkennzeichnung muss sich am Ei orientieren



Berlin, 12.03.2018. Der Deutsche Bauernverband (DBV) hat sich für eine
Kennzeichnung der Haltung und Herkunft beim Fleisch ausgesprochen. Felix
Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), kommentiert:

"Es ist richtig Verbraucher darüber zu informieren, wie Tiere gehalten
werden. Nur eine verpflichtende Haltungskennzeichnung schafft die
notwendige Transparenz. Die Eierkennzeichnung hat gezeigt, wie es
erfolgreich funktioniert. Daher ist es gut, wenn sich der DBV nun auch für
eine verpflichtende Haltungskennzeichnung ausspricht. Sinnvoll ist das
allerdings nur, wenn diese sich an der vom Verbraucher gelernten
Eierkennzeichnung orientiert und Bio als höchsten gesetzlichen Standard
einbezieht.

In Anlehnung ans Ei muss eine Haltungskennzeichnung beim Schwein so
aussehen: "3" gesetzlicher Mindeststandard, "2" Stroh und mehr Platz im
Stall, "1" zusätzlicher Auslauf und "0" Bio als Premiumstufe und höchster
gesetzlicher Standard der Tierhaltung.

Wir appellieren an die designierte Agrarministerin Julia Klöckner, eine
verpflichtende Fleischkennzeichnung einzuführen. Sie muss aber auch dafür
sorgen, den gesetzlichen Mindeststandard der Tierhaltung anzuheben."



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 35.000 
Bio-Betrieben mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Joyce Moewius, Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 030-28482-307, Fax: 030-28482-309

E-Mail: moewius@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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VERBAND/2286: Bauernverband "offen" für Tierwohl-Label (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 12. März 2018

Bauernverband "offen" für Tierwohl-Label



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied,
schlägt erstmals eine Kennzeichnung für Tierhaltungsbedingungen im
Handel vor. Vor allem bei Schweinefleisch soll für den Verbraucher
klar und eindeutig zu erkennen sein, unter welchen Bedingungen die
Tiere gehalten wurden. Vorstellbar wäre dafür ein mehrstufiges Modell,
das die unterschiedlichen Haltungsformen kategorisiert. Stufe 0 würde
demnach beinhalten, was nicht dem deutschen, gesetzlichen Standard
entspricht. Stufe 1 entspräche dem deutschen, gesetzlichen Standard,
Stufe 2 wären höhere Standards, z. B. mit mehr Platz im Stall, was dem
Standard der "Initiative Tierwohl" gleichkäme und Stufe 3 wäre dann
"Premium", beispielsweise mit Auslauf ins Freie. Bio-Fleisch hat
darüber hinaus ohnehin einen eigenen, höheren Standard. "Höhere
Standards bedeuten aber auch höhere Kosten und das muss sich in einem
etwas höheren Verkaufspreis widerspiegeln", betont Joachim Rukwied.
Anders als bei der Eierkennzeichnung sollen hier jedoch nicht einzelne
Stalltypen entscheidend sein, sondern die gegenüber den gesetzlichen
Anforderungen erhöhten Standards. Sinnvoll ist aus Sicht des DBV eine
Haltungsformkennzeichnung allerdings nur, wenn nicht nur
Frischfleisch, sondern die gesamte Palette der Fleischwaren und
Verarbeitungserzeugnisse einbezogen wird. Denkbar ist, dass die
"Initiative Tierwohl" oder vergleichbare Institutionen die
Organisation eines solchen Systems übernehmen können.

Zusätzlich kann sich der DBV-Präsident eine Herkunftskennzeichnung für
Schweine vorstellen, beispielsweise Doppel-D (D-D) für Ferkel, die aus
Deutschland stammen und hier auch gemästet wurden. Ferkel, die z.B.
aus Dänemark stammen, aber in Deutschland gemästet werden, bekämen
dann die Kennzeichnung DK-D, so dass der Verbraucher erkennen kann, wo
die Tiere herkommen. Ziel dieser Kennzeichnung ist es auch, die
heimischen Produzenten zu unterstützen. "Wir erhoffen uns dadurch
auch, dass mehr Produkte aus besseren Bedingungen gekauft werden", so
Joachim Rukwied. Bauernverbandspräsident Rukwied hatte bereits in der
Vergangenheit geäußert, dass er einer Diskussion über ein staatliches
Tierwohl-Label "offen" gegenüberstehe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





HERRSCHAFT/1780: Abstieg des Westens - eine Mahnung zur Eile ... (SB)




Joseph Fischer hat es wieder getan. Was denn sonst, möchte man meinen,
muß doch der ehemalige deutsche Außenminister seinem Anspruch, ein
"Elder Statesman" zu sein, ab und an auch publizistisch auf die
Sprünge helfen. Ein in die Jahre gekommener Spitzenpolitiker, der nach
seiner Amtszeit nicht nur auf Kosten der Steuerzahler eine satte
Pension verzehrt, sondern etablierte Seilschaften nutzt, um das
politische Rentenalter auch unternehmerisch zu versilbern, lebt gewiß
nicht schlecht. Hinzu kommt im Falle Fischers der lebenslang brennende
Wunsch, sich nach oben durchzuboxen, koste es, was es wolle, und sei
es auch die Entsorgung jeglicher Parolen jugendlichen Übermuts zu
Frankfurter Sponti-Zeiten. Das ist beileibe kein
Alleinstellungsmerkmal, hat doch eine ganze Generation irgendwie
Linker den Marsch durch die Institutionen angetreten, um sich von
ihnen auf den rechten Weg zurückführen zu lassen. Fischer war dabei
allerdings besonders erfolgreich, wobei der Eindruck, er sei ganz an
der Spitze angekommen, durchaus trügt. Er hat sich den Mächtigen
angedient und ihr Geschäft vorangetrieben, was aber noch lange nicht
heißt, daß er einer der ihren geworden sei. Wenn man so will, eine
tragische Figur, die zu bedauern indessen kein Anlaß besteht.

Er hat maßgeblich dazu beigetragen, daß Deutschland heute der
ökonomische Platzhirsch Europas, der politische Krisengewinner und
nicht zuletzt der ambitionierteste Kriegstreiber weit über den
Kontinent hinaus ist. Die rot-grüne Bundesregierung unter Schröder und
Fischer räumte mit dem lästigen Sozialstaat auf, machte Hartz IV und
die Reform des Gesundheitssystems zu Eckpfeilern eines
profitträchtigen Innovationsschubs. In ihrer Amtszeit wurde ein System
der Ausbeutung von Arbeitskraft, Zwangsverfügung des Subproletariats
und Verwertung von Patienten etabliert, das längst allerorten als
Evangelium wirtschaftlichen Überlebens gepredigt wird. Zugleich kann
sich der Heldenvater der Grünen als stolzen Erfolg ans Revers heften,
den ersten Angriffskrieg unter offizieller Beteiligung der Bundeswehr
seit dem NS-Staat, noch dazu auf dem abermals von deutschen Truppen
heimgesuchten Balkan, durchgesetzt zu haben. Die ideologische
Umwidmung des Mordens und Zerstörens zu einem Akt der Humanität und
Abwendung des Genozids war schon ein Coup, der einen Ehrenplatz in den
Geschichtsbüchern verdient. Schließlich mußte den aus historischen
Gründen kriegsmüden Landsleuten seinerzeit der Aberwitz verdaulich
gemacht werden, das Tätervolk des Holocaust stehe in der
unabweislichen Pflicht, den nächsten Völkermord mittels eines
Angriffskriegs zu verhindern, der eigentlich nie wieder von deutschem
Boden ausgehen sollte.

Was der Brachialsozialdemokrat Schröder und der nicht minder rabiate
grüne Aufsteiger Fischer zuwege brachten, war schon phänomenal. Ob
sozialer Kahlschlag oder Militarisierung, das rot-grüne Gespann
brachte den bedeutendsten Schub der Herrschaftssicherung und
Kapitalverwertung seit Gründung der Bundesrepublik auf den Weg. Daß
dieses Kunststück nicht etwa einer konservativ geführten
Administration, sondern einer linksbürgerlich-reformistischen Allianz
gelang, kam nicht von ungefähr. Das sozialtechnokratische Akzeptanz-
und Befriedungsmanagement war bei den Sozialdemokraten und Grünen in
besseren Händen, die ihr Ohr in gewissem Ausmaß am Puls der zu
unterwerfenden Bevölkerungsgruppen haben. Als der Kriegsbann gebrochen
war, hielt die Formel Einzug, daß die falschen Waffengänge abzulehnen,
die richtigen aber unbedingt zu führen seien. Menschenrechte und
Demokratie, humanitäre Hilfe oder Schutzverantwortung - irgendein
Vorwand wird sich schon finden lassen, um deutschen Interessen in
aller Welt zur Durchsetzung zu verhelfen und zu diesem Zweck am
Regimewechsel mitzuzündeln oder sich dauerhaft einzunisten.

Was hat Joseph Fischer seither gemacht? Er zog sich ein knappes Jahr
nach der Bundestagswahl 2005 aus der aktiven Politik zurück und wurde
beratend als Lobbyist unter anderem für Siemens und BMW, für die
Energiekonzerne RWE und OMV (Nabucco-Pipeline) sowie für Rewe tätig.
Als Mehrheitsgesellschafter der Berliner Beratungsfirma JF&C steht er
im Unternehmerlager und macht angeblich Millionen. Seine
transatlantische Ziehmutter Madeleine Albright, die 2002 in New York
eine Consultingfirma für politische und strategische Beratung
gegründet hat, nahm ihn auch hierbei an der Hand und an die Tröge der
Konzerne mit. Und nicht zu vergessen schreibt er Bücher und
Gastbeiträge in Zeitungen.

In seinem neuen Buch "Der Abstieg des Westens" [1] sieht er Europa am
Scheideweg zwischen Erneuerung und Selbstaufgabe. Die kulturelle und
geopolitische Dominanz des Westens sei am Ende. Nun, da die
europäischen Ambitionen gebremst und die Beziehungen zu den USA
erschüttert werden, die nicht zuletzt Wesensmerkmale seines
persönlichen Aufstiegs waren, fallen seine Prognosen düster aus. Er
hegt tiefe Zweifel, ob die Europäer ihre Interessen in einer sich
rapide verändernden Welt auch in Zukunft wahren können. "Sollte die
US-Außenpolitik unter Trump zum Risikofaktor werden, dann wird das
ganze System nicht mehr funktionieren", so Fischer. Eine Jahrzehnte
währende, erfolgreiche Ordnung würde dadurch zum Untergang verdammt,
denn es sei weit und breit keine andere Macht sichtbar, die in der
Lage wäre, gegenwärtig die globale Rolle der USA zu übernehmen und in
deren sehr große Schuhe als Ordnungsmacht zu schlüpfen. [2]

Daß Fischer in seinem Gestus des Welterklärers vom Feldherrnhügel
keinen Gedanken daran verschwendet, welche Schrecken die unipolare
Machtentfaltung der USA über den Globus gebracht hat, liegt auf der
Hand. Statt dessen beklagt er den Schwund transatlantischer
Solidarität, die nie wiederkehren werde. Die Europäer und insbesondere
die Deutschen seien zu lange im amerikanischen Windschatten gefahren.
Die Amerikaner waren für die gemeinsame Sicherheit und deren
schmutzige Seiten zuständig, während die Europäer allzu oft am
Spielfeldrand standen und wohlfeile Manöverkritik übten, so Fischers
kaum verhohlenes Plädoyer für Aufrüstung und Kriegsbeteiligung, mit
dem er allerdings hierzulande offene Türen einrennt. Ohne die USA
keine europäische Selbständigkeit, die Existenz dessen, was wir Westen
nennen, stehe auf dem Spiel, sieht er wohl auch das Fundament seiner
eigenem Glaubensüberzeugung und Handlungsmaxime bedroht.

Die größte unmittelbare sicherheitspolitische Gefahr für Europa sieht
er im revanchistischen putinschen Rußland, doch die größte
weltpolitische Unwägbarkeit bringe die Rolle des aufsteigenden Chinas
mit sich. Ob es sich mit den USA arrangieren wird, ob es von
imperialen Gesten und Strategien eher absieht oder diese forciert -
all das könne nicht vorhergesagt werden. Klar sei lediglich, daß China
vor 50 Jahren ein bettelarmes Entwicklungsland war, heute jedoch einen
der globalen ökonomischen Spitzenplätze einnehme und rasant an Einfluß
gewinne. Muß man früher Außenminister gewesen sein, um solch
tiefschürfende Erkenntnisse abzusondern, auf die kein minder
erfahrener Zeitgenosse gekommen wäre?

Auch Fischers Rat an die Europäer ist weder originell noch
überraschend. Das Europa von heute sei nicht mehr zeitgemäß, die
Antwort auf Nationalismus und Spaltung könne nur in einer beherzten
europäischen politischen Integration bestehen: "Folglich bleibt nur
eine Avantgardelösung, eine EU der zwei Geschwindigkeiten auf
intergouvernementaler Grundlage. Diejenigen Mitgliedsstaaten, die
vorangehen wollen und können, sollten gemeinsam vorangehen."
Entscheidend in der EU sei dabei die Zusammenarbeit von Frankreich und
Deutschland.

Den Deutschlandfunk freut's, daß Fischers Freund-Feind-Kennung nach
Ost und West besser als bei seinem Kumpel und Konkurrenten, dem
Altkanzler, funktioniert. So attestiert man dem Autor denn auch ein
sehr lesenswertes Buch, könne sich doch kaum jemand der Einsicht
entziehen, daß der ehemalige Außenminister die politischen Risiken
unserer Zeit klar erkenne und benenne. Der ehemalige Barrikadenkämpfer
Fischer sei schon lange ein engagierter Kämpfer für repräsentative
Demokratie, liberalen Rechtsstaat und soziale Marktwirtschaft. Seine
Generation habe nicht nur die Republik verändert, sie sei auch von der
Republik verändert worden. Na also, da kann man sagen, was man will:
Joseph Fischer hat abermals seine Schuldigkeit getan.


Fußnoten:

[1] Joschka Fischer: "Der Abstieg des Westens. Europa in der neuen
Weltordnung des 21. Jahrhunderts."

Kiepenheuer&Witsch, 240 Seiten, 20 Euro.

[2] www.deutschlandfunk.de/joschka-fischer-der-abstieg-des-westens.1310.de.html?

13. März 2018
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MELDUNG/015: Syrien - Türkische Militärs vor Afrin (medico international)


medico international - Pressemitteilung vom 12. März 2018

Syrien

Türkische Militärs vor Afrin



Pressemitteilung, 12.03.2018. medico-Partner in der kurdischen Stadt
leisten medizinische Nothilfe und befürchten Häuserkämpfe. Frankfurter
Hilfsorganisation kritisiert Schweigen der Bundesregierung.

Ähnlich wie im syrischen Ost-Ghouta spitzt sich nun auch die Situation im
syrisch-kurdischen Kanton Afrin zu. Noch sind die Opferzahlen unter der
Zivilbevölkerung laut der Ärzte und medico-Partner in Afrin verglichen mit
Ost-Ghouta gering. Das könnte sich, so befürchten die Mediziner vor Ort,
sehr schnell ändern, denn die türkische Truppen und ihre 
syrisch-dschihadistischen Alliierten sind nur noch wenige Meter von der Stadt Afrin
entfernt. Die Außenbezirke der Stadt liegen unter Dauerbeschuss von
Mörsergranaten. Die Strom- und Wasserversorgung ist wohl unterbrochen.
800.000 Menschen leben schätzungsweise in Afrin, darunter viele Flüchtlinge
aus anderen Regionen Syriens. Auch sind viele Menschen aus den Dörfern und
Flüchtlingslagern rund um Afrin aufgrund der Angriffe in die Stadt
geflohen.

Afrin ist eine der letzten sicheren Regionen in Syrien gewesen. Die
Menschen werden deshalb, so die medico-Partner, trotz der drohenden langen
Häuserkämpfe in der Stadt bleiben. So leben im Kanton Afrin auch viele
Jeziden, die hier zum ersten Mal Religionsfreiheit erhalten haben. Nicht
nur sie fürchten die dschihadistischen Verbände, die zum Teil auch bei den
Angriffen gegen die Jeziden im Shingal 2014 dabei waren, als mehrere
tausend Frauen entführt und versklavt wurden. Auch die kurdischen
Bewohnerinnen und Bewohner teilen schreckliche Erinnerungen an deren
Anschläge und Massaker unter anderem in Kobane.

Die Bundesregierung, so medico, müsse beim NATO-Partner Türkei massiv
intervenieren, um eine schreckliche weitere Spirale im syrischen Konflikt
zu verhindern. "Stattdessen schweigt die Bundesregierung. In Syrien sind in
Deutschland produzierte Panzer im Einsatz. In Deutschland werden Kurden
kriminalisiert, die sich mit den Menschen in Afrin solidarisch erklären.
Die Bundesregierung bewegt sich auf einem schmalen Grat zwischen Zuschauen
und Billigung des türkischen Militäreinsatzes, dessen Ende in keiner Weise
absehbar ist", so Katja Maurer von medico international. Es sei zu
befürchten, dass im Hintergrund auch das völkerrechtswidrige 
EU-Türkei-Abkommen eine wichtige Rolle spiele. "Das will man auf keinen Fall
gefährden. Und so schaut man zu, wie die syrische und kurdische Bevölkerung
in einer Falle sitzt", so Maurer. Eine stärkere politische Rolle der EU und
Deutschlands, die auf Einhaltung des Völkerrechts und der UN-Beschlüsse wie
zuletzt auch bezüglich von Ost-Ghouta drängt, sei dringend geboten. Dazu
müsse man aber von eigenen unmittelbaren Interessenlagen wie im Fall der
Flüchtlinge absehen.

Medico unterstützt seit 2011 Partner in Syrien, die medizinische und andere
Nothilfe u.a. in den kurdischen Gebieten aber auch in Ost-Ghouta leisten.

 * 

Quelle:

medico international - 12. März 2018

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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MELDUNG/014: Syrien - Forderungen nach Rückkehr von Flüchtlingen sind realitätsfern (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 12. März 2018

Syrien: Forderungen nach Rückkehr von Flüchtlingen sind
realitätsfern

Drei Millionen Menschen weitgehend von Hilfe abgeschnitten - Infrastruktur
in ehemaligen Kampfgebieten auf Jahre zerstört



Berlin, 12. März 2018. Caritas international hat Forderungen nach der
Rückkehr von Flüchtlingen nach Syrien zurückgewiesen. "Derzeit sind allein
drei Millionen Menschen in belagerten oder schwer erreichbaren Regionen von
lebenswichtiger Hilfe abgeschnitten. Hinzu kommt, dass die Infrastruktur in
vielen ehemaligen Kampfgebieten völlig zerstört wurde", sagte Peter Neher,
Präsident des Deutschen Caritasverbandes, am Montag in Freiburg.

Rufe nach einer Rückkehr von syrischen Flüchtlingen in ihr Heimatland seien
realitätsfern. In einem großen Teil des Landes müssten die Menschen auch
sieben Jahre nach Kriegsbeginn um ihr Leben fürchten und selbst in weniger
umkämpften Gebieten würden immer wieder sicherheitsrelevante Vorfälle
gemeldet.

Außerdem sei es so, dass jeder junge Mann, der in das Land zurückkehrt,
große Gefahr laufe, von der Regierungsarmee oder den Milizen
zwangsrekrutiert zu werden. "Wir können nicht wollen, dass diese Menschen
in einen sinnlosen Krieg gezogen werden." Darüber hinaus habe nicht nur ein
Großteil der Menschen in den aktuellen oder ehemaligen Kriegszonen sein
Zuhause verloren, sondern auch die Lebensgrundlage. "Viele Bewohner dieser
Gegenden haben keine Arbeit mehr und können ihre Familie nicht mehr
ernähren und auch die medizinische Versorgung ist desaströs", betonte
Neher.

"Unter anderem aus Städten wie Aleppo wissen wir zudem, dass neben Häusern
und Straßen auch fast die gesamte Wasser- und Stromversorgung zerstört
wurde", so Neher. Und ein Wiederaufbau liege in weiter Ferne. "Dazu sind
riesige städtebauliche Projekte erforderlich, was selbst in Friedenszeiten
eine enorme Herausforderung wäre."

Einmal mehr kritisierte das Hilfswerk des Deutschen Caritasverbandes, dass
die Konfliktparteien sich weder auf eine Waffenruhe noch auf humanitäre
Korridore verständigen wollen. "Es ist ein barbarischer Akt, dass
Hilfsorganisationen der Zugang zu Menschen verwehrt wird, die physisch wie
psychisch völlig ausgezehrt sind - und teilweise auch die Helferinnen und
Helfer selbst zum Ziel werden", sagte Neher.

Die Mitarbeitenden der Caritas Syrien unterstützen die Menschen in ihrem
Land seit Ausbruch des Bürgerkrieges im März 2011. Mehr als 13 Millionen
Syrerinnen und Syrer sind seitdem auf humanitäre Hilfe angewiesen, etwa 5,5
Millionen sind ins Ausland geflohen, die Mehrzahl davon in die
unmittelbaren Nachbarländer Türkei, Jordanien und in den Libanon. Caritas
international unterstützt die Arbeit der Caritas Syrien und weiterer
lokaler Partner in Damaskus und Umgebung, in Aleppo, Homs, Tartous,
Latakia, Idlib und im Nordosten Syriens in der Provinz al Jziré.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. März 2018

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Redaktion:

Claudia Beck (Verantwortlich)

Telefon: 030/284447-42, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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ARBEIT/2788: Weibliche Arbeit weniger wert? Neue Forschungsergebnisse zum Gender Pay Gap (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 12.03.2018

Weibliche Arbeit weniger wert? Neue Forschungsergebnisse zum
Gender Pay Gap

Equal-Pay-Day am 18. März



Bis zum 18. März arbeiten Frauen in diesem Jahr umsonst. Erst dann haben
sie statistisch die geschlechtsspezifische Lohnlücke für das laufende Jahr
abgearbeitet. Anlässlich des "Equal Pay Day" präsentieren das Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung und
das Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen
auf einer Tagung am 16. März am Campus Duisburg neue Forschungsergebnisse
zum Gender Pay Gap.

Ein zentraler Befund: In Berufen, in denen viele Frauen arbeiten, wird
meist schlechter gezahlt als in "männerdominierten" Berufen - auch wenn
die Arbeitsanforderungen gleichwertig sind. Und höhere Anforderungen und
Belastungen gehen in "Männerberufen" mit stärkeren Lohnzuwächsen einher
als in "Frauenberufen".

Die Ursachen der Verdienstlücke sind vielfältig und wurden stellenweise
statistisch noch nicht ausreichend untersucht. Um die Bewertungen und
Bezahlungen weiblicher Erwerbsarbeit statistisch kritisch zu hinterfragen,
haben die Forscherinnen von IAQ und WSI in Anlehnung an ein
geschlechtsneutrales Arbeitsbewertungsverfahren (Paarvergleich aus dem
eg-check) den "Comparable Worth-Index" (CW) entwickelt, der bei der
Arbeitsbewertung nicht nur Wissen und Können erfasst, sondern z.B. auch
Verantwortung für Andere oder psycho-soziale und physische
Arbeitsanforderungen berücksichtigt. Der "CW-Index" ist ein
Messinstrument, mit dem statistisch die Anforderungen und Belastungen in
Berufen geschlechtsneutral verglichen werden können.

Die Analysen zeigen, dass insgesamt die Anforderungen und Belastungen in
"Frauenberufen" geringer entlohnt werden als in "Männerberufen" und auch
die Arbeitsleistung von Frauen im Allgemeinen geringer honoriert wird als
die von Männern. "Hier können wir erstmals statistisch nachweisen, dass
weibliche Erwerbsarbeit von systematischen Abwertungen betroffen ist, d.h.
gemessen an ihren Anforderungen und Belastungen vergleichsweise geringer
entlohnt wird als männliche Erwerbsarbeit", stellt die IAQ-Forscherin
Sarah Lillemeier fest. Keine Regel ohne Ausnahme: Es gibt 2 "Männerberufe"
(Kraftfahrzeugführer, Lkw- und Busfahrer), die im Vergleich mit
gleichwertigen "Frauenberufen" geringer entlohnt werden.

Bewertung und Bezahlung per Tarifvertrag schützt 

Tendenziell nimmt die
Verdienstlücke zwischen Frauen und Männern mit denselben oder
vergleichbaren beruflichen Anforderungen und Belastungen mit steigendem
Anforderungsniveau zu. Die Tarifbindung der Beschäftigten verringert
Unterschiede: "Wer tariflich entlohnt wird, ist meist besser dran. Denn
dann fallen die Verdienstunterschiede zwischen Frauen und Männern bei
gleichen oder gleichwertigen beruflichen Anforderungen und Belastungen
deutlich geringer aus", stellt Dr. Christina Klenner vom WSI fest.

"Die Leistungen von Frauen und Männern sowie in "Frauen"- und
"Männerberufen" werden am Arbeitsmarkt nicht gleichermaßen honoriert",
kritisieren die Forscherinnen und weisen darauf hin, dass dieses Ergebnis
nur schwer zu vereinbaren ist mit dem gesellschaftlich vorherrschenden
Legitimationsprinzip der Leistungsgerechtigkeit. Dabei bestätigt sich die
These der bestehenden Abwertung weiblicher Erwerbarbeit
("Devaluationshypothese") auch unter Berücksichtigung weiterer
verdienstrelevanter Faktoren, wie beispielsweise der Arbeitszeit, der
Berufserfahrung, der Tarifbindung und der Branchenzugehörigkeit der
Beschäftigten. Unter Kontrolle dieser Faktoren führt die Zunahme der
beruflichen Anforderungen und Belastungen (der CW-Index steigt um eine
Einheit) zu je einem Verdienstzuwachs von mehr als 6 Prozent bei den
Männern und weniger als 5 Prozent bei den Frauen (siehe auch die
Abbildung im Anhang der pdf-Version dieser PM; Link unten).

In vielen weiblich dominierten Bereichen wie Erziehung und Pflege sind die
beruflichen Anforderungen und Belastungen vergleichsweise hoch,
gleichzeitig fallen die Verdienste dort geringer aus. Legt man den
"CW-Index" als Maßstab an, haben die Beschäftigten in der größtenteils von
Frauen ausgeübten Altenpflege vergleichbar hohe Anforderungen und
Belastungen zu bewältigen wie die in den männlich dominierten IT- und
Technikberufen. Allerdings bekommen die Beschäftigten in der Altenpflege
durchschnittlich nur 14,42 Euro pro Arbeitsstunde und die Beschäftigten im
Technik- und IT-Bereich zwischen 25,72 Euro und 27,92 Euro. "Hier gibt es
einen ganz zentralen politischen Handlungsbedarf, der insbesondere die
Aufwertung der gesellschaftlich hoch relevanten personennahen
Dienstleistungen zum Ziel haben sollte", fordert IAQ-Direktorin Prof. Dr.
Ute Klammer.


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/pm_wsi_2018_03_12.pdf

- Die PM mit Grafik (pdf)

https://www.boeckler.de/wsi_52816.htm 

- Basisdaten zur Entgeltungleichheit finden Sie im WSI-GenderDatenPortal

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2787: Gesundheit - der stille Job-Motor im Saarland (idw)


Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. (iso) - 12.03.2018

Gesundheit - der stille Job-Motor im Saarland



Die Gesundheitswirtschaft ist im Saarland ein bisher unterschätzter
Wachstums- und Beschäftigungsfaktor. Die Pflege ist dabei der stärkste
Job-Motor. Es zeigen sich jedoch auch Handlungsbedarfe bei der Gestaltung
der Arbeitsbedingungen und der Koordinierung der Versorgungsangebote. Das
zeigt eine Studie des Saarbrücker Instituts für Sozialforschung und
Sozialwirtschaft (iso) im Auftrag der Arbeitskammer des Saarlands.

Viele politische und gesellschaftliche Akteure im Saarland verorten die
Region nach wie vor im Kern als "Industrieland". In dieser
Selbstwahrnehmung führt die Gesundheitswirtschaft eher ein Schattendasein.
Die vorliegende Branchenanalyse zeigt jedoch, welche Leistungen für die
Versorgung und Lebensqualität der Menschen in der Region diese Branche
erbringt und welche Potenziale für die Wertschöpfung und Beschäftigung sie
im Saarland entfaltet. Die Gesundheitswirtschaft bietet in rund 4.000
Betrieben mehr als 85.000 Menschen einen Arbeitsplatz. Damit übersteigen
die Beschäftigtenzahlen in der Branche deutlich zum Beispiel die des
saarländischen Metallgewerbes und der Automotive-Branche. Die
Dienstleistungen der Gesundheitswirtschaft tragen zur Versorgung,
Gesundheit und Lebensqualität der Menschen im Saarland bei und entfalten
damit eine unmittelbare Wirkung in der Region.

Dabei sticht im Vergleich zu anderen Regionen die Vielfalt der
Branchensegmente im kleinsten Flächenland der Bundesrepublik hervor.
Weltweit agierende Unternehmen der Medizintechnik,
Medizinproduktehersteller und Pharmaunternehmen finden sich neben
mittelständischen Betrieben des Gesundheitshandwerks und einer Vielzahl an
Anbietern in Pflege und medizinischer Versorgung. Darüber hinaus werden im
Saarland eine international anerkannte Forschungslandschaft und
hochspezialisierte Medizinzentren durch breit aufgestellte
Ausbildungsstätten und Projekte grenzüberschreitender Kooperation ergänzt.

Der Anteil der Dienstleistungen ist in der saarländischen
Gesundheitswirtschaft im bundesweiten Vergleich besonders stark
ausgeprägt. Dies zeigt sich zum Beispiel anhand der im Verhältnis zur
Bevölkerungszahl relativ hohen Anzahl der Kliniken sowie der stationären
Pflegeplätze. Aufgrund der demografischen Entwicklung stellt das Saarland
mit seinem hohen Altersdurchschnitt aber auch einen starken Markt mit
einer steigenden Nachfrage nach medizinischen und pflegerischen Leistungen
dar. Als Folge plant die saarländische Landesregierung für die nächsten
Jahre eine Ausweitung der Kapazitäten in den Kliniken und eine weitere
Stärkung der geriatrischen Kompetenzen. Hinzu tritt - als Folge von
Investitionsentscheidungen der Träger - eine überdurchschnittliche Dichte
an Heimplätzen in der Region. Deshalb ist es wenig verwunderlich, dass die
Pflege als wichtigster Beschäftigungsmotor für die saarländische
Gesundheitswirtschaft gelten kann. Insbesondere in den stationären
Pflegeheimen sind in den vergangenen Jahren zahlreiche neue Arbeitsplätze
entstanden. Die in der Vergangenheit dominierenden Einschätzungen, dass
der Markt für die stationäre Pflege zugunsten ambulanter Versorgungsformen
gesättigt sei, haben sich nicht bestätigt.

Bisher wurde der Beschäftigungsstruktur in der Branche wenig Beachtung
geschenkt. Hier zeigen sich jedoch gerade bei der Verbreitung
geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse deutliche Unterschiede zwischen
den einzelnen Segmenten in der Gesundheitswirtschaft. Besonders stark
scheinen die in der Regel kleinen Betriebe aus der ambulanten Pflege,
Arztpraxen und die privaten Anbieter von Sport, Wellness und Erholung auf
diese vielfach als "prekär" eingeschätzte Beschäftigungsform
zurückzugreifen.

Zwar gewinnt innerhalb der saarländischen Gesundheitsbranche auch der so
genannte "zweite Gesundheitsmarkts" an Gewicht, also privat finanzierte
Angebote zum Beispiel im Bereich von Fitness-Studios, Wellness und
Gesundheitstourismus. Dennoch dominieren weiterhin die öffentlich bzw.
durch Beiträge finanzierten Leistungen sowohl in ihrer Wirtschaftskraft,
als auch in ihrer Bedeutung für die Beschäftigung. Der "zweite Markt"
bleibt bisher marginal: So stellt er im Saarland nur acht Prozent der
Arbeitsplätze in der Gesundheitswirtschaft und etwas mehr als ein Prozent
der Gesamtbeschäftigung. Rechnet man die vielen geringfügigen
Beschäftigungsverhältnisse ein, so reduziert sich mit Blick auf das
Beschäftigungsvolumen die Bedeutung des "zweiten Gesundheitsmarkts" noch
einmal erheblich. Insofern sollten Strategien zur wirtschaftspolitischen
Förderung dieses Segments dessen Potenziale realistisch einschätzen und
dessen Beschäftigungsqualität kritisch reflektieren, so ein wichtiges
Resümee der Studie.

Hielscher, Volker (2018): Beschäftigung und Arbeit in der saarländischen
Gesundheitswirtschaft. AK Texte, Saarbrücken.


Weitere Informationen unter:

http://www.arbeitskammer.de

http://www.iso-institut.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1519

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. (iso),

Dr. Volker Hielscher, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1624: Tarifrunde Telekom - Hohe Beteiligung an Protesten und Aktionen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. März 2018

Tarifrunde Telekom: 

Hohe Beteiligung an Protesten und Aktionen - Beschäftigte fordern
Angebot



Berlin - In der laufenden Tarifrunde bei der Deutschen Telekom wertet die
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) die ersten
Warnstreiktage positiv. Bis zum Montagnachmittag (12. März 2018)
beteiligten sich bereits mehr als 6.000 Beschäftigte, Ausbildende und
dual Studierende bundesweit an den Aktionen.

"Die hohe Beteiligung unterstreicht die Forderung nach einem
ordentlichen Angebot des Arbeitgebers in der dritten
Verhandlungsrunde", betonte ver.di-Streikleiter Peter Praikow. "Die
Stimmung unter den Streikenden ist eindeutig, sie sind bereit, für
ihre Forderung einzutreten. Dass die Telekom in der zweiten
Verhandlungsrunde zwar Interesse an einem zügigen Abschluss
signalisiert, jedoch kein Angebot eingebracht hat, stößt in
Anbetracht der guten Geschäftszahlen 2017 auf das Unverständnis der
Streikenden."

In den vergangenen Tagen hatten Beschäftigte der Service- und
Technikbereiche in allen Bundesländern mit Protesten und Warnstreiks
ihre Unterstützung für die Tarifforderungen deutlich gemacht.
ver.di fordert in der laufenden Tarifrunde unter anderem eine
tabellenwirksame Entgelterhöhung um 5,5 Prozent bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten. Die Ausbildungsvergütungen sowie die Vergütungen
für dual Studierende soll um 75 Euro angehoben werden.

Die dritte Runde der Verhandlungen, für die 62.000 betroffenen
Tarifangestellten, Auszubildenden und dual Studierenden der Deutschen
Telekom findet am 21./22. März 2018 in Berlin statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2701: Verstoß gegen OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 13. März 2018

Verstoß gegen OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen:

SÜDWIND legt Beschwerde gegen Adidas ein



Bonn, 13.03.2018 - Das SÜDWIND-Institut wirft Adidas vor, im Fall der
gesetzwidrigen Entlassung von mehr als 300 ehemaligen Beschäftigten ihres
indonesischen Zulieferers Panarub im Jahr 2012 seinen unternehmerischen
Sorgfaltspflichten nicht nachgekommen zu sein. Damit hat Adidas gegen die
Leitsätze der OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung) für multinationale Unternehmen verstoßen. SÜDWIND, Mitglied
der Kampagne für Saubere Kleidung, wird daher gegen den Adidas-Konzern eine
Beschwerde bei der OECD einlegen.

Im Juli 2012 streikten rund 2.000 Beschäftigte der Firma PT Panarub
Dwikarya, Teil des zentralen Adidas-Zulieferers Panarub-Gruppe in
Indonesien. Sie forderten die Zahlung des seit Januar 2012 geltenden
Mindestlohnes sowie ihr Recht auf Vereinigungsfreiheit. Vorausgegangen war
im Februar 2012 die Entlassung von mehreren Beschäftigten, die versucht
hatten, eine Betriebsgewerkschaft zu gründen. Am 23. Juli 2012 wurden 1.300
Beschäftigte, die sich an dem Streik beteiligt hatten, entlassen. Bis heute
haben mehr als 300 der Entlassenen (überwiegend Frauen) keine Abfindung
erhalten, obwohl diese gesetzlich verpflichtend ist. Laut indonesischem
Arbeitsrecht steht jedem Entlassenen eine Abfindung zu, deren Höhe in
Relation zur Dauer ihrer Beschäftigung steht.

Mit der Beschwerde soll Adidas dazu bewegt werden, seinen Einfluss auf
Panarub wahrzunehmen und dazu beizutragen, dass die Beschäftigten die ihnen
zustehende Abfindung erhalten: Adidas-Schuhe wurden nachweislich in den
ersten Monaten des Jahres 2012 in der besagten Fabrik produziert. Adidas
ist bis heute (neben einem asiatischen Auftraggeber) einer der größten
Kunden von Panarub. "Adidas trägt für die Verletzung von Arbeitsrechten bei
der Panarub-Gruppe damit eine Mitverantwortung" meint Dr. Sabine
Ferenschild von SÜDWIND. Mehr noch: Adidas hat sogar aktiv zu dieser
Verletzung beigetragen, da das Unternehmen versäumt hat, den Beschäftigten
von PT Panarub Dwikarya Zugang zu Abhilfe zu verschaffen. Genau hier setzen
die Leitsätze der OECD an: Sie formulieren Empfehlungen für
verantwortungsvolles Unternehmenshandeln in einem globalen Kontext.

Die Beschwerde stützt sich auch auf die Beurteilung des Falls durch die
Aufsichtsgremien der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO): Diese
besagt eindeutig, dass die Entlassung der Panarub-Beschäftigten nicht
gerechtfertigt war und eine Verletzung des fundamentalen Rechtes der
Beschäftigten auf Vereinigungsfreiheit darstellte. "Es gibt bisher kein
rechtliches Instrument, mit dem multinationale Unternehmen bei Arbeits- und
Menschenrechtsverletzungen in ihren Lieferketten zur Verantwortung gezogen
werden können", so Ferenschild weiter. "Das Beschwerdeverfahren der OECD,
das wir nun gemeinsam mit indonesischen und europäischen PartnerInnen
anstrengen, kann aber zumindest dazu genutzt werden, dass Adidas zu den
Vorwürfen offiziell Stellung nehmen muss."


Weitere Informationen:

Alle Details des Falls sowie die bisherigen Reaktionen von Adidas und
Mizuno sind unter folgenden Links zu finden:

https://www.business-humanrights.org/en/indonesia-adidas-mizuno-failed-to-address-labour-rights-abuses-in-supplier-factory-says-ccc-incl-company-response

https://www.business-humanrights.org/en/indonesia-union-alleges-freedom-of-association-wage-concerns-in-panarub-factory-linked-to-adidas-mizuno-includes-responses-rejoinders

Der Zwischenbericht der ILO aus dem Jahr 2016 inklusive der Empfehlungen an
die indonesische Regierung findet sich hier:

http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=1000:50002:0::NO:50002:P50002_COMPLAINT_TEXT_ID:3302041

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. März 2018

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de
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TERMINE/941: Raum Köln - Veranstaltungen mit Werner Heidenreich, März 2018 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter vom 2. Februar 2018

Veranstaltungen mit Werner Heidenreich



Fortlaufende Gruppen im buddhistischen Zentrum StadtRaum


Meditations- und Achtsamkeitskreise

Ort für alle Termine: Moltkestr. 79, 50674 Köln, 1. Etage im
Therapieraum, Klingel am Hauseingang neben dem Tor, 6 Euro pro
Abend

Di. 19.30 - 21.00 h Liebende Güte Meditation

Mi. 20.00 - 20.25 h Meditation 

Mi. 20.30 - 22.00 h Spiritueller Gesprächskreis 

Fr. 18.30 - 20.00 h Meditation und Austausch

So. 19.00 - 20.30 h Austausch über unsere Praxis, Fragen und
Erfahrungen, jeden 2. und 4. Sonntag im Monat, (nur mit
Anmeldung)

Anmeldung: werner.heidenreich@gmail.com oder 0171 - 450 40 30. Infos
auch unter wfak.de


Liebende Güte - Meditationskreis

Wir werden an den Abenden die buddhistisch Metta-Meditation"
praktizieren, in der wir eine wohlwollende und sanftmütige
Geisteshaltung aufbauen. Sie richten wir aus auf uns selbst, unserer
Familie, unsere Freunde und Bekannte und auch gegenüber den Menschen,
die uns Schwierigkeiten bereiten. Diese Form der Meditation kann sehr
kraftvoll sein und uns helfen zu einem generell offenen und
freundlichen Geist zu kommen, der unseren Alltag friedvoller und
angenehmer werden lässt. 

Anmeldung empfohlen: werner.heidenreich@gmail.com oder
0171 - 450 40 30. Infos auch unter wfak.de


Meditations- und Achtsamkeitskreis

Freitags, 18.30 - 20.00 h, 

Es wird jeweils 2 Mal 25 Minuten meditiert, zwischen den beiden
Sitzperioden gibt es eine Gehmeditation. Nach dem Meditieren folgt ein
Austausch zu einem kurzem Text aus einem Buch, meist von Thich Nhat
Hanh. 

Anmeldung empfohlen: werner.heidenreich@gmail.com oder 0171 - 450 40
30. Infos auch unter wfak.de


Spiritueller Gesprächskreis

Mittwochs, 20.30 - 22.00 Uhr

Im Kreis tauschen wir uns über unsere Alltagserfahrungen aus,
inspirieren uns gegenseitig und lesen gemeinsam Texte, die uns Hilfe
und Orientierung auf unserem Weg geben. Für den Austausch steht die
konkrete eigene Praxis im Vordergrund, auf abstrakte Lehrinhalte und
theoretische Erwägungen verzichten wir. Einstieg jederzeit möglich,
nur mit Anmeldung:

werner.heidenreich@gmail.com oder 0171 - 450 40 30

Infos auch unter wfak.de

Austausch über unsere Praxis, Fragen und Erfahrungen - offener Kreis
Immer am zweiten und vierten Sonntag im Monat. Bitte bei Interesse
nachfragen 18.30 - ca. 20.00 Uhr

Auf der Basis von achtsamer Kommunikation tauschen wir uns über das
Gelingen und die Schwierigkeiten in den Begegnungen mit unseren
Mitmenschen aus. Hierbei helfen wir uns gegenseitig mit unserer
Erfahrung und Weisheit.

Erstbesucher können in der Gruppe auch nur als Beobachter teilnehmen.
Sie entscheiden selbst, ob sie sich dem neuen Kreis gegenüber
einbringen wollen oder lieber erst Mal nur zuhören wollen.

Bitte zum ersten Besuch anmelden: werner.heidenreich@gmail.com oder
0171 - 450 40 30. Infos auch unter wfak.de

Beratung und Begleitung zu den Themen: spirituelle Praxis,
Kommunikation und Achtsamsamkeit

Termine und Anfragen: werner.heidenreich@gmail.com Tel.: 0171 - 450 40
30

Achtsamkeit in der Kommunikation - Abendkurs

Referent: Werner Heidenreich

Do, 22.03. - 19.04.18; 19.00 - 20.30 Uhr (5 Abende); Moltkestr. 79,
50674 Köln, Hauseingang, bei Praxis klingeln; Kursgebühr: 120 Euro

Ständig kommunizieren wir, oft spontan und unbewusst. Wir könnten
glauben, dies sei die natürliche und optimale Form unserer
Kommunikation. Betrachten wir sie näher, erkennen wir, dass sie
geprägt ist von Erfahrungen, Einflüssen und Verhaltensmustern und
gelenkt wird von unseren Gefühlen und Konzepten. Besonders belastende
Gefühle verleiten uns oft zu Äußerungen, die das Gegenteil von dem
bewirken, was wir eigentlich erreichen wollen.

In diesem Seminar werden wir "Achtsamkeitsglocken" für die
Kommunikation kennenlernen und uns mit der Achtsamkeit beim Hören und
Sprechen beschäftigen. Mit einfachen Schritten, die uns zu einer
bewussten und achtsamen Kommunikation führen, lernen wir die jeweilige
Situation, die Botschaften unserer Mitmenschen und unsere eigene
Befindlichkeit wahrzunehmen und achtsam zu kommunizieren. Wir
betrachten dabei unsere Worte und ihre möglichen Wirkungen auf unsere
Mitmenschen. Wir erkennen, wo wir manipulieren oder angreifen und
auch, wie wir manipuliert oder angegriffen werden.

Wir werden fähig, diesen Kreis von gegenseitigen Un- und
Missverständnissen zu durchbrechen und harmonisch und friedvoll zu
kommunizieren. Wir entwickeln Empathie für uns selbst und unser
Gegenüber und entschleunigen unser Kommunizieren. Wir reagieren auf
Konflikte und Krisen mit einem offenem und stabilen Geist und können
auf eine sehr tiefe und liebevolle Weise Verstehen entwickeln.

Anmeldung über werner.heidenreich@gmail.com

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 2. März 2018

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

E-Mail: Werner.Heidenreich@gmail.com

Internet: www.stadtraum.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06503: Eine zauberhafte Maschine (SB)


Der Schachtürke des Barons von Kempelen hatte den europäischen
Kontinent seinerzeit recht ordentlich durcheinandergewirbelt.
Menschenhaufen liefen überall zusammen, um die denkende Maschine zu
begutachten und hinter ihr Geheimnis zu kommen. Alles, was Rang und
Namen hatte in Wissenschaft und Kultur, stürzte sich auf das Rätsel.
War die Konstruktion vom Handwerklichen her bereits ein einmaliges
Meisterwerk, so verblüffte nicht minder, daß niemand mit Blick ins
Innere der Maschine einen Menschen, darin versteckt, entdecken konnte.
So ging der "Türke" auf Reisen, spielte gegen den französischen
Soldatenkaiser Napoleon zwei Partien siegreich und verschwand dann,
als das Interesse allmählich abklang, nach Amerika, wo die Maschine
ebenfalls Aufsehen und Gemüter erregte. Selbst der für seine
phantastischen Romane bekannte amerikanische Schriftsteller Edgar
Allen Poe widmete dem Schachtürken eine Geschichte. Schließlich verlor
die Maschine auch als Jahrmarktssensation ihren Reiz und ging im
Chinesischen Museum in Philadelphia beim Brand des Jahres 1854 in
Rauch und Flammen auf. Nun, Wanderer, ob der darin hockende
Schachspieler, ein Zwerg vermuteten viele mit einem ausgesprochenen
Schachverstand, auch das heutige Rätsel der Sphinx gelöst hätte? Der
schwarze König steckt tief in der Falle. Wie ihn aber am schnellsten
zur Strecke bringen?






[image: SCHACH-SPHINX/06503: Eine zauberhafte Maschine (SB)]



Hartston - Gligoric

Hastings 1965


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Schachtheorie lebt von neuen Einsichten, und so bereicherte Stean
die Literatur mit der verbesserten Variante 1.Lg5-f4! Sa6-c7 -
1...Ld6xf4+ 2.Dg3xf4 Th8-f8 3.Df4-e4+ Ke6-f6 4.Sc3-d5+! - 2.Lf4xd6
Dc5xd6 3.Tb7-b6! Dd6xb6 4.Dg3-g6+ Ke6-d7 5.Dg6xb6 Th8-h6 6.Db6-d4+ Th6-
d6 7.Dd4xg7+ Kd7-c6 8.Sc3-e4 Td6-d5 9.Dg7-f6+ Kc6-b7 10.Se4-c3 Td5-c5
11.Df6-f3+ Kb7-a6 12.Sc3-e4 Tc5-d5 13.Se4-f6! und Schwarz gab auf, da
er nach 13...Td5-c5 14.Df3-a3+ Ka6-b6 15.Sf6-d7+ am Lebensnerv
getroffen worden wäre.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/643: Köln - 8. Medienpädagogische Netzwerktagung - Ethik und Games, 23.03.18


Technische Hochschule Köln

8. Medienpädagogische Netzwerktagung - Ethik und Games



Das Institut Spielraum der TH Köln lädt zur Medienpädagogischen
Netzwerktagung ein. Akteur*innen aus Wissenschaft und Praxis
präsentieren und diskutieren zum Abschluss des Projekts "Ethik und
Games" Methoden, Projekte und Erkenntnisse.

Das Projekt "Ethik und Games" wird im Forschungsschwerpunkt
"Medienwelten" am Institut für Medienforschung und Medienpädagogik
(IMM) der TH Köln realisiert und durch das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die Bundeszentrale für
politische Bildung und das Ministerium für Kinder, Familie,
Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen gefördert.

Hinweise zur Teilnahme:

Anmeldung unter https://www.th-koeln.de/hochschule/8-medienpaedagogische-netzwerktagung--ethik-u...

Termin:

FR 23.03.2018 10:30 - 18:00

Anmeldeschluss:

13.03.2018

Veranstaltungsort:

TH Köln

Campus Südstadt

"Bildungswerkstatt"

Ubierring 48, 50678 Köln

Nordrhein-Westfalen

Zielgruppe:

Wirtschaftsvertreter, Wissenschaftler

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis

Informationsdienst Wissenschaft e. V.

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/820: Bielefeld - Open Space No.4 "Sei realistisch. Plane ein Wunder." am 17.3.2018


Open Space No.4 "Sei realistisch. Plane ein Wunder."



Am Samstag findet der mittlerweile vierte Open Space im AlarmTheater
statt. Unter dem Titel "Sei realistisch. Plane ein Wunder." bringt das
Internationale Jugendensemble & friends wieder eine bunte Mischung aus
Texten, Tänzen, Musik, Gesang und Szenen auf die Bühne.

"Überall auf der Welt ein Zuhause zu finden, das ist doch das
Wunder." Seit 25 Jahren ist das AlarmTheater ein Zuhause für Menschen
in verschiedenen Lebenssituationen. An diesem Abend wollen wir mit
einem zweistündigen Bühnenprogramm feiern und laden alle herzliche
dazu ein. Im Anschluss können alle Gäste und Akteure bei einem
gemeinsamen Essen ins Gespräch kommen.

Ort: Alarmtheater

Gustav-Adolf-Str. 17, 33615 Bielefeld

Tel. 0521 / 137809, Fax 0521 / 9679162

Rubrik: Theater/Musical/Kabarett

Internet: http://www.alarmtheater.de

Veranstalter: AlarmTheater e.V.

Termine: 17.03.2018, 19:00 - 21:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSICAL/246: Bielefeld - "Falco - Das Musical" am 18.3.2018


Falco - Das Musical 



2018, zum 20. Todestag des Musikers, geht die Musical-Biographie über
die exzentrische und legendäre Pop-Ikone erneut auf Tournee durch
Deutschland, Österreich und die Schweiz. Premiere ist am 10. Februar
2018 in Landshut

FALCO - Das Musical befindet sich derzeit noch auf Premieren-Tournee
durch den gesamten deutschsprachigen Raum. Die größtenteils
ausverkauften Shows veranlassten die Produzenten zu mehrfachen
Verlängerungen. Mit 94 Vorstellungen und über 130.000 Besuchern wird
die diesjährige Tournee am 11. Juni 2017 ihr großes Finale mit einem
weiteren Zusatztermin in Wien feiern.

Am 6. Februar 2018 jährt sich Falcos Todestag, der bei einem
Autounfall in der Dominikanischen Republik starb, zum 20. Mal. "Das
Musical kann den Menschen und den perfekten Live-Performer wieder
frisch ins Gedächtnis bringen und einiges von der Faszination
vermitteln, die Falco damals zum Weltstar gemacht hat", erklärt Horst
Bork. "Das hätte sich der exzentrische Popstar zu Lebzeiten wohl nicht
träumen lassen...

Veranstalter: Hans Stratmann Konzertbüro GmbH & Co. KG

Ort: Stadthalle Bielefeld

Willy-Brandt-Platz 1, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 96360, Fax 0521 / 9636933

Rubrik: Theater/Musical/Kabarett

Termin: 18.03.2018, 19:00 Uhr

Karten bestellen - Preise: EUR 73,90/ EUR 63,90/ EUR 53,90/ EUR 43,90
Bei einem H im Ausweis für Rollstuhlfahrer oder Schwerbehinderte ist
die Begleitperson frei

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/768: Mainz - "Don Carlo" von Giuseppe Verdi, Premiere 17.3., Termine bis 27.5.18


Staatstheater Mainz

DON CARLO von Giuseppe Verdi

Premiere am 17. März um 19.30 Uhr im Großen Haus



Aus politischem Kalkül hat der spanische König Filippo II. die
französische Königstochter Elisabetta di Valois geheiratet - die große
Liebe seines Sohnes Carlo. Es bricht dem jungen Mann das Herz, dass
ihm seine ehemalige Verlobte nun als Stiefmutter begegnen muss. Doch
die vergiftete Atmosphäre am Hof scheint sich zu entspannen, als der
Marchese di Posa, Carlos Jugendfreund, auftaucht - und mit ihm neue,
revolutionäre Ideen. Bald schon spielt der Marchese ein dreifaches
Spiel: als Liebesbote für Carlo, als Vertrauensmann des verschlossenen
Königs und als Unterstützer der freiheitshungrigen Flamen in ihrem
Aufstand gegen die spanische Krone. Sein Mut scheint sich auszuzahlen,
doch der aus Liebe verwirrte Carlo ist ihm keine Hilfe und die Heilige
Inquisition schläft nicht: Ihre Vertreter setzen alles in Bewegung, um
Spanien wieder in Friedhofsruhe zu hüllen.

Beeindruckende Charakterisierungskunst und bewegende seelische
Konflikte machen Don Carlo zu einer der faszinierendsten Partituren
Giuseppe Verdis. Die Selbstständigkeit des Orchesters verstärkt die
Dramatik des Werkes, das mit seiner düsteren Atmosphäre beeindruckt.

Musikalische Leitung: Hermann Bäumer

Inszenierung: Elisabeth Stöppler

Bühne: Hermann Feuchter

Kostüme: Su Sigmund

Chor: Sebastian Hernandez-Laverny

Dramaturgie: Elena Garcia-Fernandez

Besetzung:

Philipp II., König von Spanien: Derrick Ballard

Don Carlos, Infant von Spanien: Philippe Do

Rodrigo, Marquis von Posa: Brett Carter

Ein Mönch (Kaiser Karl V.) / Der Großinquisitor: Stephan Bootz

Elisabeth von Valois: Vida Mikneviciute

Die Prinzessin Eboli: Linda Sommerhage

Tebaldo, Page Elisabeths / Stimme vom Himmel: Alexandra Samouilidou

Der Graf von Lerma / Ein Herold: Johannes Mayer

Chor und Extrachor des Staatstheater Mainz

Philharmonisches Staatsorchester Mainz

Weitere Spieltermine: 21.3., 1., 5. und 20.04. sowie 9. und
27.5.

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Internet: www.staatstheater-mainz.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1160: Bielefeld - Molière "Der Menschenfeind" am 17., 21. und 23.3.2018


Molière "Der Menschenfeind"



Alceste kann nicht anders, er sagt, was er denkt. Das ist nicht ohne
Tücke, lügen doch alle anderen ständig. Sei es aus Höflichkeit, Angst,
Nachsicht, Dummheit, Unkenntnis oder Professionalität. Ein Herz, das
keine Unterschiede kennt, ist Alceste zu groß, er will der sein, der
er ist. Ein Freund für alle ist ihm kein Freund, deshalb verstößt er
Philinte. Gegen Oronte prozessiert er, weil er dessen Gedichte hasst.
Einen Verteidiger lehnt er ab, da er sich auf die Wahrheit verlassen
will. Dem Richter zu schmeicheln kommt ihm nicht in die Tüte.
Ausgerechnet dieser radikale Idealist verliebt sich in Célimène. Die
strahlende Salonlöwin, leichtfertige wie verführerische Königin des
Gossip und Mittelpunkt der Gesellschaft, lästert über jeden und
verscherzt es sich mit niemandem. Alceste sieht sich als ihr Retter
und träumt von einem zurückgezogenen gemeinsamen Leben. Er macht den
Beziehungsfehler Nummer eins: Er glaubt zu wissen, wie sie »wirklich«
ist und will ihr helfen, sich zu ändern.

Worauf kommt es eigentlich an: auf Überzeugung oder Manieren? Und
wann wird Meinung zum Vorurteil? Wann ist es besser, nicht laut zu
denken? Ist Small Talk überflüssig oder überlebensnotwendig? In Zeiten
eines beliebigen Umgangs mit Fakten scheint Molières
Gesellschaftskomödie wie aus dem Diskurshimmel herabgefallen. Ihre
schwebenden Wortduelle bringen dem verbissenen Ringen um Wahrheit in
einer verlogenen Welt Leichtigkeit und Gedankenschärfe zurück.

Ort: Stadttheater

Niederwall 27, 33602 Bielefeld

Rubrik: Städtische Bühnen

Termine:

17.03.2018 - 19:30 Uhr

21.03.2018 - 20:00 Uhr

23.03.2018 - 20:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/353: Bielefeld - "Auf dünnem Eis" am 18. März 2018


Auf dünnem Eis - (Couple en Danger)

Komödie von Eric Assous mit Petra Kleinert und Roberto Guerra

Der Star aus "Mord mit Aussicht" zum ersten Mal auf Tournee !



"Szenen einer Ehe - frisch, witzig, frech und unglaublich modern..."

Karine und Didier sind ein ganz normales Paar. Sie haben sich gerade
"Die Brücken am Fluss" mit Meryl Streep und Clint Eastwood angeschaut.
Und jetzt fragt Karine sich, ob man bei einem Partner bleiben sollte,
auch wenn man ihn nicht mehr so liebt wie zu Beginn? Er fragt sich gar
nichts. Er möchte einfach nur schlafen.

Doch Karine bleibt hartnäckig: Sind sie noch ineinander verliebt? Und
wenn nicht, was hat sie ins Schleudern gebracht? Und ist es dann
möglich, wieder in den Zustand vor diesem schleichenden
Auseinanderleben zurück-zukehren?

Karine und Didier konfrontieren den anderen mit unangenehmen
Wahrheiten, fragen sich gegenseitig aus, sie hassen und sie lieben
sich - kurzum, sie ziehen Bilanz über ihr gemeinsames Leben.

Ein brillantes Stück, mit vielen funkelnden Dialogen und einer
grandiosen Besetzung ! Ein schauspielerisches Fest !

Der Vorverkauf beginnt am 19. Februar 2018 im Zimmer 111 des
Bezirksamtes Brackwede sowie telefonisch unter 51-53 33

Ort: Realschule Brackwede

Kölner Str. 40, 33647 Bielefeld

Rubrik: Theater/Musical/Kabarett

Internet: https://www.theatergastspiele-fuerth.de/auf-dnnem-eis 

Veranstalter: Bezirksamt Brackwede / Brackweder Kulisse

Termine: 18.03.2018, 20:00 - 22:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHÄDLING/053: Borkenkäfer - Die Situation spitzt sich zu (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
- 08.03.2018

Borkenkäfer: Die Situation spitzt sich zu



Die durch den Borkenkäfer befallene Menge Fichtenholz ist 2017 in der
Schweiz wieder angestiegen und betrug insgesamt 320.000 Kubikmeter.
Das ist drei- bis viermal mehr als das durchschnittliche Niveau der
Jahre 2008-2012. Dies ergab die jährliche Umfrage von Waldschutz
Schweiz an der Eidg. Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft
WSL.




[image: Foto: © Beat Wermelinger, Eidg. Forschungsanstalt WSL]

Buchdrucker im Abflug.


Foto: © Beat Wermelinger, Eidg. Forschungsanstalt WSL



Schäden durch Stürme, Schneedruck sowie sommerliche Hitze- und
Trockenperioden schwächten viele Fichtenbestände, dies vor allem auf
der Alpensüdseite, in Teilen Graubündens und in den Tieflagen des
Schweizerischen Mittellandes. Durch Umwelteinflüsse oder Krankheiten
geschwächte oder frisch abgestorbene Fichten sind Brutherde für
Borkenkäfer. Die Fichte ist die bedeutendste Wirtschaftsbaumart der
Schweiz.

Jene Regionen, die schon in den Hitzesommern 2015 oder 2016
überdurchschnittlich unter dem Buchdrucker (Ips typographus) litten,
der wichtigsten heimischen Borkenkäferart, hatten 2017 erneut
deutlichen Befall zu beklagen. Im nördlichen Teil des Kantons Zürich
und im Kanton Thurgau sorgten lokale Sommerstürme zusätzlich für
frisches Brutmaterial. In den Voralpen blieb die Situation 2017
hingegen noch mehrheitlich ruhig.




[image: Grafik: © Waldschutz Schweiz, Eidg. Forschungsanstalt WSL]

Buchdrucker: Menge des Käferholzes und Anzahl der Befallsherde
(Käfernester) in der Schweiz von 1998-2017.

Grafik: © Waldschutz Schweiz, Eidg. Forschungsanstalt WSL



Situation beunruhigend

"Auch wenn es weiterhin Gebiete mit wenig Käferbefall gibt, darf
gesamtschweizerisch nicht mehr von einer beruhigten Situation
gesprochen werden", urteilen die WSL-Fachleute. Andererseits wäre es
übertrieben, von einer Massenvermehrung zu sprechen, wie sie in den
Jahren nach dem Sturm Lothar aufgetreten war. Dank dem späten
Flugbeginn im Frühling reichte es 2017 nicht zu einer dritten
Buchdruckergeneration.

Die Buchdrucker-Populationen sind derzeit in verschiedenen Regionen
der Schweiz grösser als der naturgegebene ("eiserne") Bestand dieser
Insekten, die im Wald immer vorhanden und ein wichtiger Bestandteil
des Ökosystems sind. Landesweit hat die Anzahl der neu entstandenen
Befallsherde von 3.540 Stück im Jahr 2016 auf 4.600 Stück im Jahr 2017
zugenommen.

Aussichten für 2018 nicht rosig

Sorgen bereitet den Experten von Waldschutz Schweiz hingegen die
Tatsache, dass in den vergangenen Jahren recht viele Käferbäume
ungenutzt in den Beständen verblieben, in einzelnen Regionen mehr als
20 Prozent. Mit den verbreiteten Schäden durch die Winterstürme
Burglind, Evi und Friederike vom Januar 2018 wurde zudem viel frisches
Brutmaterial geschaffen.

Als wichtigste Massnahme zur Begrenzung zusätzlicher Schäden durch den
Buchdrucker empfiehlt die Eidgenössische Forschungsanstalt WSL die
rechtzeitige Räumung eines Grossteils der im Januar 2018 entstandenen
Sturm- und frischer Käferschäden. Ab kommendem Frühjahr vermehrt
durchgeführte Kontrollgänge durch das lokale Forstpersonal können
helfen, neuen Stehendbefall frühzeitig zu erkennen. Insbesondere
Gebiete mit Sturmschäden und solche mit bereits erhöhtem Käferbefall
aus dem Vorjahr sollten 2018 vorrangig überwacht werden.

Die Aussichten für das laufende Jahr seien demzufolge tendenziell eher
düster. Treten erneut ausgedehnte Hitze- und Trockenperioden auf,
müsse mit einem weiteren Anstieg der Käferpopulationen gerechnet
werden.




Weitere Informationen finden Sie unter

Medienmitteilung: 

https://www.wsl.ch/de/newsseiten/2018/03/borkenkaefer-die-situation-spitzt-sich-zu.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690530

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL,

Reinhard Lässig, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VIELFALT/239: Wie und wodurch schwindet die biologische Vielfalt regional? (idw)


Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung - 12.03.2018

Wie und wodurch schwindet die biologische Vielfalt regional?

Weltbiodiversität bringt neue Berichte



Vom 17. bis 24. März 2018 treffen sich die Vertreter der 128
Mitgliedsstaaten sowie der Wissenschaften, Verbände und andere
Beobachter zur 6. Vollversammlung des Weltbiodiversitätsrates IPBES in
Medellín, Kolumbien. Hohe Erwartungen sind daran geknüpft: Ganze fünf
Berichte zum Wissensstand über die Ökosysteme und deren Beiträge zum
Wohlergehen der Menschen stehen zur Genehmigung. Sie widmen sich den
regionalen Unterschieden des Wandels der Biodiversität sowie dem Thema
der Landdegradierung. Über 20 wissenschaftliche Expertinnen und
Experten deutscher Forschungseinrichtungen haben zu den Berichten
beigetragen. Im NeFo-Blog begleiten wir die Konferenz und kommentieren
die Vorgänge.

Die biologische Vielfalt der Welt geht verloren und damit die
Fähigkeit der Natur, zum menschlichen Wohlbefinden beizutragen. Dieser
Verlust ist neben dem Klimawandel eine der größten Bedrohungen der
Zukunft der Menschheit auf dem Planeten. Diese Botschaft sendet der
Weltbiodiversitätsrat im Vorfeld seiner sechsten Vollversammlung an
die Menschen in aller Welt, um auf den massiven Schwund intakter
Lebensräume, deren Tier- und Pflanzenarten sowie deren grundlegende
Bedeutung zum Wohlergehen der Erdbevölkerung aufmerksam zu machen.

Bis 2020 soll der globale Rückgang der Biodiversität gestoppt sein.
Dieses Ziel hat sich die Staatengemeinschaft im Rahmen des
UN-Übereinkommens über die biologische Vielfalt CBD gesetzt. Doch
globale Verhandlungen zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der
Natur sind von vielen verschiedenen nationalen Interessen geprägt. Je
nach politischer Haltung werden unterschiedliche wissenschaftliche
Studien angeführt, die eine gemeinsame Linie enorm erschweren.

Um eine gemeinsame Diskussionsgrundlage herzustellen haben die
Regierungen 2012 die Intergovernmental Science-Policy Platform on
Biodiversity and Ecosystem Services (IPBES) gegründet. Dieses
unabhängige zwischenstaatliche Gremium soll das bestmögliche Wissen
zum Zustand und zur Entwicklung der Ökosysteme, zu den Triebkräften
des Wandels, zur Bedeutung für den Menschen und zu politischen
Handlungsoptionen zusammentragen. Es wird auch als das Pendant zum
Weltklimarat IPCC in Naturschutzfragen betrachtet.

Die Ursachen für den Wandel aber auch die Auswirkungen auf die
menschlichen Bevölkerung sind in den verschiedenen Regionen der Welt
völlig unterschiedlich. Entsprechend unterschiedlich müssen auch die
Politikansätze und Gegenmaßnahmen aussehen. Aus diesem Grund hat der
Weltbiodiversitätsrat IPBES vier Weltregionen spezifisch betrachtet:
Amerika, Afrika, Europa-Zentralasien und Asien-Pazifik. Ein fünfter
Bericht untersucht die Entwicklungen bei der Degradierung von
Landflächen und natürlichen Lebensräumen, sowohl regional als auch
global. Insgesamt 550 führende Expertinnen und Experten aus mehr als
100 Ländern beteiligten sich als internationale Autorenteams.


Die vier regionalen Berichte befassen sich inhaltlich mit
folgenden Fragen:


	Wie wirken sich Biodiversität und Ökosystemfunktionen auf die Wirtschaft, Ernährungssicherheit und gute Lebensqualität aus? Oder: Warum ist Biodiversität wichtig?

	Wie ist der aktuelle Zustand und wie verändern sich biologischen Vielfalt, Ökosystemfunktionen und der Beitrag der Natur zum menschlichen Leben, etwa zu Wirtschaft und Existenzsicherung?

	Welche Triebkräfte bewirken die Veränderung bzw. Gefährdung der biologischen Vielfalt?

	Welche gesellschaftlichen Leitmuster führen zu welchen Endzuständen der Natur und ihres Beitrags zu menschlichen Leben? Die Analysen greifen mehrere Jahrzehnte zurück und projizieren dann die wahrscheinlichen Wechselwirkungen zwischen Mensch und Natur für Jahrzehnte in die Zukunft, in Abhängigkeit von verschiedenen Entscheidungswegen.

	Welche Politiken und Governance-Strukturen können zu einer nachhaltigeren Zukunft führen?

	Was sind die wichtigsten Wissenslücken?



Der Bericht zu Landdegradierung und -wiederherstellung wird globale
Bedrohungen für Landflächen und natürliche Lebensräume aufzeigen und
eine Reihe der besten verfügbaren Lösungen zur Verringerung der
ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Risiken liefern. Er soll
allen Entscheidungsträgern helfen, fundierte Entscheidungen zu
treffen, um die Landdegradierung zu stoppen und den Zustand der
Ökosysteme zu verbessern. Landdegradierung stellt ein zentrales
Problem auf fast allen Kontinenten dar und verursacht global gesehen
jährlich Kosten von rund 40 Mrd. Dollar. Der Bericht stellt außerdem
die Konsequenzen der Landdegradierung für die Erreichung politisch
gesetzter Ziele im Rahmen der UN-Nachhaltigkeitsagenda, dem Pariser
Klimaabkommen oder dem UN-Übereinkommen über die biologische Vielfalt
CBD heraus.



Mehr Informationen zu den einzelnen Berichten finden Sie in den
englischsprachigen Kurzvorstellungen von IPBES:

https://www.ipbes.net/ipbes-6-primers

Eine Übersicht über die beteiligten Expertinnen und Experten aus
Deutschland sowie Links zu Expertensteckbriefen finden Sie auf der
Webseite der Deutschen IPBES-Koordinierungsstelle: 

http://de-ipbes.de/media/content/Uebersichtstliste_Experten_DEU_Stand_20180116.pdf

Das NeFo-Team ist vor Ort vertreten und kommentiert im NeFo-Blog
gemeinsam mit anderen Expertinnen und Experten die Verhandlungen und
Themen rund um die Konferenz. Im ersten Blog finden Sie allgemeine
Informationen zum Ablauf und den Themen der Konferenz:

http://biodiversity.de/blog/ipbes-6-medellin-2018

Die Ergebnisse der regionalen Berichte dienen als Grundlage für einen
umfassenden globalen IPBES-Berichtes, der 2019 erscheinen soll. Im
NeFo-Video erklären einige der beteiligten Autorinnen und Autoren,
welche Fragen behandelt wurden und was sie beisteuern konnten:

http://biodiversity.de/videos

Weitere Informationen zum 6. Plenum des Weltbiodiversitätsrates finden
Sie unter 

http://www.ipbes.net/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690656

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1521

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung, Sebastian Tilch,

12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/693: Die Vermessung der Arktis - Rußpartikeln auf der Spur (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 12.03.2018

Die Vermessung der Arktis: Rußpartikeln auf der Spur

Wissenschaftler starten Flugkampagne im Nordosten Grönlands



Das AWI-Forschungsflugzeug Polar 5 bricht am 15. März auf nach
Grönland. Vom äußersten Nordosten der Insel aus untersucht ein
internationales Wissenschaftlerteam vier Wochen lang, wie sich die
Arktis verändert. In der PAMARCMiP-Kampagne messen sie das Meereis und
die Atmosphäre zwischen Grönland und Spitzbergen - am Boden, mit einem
Fesselballon und vom Flugzeug aus. Dabei haben sie es vor allem auf
Rußpartikel abgesehen.




[image: Foto: Stefan Hendricks/Alfred-Wegener-Institut]

Ein Forschungsflugzeug des Alfred-Wegener-Instituts

Foto: Stefan Hendricks/Alfred-Wegener-Institut



Bremerhaven, 12. März 2018. Bislang ist Grönland nicht gerade für
Flächenbrände bekannt. Doch in einer Torflandschaft im Westen der
Insel breitete sich im vergangenen Sommer ein Feuer über mehrere
Quadratkilometer aus. Satellitenbilder zeigten die enorme
Rauchentwicklung. Sollten solche Brände in der Arktis in Zukunft
zunehmen, hätte das selbst für nahezu unbewohnte Regionen Auswirkungen
mit ungewissem Ausgang. Wenn sich Rußpartikel - sogenannter Black
Carbon - auf dem Schnee und Eis ablagern, reduziert sich deren
Reflexionsvermögen und die Oberfläche absorbiert mehr Sonnenstrahlung.
Dadurch wiederum schmilzt das Eis noch schneller als bisher.

Mögliche Brände sind aber nur eine von vielen Quellen für Rußpartikel.
"Wir sehen in der Arktis schon jetzt eine deutliche Zunahme der
Schifffahrt. Außerdem rückt die Region immer weiter in den Fokus für
den Abbau von Ressourcen. Deshalb wollen wir auf unserer Kampagne
herausfinden, welche Konsequenzen die damit verbundene Zunahme an Ruß
und anderen Aerosolpartikeln mit sich bringen wird", sagt Andreas
Herber, Projektkoordinator am Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI). Die Partikel
seien außerdem so klein und leicht, dass sie selbst aus weit
entfernten Gebieten in Sibirien oder Nordamerika bis nach Grönland
gelangen können.

Rund 30 Wissenschaftler und Techniker aus Deutschland, Dänemark, den
Niederlanden und Japan werden in den nächsten vier Wochen von der
grönländischen Forschungsstation Villum aus Flugbeobachtungen und
Bodenmessungen durchführen und dabei unter anderem Ruß im Schnee und
in den Wolken untersuchen. Die Kampagne PAMARCMiP (Pan-Arctic
Measurements and Arctic Climate Model Intercomparison Project) ist
Teil des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten
Sonderforschungsbereichs 172 - Arktische Klimaveränderungen. Ziel des
Forschungsverbundes ist es, die Klimaentwicklung in der Arktis mit
verschiedenen Methoden und über längere Zeiträume zu beobachten, um
die Verlässlichkeit von Modellen zur Vorhersage der beobachteten
Erwärmung in der Arktis weiterentwickeln zu können. Die Ursachen
dieser überdurchschnittlichen Erwärmung beruhen auf vielfältigen
Faktoren, die das Klima in dieser Region beeinflussen, die aber bisher
noch nicht vollständig bekannt sind. "Die Messungen während PAMARCMiP
sind ein wichtiger Baustein im Puzzle der arktischen Klimaveränderung.
Eine Zusammenarbeit verschiedener Teilprojekte des
Sonderforschungsbereichs hilft uns dabei, Beobachtungen mit Hilfe von
Wetter- und Klimamodellen besser zu interpretieren. Außerdem erhoffen
wir uns dadurch neue Schlussfolgerungen zum Beispiel über die
derzeitigen Quellen und Transportwege von Ruß in die Arktis", sagt
André Ehrlich vom Leipziger Institut für Meteorologie der Universität
Leipzig, das diesen DFG-Sonderforschungsbereich koordiniert.

In insgesamt 70 Flugstunden wollen die Wissenschaftler neben dem Ruß
und anderen Partikeln noch viele weitere Parameter messen - darunter
etwa die Meereisdicke, die als Schlüsselgröße für die Entwicklung des
Meereises gilt. "Im Klimasystem spielt nicht nur die Ausdehnung des
arktischen Meereises eine Rolle. Wir müssen auch genau wissen, wie
dick es ist. Nur dann können wir sagen, ob das Meereis insgesamt
weniger wird", sagt Andreas Herber. Die Messung erfolgt mit einer
Meereisdickensonde, dem sogenannten EM-Bird, die an dem
Forschungsflugzeug Polar 5 angebracht ist und während des Flugs auf
eine Höhe von etwa 10-15 Metern über dem Meereis hinabgelassen wird.
Verknüpft man die Messung mit Satellitendaten, lässt sich abschätzen,
wie groß die Eismenge insgesamt ist.

Die Flugkampagne wird durch intensive Messungen am Boden ergänzt, die
als wichtige Referenz für die Flugzeugmessungen dienen. Hier nehmen
die Wissenschaftler etwa Schneeproben, um Korngröße,
Reflexionsvermögen und Konzentration der Rußpartikel zu untersuchen.
Ferner werden am Boden Messungen zur Häufigkeit von Aerosolpartikeln
durchgeführt, die die Bildung und das Gefrieren von Wolken
beeinflussen. Zur Verknüpfung von Boden- und Flugzeugmessungen kommen
ein Fesselballon und eine Drohne zum Einsatz, die meteorologische
Messungen bis in einer Höhe von 1.000 Metern ermöglichen. "Derartige
Untersuchungen sind speziell in der Arktis sehr wichtig, weil wegen
der komplizierten Struktur der dortigen Atmosphäre Bodenmessungen
alleine nicht aussagefähig sind", sagt Holger Siebert vom
Leibniz-Institut für Troposphärenforschung in Leipzig.

Zum ersten Mal dient während der diesjährigen PAMARCMiP-Kampagne die
grönländische Forschungsstation Villum als Basis. Für die
Wissenschaftler hat der Standort im äußersten Nordosten Grönlands
einen entscheidenden Vorteil: "Hier haben wir ideale meteorologische
Bedingungen für unsere Messungen. Es ist fast so, als würde sich die
Basis direkt auf dem Meereis befinden. Auf vergleichbaren Kampagnen
von Spitzbergen aus mussten wir teilweise erst weite Strecken fliegen,
um an die Meereisgrenze zu kommen", sagt Andreas Herber. Die entfernte
Lage ist jedoch auch eine logistische Herausforderung, denn die
Forschungsstation Villum ist für die Wissenschaftler und ihre
Ausrüstung weder per Schiff noch mit Linienflieger erreichbar.



Weitere Informationen zur Kampagne befinden sich unter:

http://www.ac3-tr.de/overview/observations/pamarcmip-2018/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690620

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und

Meeresforschung, Ralf Röchert, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/353: Luchs im Thüringer Wald - Rückkehr nach 200 Jahren (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 09.03.2018

Erstnachweis des Luchses im Thüringer Wald: Rückkehr der scheuen
Katze nach 200 Jahren



Leipzig/Oberschönau. Wissenschaftler des Forschungszentrums iDiv und
der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) haben mit
Unterstützung eines ortsansässigen Naturschützers im Thüringer Wald
erstmalig den Luchs nachgewiesen. Nördlich von Oberschönau wurde ein
erwachsenes Tier mit Hilfe einer Kamerafalle fotografiert. Damit ist
die Rückkehr des scheuen Beutegreifers in den Thüringer Wald 200 Jahre
nach seinem Verschwinden zweifelsfrei nachgewiesen.




[image: Bild: © Dirk Hirsch]

Eine Kamerafalle lieferte den Beweis: Der Luchs ist in den Thüringer
Wald zurückgekehrt.

Bild: © Dirk Hirsch



Der Luchs ist ein scheues Tier. Aber Dirk Hirsch ist ein hartnäckiger
Mann. Seit Jahren jagt der 49-Jährige nach einem wasserdichten Beweis,
dass der Luchs zurück ist im Thüringer Wald. Hinweise hat er zur
Genüge gefunden: ein gerissenes Hirschkalb mit Kehlbiss, Kratzspuren
im Fell, Spuren im Schnee, eine unklare Sichtung. Als Beweis reichte
dies nicht. Im Sommer 2017 nahm der gelernte Tischler und bekennende
Naturschützer Kontakt auf mit der Forschungsgruppe "Biodiversität und
Naturschutz" des Forschungszentrums iDiv und der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU). Die Forscher
stellten Hirsch zwanzig Fotofallen - Kameras mit Bewegungsauslösern -
zur Verfügung. In wenigen Monaten schoss Dirk Hirsch über 9.000 Fotos.
Auf einem war ein Tier zu erkennen, das ein Luchs hätte sein können.
Aber das Foto war unscharf, als Beweis reichte es nicht.




[image: Bild: © Dirk Hirsch]

Ein typisches Verhalten für den Luchs: Mit seinem Urin markiert er
einen Baum.

Bild: © Dirk Hirsch



Die Fotos von Mitte Februar 2018 lassen keinen Zweifel mehr zu: Der
Luchs ist zurück im Thüringer Wald - 200 Jahre nach seiner Ausrottung.
Die Aufnahmen und zusätzliche Spuren wurden mittlerweile vom Thüringer
Landesamt für Umwelt und Geologie bestätigt. Umweltministerin Anja
Siegesmund: "Wir freuen uns sehr, den Luchs endlich wieder auch im
Thüringer Wald begrüßen zu können. Unsere Bemühungen nach
unzerschnittenen Korridoren zeigen Wirkung. Das Engagement vieler für
Wildkatze und Luchs wird nun belohnt. Willkommen Luchs!" Prof.
Henrique Pereira, Leiter der Forschungsgruppe "Biodiversität und
Naturschutz" bei iDiv und MLU ergänzt: "Dass der Luchs nach 200 Jahren
in den Thüringer Wald zurückgekehrt ist, ist ein toller Erfolg für den
Naturschutz. Selbst in unserer dicht besiedelten Landschaft ist so
etwas möglich, wenn wir diesen Tieren Lebensraum bieten und bereit
sind, die Rückkehr von Wildnis zuzulassen."




[image: Spuren im Schnee - Bild: © Dirk Hirsch]

Im frischen Schnee hat Dirk Hirsch auch die Spuren des Luchses
entdeckt.

Bild: © Dirk Hirsch



Woher der Luchs gekommen ist, und ob er sich im Thüringer Wald
ansiedelt oder nur auf der Durchreise ist - das ist noch nicht klar.
Möglicherweise stammt das Tier aus dem Nationalpark Harz oder dem
Bayerischen Wald, die als Kerngebiete des Luchses gelten. Falls der
Luchs im Thüringer Wald sesshaft wird, könnte das Gebiet zu einem
wichtigen Trittstein werden bei der weiteren Ausbreitung des Luchses.

Die Rückkehr von großen Säugetieren ist ein Phänomen, das in ganz
Europa zu beobachten ist. Luchs und Wolf, aber auch Biber, Wildkatze
und Huftiere erobern ursprüngliche Lebensräume zurück. Dabei
profitieren sie vom Schutz gegen Bejagung und vom Schutz ihrer
Lebensräume sowie von deren Vernetzung.

Die Wissenschaftler von iDiv und MLU untersuchen, wie große Säugetiere
ihre Lebensräume nutzen und welche Effekte sie auf ihre Lebensräume
haben. Forschungsprojekte dazu gibt es u.a. im Nationalpark Harz und
in Portugal. Die Forscher erarbeiten Konzepte, wie wichtige Prozesse
in Ökosystemen wiederhergestellt werden können - zum Beispiel die
Ausbreitung von Tieren und Pflanzen oder die Regulierung von
Wildbeständen. Ziel ist es, die Widerstandsfähigkeit der Natur gegen
Umweltveränderungen zu verbessern. Die Rückkehr großer Säugetiere kann
hierzu einen wichtigen Beitrag leisten. Dabei ist es ein erklärtes
Ziel der Forscher, Maßnahmen zu entwickeln, die in Einklang stehen mit
der umgebenden Kulturlandschaft und mit den betroffenen Menschen. Die
Rückkehr des Luchses in den Thüringer Wald zeigt, dass dies möglich
ist.

Hintergrund

Der Luchs ist ein scheuer Waldbewohner, der für den Menschen
weitgehend unsichtbar bleibt. Er kann in einer Nacht Strecken von 40
bis 50 km zurücklegen. Luchse sind in ihrem Revier, das 10.000 Hektar
und mehr umfassen kann, ständig auf Achse. Der Luchs hat eine
Kopf-Rumpf-Länge zwischen 80 und 110 Zentimetern und eine Schulterhöhe
von etwa 55 Zentimetern. Damit ist er etwa so groß wie ein Schäferhund
und die größte Raubkatze Europas. Charakteristisch sind das
hellbraun-gefleckte Fell, die Haarpinsel auf den Ohren, sein
Backenbart und der Stummelschwanz mit schwarzem Ende. Der Luchs gehört
zur ursprünglichen Tierwelt unserer Wälder. Seine Hauptbeute sind
Rehe. Für den Menschen ist er ungefährlich. Dagegen ist der Mensch für
den Luchs sehr gefährlich: Die Art wurde über viele Jahrzehnte hinweg
ausgerottet. Nachdem der Luchs in Westeuropa verschwunden war,
wanderte er ab etwa 1950 aus angrenzenden Siedlungsgebieten wieder
ein. Der Straßenverkehr und illegale Abschüsse gelten heute als die
Hauptursachen dafür, dass seine Rückkehr teilweise zögerlich verläuft.
Laut der Roten Liste gilt der Luchs in Deutschland nach wie vor als
stark gefährdet.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.idiv.de/de/news/news_single_view/news_article/first_record.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690575

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig, Tabea Turrini, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/994: Mikroplastik verhindern! Ein Plädoyer für proaktive Ansätze (idw)


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 12.03.2018

Mikroplastik verhindern! Ein Plädoyer für proaktive Ansätze



In einer kürzlich in dem internationalen Fachjournal "Environmental
Science and Technology" erschienenen Veröffentlichung erläutern zwei
Wissenschaftler vom Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde
(IOW) ihren Standpunkt, warum im Zusammenhang mit Mikroplastik
legislative Maßnahmen sinnvoll sind, auch wenn das
Toxizitätspotenzial, das Mikroplastik in Bezug auf die natürliche
Umwelt aufweisen kann, noch nicht abschließend bestimmt ist.

Alexander Tagg, Umweltwissenschaftler, und Matthias Labrenz,
Umwelt-Mikrobiologe, reagieren damit auf Kritiker, die kürzlich
Gesetzesmaßnahmen zum Verbot von Mikroplastik in Kosmetik als
schädliche Aktionen bezeichneten, die durch eine massive
Medienabdeckung losgetreten wurden, obwohl sie angesichts des geringen
Anteils der Mikroplastiks am geschätzten Gesamt-Aufkommen von
Mikroplastik keine Lösung der Umweltproblematik darstellen können.

"Obwohl nach heutigem Wissensstand Mikroplastik in den meisten
Umwelt-Milieus noch kein toxisches Ausmaß erreicht hat, sollte es
nicht als schlechte Politik gebrandmarkt werden, wenn man Maßnahmen
einleitet, die das Erreichen solcher toxischen Ausmaße verhindern."
Matthias Labrenz ist besorgt über die Vielzahl von Eintragswegen, auf
denen Mikroplastik in unsere Gewässer gelangt. Die unzureichende
Rückhaltung der Partikel in kommunalen Kläranlagen, ist dabei nur ein
Aspekt. Zusammen mit seinem Kollegen Alexander Tagg konzentriert er
sich momentan auf Eintragswege über die Landwirtschaft, wie die
Nutzung von Klärschlamm und Gärresten aus Biogasanlagen zur Düngung
von Ackerflächen. Während ersteres bereits seit einiger Zeit
untersucht wird, steht letzteres erst neu im Fokus.

"Wenn wir uns anschauen, was an Kompost-ähnlichen Stoffen auf die
Äcker gebracht wird, finden wir viel mehr potentielle Quellen als nur
den Klärschlamm", erklärt Alexander Tagg. Gärreste aus Biogasanlagen
können durch Überreste von Plastikver-packungen aus
Lebensmittelabfällen kontaminiert sein, die heutzutage als Co-Substrat
in die Biogas-Produktion gegeben werde, um die Methanausbeute zu
erhöhen. So genannte bio-abbaubare Plastikmaterialien gelangen in die
Bio-Tonne, obwohl sie neben natürlich abbaubaren Polymeren wie Stärke
traditionelle, nicht abbaubare Polymere enthalten. Während sich die
ersten schnell zersetzen, geben sie damit auch große Mengen an
Mikroplastik frei. Wenn derart durchsetzte, Kompost-ähnliche Produkte
auf die Äcker gelangen, kann durch Bodenerosion der Transport von
Mikroplastik-Partikeln in die Gewässer weiterbefördert werden.

"Die Erfassung und Bewertung von Umweltschäden ist meist das
Hauptgeschäft der Umweltwissenschaften. Dabei sollte die Entwicklung
von Werkzeugen zur Vorhersage und Verhinderung von solchen Gefahren
doch im Vordergrund stehen", resümiert Alexander Tagg. Es existieren
bereits Modelle - wie zum Beispiel Modelle zur Vorhersage von
Bodenerosion, die genutzt werden könnten, um die Verschmutzung von
Gewässern durch Mikroplastik zu verhindern. Tagg & Labrenz plädieren
für ihren Einsatz, um mögliche Eintragspfade von Mikroplastik zu
schließen, bevor der Schaden da ist. Ihrer Meinung nach stehen die
landwirtschaftlichen Eintragspfade ganz oben auf der Agenda der
Umweltpolitik, die Management-Ansätze proaktiv anstatt reaktiv
behadeln sollte.

Nachzulesen unter:

Tagg, A. S. and M. Labrenz (2018). Closing microplastic pathways
before they open: A model approach. Environ. Sci. Technol., 

https://doi.org/10.1021/acs.est.8b00961

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690613

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde, Dr. Barbara Hentzsch, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/467: Endlagersuche Schweiz - Nachbesserungen bei Einbindung deutscher Interessen (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit:

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für kerntechnische
Entsorgung - Berlin, 9. März 2018

Endlagersuche Schweiz: Bund empfiehlt Nachbesserungen bei der
Einbindung deutscher Interessen



Die deutschen Interessen sind bei der Endlagersuche der Schweiz nicht
in ausreichendem Maße berücksichtigt worden. So lautet der
Hauptkritikpunkt einer Stellungnahme, die das Bundesamt für
kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) in Abstimmung mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
(BMUB) im Schweizer Beteiligungsverfahren eingereicht hat. Bis heute
konnten unter anderem Behör-den sowie Bürgerinnen und Bürger ihre
Einwände zu den bisherigen Endlagerplänen im Nachbarland einreichen.

"Es liegt in unserem Interesse, dass in der Schweiz wissenschaftlich
fundiert nach Endlagerstandorten gesucht wird, die eine bestmögliche
Sicherheit für Mensch und Umwelt bieten müssen", sagt Umweltministerin
Barbara Hendricks.

Nach aktuellen Plänen liegen die Anlagen, in denen die radioaktiven
Abfälle für das Endlager angeliefert und umgeladen werden, jedoch in
unmittelbarer Nähe zur deut-schen Grenze, teilweise sogar näher an
deutschen als an Schweizer Wohngebieten.

"Bei den Entscheidungen muss unabhängig von der Entfernung zu den
geplanten Anlagen nachvollziehbar sein, dass Sicherheitsaspekte im
Vordergrund stehen", sagt Wolfram König, Präsident des BfE. "Das wäre
ein Beitrag dafür, dass Entscheidungen von den betroffenen Bürgerinnen
und Bürgern mitgetragen werden können", so König. Das BfE hat im
Rahmen der Beteiligung die Interessen auf deutscher Seite gebündelt
und die Öffentlichkeit über ihre Beteiligungsmöglichkeiten informiert.

In der Schweiz wird seit 2008 nach einem Endlager für radioaktive
Abfälle gesucht. Zu dem Vorschlag, welche Standortregionen im weiteren
Verlauf der Suche noch genauer erkundet werden müssen, hatte die
Schweiz im November 2017 ein öffentliches Anhörungsverfahren
eingeleitet. Das Verfahren endet am 9. März diesen Jahres. Die zur
weiteren Erkundung vorgeschlagenen Standortregionen Jura Ost, Nördlich
Lägern und Zürich Nordost liegen alle in unmittelbarer Grenznähe. Die
Stellungnahme greift wesentliche Punkte von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern auf (Expertengruppe Schweizer Tiefenlager - ESchT),
die bereits im Januar 2018 eine Stellungnahme verfasst und der
Öffentlichkeit vorgestellt hatten. Die Expertengruppe hatte das
Bundesumweltministerium 2006 zur wissenschaftlichen Begleitung des
Schweizer Verfahrens gegründet.




Weitere Informationen:

Stellungnahme der Expertengruppe:

www.escht.de/downloads/escht-stellungnahme-etappe3-180118.pdf

Schweizerische Stellungnahme zur Etappe 2 des Sachplans geologische
Tiefenlager:

www.bfe.bund.de/SharedDocs/Downloads/BfE/DE/bfe/180307_bfe-stellungnahme-ch.html

https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 056/18, 09.03.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: service@bmub.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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AKTIONSTAGE/911: Mehr Leben im Jenfelder Bach - Aktionstag am 17.3. in Hamburg-Billstedt (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 9. März 2018

Mehr Leben im Jenfelder Bach

NABU sucht Helfer/innen für einen Bach-Aktionstag am Jenfelder Bach in
Hamburg-Billstedt am 17. März 2018.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, 17. März 2018 in Kooperation
mit dem Bezirksamt Hamburg-Mitte einen Bach-Aktionstag am Jenfelder
Bach. Freiwillige Helferinnen und Helfer werden zusammen mit
NABU-Aktiven ca. 10 Tonnen Kies und Geröll in den kleinen Stadtbach
einbauen. Gleichzeitig soll ein kleiner Teich angelegt werden. "Der
Jenfelder Bach hat sich abschnittsweise zu einem strukturreicheren
Bach gewandelt, jedoch gibt es noch einige strukturarme, sandige
Bereiche, die dringend bearbeitet werden sollen. Durch den Sand sind
an diesen Stellen bachtypische Lebewesen leider selten anzufinden",
erklärt Fritz Rudolph, der den Einsatz vor Ort leitet. "Wenn der Bach
sehr gleichförmig fließt, verteilt sich Sand über die gesamte
Gewässerbreite. Darin können aber nur wenige Tiere und Pflanzen leben.
Deshalb ist es wichtig, dass die Strömung durch den Kies variiert." In
schnell fließenden Bereichen kann sich Sand nicht so leicht ablagern
und die wertvollen Lebensräume zwischen den Kieseln bleiben länger
erhalten. Der von den Freiwilligen angelegte Teich soll Reptilien und
Libellen als Lebensraum dienen. Anwohner und interessierte
Bürger/innen sind herzlich eingeladen, mitzuhelfen und sich vor Ort zu
informieren.

Wer am Bach-Aktionstag am Jenfelder Bach mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 15. März 2018, 15:00 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, rudolph@NABU-Hamburg.de.
Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 035/18, 09.03.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3112: Fachgespräch "Sulfatprognose für Berlin und Brandenburg. Bleibt unser Wasser trinkbar?" - Berlin, 15.3.


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 13. März
2018

Zum Weltaktionstag der Flüsse am 14. März 2018 :

Klare Sache: Spree soll sauber bleiben!



Zum morgigen Weltaktionstag der Flüsse 2018 weisen die Landesverbände
des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Berlin und
Brandenburg auf die zentrale Rolle der Spree für die hiesige
Trinkwasserversorgung sowie Tier- und Pflanzenwelt hin.

Die Einhaltung der Sulfat-Grenzwerte für aus der Spree gewonnenes
Trinkwasser stellt die Wasserbetriebe vor eine Herausforderung,
welche neue Investitionen erfordert. Aus Sicht des BUND sollten die
Berliner und Brandenburger Wasserwerke diese Kosten nicht alleine
tragen müssen.

Letztes Jahr haben BUND Berlin und Brandenburg zusammen mit
zahlreichen Umweltorganisationen im Rahmen der Petition "Rettet unser
Wasser" über 25.000 Unterschriften von Bürgerinnen und Bürgern
gesammelt. Ziel des Unterfangens ist, für einen besseren Schutz des
Trinkwassers vor der Sulfatbelastung und eine Verteilung der Kosten
nach dem Verursacherprinzip einzustehen.

"Wir fordern, dass die Landesregierungen in Berlin und Potsdam die
LEAG zur finanziellen Verantwortung ziehen. Verschmutzter müssen
zahlen." sagt Diane Le Naour, Sprecherin des Arbeitskreises Klima und
Erneuerbare Energien vom BUND Berlin.

Der eisenhaltige Schlamm setzt sich am Gewässerboden ab und erstickt
jegliches Leben. Diese sogenannte Verockerung der Spree bedroht sogar
den Spreewald mit seiner wertvollen Natur und dem Tourismus. Der
Schlamm ist außerdem laut Untersuchungen des BUND Brandenburg stark
mit Schwermetallen und Arsen belastet.

Sascha Maier, Vorstand des BUND-Brandenburg, erklärt: "Wir fordern
einen schnellstmöglichen Ausstieg aus der Braunkohleverstromung.
Außerdem muss das Bergbauunternehmen nach dem Verursacherprinzip alle
Kosten für Maßnahmen übernehmen, welche zur Einhaltung der
Wasserrahmenrichtlinie nötig sind. Damit dies auch nach einer
Insolvenz des Bergbaubetreibers gesichert ist, müssen die Gelder
dringend als Sicherheitsleistungen eingezogen werden. Zudem müssen
allgemein gültige Grenzwerte für die Einleitung der Grubenabwässer
aus Tagebaugebieten festgelegt und das Monitoring durch ein
geeignetes Netz an Messstellen ausgeweitet werden."

Bei der Förderung von Braunkohle in den Tagebauen der Lausitz werden
schwefel- und eisenhaltige Gesteine aus der Erde freigelegt. Bei
Kontakt mit Luft und Wasser zerfallen diese zu Eisenocker und
Schwefelsäure, welche über Grubenabwässer erst in kleine Bäche und
dann in die Spree fließen. Während der ockerfarbene Eisenschlamm im
Spreewald zurück bleibt, gelangt wasserlösliches Sulfat weiter
flussabwärts und stellt ein Problem für die Trinkwasserförderung von
Frankfurt (Oder) und Berlin dar. Sulfat kann in hohen Menge im
Trinkwasser zu gesundheitlichen und ökologischen Effekten führen,
beispielsweise bei Menschen und hier besonders bei Kindern Durchfall
und Erbrechen verursachen.

Für Interessierte lädt das Bündnis Kohleausstieg Berlin zum
Fachgespräch "Sulfatprognose für Berlin und Brandenburg: Bleibt unser
Wasser trinkbar?" ein. Die Veranstaltung findet am Donnerstag, den
15.03.18 von 17 bis 19.30 Uhr im Berliner Abgeordnetenhaus (Raum
107), Niederkirchnerstraße 5, 10117 Berlin-Mitte statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation Info 5, 13.03.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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TOUR/510: Bus zur Roten Linie und Waldspaziergang im Hambacher Forst am 18.3.2018 (Attac Köln)


Attac Köln - 13. März 2018

Bus zur Roten Linie und Waldspaziergang im Hambacher Forst am
18.3.2018

gemeinsame Busfahrt zur Roten Linie Aktion und Führung im Hambacher
Forst, oder was davon noch übrig ist.



Wie schon im Sommer 2017 findet wieder eine Rote Linie Aktion statt:
Bis hierher und nicht weiter mit der Zerstörung des Waldes.

Außerdem wird Naturführer Michael Zobel die Schönheit des Waldes
zeigen.

Aktuelle Infos finden sich auf der Website von Attac-Köln.

Die Aktion beginnt um 11:30 und dauert circa 3-3,5 Stunden. Der Bus
wird vor Ort bleiben und uns warm und gemütlich nach Köln
zurückbringen. Rückfahrt startet pünklich um spätestens 16°°.


Abfahrt und Buchen:

Ort: Hans-Böckler-Platz

Zeit: 10:30 (bitte ein Viertelstunde vorher da sein!)

Unkostenbeteiligung: 10,- Euro (Solidaritätspreis 15,00 Euro) ermäßigt
5,- Euro

Anmelden und Platz reservieren: koeln@attac.de

Diese Bustour wird organisiert von Attac-Köln und unterstützt von: die
LINKE Kreisverband Köln, Initiative Tschö RheinEnergie und dem
Menschenrechtsprojekt im Allerweltshaus.

Rückfragen unter koeln[at]attac.de

 * 

Attac Köln, Körnerstr. 77-79 (Allerweltshaus)

50823 Köln-Ehrenfeld

E-Mail: koeln[at]attac.de

Internet: www.attac-koeln.de
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MELDUNG/150: Klare Sache - Spree soll sauber bleiben! (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 13. März
2018

Zum Weltaktionstag der Flüsse am 14. März 2018 :

Klare Sache: Spree soll sauber bleiben!



Zum morgigen Weltaktionstag der Flüsse 2018 weisen die Landesverbände
des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Berlin und
Brandenburg auf die zentrale Rolle der Spree für die hiesige
Trinkwasserversorgung sowie Tier- und Pflanzenwelt hin.

Die Einhaltung der Sulfat-Grenzwerte für aus der Spree gewonnenes
Trinkwasser stellt die Wasserbetriebe vor eine Herausforderung,
welche neue Investitionen erfordert. Aus Sicht des BUND sollten die
Berliner und Brandenburger Wasserwerke diese Kosten nicht alleine
tragen müssen.

Letztes Jahr haben BUND Berlin und Brandenburg zusammen mit
zahlreichen Umweltorganisationen im Rahmen der Petition "Rettet unser
Wasser" über 25.000 Unterschriften von Bürgerinnen und Bürgern
gesammelt. Ziel des Unterfangens ist, für einen besseren Schutz des
Trinkwassers vor der Sulfatbelastung und eine Verteilung der Kosten
nach dem Verursacherprinzip einzustehen.

"Wir fordern, dass die Landesregierungen in Berlin und Potsdam die
LEAG zur finanziellen Verantwortung ziehen. Verschmutzter müssen
zahlen." sagt Diane Le Naour, Sprecherin des Arbeitskreises Klima und
Erneuerbare Energien vom BUND Berlin.

Der eisenhaltige Schlamm setzt sich am Gewässerboden ab und erstickt
jegliches Leben. Diese sogenannte Verockerung der Spree bedroht sogar
den Spreewald mit seiner wertvollen Natur und dem Tourismus. Der
Schlamm ist außerdem laut Untersuchungen des BUND Brandenburg stark
mit Schwermetallen und Arsen belastet.

Sascha Maier, Vorstand des BUND-Brandenburg, erklärt: "Wir fordern
einen schnellstmöglichen Ausstieg aus der Braunkohleverstromung.
Außerdem muss das Bergbauunternehmen nach dem Verursacherprinzip alle
Kosten für Maßnahmen übernehmen, welche zur Einhaltung der
Wasserrahmenrichtlinie nötig sind. Damit dies auch nach einer
Insolvenz des Bergbaubetreibers gesichert ist, müssen die Gelder
dringend als Sicherheitsleistungen eingezogen werden. Zudem müssen
allgemein gültige Grenzwerte für die Einleitung der Grubenabwässer
aus Tagebaugebieten festgelegt und das Monitoring durch ein
geeignetes Netz an Messstellen ausgeweitet werden."

Bei der Förderung von Braunkohle in den Tagebauen der Lausitz werden
schwefel- und eisenhaltige Gesteine aus der Erde freigelegt. Bei
Kontakt mit Luft und Wasser zerfallen diese zu Eisenocker und
Schwefelsäure, welche über Grubenabwässer erst in kleine Bäche und
dann in die Spree fließen. Während der ockerfarbene Eisenschlamm im
Spreewald zurück bleibt, gelangt wasserlösliches Sulfat weiter
flussabwärts und stellt ein Problem für die Trinkwasserförderung von
Frankfurt (Oder) und Berlin dar. Sulfat kann in hohen Menge im
Trinkwasser zu gesundheitlichen und ökologischen Effekten führen,
beispielsweise bei Menschen und hier besonders bei Kindern Durchfall
und Erbrechen verursachen.

Für Interessierte lädt das Bündnis Kohleausstieg Berlin zum
Fachgespräch "Sulfatprognose für Berlin und Brandenburg: Bleibt unser
Wasser trinkbar?" ein. Die Veranstaltung findet am Donnerstag, den
15.03.18 von 17 bis 19.30 Uhr im Berliner Abgeordnetenhaus (Raum
107), Niederkirchnerstraße 5, 10117 Berlin-Mitte statt.

 * 
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KINO/5687: Bonn - "Das Mädchen Wadjda", Spielfilm aus Saudi-Arabien, 22. März 2018


Kino im Haus der Jugend: "Das Mädchen Wadjda" 



BN - In der monatlichen Kinoreihe, die in Kooperation mit dem
Förderverein Filmkultur Bonn angeboten wird, zeigt das Haus der Jugend
am Donnerstag, 22. März 2018, 18 Uhr, den Film "Das Mädchen Wadjda".
In dieser berührenden Geschichte geht es um das zehnjährige Mädchen
Wadjda, das am Stadtrand von Riad aufwächst und mit Mut und Witz ihre
eigenen Träume entgegen strenger Konventionen zu verwirklichen weiß.
Erzählt wird dieser Film von der saudischen Regisseurin und
Drehbuchautorin Haifaa Al Mansour. Es ist der erste Spielfilm aus
Saudi-Arabien - gedreht von einer Frau!

Empfohlen ist der Film ab 10 Jahren. Der Eintritt ist frei. Weitere
Infos im Haus der Jugend, Reuterstraße 100, Telefon 0228 - 24331153
oder unter www.hausderjugendbonn.de

 * 

Quelle:
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